


CROSSOVER-KONGRESS 1 
Machtwechsel für den Politikwechsel I 

Konferenz der Zeitschriften Andere Zeiten, 
Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft spw, Utopie kreativ 

am 13.  und 14.12.1997 in der Ruhr-Universität Bochum 

Projekte f ü r  eine solidarische u n d  ökologische Gesellschait 
Der Neoliberalismus in der Spielart der konservativen Parteien in Europa scheint an Grenzen zu stoßen. Die Regierungswechsel in Groß- 
britannien und Frankreich machen deutlich. daß die Bevölkerung offensichtlich nicht mehr gewillt ist, einem einfachen "weiter so" ihre 
Stimme zu geben. Und auch in Deutschland deuten Umfragen darauf hin, daß ein Regierungswechsel im kommenden September 
möglich ist. 
Aber ein Regierungswechsel bedeutet nicht schon für sich eine neue Politik. Neoliberale Prämissen haben auch Eingang gefunden in das 
Denken und Handeln sozialdemokratischer und grüner Parteien. Der dringend notwendige ökologische und soziale Umbau bedarf aber 
eines radikalen Bruchs mit der neoliberalen Spaltungspolitik. 
Im Mittelpunkt des Kongresses stehen sowohl programmatische Eckpunkte einer neuen, radikalen Reformpolitik als auch die Bedingun- 
gen für Herausbildung gesellschaftlicher Träger einer neuen Politik. 
Der Kongreß will dazu beitragen, daß dem möglichen Machtwechsel in BonnIBerlin auch ein Politikwechsel folgt. Wir brauchen einen 
solidarisch-ökologischen New Deal. 

Geplanter  Ab lau f  

Samstag 3,Wirtschaftsdemokratie - lnvestitionslenkung - 
12.30 Uhr: Eröffnung Verbraucherdemokratie 

Kurzreferate von internationalen Gästen - 4. Arbeitszeitverkürzung und doppelte 
Erfahrungen und Perspektiven linker Politik in Umverteilung 
verschiedenen europäischen Staaten 5. Bildungs- und Ausbildungsoffensive 
Ken Coates (Großbritannien), Alain Lipietz 6. Steuerreform - Umverteilung (es ist noch offen. 
(Frankreich), Luciana Castellina (Italien) ob  dieses Forum stattfindet) 

12.00 - Sonntag  
17.00 Uhr: Foren 10.00 - 

Alternativen zum Neoliberalismus - 13.00 Uhr: Podiumsrunde Perspektiven und Bedingungen eines 
Eckpunkte einer radikalreformerischen Politik solidarisch-ökologischen New Deals u.a. mit 
Auf den Foren sollen Reformprojekte für eine Margret Mönig-Raane (Vorsitzende der HBV), 
andere Politik konkretisiert werden. Barbara Unmüßig (WEED). des weiteren angefragt 
1 .Ökologische Steuerreform -ökologisches Friedhelm Hengsbach, Kurt Hübner 
Zukunftsinvestitionsprogramm 
2.öffentlich geförderte Beschäftigung - Weitere Informationen und Anmeldung bei 
Gestaltung eines neuen Sektors - Joachim Schuster, Brokstr. 58, 28203 Bremen, 
linke Mittelstandspolitik Tel.1Fax: 0421174923 

spw-Jahrestagung 1997 in Springe bei Hannover 
,,Sozialdemokratie und sozialistische Linke - zur Zukunft der SPD" 

'rCrnx-9 

20.00 Uhr: Zwischen Blair und Jospin - sozialdemokratische 
Optionen in Europa. 
Thorben Albrecht, Internationaler Sekretär der 
Jusos 

Samstag 
9.00 Uhr: Der Zeitgeist und die Linke - Intellektuelle 

Strömungen und Zentren, ihre Bedeutung für 
Bewegungen und Parteien. 
Hermann Scheer, Md0 und Mitglied des SPD- 
Parteivorstands 

14.00 Uhr: Machtwechsel = Politikwechsel? Die SPD vor dem 
Parteitag und den Wahlen. 
Andrea Nahles, Juso-Bundesvorsitzende 

16.00 Uhr: Sozialdemokratie und sozialistische Linke - Thesen 
zur Zukunft der spw. 
Vorstellung durch den spw-Arbeitsausschuß und 
Generaldebatte 

Sonn tag  
9.00 Uhr: Festlegungen zur weiteren Diskussion u m  die 

Zukunft der spw 
11 .OO Uhr: Gesellschaftsversammlung und Vereinsvenamm- 

lung mi t  Neuwahl des Arbeitsausschusses 

Wer Interesse an der Tagung hat und weitere lnformationen 
haben will. kann sich bei der Redaktion melden. 

suchung, in der die staatstragende 
Bürokratie eine Schlüsselrolle spielt. 
Daher sieht Bauer klar die zentrale 
Rolle, die dem Siaat, der vor dem 
Kapitalismus da ist. und dessen 
höchsteigenen (ökonomischen und 
politischen) Sonderinteressen bei 
der Entstehung und Durchsetzung 
des modernen (industriellen) Kapita- 
lismus zukommt. 

Bauers Unvollendete 1 - d i e  
soziale Formenlehre 
Otto Bauer sah seine Studie zur Na- 
tionalitätenfrage nur als Teil der not- 
wendigen „systematische(n) Selbst- 
besinnung über die in den Grund- 
sätzen der materialistischen Ge- 
schichtsauffassung enthaltenen Be- 
griffe und ihre Verknüpfung" (VII, 
939). Wie über sechzig Jahre später 
die intellektuelle Neue Linke war 
Bauer als Sozialwissenschaftler faszi- 
niert von der bei Marx vorgefunde- 
nen. von seinen Anhängern (von 
Kautsky ebenso wie von Lenin) aber 
in der Regel vernachlässigten Form- 
analyse: Gerade in der Marxschen 
Tradition dürfe man sich nie mit 
dem Benennen des Inhalts sozialer 
Phänomene zufrieden geben; das 
..formale Element in ihnen" sei 
ebenso wichtig. Man müsse stets 
auch die ,,eigenartigen Formen, in 
denen dieser Inhalt in Erscheinung 

tritt", analysieren und in ihren richti- 
gen, sozialen Zusammenhang stel- 
len (VII, 939). Systematisch betrie- 
ben, führe das zur ,,exakten Unter- 
scheidung der verschiedenen For- 
men der sozialen Verbände und der 
sozialen Institutionen" oder zur 
.,soziale(n) Formenlehre" (VII. 939). 
Der Zweck dieser Übung sei es. eine 
brauchbare ..Lehre von den Mittel- 
gliedern" (d.h. sozialen Gruppen 
und Institutionen) zu entwickeln. 
über die die konkreten individuellen 
und kollektiven Bewußtseinserschei- 
nungen (wie 2.0. nationale Vorurtei- 
le. Ausländerhaß) mit den jeweiligen 
Produktionsverhältnissen verknüpft 
seien Wll. 940). 

An diesem Projekt hat Bauer zeit- 
lebens festgehalten. In späteren. po- 
litischen Schriften hat er es gele- 
gentlich auf eine provozierende For- 
mel verkürzt: Die ..Qualitäten des 
subjektiven Faktors [sind] ebenso als 
Resultate objektiver Faktoren zu be- 
greifen wie die objektiven Faktoren 
als Resultate subjektiven Handelns" 
(IX, 739). oder kurz: ..Dersubjektive 
Faktor ist ein Produkt objektiver Fak- 
toren" (IV. 392). Und die sozialen 
Formen gehören ebenso zu den ob- 
jektiven, Subjektivität und Bewußt- 
sein prägenden Faktoren wie die be- 
rühmten Produktivkräfte. Den ,,ge- 
planten Grundriß einer sozialen For- 

menlehre". die Darstellung der in 
der Marxschen Geschichtsauffas- 
sung angelegten ..Lehre von den so- 
zialen Gruppen, von den Mittelglie- 
dern zwischen den Produktivkräften 
und dem lebendigen Individuum'' 
(VII, 941. 949) hat er nie beenden 
können. So wie er als junger Mann 
den ,,Fetischismus des Nationalcha- 
rakters" zu entzaubern suchte, hat 
er sich später ständig bemüht. die II- 
lusionen. Vorurteile, Vorstellungen 
politischer Freunde wie Gegner zu 
erklären, aus ihrer sozialen Bedingt- 
heit und Formbestimmtheit begreif- 
lich zu machen. In seinen zahl- 
reichen politischen Schriften. von 
der Österreichischen Revolution von .Nicht die Köpfe 
1923 (siehe I!, 489ff.) bis hin zu sei- einschlagen, die 
ner letzten Arbeit (Die illegale Partei Köpfe gewinnen!' 
posthum 1939 veröffentlicht, vgl. (Otto Bauer. Die 
IV. 347ff.). finden sich Elemente österreichische 
einer politischen Soziologie der Revolution, 1923) 
Demokratie und der Arbeiterbewe- 
gung, bis heute brauchbare und in 
vielem unübertroffene Ansätze einer 
.,politischen Formenlehre". rpw 

1 Wir bringen in diesem Heft den ersten 
Teil dieser Aitikelr. Die meite Hälfte mit 
den Literaturhinweiren werden wir in 
der nächsten Auroabe der rDw veröf- 
fentlichen. 

2 Im folgenden wird dieOtto Bauer Werk- 
auigabe. erschienen im Europa Verlag, 
Wien 1976 - 1980. ro zitiert: römisch 
Bandnummer, arabkch - Seitenzahl 
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THEORETIKERIINNEN 

IN HALT Wie für jedes soziale 
Phanomen gilt für 
Bauer auch für die 

Nationalitätenfrage: 
.Das nationale 

Bewußtsein kann nur 
aus dem nationalen 

Sein verstanden 
werden und nicht 

umgekehrt' 

756) sei aber erst noch zu schaffen duen prägt. die Form. in der eine 
.,Kulturgemeinschaft" durch eine 
gemeinsame Geschichte hindurch 
jeweils zu einer ,.Charaktergemein- 
Schaft" wird. Die den Charakter prä- 
gende gemeinsame Geschichte, die 
historische ..Schicksalsgemein- 
schaft" ist dabei entscheidend: Un- 
ser Nationalcharakter, betont Bauer, 
ist das ,.Historische in uns". ein 
Stück ,,geronnener Geschichte" un- 
seres Volkes. an dem wir durch Ver- 
erbung körperlicher und geistiger 
Anlagen so wie durch kulturelle 
Überlieferung, durch Erziehung und 
gewohnheitsmäßigen Umgang mit 
Menschen gleichartigen Charakters 
Anteil haben (I. 182. 184). Der Na- 
tionalcharakter, das ,,Produkt ererb- 
ter Eigenschaften und überlieferter 
Kulturgüter" (I. 185). erweist jedes 
Individuum als Produkt einer be- 
stimmten Gesellschaft. 

In allen Klassengesellschaften 
besteht eine kulturelle Scheidung 
zwischen oben und unten. Eine ge- 
meinschaftliche Kultur bildet sich 
zuerst nur in den herrschenden Klas- 
sen aus. die auch die Gebildeten 
umfassen; die arbeitenden Klassen 
sind in der Regel von den Kulturge- 
meinschaften der Herrschenden 
ausgeschlossen, sie bilden die ,.Hin- 
tersassen der Nation" (I, 180). Erst 
im modernen Kapitalismus und 
dank der Volksschule, der allgemei- 
nen Wehrpflicht und der Erweite- 
rung des Wahlrechts entsteht so et- 
was wie eine nationale Kulturge- 
meinschaft, die lokale, Berufs- und 
Klassengrenzen übersteigt (vgl. I. 
146ff.). Durch Eroberung und Kolo- 
nisierung kommt eine Scheidung 
zwischen historischen Nationen. die 
aus herrschenden und beherrschten 
Klassen bestehen. und geschichtslo- 
sen Nationen, die nur aus be- 
herrschten und ausgebeuteten Klas- 
sen bestehen. zustande; denn die 
Herrenvölker unterdrücken und ver- , 
nichten in der Regel die herrschen- 
den Klassen der unterworfenen VöI- 
ker, die deren nationale Kultur tra- 
gen. Aber unterworfene Nationen 
müssen nicht für alle Zeiten .ge- 
schichtslos" bleiben. Das ,,Erwachen 
der geschichtslosen Nationen'' ist 
nach Bauer eine der ,,wichtigsten 
Begleiterscheinungen" der moder- 
nen kapitalistischen Entwicklung (I, 
52f.. vgl. 322ff gegen Engels!). Kon- 
kurrenz und Migration erklären das 
Phänomen des nationalen Hasses im 
modernen Kapitalismus. Nationaler 
Haß ist, wie Bauer am Beispiel des 
Juden- und Deutschenhasses vor- 

führt. nichts anderes als .,transfor- 
mierter Klassenhaß" (I, 31 5). der mit 
Umwälzungen der Sozialstruktur zu- 
sammenhängt. Im Gegensatz zur 
Tendenz zur Nivellierung aller Mas- 
sen- und Volkskultur im entwickel- 
ten Kapitalismus werden sich die so- 
zialistischen Gesellschaften weit 
stärker kulturell und damit national 
differenzieren, weil hier zum ersten 
Mal eine klassenübergreifende na- 
tionale Kultur möglich und zugleich 
notwendig wird (vgl 1, 163. 166ff.. 
180. 194 u.ö.). Mit der Einebnung 
der Klassenunterschiede geht nach 
Bauers Vorstellung gerade eine 
schärfere Differenzierung der Natio- 
nen einher. 

Das Buch ist ein noch heute sehr 
lesenswerter Abriß der Kultur- und 
Sozialgeschichte (nicht nur) 
Deutschlands und Österreichs. Bau- 
ers Untersuchung des Problems der 
nationalen Minderheiten ist höchst 
aktuell: wie. unter welchen Bedin- 
gungen und mit welchen Folgen 
Menschen verschiedener Nationali- 
tät in einem Staat bzw. in einem 
Staatensystem zusammenleben kön- 
nen und in welchen Formen ihre In- 
tegration ablaufen kann. das hat er 
191 1 in einer Reihe von ,.Assimilati- 
onsgesetzen" (sieben sind es) zu- 
sammengefaßt (vgl. VIII. 603ff.). 

Aber die ,,Nationalitätenfrage" 
ist weit mehr: Man kann sie auch als 
ersten Versuch einer ausgearbeite- 
ten historischen Soziologie des mo- 
dernen Staates lesen. der politischen 
Form. die .,mit der Warenprodukti- 
on entstanden ist und mit ihr ver- 
schwinden wird" (I. 186). Bauer be- 
ginnt mit den italienischen Stadtre- 
publiken. der ersten Gestalt des mo- 
dernen, aber noch keineswegs 
durch und durch bürgerlichen, ge- 
schweige denn kapitalistischen Staa- 
tes. Bezeichnend für Bauer ist es. 
daß er die Übergangs- und Zwi- 
schenformen des Staates. die histo- 
risch zum bürgerlichen Staat hinfüh- 
ren, die ,.interessanten Mischbildun- 
gen" (I. 272) und ..Zwischengebil- 
de" (1, 254) wie den Ständestaat 
ausführlich analysiert und als histori- 
sche Formen von ,.Doppelherrschaft 
und Doppelverwaltung" erklärt (vgl. 
1, 255ff.). Er analysiert die verschie- 
denen Entwicklungslinien des mo- 
dernen Staates in Europa und zeigt, 
wie und warum sie im Laufe des 19. 
Jahrhunderts in die noch heute be- 
stehende Form des .,Nationalstaatsu 
und nur in wenigen Ausnahmefällen 
in die des .,Nationalitätenstaates" 
mündet (vgl. I, 229ff.). Eine Unter- 

(vg . oazu Ba~ers Skizze einer mani- 
st scnen Erkenntnislehre Das LIVelr- - ~. 
bild des Kapitalismus, 11, 887-933). 

Otto Bauer ist auch einer der er- 
sten. der die Bedeutung der Analyse 
der Ware in Marx' Kritik der Politi- 
schen Ökonomie sieht (wohlge- 
merki. 60 Jahre vor der neuen Lin- 
ken!). Indem Marx die Werte der 
Waren als Resultat besonderer sozia- 
ler Beziehungen der Menschen zu- 
einander faßt. die im Wert einen 
quantitativen, überindividuellen und 
dinglichen Ausdruck erhalten. gren- 
ze er das ,,besondere Problem der 
Sozialwissenschaft" ab und begrün- 
de die politische Ökonomie als Sozi- 
alwissenschaft (VIII, 198, 199). Der 
Begriff der Arbeit sei ,.der zentrale. 
Begriff des Marschen Systems" 
(VIII. 200). weil damit die sozialen 
Beziehungen der Menschen unter- 
einander mit den Beziehungen, in 
denen die Gattung Mensch zur Na- 
tur steht, mithin Sozial- und Natur- 
wissenschaft verknüpft werden. 
Ohne Werttheorie, die auf dem Be- 
griff der gesellschaftlichen Arbeit 
aufbaut, gibt es für Otto Bauer keine 
empirisch-analytisch brauchbare 
Ökonomie, obwohl er die Schwach- 
stellen der Marxschen Darstellung 
klar sieht (vgl. z.B. VIII, 374). 
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Ralf Krämer, Benny Mikfeld, Sigrid Skarpelis-Sperk 
................................................. . . Politikwechsel oder ,.Innovation" A la Schröder? 

Klaus Hahnzog 
Der große Lauschangriff: Es ist höchste Zeit zum Widerstand! ................................... 
Björn Wiele 
Das SPD-Desaster von Hamburg 

Heike Schneppendahl 
Shell? - Boykottier ich! Krise. Jugend und Politik .......................................................... 
Uta Biermann 
Die Nolte-Wend 

, , 

Sanfter Tourismus mit der Naturfreundejugend Deutschlands ...................................... 
Initiative für eine sozialistische Politik der SPO 
Vorwärts zu Taten 

BONN APART 

Michael Rüter. 
Regierungsprogramm statt Rotweinführer ............................................................ 

ARBEIT - ZEIT UND GELD 
' .Die gröüte Schwie- 

rigkeit aber ist die 
unglaubliche 

Dummheit und 
Feigheit der Bour- 

geoisie. Sie zwingt 
uns einfach dazu, 

vieles selbst zu 
machen, was wir viel 

lieber den Bügerli- 
chen allein überlas- 

sen mdchten, 
Verantwortung zu 
übernehmen, die 

uns eigentlich gar 
nicht zukommt. 

Darin liegt für die 
nächste Zeit die 
grüßte Gefahr.' 

Otto Bauer. Brief an 
Friedrich Adler. 24. 

Oktober 1918) 

Gisela Notz 
Wi(e)der die Rückkehr der Dienstbotinnengesellschaft ................................................. 

POLITIKWECHSEL 

Kurt Neumann 
.. Der Un-Sinn der Tolerierung ........................................................................................ 

Bauers Pionierarbeit - Die 
.,Nationalitätenfrage" 
Mit dem Buch ,,Die Nationalitäten- 
frage und die Sozialdemokratie" 
(1907, siehe 1, 49-622) wurde Bauer 
auf einen Schlag bekannt. Für die 
Sozialdemokratie im Vielvölkerstaat 
Österreich-Ungarn war das eine Le- 
bensfrage: Als einzige nicht national 
organisierte Partei mußte sie sich 
ständig gegen den nationalen Spalt- 
pilz wehren. Seit 1905 war die na- 
tionale Spaltung der Partei, dann 
auch der Gewerkschaften und Ge- 
nossenschaften iß Gang. 

Otto Bauer will die nationalen Ei- 
genarten und Unterschiede aus dem 
historischen Prozeß der Differenzie- 
rung und Integration von Kulturen 
erklären. Den Individualisten gilt die 
Nationalität als Illusion, den Natio- 
nalisten als naturgegeben; Otto 
Bauer betrachtet sie zum ersten Mal 
konsequent als soziales und damit 
historisches Phänomen. Wie für je- 
des soziale Phänomen gilt auch hier: 
,,Das nationale Bewußtsein kann nur 
aus dem nationalen Sein verstanden 
werden und nicht umgekehrt." (I, 
11 3) Die Nation ist eine der Formen, 
in denen die Gesellschaft die Indivi- 

GEWALT UND ZIVILISATION 

Frank Wilhelmy 
..................................................................................... Einleitung zum Schwerpunkt 

Frank Wilhelmy 
Zivilisation und Barbarei .............................................................................................. 
Kristina Augst 
Gewalt gegen Frauen -die Perspektive des weiblichen Körpers .................... ... ....... 
lngo Siebert, Holger Thärichen 
Allaemeine Wehr~flicht und Gewaltsozialisation ......................................................... - 
Dieter 5. Lutz 
Sicherheitspolitik und die Stärke des Rechts ................................................................. 
Wahid Samimy 
Afghanistan - das Debakel eines vergessenen Staates ................................................... 

EUROPA UND DIE LINKE 

Horst Arenz, Uwe Hiksch; Ralf Hansen; Heiko Thomas 
Diskussionsbeiträge zur Debatte um den EURO und die Perspektiven der EU ................ 
Joachim Schuster 
Vorbild oder Propaganda?"Anmerkungen zum sogenannten holländischen Modell ..... 

ÖKOLOGISCHER UMBAU 

Mechtild Rothe 
Perspektiven Erneuerbarer Energien in der Europäischen Union ................................... 

THEORETIKEWINNEN 

Michael Krätke 
Otto Bauer (1881 -1938) - Die Mühen des Dritten Wegs (Teil 1) .................................... 
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Politi kwechsel haupt ist weniger das emphatische Daß wirtschaits- und sozialpoliti- 
Bekenntnis zu Innovation und Soit- sche Positionen. die im Berliner 
zentechnologien sonderlich span- Grundsatzprograrnm noch eine her- 

oder ,,lnnovation" fast nend; allen diese Töne relevanten sind zurecht politischen von vorragende wie eine Stellung Politik ausgewählter einnehmen, 

a la Schröder? Kräften in allen entwickelten In- Wachstumsfelder. Wirtschaftsde- 
dustriegesellschaften zu hören - mokratie oder Gleichstellung der 
Stillstand kann schließlich keine ge- Geschlechter, nicht mehr auftau- 

Kritik des Antrags ,,Innovationen für Deutschland" sellschaftliche Maxime sein. Bemer- chen, wundert kaum noch. Es ist 
des SPD-Parteivorstands kenswert ist, daß hier in erzter Linie aber unerträglich. wenn ,.Sozialde- 
von Ralf Krämer, Benny Mikfeld und Sigrid Skarpelis-Sperk' auf die Entfesselung der Marktkräfte mokratie" mehr als ein Marketingla- 

Dies ist eine im Kern 
neoliberale Position. 

Die notwendige 
Alternative zur 

hemchenden Politik 
wird damit nicht 

formuliert. Der 
schwerwiegendste 
Mangel ist jedoch, 

daß der Antrag 
keine wiiksdme 

Strategie zur 
Bekämpfung der 

Massenarbeitslosig- 
keit aufzeigt, 

I n den letzten Wochen hai ein 
Leitantrag des SPD-Parteivor- 
Stands für den Bundesparteitag 

Anfang Dezember unter dem Titel 
,,Innovationen für Deutschland" gro- 
ße öffentliche Resonanz gefunden, 
der auf den kurz zuvor von Kanzler- 
kandidatenkandidat Schröder veröf- 
fentlichten ,.Eckpunkten einer sozi- 
aldemokratischen Modernisierungs- 
und Reformpolitik"' basiert und die 
wirtxhaftsoolitische Marschrich- 
tung der SPD im Wahlkampf vorge- 
ben soll. Zwar wurde der Antrag im 
Parteivorstand am 15.09.97 bei nur 
drei Gegenstimmen' als Diskussions- 
grundlage beschlossen. doch an- 
schließend interne Kritik und Anre- 
gungen in der Pressekonferenz 
übergangen. Ein breiter Konsens 
wurde präsentiert, den es gar nicht 
gibt. Insbesondere von Gewerk- 
schafterlnnen. Parteilinken und Ju- 
sos wurde bereits heftige Kritik ge- 
übt.3 

Neoliberale G~ndor ien t iemng  
Auf seinen 25 Seiten (in der dem 

Parteivorstand vorgelegten Fassung, 
darauf beziehen sich auch im fol- 
genden die Seitenzahlen) enthält 
der Antrag ..Innovationen für 
Deutschland" viele Passagen, die be- 
kannte sozialdemokratische Ziele 
wiederholen und auch eine Reihe 
von Forderungen zur Förderung von 
Innovationen, gegen die grundsätz- 
lich nichts einzuwenden ist. Aller- 
dings ist das häufig so schwammig 
und unkonkret formuliert, daß zu 
viele - auch problematische - Inter- 
pretationen möglich werden. Über- 

und die öffentliche Förderung der so 
vorgegebenen Entwicklungsrichtun- 
gen gesetzt wird und dies zugleich 
als zentraler Ansatz gegen Massen- 
arbeitslosigkeit und soziale und öko- 
logische Krise verkauft wird. 

Dies ist eine im Kern neoliberale 
Position. Die notwendige Alternative 
zur herrschenden Politik wird damit 
nicht formuliert. Auf Forderungen 
zur sozialen und ökologischen 
Steuerung von Innovation und sozi- 
al-ökonomischer Entwicklung wird 
weitgehend verzichtet. Der Staat 
wird weitgehend auf eine Nacht- 
wächter- und Moderatorenrolle re- 
duziert, gibt den Anspruch auf de- 
mokratische Gestaltung gesell- 
schaftlicher Verhältnisse auf und 
entzieht sich somit seiner Verant- 
wortung." Die Frage nach Alternati- 
ven zu einer Strategie des bedin- 
gungslosen Standortwettlaufs und 
nach Möglichkeiten. die internatio- 
nalisierte Ökonomie in demokratisch 
regulierte Bahnen zu lenken, wird 
erst gar nicht gestellt. Eine grund- 
sätzliche Kritik der neoliberalen 
Standort- und Globalisierungsde- 
batte - deren Notwendigkeit Oskar 
Lafontaine in seinen Reden immer 
wieder betont - wird nicht vorge- 
nommen. 

Der schwerwiegendste Mangel 
ist jedoch, da8 der Antrag keine 
wirksame Strategie zur Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit aufzeigt. 
Äußerungen wie die Schröders. so 
könnten zwei Millionen Arbeitsplät- 
ze geschaffen werden, sind sachlich 
nicht nachvollziehbar und politisch 
gefährlich. weil sie auf Basis der hier 
vorgestellten Politik überhaupt nicht 
einzulösen sind. Außerdem reichen 
zwei Millionen neue Arbeitsplätze 
angesichts einer Arbeitsplatzlücke 
von minlerweile über 7 Millionen bei 
weitem nicht aus. Die SPD braucht 
ein ernstzunehmendes Konzept zur 
Wiederaewinnuna der Vollbeschäf- 

bel sein soll. 

Innovative Standortgemein- 
schafi statt sozial-ökologische 
Umbaupolitik 
Im wesentlichen soll sozialdemokra- 
tische Wirtschaftspolitik darin beste- 
hen. die richtigen Rahmenbedin- 
gungen für die Beteiligung deut- 
scher Unternehmen am internatio- 
nalen Standortwettlauf herzustellen. 
Dieser soll aber nicht in erster Linie - 
das bleibt immerhin als Abgrenzung 
von den Neoliberalen übrig - über 
Kostenkonkurrenz und insb. Lohn- 
kostensenkung, sondern über Quali- 
tätsvoßprünge in Branchen mit ho- 
her Technologieintensität ,.gewon- 
nen" werden. 

Die Logik des Textes wird viel- 
leicht arn besten an folgendem Zitat 
deutlich: ,Mit einer neuen Politik 
wollen wir die Ziele der europäi- 
schen Aufklärung und der europäi- 
schen Sozialdemokratie Freiheit, Ge- 
rechtigkeit, Solidarität und Teilhabe 
vewirklichen. Ökonomische Moder- 
nisierung und soziale Modernität 
müssen in Einklang stehen. Für diese 
Ziele wollen wir arbeiten. Um sie zu 
erreichen, müssen wir Deutschlands 
Stellung im Bereich wichtiger Spit- 
zentechnologien verbessern. " [ l  ] 

Zwar gibt der Antrag auch einen 
makroökonomischen, gesamtwirt- 
schaftlichen Rahmen vor. der kurz 
die Notwendigkeit einer konjunktur- 
gerechten Fiskalpolitik. einer Stär- 
kung der Binnenmärkte, einer Stabi- 
lisierung der Wechselkurse. einer 
wachstumsgerechten Zinspolitik 
und einer europäischen Harmonisie- 
rung der Steuerpolitik zumindest er- 
wähnt. Im Vordergrund steht je- 
doch die mikroökonomische Dimen- 
sion, d.h. eine Verbesserung der be- 
triebswirtschaftlichen Angebotsbe- 
dingungen durch eine Ausweitung 
von Forschungs- und Entwicklungs- 
Aktivitäten. die Flexibilisieruna des - - 
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Redaktion; Benny Mikfeld ist Mitglied des SPD-Parre;voßtands Halbierung der Arbeitslosigkeit bis Existenzgründungen und den Ab- 
und Juso-Bezirksvorsitzender Westliches Westfalen; Sigrid- 
Skarpelis.Sperk in ökonomin, MitglieddesSPD~Parteivorstands zum Ende der Legislaturperiode - bau staatlicher Regulierungen. Da- 
undnellv. Wirtschafrspolitische Sprecherin d e r S p ~ - ß ~ n d ~ ~ t ~ g +  und dieses Papier bietet dafür keine mit kann Politk aber höchstens eine 
fraktion sowie ~itherausgeberin der spw. Perspektive. weitere Erhöhung der Massenar- 

Moralismus der ethischen Soziali- 
sten auf den Leim zu gehen. Bevor 
sie es politisch tun. gehen sie bereits 
theoretisch einen dritten Weg - zur 
Erneuerung der sozialistischen 
Thwrie. Der gemeinsame Versuch. 
die ,,marxistische Geschichtsauffas- 
sung auf komplizierte, aller ober- 
flächlichen, schematischen Anwen- 
dung der Marxschen Methode spot- 
tende Erscheinungen anzuwenden" 
(Vlll. 1 lf.), führt sie zu einer metho- 
disch reflektierten, undogmati- 
schen. empirisch und historisch 
wohlinformierten Version von ..sozi- 
alwissenschaftlichem" Marxismus. 
In der politischen Wissenschaft ist 
Otto Bauer ihr Hauptvertreter. 

Marxismus als empirische 
Sozialwissenschaft 
Als Otto Bauer zur Sozialdemokratie 
stieß. war der ..Marxismus" so etwas 
wie die herrschende Lehre des Sozia- 
lismus und Marx-Kritik große Mode 
in der offiziellen, akademischen So- 
zialwissenschaft geworden. Bauer 
sah die zeitgenössische Marx-Kritik 
als Chance. die von Marx begründe- 
te Sozialwissenschaft von den Eier- 
schalen ihrer Entstehungszeit und 
von der Zwangsjacke des ,,Vulgär- 
rnarxismus" zu befreien. Der Vulgär- 
marxismus (gemeint sind Kautsky 
und Lenin neben vielen anderen) wie 
sein Gegenstück, der Revisionismus, 
pflegt einzelne, ähnlich klingende 
Aussagen, in denen Man die allge- 
meinsten Resultate seiner Forschun- 
gen zusammenfaßte, aus ihrem hi- 
storischen und systematischen Zu- 
sammenhang zu reißen und sie in 
ihrer allgemeinsten Fassung zu dog- 
matisieren - mitsamt der Marxschen 
Redeweise. Die Methode sowie der 
theoretische Erklärungs- und Be- 
gründungszusammenhang der ein- 
zelnen Aussagen gehen dabei verlo- 
ren - zusammen mit dem Reichtum 
an modifizierenden Einzeluntersu- 
chungen und relativierenden Aussa- 
gen, die es bei Marx und Engels 
eben auch gibt. Das gilt auch für die 
,,landläufige Marx-Kritik", die von 
Marx nur weiß. was auch der Vul- 
gärmarxismus weiß (vgl. VII. 929f; 
IX. 65f u.0.). 

Die Austromarxisten waren die 
ersten. die Marx' Hauptwerk Das Ka- 
pital vollständig in allen drei Bänden 
studieren konnten (1885 erschien 
der zweite, 1894 der dritte Band, bis 
1909 waren die Theorien über den 
Mehrwert in Kautskys gekürzter 
Ausgabe erxhienen). Sie lasen es 
daher nicht mehr, wie noch Marx' 

Zeitgenossen. als .ein historisches 
Werk". Otto Bauer ist einer der aller- 
ersten. der im Manschen Kapital die 
Konturen und die Methode einer 
neuen Wissenschaft entdeckte. Er 
las es als eine systematische. theore- 
tische Untersuchung. in der Marx 
seine .,eigenartige Methode" zu- 
gleich vorführt und begründet (vgl. 
VII, 927, 931ff.). Soll die Marnche 
Theorie ,.kein Schema sein, das uns 
beherrscht, sondern nur eine Me- 
thode. die wir beherrschen" (VII, 
938). muß man ihre Eigenarten be- 
griffen haben. 

Die zeitgenössische Schulphilo- 
sophie des Neukantianismus bestritt 
prinzipiell die ,,Möglichkeit einer 
kausalen Gesetzeswissenschaft von 
der gesellschaftlichen Entwicklung" 
(IX. 755). mithin die Möglichkeit ei- 
nes wissenschaftlichen Sozialismus. 
Dagegen behauptete Otto Bauer - 
im Anschluß an Max Adler -. daß 
Man in der Tat eine empirische. ex- 
akte. kausale. mathematische Geset- 
zeswissenschaft vom sozialen Leben 
begründet habe (vgl. VII, 880, 891, 
932); seine Methode sei die der 
,.modernen Wissenschaft", die 
empirische Mannigfaltigkeit auf 
allgemeine Gesetze, qualitative Be- 
stimmungen auf meßbare quantita- 
tive Veränderungen zu reduzieren 
suche. Marx' .,begriffliche Bearbei- 
tung" des historischen Materials 
habe im Kapital das .,erste mathe- 
matische Bewegungsgesetz der Ge- 
schichte" erbracht (Vll. 936f; VIII. 
196) und eine diskursive. ,,ihrem 
ganzen Verfahren nach mathemati- 
sche Wirtschaftslehre" begründet 
(11, 929). Marx' Daßtellungsweise sei 
zu verbessern, weg von der Bilder- 
sprache, hin zu eindeutiger abstrak- 
ter Begriffsbildung (VIII, 378). Die 
vielgenihmte Dklektk sei jedoch 
durchaus kein Unsinn. Marx ahme 
im Kapital m a r  Hegels Verfahren 
nach. aber er löse es aus seiner 
ontologischen Verkleidung. Das 
kann er, so Bauer, weil Hegel bei der 
.Durchführung der Dialektik im ein- 
zelnen". in seiner Logik, der Natur- 
wissenschaft seiner Zeit folge und 
eine ,.Beschreibung des Verfahrens 
der mathematischen Naturwissen- 
schaft" (11. 921) gebe. 

Daraus folgt: Marxismus ist keine 
Philosophie, keine Weltanschauung. 
sondern steht für empirische Sozial- 
wissenschaft. Der sozialwissen- 
schaftliche Marxismus ist mit allen 
mbglichen Weltanschauungen und 
Philosophien vereinbar, weshalb die 
Austromarxisten prinzipiell, nicht 

aus taktischen Erwägungen, Religi- 
on und Philosophie zur Privatsache 
erklären. Für die .,Wissenschaft von 
der Entwicklung der menschlichen 
Gesellschaft"(lll, 492). die der Sozia- 
lismus braucht, ist es gleichgültig. 
welche Weltanschauung die richtige 
ist, die der Materialisten (Plecha- 
now. Lenin). die der Positivisten oder 
die der Kantianer (Max Adler). Was 
von der Philosophie im traditionellen 
Sinn bleibt. ist ein Zweig der Sozial- 
wissenschaft, die .,historisch-soziale 
Erkenntnislehre'' (11, 933). die die 
Weltbilder und Philosophien, mit- 
samt den jeweils vorherrschenden 
Auffassungen von Natur- und Sozi- 
alwissenschaft ,.in ihrer gexhichtli- 
chen Abhängigkeit, in ihrer zeitli- 
chen Bedingtheit zu begreifen [hat] 
und uns dadurch von ihrem Bann .. 
befreien" kann (11. 931). Max Adler 
hat nach Bauer die Marxisten vom 
Bann des naturwissenschaftlichen, 
mechanischen Materialismus befreit 
(VI, 70Bf.) (ein Bann, unter dem ein 
Großteil der Sozialwissenschaften 
bis heute steht). Die eigentliche 
,,Lehre von den historischen Voraus- 
setzungen der Erkenntnis bestimm- 
ter Geschichtsepochen. Gesell- 
schaftsordnungen. Klassen" (IX, 
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schaften (einige seiner Reden an Par- 
teiorganisationen sind wiedergege- 
ben in der Werkausgabe, Bd. VI, 
301ff.). Als Frontoffizier der k.u.k. 
Armee im ersten Weltkrieg wußte er 
aus eigener Erfahrung. wovon er 
sprach. wenn er vor Krieg und Bür- 
gerkrieg warnte. Er war ein tapferer 
Mann. der weder aufgebrachten 
Volksmengen noch revolverschwin- 
genden Faschisten, wie sie damals 
auch ins österreichische Parlament 
Einzug hielten. aus dem Wege ging. 
Im Gegensatz zur herrschenden Le- 
gende war er sich als Sozialist und 
Führer der weitaus stärksten politi- 
schen Partei und sozialen Bewegung 
seiner Verantwortung für das Land 
sehr bewußt. Er hat das Wort von 
der ,,Verantwortung vor den Müt- 
tern des Landes" geprägt. was heute 
pathetisch klingt. aber sehr ernst ge- 
meint war. Für ihn galten auch im 
Umgang mit politischen Gegnern 
moralische Normen. Anstandsre- 
geh. die er zu den notwendigen 
Voraussetzungen einer funktionie- 
renden Demokratie zählte (vgl. VII, 
40Bf.). 

Er stammte aus dem gebildeten. 
wohlhabenden jüdischen Bürger- 
tum: die Leitung der väterlichen Tex- 
tilfabrik zu übernehmen. schlug er 
aus. Er kam als Theoretiker, .,vom 
wissenschaftlichen Sozialismus her'' 
zur Arbeiterbewegung: ,.Als Marxist 
wollte und will ich ihr dienen", 
schrieb er 1910 (I, 763). Trotz chro- 
nischer Zeitnot war er ein äußerst 
produktiver und überraschend viel- 
seitiger Autor: Es gibt kaum ein Ge- 
biet der Sozialwissenschaften - von 
den ungelösten Problemen der 
Manschen Politischen Ökonomie. 
über dieTheorie der Nation und des 
modernen (Nationa1)Staates. die 
Funktionsweise der modernen, par- 
lamentarischen Demokratie. die So- 
ziologie der modernen Massenpar- 
tei, die Agrarfrage, die Untersu- 
chung der Struktu~eränderungen 
des Kapitalismus nach dem zweiten 
Weltkrieg, die Analyse der Entwick- 
lung des sozialistischen Experiments 
in der Sowjetunion, die Kulturge- 
schichte bis hin zur Erkenntnistheo- 
rie und Philosophiegeschichte, mit 
dem er sich nicht in Buch- oder Auf- 
satzform gründlich befaßt hat. So- 
weit es nach Marx eine politische 
Theorie gibt. die sich auf die neue 
Realität von Kapitalismus und parla- 
mentarischer Demokratie mit allge- 
meinem Wahlrecht nach den Um- 
wälzungen von 1917118 einläßt. fin- 
det sie sich bei Otto Bauer. 

Ot to  Bauer u n d  der ,,Austro- 
marxismus" 
In der Wiener sozialistischen Stu- 
dentenbewegung entstand um die 
Jahrhundertwende eine Gruppe 
marxistischer Intellektueller. zu der 
Otto Bauer als Jüngster stieß. Diese 
Gruppe um Karl Renner, Rudolf Hilf- 
erding, Max Adler, Gustav Eckstein 
gab seit 1904 die ,,Marx-Studien" 
heraus. in denen sie die .,bewußte 
Verknüpfung der marxistischen 
Denkresultate und -methoden mit 
dem gesamten Geistesleben, das ist 
mit dem Inhalt der philosophischen 
und sozialwissenschaftlichen Arbeit 
unserer Zeit" herstellen wollten (wie 
es im Vorwort zum ersten Band 
hieß). Seit 1907 war Otto Bauer ei- 
ner der Herausgeber der neuen 
Theoriezeitschrift Der Kampf. 

Die Austromarxisten wollten sich 
über die Grundlagen der Marxschen 
Theorie verständigen und sich der 
zeitgenössischen Kritik stellen. Sie 
wollten neue Erfahrungen verarbei- 
ten, Marx' Theorie auf neuen Ar- 
beitsfeldern erproben. sich mit der 
Sozialwissenschaft ihrer Zeit ausein- 
andersetzen. Hilferding tat das als 
Ökonom. Renner als Rechts- und 
Staatstheoretiker. Adler als Philo- 
soph und Wissenschaftstheoretiker 
und Otto Bauer als Soziologe, der 
sich das politisch vordringliche Pro- 
blem der nationalen Konflikte vor- 
nahm. Bis 1914 waren sie sich über 
ihr Arbeitsprogramm einig: ..Was sie 
vereinigte, war nicht etwa eine be- 
sondere politische Richtung. son- 
dern die Besonderheit ihrer wissen- 
schaftlichen Arbeit'' (VIII. 11). die 
aus der Auseinandersetzung mit den 
wichtigsten philosophischen und 
sozialwissenschaftlichen Strömun- 
gen ihrer Zeit - außerhalb wie inner- 
halb des ,,Marxismus" - entstand. 
Sie kritisierten einander öffentlich 
und machten eifrig Gebrauch von 
den O/or)Arbeiten der anderen. Ihre 
letzte gemeinsame Arbeit. geplant 
als Studie über den Manismus in der 
Praxis, beendete der Kriegsausbruch 
1914. 

Es ist gängig. aber grundfalsch. 
die Austromarxisten einfach dem 
..Marxismus der II. Internationale" 
zuzuschlagen. Sie setzen sich mit 
eben dieser Gestalt des zur Partei- 
doktrin mutierten Marxismus aus- 
einander. und sie brechen mit den 
Scheingewißheiten (Zusammen- 
bruch und Endkrise des Kapitalis- 
mus. Notwendigkeit des Sozialis- 
mus) der Orthodoxie. ohne dem Em- 
pirismus der Revisionisten oder dem 
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beitslosigkeit vermeiden - vermin- 
dern wird sie sie nicht. Im Grunde 
kapituliert sie vor der Massenarbeits- 
losigkeit und insbesondere vor der 
Herausbildung eines neuen ..Mezzo- 
giorno" in Ostdeutschland. 

Auch Zielsetzungen wie der Ab- 
bau von Chancenungleichheiten 
oder der ökologische Umbau der In- 
dustriegesellschaft scheinen nur 
noch dann angestrebt zu werden. 
wenn mehr qualifizierte Arbeitneh- 
merinnen benötigt werden oder 
Umwelttechnologie exportie* wer- 
den kann. Dabei wird alles als inno- 
vativ angesehen. was aufdem Welt- 
markt auf Nachfrage stoßen könnte. 
Dazu gehören selbstverständlich 
ökologische Zukunftstechnologien. 
aber auch Bio- und Gentechnologie 
und andere riskante und problema- 
tische ~echnologien. Lediglich zur 
Atomenergie wird festgestellt: ..Die 
SPD bleibt bei der Ablehnung der zu 
risikoreichen Atomkraft" [I71 - so 
ziemlich die schwächste und unkon- 
kreteste Formulierung. die man 
wählen konnte. 

Verzicht au f  Urnverteilung 
Obwohl die meisten ökonomischen 
Analysen belegen. daß die stagnie- 
renden Masseneinkommen (Löhne 
und Sozialeinkommen) für die Bin- 
nenmarktschwäche verantwortlich 
sind und das eklatante Auseinander- 
klaffen der Reichtumsschere offen- 
kundig ist. wird im Leitantrag fast 
vollständig außer acht gelassen. daß 
die derzeitige ökonomische und so- 
ziale Lage der Republik etwas mit 
der Durchsetzung von Interessen 
und veränderten Verteilungsverhält- 
nissen zu tun hat. Es ist eine völlige 
Fehleinschätzung, daß dieokonomi- 
schen und sozialen Probleme über- 
wiegend durch Innovationssteige- 
rung bei Beibehaltung der Vertei- 
lungsungleichheiten zu lösen sind. 

Der Satz im Abschnitt zum Sozi- 
alstaat. daß .,nicht alles finanzierbar 
(ist), was wünschenswert ist" 1231. 
ist ebenso banal wie in die Irre füh- 
rend. Er lenkt nur ab von der Frage, 
wie eine solidarische Finanzierung 
des Notwendigen organisiert wer- 
den kann. Diese scheitert nicht am 
mangelnden gesellschaftlichen 
Reichtum, sondern nur an seiner fal- 
schen Verteilung, insb. am zuneh- 
menden ,.Ausstieg" der Unterneh- 
men und reicher Privathaushalte aus 
der Finanzierung des Staates und 
der Infrastrukturen. Auch bei den 
Aussagen zum Bildungswesen ist 
zwar von allem Möglichen die Rede, 

aber nicht von der unabdingbaren 
Verbesserung der Finanzausstattung 
für Schulen und Hochschulen; die 
Finanzkrise wird nicht einmal als 
zentrales Problem benannt. Eben- 
falls nicht die Rede ist von mehr D e  
mokratie und Chancengleichheit. In- 
soweit - denn für seine bzw. ihre 
Äußerungen zur Bildungspolitik gilt 
das erst recht - hat Clement auch 
nur die halbe Wahrheit gesagt, als er 
seine (und wohl auch Schröders) Po- 
sition so formulierte: ,.Von dem Ziel 
der sozialen Gerechtigkeit durch 
Umverteilung müssen wir uns verab- 
schieden, wir können nur noch 
Chancengleichheit her~tellen."~ In 
Wahrheit bleibt auch der Ansatz zur 
Chancengleichheit auf der Strecke. 

Die Spaltung der Arbeltsgesell- 
schait  
Auch den Autorlnnen des Antrags 
ist klar, daß es für einen Teil der Ge- 
sellschaft keinen Platz in der ..inno- 
vativen Standortgemeinschaft" ge- 
ben wird. Hier lautet die Lösung: 
Aufbau eines Niedriglohnsektors, 
der staatlich subventioniert wird. 
.Für neue Arbeitsplätze mit niedri- 
gen Stundenlöhnen sollen die Mit- 
tel, die bisher für die Finanzierung 
von Arbeitslosigkeit verwendet wer- 
den, zur Entlastung von Sozialveßi- 
cherungsbeiträgen dienen." I201 
Damit sollen neue Arbeitsplätze v.a. 
bei personenbezogenen privaten 
Dienstleistungen geschaffen wer- 
den. Sozialhilfeempfängerlnnen sol- 
len von zusätzlich verdientem Geld 
einen höheren Anteil als bisher be- 
halten dürfen. .im Gegenzug zu die- 
sen positiven Anreizen für eine Ar- 
beitsaufnahme werden wir die ge- 
setzlichen Möglichkeiten anwenden, 
die sicherstellen, daß Sozialhilfe- 
ernpfänger angebotene Arbeit auch 
annehmen." [2116 Ergebnis ist ein 
verschärfter Zwang für Soziallei- 
stungsempfängerlnnen, (im Zusam- 
menwirkung mit der bereits vollzo- 
genen Abschaffung bisheriger Zu- 
mutbarkeitsgrenzen im Arbeitsför- 
derungsgesetz, von deren Wieder- 
einführung nirgends im Papier die 
Rede ist. trifft das auch Empfänge 
rlnnen von Arbeitslosenunterstüt- 
zung), jede noch so miese und mies 
bezahlte Arbeit anzunehmen. um 
damit aus der Arbeitslosenstatistik 
zu verschwinden.' 

Hier geht es weder um den Ver- 
such der (Re-)Integration von ar- 
beitsmarktpolitischen Problemgrup- 
pen in reguläre und existenzsichern- 
de Arbeitsverhältnisse noch um den 

Aufbau eines öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektors. der sich an 
tariflichen Standards des ersten Ar- 
beitsmarktes orientiert und sich auf 
die Bearbeitung sozialer, kultureller 
und ökologischer Bedarfsfelder rich- 
t e te  Die Zielsetzung ist ausdrücklich 
die Schaffung eines neuen Niedrig- 
lohnsektors und damit die Abseg- 
nung einer Polarisierung des Ar- 
beitsmarktes in einen hochqualifi- 
zierten und gutbezahlten Kernbe 
reich und ein Billiglohnsegment. in 
dem überwiegend unterhalb der bis- 
herigen niedrigsten Tariflöhne Jobs 
im Bereich konsum- und personen- 
bezogener Dienstleistungen verrich-. 
tet werden und der den dort Be- 
schäftigten (vor allem Frauen) so gut 
wie keine Aufstiegsperspektiven er- 
öffnet. Damit wird zugleich die 
Haushälterin und der Gärtner in sehr 
gut verdienenden Haushalten sub- 
ventioniert, während auf der ande- 
ren Seite dringende gesellschaftliche 
Bedarfsfelder wie der Ausbau des 
8ildungswesen und öffentlicher Kin- 
derbetreuungseinrichtungen als an- 
geblich unfinanzierbar unbefriedigt 
bleiben und die Forderung nach ei- 
ner höheren ..Zielgenauigkeit sozia- 
ler Transferleistungen" L241 in einer 
Weise vorgetragen wird, die durch- 
aus als Begründung für eine Fortset- 
zung des Sozialstaatsabbaus ver- 
standen werden kann. 

Senkung des Existenzminimums 
Damit verabschiedet sich die Sozial- 
demokratie nicht nur von der Forde- 
rung nach Vollbeschäftigung. Dieser 
Vorschlag öffnet die Schleusentore 
zur Demontage von tariflichen Stan- 
dards und setzt über massive Mit- 
nahmeeffekte der Unternehmen so- 
wie verschäriten Konkurrenzdruck 
auf bisher nicht subventionierte Be- 
schäftigte eine Abwärtspirale von 
Lohnsenkungen in Gang. So wird 
das Lohnniveau im gesamten Be- 
reich eher niedrig qualifizierter oder 
durch großes Überangebot an Ar- 
beitskräften gekennzeichneter Be- 
schäftigungen nach unten gezogen 
und die soziale, Polarisierung insge 
samt vergrößert werden. Zudem 
wird die Entkopplung zwischen in- 
novativer Kernbelegschaft und ei- 
nem Billiglohnsektor mit prekären 
Beschäftigungsverhältnissen eine 
weitere Entmachtung kollektiver In- 
teressenvertretung zur Folge haben. 

Zugleich sinken mit den Löhnen 
auch die Einnahmen der Sozialversi- 
cherungen und die Leistungsansprü- 
che der Beschäftigten noch weiter, 

Der Vorschlag zur 
Förderung eines 
Niedriglohnsektors 
öffnet die Schleu- 
sentore zur Demon- 
tage von tariflichen 
Standards und setzt 
über rnassk 
Mitnahmeeffekte 
der Unternehmen 
sowie verschärften 
Konkurrenzdruck auf  
bisher nicht subven- 
tionierte Beschäftig- 
te eine Abwäftspira- 
le von Lohnsenkun- 
gen in Gang. 
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Neben vielen 
problematischen 

Punkten fehlen 
zentrale Fonlerun- 

gen einer linken, 
solidarisch-äkologi- 

schen Alternative zur 
neoliberalen Politik. 

A u ~ i t u n g  öffentli- 
cher ZukunftsinvestC 
tionen, die langfristi- 
ge Stabilisierung der 
Massenkaufkaft, die 

Verkürzung der 
Arbekszeit oder die 

aktive Arbeitsmarkt- 
politik fehlen oder 

tauchen allenfalls in 
Halbsätzen auf. 

spielen aber real 
keine Rolle in der 

Konzention. 

und Rente oder Arbeislosenunter- 
stützung fallen für noch mehr Betrof- 
fene unter die Sozialhilfeschwelle. 
Auf der anderen Seite: Würden die 
heutigen Sozialhilfesätze und eine 
Einkommensanrechnung von 50%. 
wie sie der Antrag vorsieht, zugrun- 
degelegt. könnten viele Bezieher sol- 
cher Kombi-Löhne höhere Einkom- 
men erzielen als heutzutage Beschäf- 
tigte in unteren Lohngruppen. Diese 
müßten also auch subventioniert 
werden. und der steuerliche Freibe- 
trag für das Existenzminimum müßte 
mit dem Schwellenwert, bis zu dem 
Arbeitseinkommen subventioniert 
wird, harmonisiert werden. Die Folge 
wären gewaltige Mehrausgaben und 
Steuermindereinnahmen oder - und 
das ist die realistischere Perspektive 
angesichts der öffentlichen Finanzkri- 
se und der bisherigen Diskussion 
über das ,,Lohnabstandsgebot" -eine 
weitere drastische Senkung des ge- 
sellschaftlich normierten Existenzmi- 
n imum~.~  Wie teuer dieses Konzept 
den Staatshaushalt kommen wird 
und wie die neuerlichen Milliarden- 
subventionen aufgebracht werden 
sollen. bliebt unerwähnt: Angesichts 
des Zustandes der Sozialkassen und 
von 2.1 Billionen DM Staatsschulden 
sind diese Vorschläge schlicht aben- 
teuerlich. 

Linke Alternativen durchsetzen! 
Neben vielen problematischen 

Punkten, die hier nichtalle diskutiert 
werden konnten, fehlen wichtige 
Forderungen einer linken. solida- 
risch-ökologischen Alternative zur 
neoliberalen Politik. Insbesondere 
zentrale Strategien für eine wirksa- 
me Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keitI0 wie die Ausweitung öffentli- 
cher Zukunftsinvestitionen, die lang- 
fristige Stabilisierung der Massen- 
kaufkraft, die Verkürzung der Ar- 
beitszeit oder die aktive Arbeits- 
marktpolitik fehlen oder tauchen al- 
lenfalls in Halbsätzen auf. spielen 
aber real keine Rolle in der Konzep- 
tion. Fazit: In dem Antrag steht zwar 
zurecht, ,,Deutschland braucht ei- 
nen Aufbruch nach vorne und einen 
Politikwechsel" [I ] ,  aber dieser An- 
trag beschreibt den notwendigen 
Politikwechsel in dem, was die über- 
wältigende Mehrheit der Wählerln- 
nen bedrückt, jedenfalls nicht. 

Die argumentative Linie der An- 
tragsbefünvorter in den nächsten 
Monaten ist klar: für Innovation und 
Konsens und gegen Ideologie und 
Bedenkenträgertum. Dabei ist es nur 
scheinbar innovativ, alle Technologi- 

en zu fördern. ohne nach der gesell- 
schaftlichen und ökologischen Sinn- 
haftigkeit zu fragen - auch hier ist 
.Zielgenauigkeit" am Platze. Ein po- 
litischer lnnovationsbegriff der Sozi- 
aldemokratie muß darauf setzen. 
Problemlösungen für die nächsten 
Jahrzehnte zu entwickeln. Dazu 
wird die Fördewng von Produktent- 
wicklung genauso gehören wie 
neue politische Steuerungskonzepte 
und Formen der Zusammenarbeit - 
in jedem Fall ist mehr gestaltende 
Politik als bloße Rahmensetzung ge- 
fragt. 

Die Linke hat im Vorfeld und auf 
dem Bundesparteitag die Aufgabe. 
neben der Kritik des Leitantrags ihre 
Alternativen deutlich zu machen 
und durchzusetzen, sei es in Form 
eigener Anträge oder durch weitrei- 
chende Änderungen am Antrag des 
Parteivorstands. Es liegen auch be- 
reits Anträge vor, auf die sich die 
Linken dabei beziehen können, etwa 
der Antrag, Wege aus der Krise" des 
Landesverbands Bayern". vom Lan- 
desverband Schleswig-Holstein .Zu- 
kunftsinvestitionsprogramm Arbeit 
und Umwelt", und ein Alternativpa- 
pier des Juso-Bundesvorstandes. Die 
Kernpunkte sind: . Den .,Auf in den Standort- 
kampf'-Parolen müssen Vorstellun- 
gen zur internationalen Kooperation 
der Ökonomien entgegengestellt 
werden. 

Die Rolle des Staates als indu- 
striepolitischer Pionier und als Nach- 
frager auf dem Binnenmarkt muß 
gestärkt werden. Hier setzen die 
Vorstellungen in Richtung eines 
.,ökologischen Zukunftsinvestitions- 
programms" an. Ein großer Teil der 
Programme muß dabei Arbeitsplät- 
ze in Ostdeutschland schaffen. 

Die Notwendigkeit einer neuen 
Offensive der Arbeitszeitverkürzung 
muß betont und Vorschläge entwik- 
kelt werden, wie dies durch staatli- 
che Politik gefördert werden kann. 

Anstelle der Förderung eines 
Niedriglohnsektors sind Konzepte 
aktiver Arbeitsmarktpolitik und öf- 
fentlich geförderter Beschäftigung 
in gesellschaftlichen Bedarfsfeldern 
sowie zur Förderung von Frauen- 
gleichstellung gefragt. . Verteilungspolitische Kernaus- 
sagen dürfen nicht fehlen. Ohne 
Verteilungsgerechtigkeit gibt es 
keine Mobilisierung der Wählerln- 
nen. Unsere steuerpolitischen Vor- 
stellungen müssen die Phrase der 
.Innovation und Gerechtigkeit" mit 
Inhalten füllen. 

Es sind konkrete Programme für 
den ökologischen Umbau nötig. u.a. 
zur Förderung einer solaren Energie 
wende und im Verkehrssektor. 

Eine Bildungsoffensive muß zu- 
kunftsorientierte Bildung und Wei- 
terbildung für alle (und nicht nur 
wirtschaftsbezogene Qualifizierung) 
ermöglichen und erfordert eine bes- 
sere Finanzaustattung der Schulen. 
Hochschulen und Wissenschaft so- 
wie eine solidarische Umlagefinan- 
zierung der beruflichen Bildung. 

1 dokumentiert in der ZEIT vom 
19.9.1997 

2 von Benjamin Mikfeld. Hermann Scheer 
und Sigrid Skarpelis-Sperk 

3 Vgl. die diesem Heft beiliegende Erklä- 
runq .Wir brauchen nicht nur einen Re- 
gierÜngswechsel - wir brauchen einen 
wirt~~hanSpolitis~hen Richtungrwech- 
sel". 

4 Demokratiemüdiqkeit und Wahlenthal- 
t.ng oaei ~ma;ent ennq a ~ f  ip<nle 
verrne ntl che .A ternat ren" in50 re - 
tenr 102 al Stnwacnerer rt oann "21 dce 
logische Konsequenz. 

5 Äußerung anläßlich der Vomellung der 
ag. .Srhröder-Papiers" am 09.09.97 in 
Dresden. 

6 Er geht hier also keinsfallr um die ..Be- 
freiung vom Zwang zur Erwerbsarbeit" 
durch ein allgemeiner Grundeinkom- 
men. von dem einige "undogmatirche 
Linke" träumen, sondern es besteht 
weitgehende Übereinstimmung zu Kon- 
zepten der Konrewativen und Liberalen. 
2.0. sind die entsprechenden Parragen 
in der Koalitionrvereinbarung von 1994 
inhaltlich vollig derkungrgleich. Vgl. 
dazu und zu d& gesamten Pioblemat;k: 
Gerhard Bäckerllohanner Steffen: 
Zwangrbeschäftigung. in: Blätter fUr 
deutrche und internationale Politik I1 
95.5. 55-66. hier: 5. 62; rowieaktueller: 
Gerhard BäckerANalter Hanerch: Der 
Kombi-Lohn: Ein Schlürsel zum Abbau 
der Arbeitrlorigkeit. in: WSI-Mineilun- 
gen 10197. gekurn dokumentiert in: FR 
vom 29.0997, 5. 10 

7 Dazu paßt, daß mittlerweile ja auch ei- 
nige SPD-Politiker fordern. den Druck 
auf Jugendliche zu erhöhen. jede ange- 
botene Aurbildungrrtelle anzunehmen. 
ma l  wo und in welchem Beruf. Daß er 
um ein auswahlfähiqes Anqebot qualifi- 
I pner Ad<m d,no,-u dtre-genen n ~ ß  
>no aaß ro dar ~.JIIIIIPCW d.1 Ire,? BP- 
%f<- ~ P ~ A C O P  t$odt~ndh ziir D<005ti- 

rieren. 
8 Vgl. zu dieser Debatte u a .  die Beiträge 

im Schwerpunkt ,.Neue Gemeinwitt- 
schaft" der spw 4/96. 

9 Vgl. auch dazu BäckerlSteffen. a.a.0.. 
inrb. 5. 57 und 62f.. und BäckerIHa- 
nerch. a.a.0.  

10 wie r;e etwa in den jährlichen Memo- 
randen der AG Alternative Wirtrchaftr- 
politik oder im Berliner Memorandum 
dargestellt sind. vgl. dazu die Berpre- 
chung von Ralf Krämer: Memoranden 
ZU, Halbierung der Arbeitslorigkeit. in: 
spw 4197.5 6f. 

11 Vgl. die erste Fassung: Sigrid Skarpelir- 
Sperk: Wege aus der Knre. in: rpw 1/97, 
5. 33-36 

Otto Bauer ist an allem schuld! 
Is Otto Bauer mit 57 Jahren 
am 4. Juli 1938 im Exil in Pa A is starb. da schien alles zer- 

stört und verloren. wofür er g e  
kämpft hatte: die sozialistische Ar- 
beiterbewegung in Österreich. ihre 

' weltweit bewunderten Aufbaulei- 
stungen im Roten Wien. die Demo- 
kratie und zuletzt auch die Unab- 
hängigkeit der Republik Deutsch- 
Österreich, die wenige Monate zuvor 
dem ,.Anschluß" zum Opfer gefallen 
war. Den Kommunisten galt er als 
Verräter. den Konservativen und Kle- 
rikalen als heimlicher Bolschewist. 
Otto Bauer ist zu Lebzeiten und 
auch später für viele Niederlagen 
und Fehlentwicklungen der österrei- 
chischen und der europäischen Ar- 
beiterbewegung haftbar gemacht 
worden. Bis heute steht eine seltsa- 
me Einheitsfront der linken und 
rechten Kritiker des Austromarxis- 
mus (von Lenin bis Leser, s. Litera- 
turangaben), seines Dritten Weges 
und Otto Bauers im besonderen. Die 
Abneigung der Anti- und ..wahren" 
Marxisten aller Couleur gilt einem 
Mann, der wie kaum ein anderer die 
theoretische und politische Alterna- 
tive des demokratischen Sozialismus 
zum Kommunismus und Reformis- 
mus verkörpert hat. Die kurzlebige 
Wiederentdeckung des Austromar- 
xismus und Otto Bauers im beson- 
deren, die in den siebziger und acht- 
ziger Jahren stattfand, paßte und 
paßt all denjenigen nicht. die nach 
wie vor die Unvereinbarkeit von 
marxistischer Theorie und demokra- 
tischem Sozialismus behaupten. Ei- 
nes ihrer wichtigsten und bleiben- 
den Ergebnisse war die neunbändi- 
ge Ausgabe (leider noch immer kei- 
ne Gesamtausgabe) von Arbeiten 
Otto Bauers2. eine große editorische 
Leistung der österreichischen Sozial- 
demokratie, die, anders als die deut- 
sche, sich ihrer marxistischen Traditi- 
on durchaus nicht schämt. 

Theorie und Politik 
Otto Bauer war einer der produktiv- 
sten und wichtigsten marxistischen 
Theoretiker diese Jahrhunderts. aber 
er war alles andere als ein reiner 
Theoretiker. Er arbeitete seit 1907 
als Fraktionssekretär der sozialde- 
mokratischen Fraktion im Reichtstag 
(die stärkste mit 87 Abgeordneten 
aus fünf Nationen). Von November 
1918 bis Juli 1919 war er Außenmi- 
nister der neugegründeten Republik 
Deutsch-Österreich; zugleich war er 
Vorsitzender der staatlichen Soziali- 

sierungskommission. Autor des sozi- 
aldemokratischen Sozialisierungs- 
plans und konnte wichtige Reform- 
gesetze (wie das österreichische Be- 
triebsrätegesetz von 1919) durch- 
setzen. Seit Februar 191 9 war er Ab- 
geordneter und wurde rasch zum 
Wortführer der Sozialdemokratie in- 
nerhalb wie außerhalb des Parla- 
ments, obwohl er weder Partei- 
noch Fraktionsvorsitzender war. 
Otto Bauer liebte die ihm zugefalle- 
ne Führerrolle nicht, war dennoch 
ein fleißiger Parlamentarier, der die 
,.Kärrnerarbeit" in den Ausschüssen 
nicht scheute. ein häufiger (er hat 
von 1919 bis 1933 mehr als 130 R e  
den im Plenum gehalten - eine Aus- 
wahl seiner Parlamentsreden findet 
sich in der Werkausgabe Bd. V, 
731ff.). ein geliebter und gefürchte 
ter Debanenredner; er war ein über- 
aus produktiver Journalist - er 
schrieb beinahe täglich einen Artikel 
für die ,,Arbeiterzeitung" - zudem 
ein Venammlungsredner und Wahl- 
kämpfer von Format (eine kleine 
Auswahl seiner Artikel für die Arbei- 
terzeitung, seiner Parteitags- und 
Wahlreden findet sich in der Werk- 
ausgabe Bd. V und VI). 

Unter seiner Führung erreichte 
die Massenpartei SDAP (mehr als 
730.000 Mitglieder, d.h. mehr als 
ein Zehntel der Gesamtbevölkerung 
von 6.5 Millionen) regelmäßig um 
die40% der Stimmen bei allen Wah- 
len zum Nationalrat (mit dem Wahl- 
erfolg vom April 1927 - 42.3% - als 
Höhepunkt), errang und behauptete 
sie eine absolute Mehrheit von fast 
60% in Wien (das zugleich Stadt 
und Bundesland war) und war in al- 
len Industriegebieten stark vertreten 
(fast die Hälfte der Österreicher lebte 
in sozialdemokratisch regierten G e  
meinden). Die KP blieb eine ohn- 
mächtige Sekte. Otto Bauer hat eine 
Vielzahl von politischen Program- 
men und Plänen für die österreichi- 
sche Sozialdemokratie verfaßt oder 
entscheidend geprägt - so das Na- 
tionalitätenprogramm von 1918. 
das Sozialisierungprogramm von 
1919120. die Finanzpläne von 1921 
und 1931, Arbeitsbeschaffungspro- 
gramme von 1931132. das Agrar- 
Programm der SDAP von 1925 und 
schließlich das Linzer Programm der 
SDAP von 1926 (111,1001-1015 und 
111, 1017-1039). Alle diese Program- 
me hat er auf Parteitagen der SDAP 
in öffentlichen Reden verteidigt (be- 
rühmt sind seine Programmreden 
auf dem Linzer Parteitag von 1926) 
und durchgesetzt. 

Otto Bauer (1 881 -1 938) 

Die Mühen 
des Dritten Wegs1 

von Michael R. Krätke* 

Wie sein Vorbild Victor Adler war 
Otto Bauer ein großer Lehrer der Ar- 
beiterbewegung. ständig unterwegs 
zu Reden und Vorträgen, an der 
Wiener Arbeiterschule und Arbeiter- 
hochschule (einige von seinen Vorle- 
sungsreihen dort, so vor allem seine 
,.Einführung in die Volkswirtschafts- 
lehre". sind als Mitschriften erhalten 

Otto Bauer .war der 
theoretisch und 
politisch bedeutend 
ste Kopf des 
austrornarxistischen 
- .  . 

geblieben, siehe Werkausgabe Bd. 
Denkenr (Wolfgang - Abend- IV. 587ff.. vgl. auch Bd. VI, 205ff.1, ., . 

auf Kongressen und Versammlun- rorn) 

gen aller Teilorganisationen der So- 
zialdemokratie und der Gewerk- 

Michael U.. Kräfke, Professor für Politikwissenschafi an der 
Universität Amsterdam. 
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Eine ausreichende 
Energieversorgung 
ist ein 5chlOsselbe- 

reich in der Eniwick- 
Iungshilfe. Um so 

Oberraschender ist 
es, daß erneuerbare 

Energiequellen 
bislang eine unzurei- 
chende Rolle be i  den 

Entwicklungspro- 
grarnrnen spielen. 

ell sogar größeren Flächen geprüft 
werden. Gleichzeitig müssen jedoch 
gesetzliche Regelungen geschaffen 
werden. um Monokulturen von Ener- 
gienutzpflanzen zu verhindern. Da es 
sich bei potentiellen Energienutz- 
pflanzen um anspruchslose befall-re- 
sistente Pflanzen handelt, die wenig 
Wasser benötigen. kann auf den Ein- 
satz von Pflanzenschutz- und Dünge- 
mittel nahezu verzichtet werden. Um 
negative Umwelteffekte zu vermei- 
den. sollte dies ebenfalls in einer ver- 
bindlichen Regelung niedergelegt 
werden. Ideale Energienutzpflanzen 
sind stark zellulosehaltige Pflanzen 
wie etwa Zuckerhirse. 

Standardisierung und Normie- 

rung 
Es ist an der Zeit, europäische Mini- 
malanforderungen an Technologie- 
Normen im Bereich der erneuerbaren 
Energien zu setzen. Europäische Nor- 
menstandards sind nicht nur not- 
wendige vertrauensbildende Maß- 
nahmen gegenüber den europäi- 
schen Verbraucherlnnen in einem 
noch jungen und mit dem Ruch des 
Experimentellen behafteten Energie- 
sektor, sondern ein entscheidendes 
Element zur Erleichterung der Ein- 
führung erneuerbarer Energien auf 
dem Europäischen Binnenmarkt. 
Weiterhin kann davon ausgegangen 
werden. daß die europäische For- 
schung durch die Standardisierung 
von Normen einen Schub erhalten 
wird. da der Transfer kompatibler 
Technologien erheblich erleichtert 
werden dürfte. 

Konzertieite Aktion mit Mit- 
aliedstaaten und ihren Reaionen - 
Sollen die EU Programme zur Förde 
rung erneuerbarer Energien kein 
Tropfen auf dem heißen Stein bleiben. 
so ist eine konzertierte Aktion der EU, 
der Mitgliedstaaten und der Regionen 
das Gebot der Stunde. Um zu einem 
wirklichen Sonnenaufgang für die 
Photovoltaikzu kommen. müssen sich 
die Mitgliedstaaten zusätzlich zu den 
EU-Maßnahmen auf eine Reihe von 
Maßnahmen einigen und sich auf 
eine rasche Umsetzung verpflichten. 
Partnerinnen aus dem öffentlichen 
wie privaten Sektor der EU müssen ei- 
nen PaM für erneuerbare Energien 
schließen und gemeinsam ein jeweils 
auf die Region abgestimmtes Förder- 
Programm entwickeln. 

Energiesparmaßnahmen sind un- 
verzichtbar und nur dann effektiv. 
wenn sie lokal initiiert und durchge- 
führt werden. Wichtig ist hier das En- 

gagement der lokalen und nationa- 
len Behörden. die mit gutem Beispiel 
vorangehen müssen. Dies gilt insbe- 
sondere für leicht umsetzbare Maß- 
nahmen wie verbesserte Wärme- 
schutzwrordnungen bei Neubauten, 
Fensterdichtungen und verbesserte 
Isolierung von öffentlichen Gebäu- 
den. Die lokalen Bebauungsvonchrif- 
ten sollten zugunsten Erneuerbarer 
Energien geändert werden. Dies gilt 
för Privatbauten. aber um so mehr 
für öffentliche Gebäude: Es muß bin- 
dende Vorschriften für die Installati- 
on von Photovoltaikanlagen auf Dä- 
chern und an Fassaden öffentlicher 
Gebäude geben. Öffentliche 
Schwimmbäder sind ebenfalls je 
nach örtlichen Gegebenheiten aus 
Quellen erneuerbarer Energien zu be- 
treiben. Schlüsselrolle muß dabei der 
konsequente Ausbau des Öffentli- 
chen Personennahverkehrs, ausgerü- 
stet mit modernen Gas- . Elektro- 
und Solartechniken auf Kosten des 
Auto-Individualverkehrs, vor allem in 
den Städten und innerhalb der Re- 
gionen. haben. 

Beschäftigungsperspektiven und 
erneuerbare Energien 
Die konsequente Förderung erneuer- 
barer Energiequellen in einer Region 
ist gleichzeitig auch Industrie- und 
Stwkturpolitik: Es ist anzunehmen. 
daß sich durch die verstärkte 
Nutzung erneuerbarer Energien neue 
Berufsfelder und Perspektiven vor 
allem in ländlichen Gegenden (Bio- 
masse. Windenergie) ergeben wer- 
den. Aber auch in städtischen Regio- 
nen ist mit zusätzlichen Arbeitsplät- 
zen zu rechnen: Vor allem im Bereich 
Handel und Installation von Photo- 
voltaikanlagen werden neue Beschäf- 
tigungsverhältnisse insbesondere in 
mittelständischen Firmen ,entstehen. 
Sich hier auf verbindliche Zahlen für 
neue Arbeitsplätze auf Unionsebene 
festzulegen. wäre sicherlich abenteu- 
erlich. da die Expertenschätzungen 
allein für die Bundesrepublik zwi- 
schen 5.000 und 13.000 schwanken 
und darüber hinaus von einer Viel- 
zahl unbekannter Faktoren (Umfang 
und Erfolg der Programme, Markt- 
entwicklung nach Ende der Pilotpro- 
gramme, Einstieg der großen Betrie- 
be in die Produktion) abhängig sind. 
Ungeachtet dieser Unwägbarkeiten 
gehen Expertenschätzungen jedoch 
davon aus, daß bei einer optimalen 
Nutzung des Potentials der Erneuer- 
baren Energien bis zu 1 Mio. Arbeits- 
plätze auf EU-Ebene entstehen kön- 
nen. 

KMU als Hoffnungsträger der 
Energiepolitik 
Die Erfahrungen sowohl mit breit an- 
gelegten Forschungsprogramme als 
auch regionalen Initiativen haben ge- 
zeigt. daß die großen Energieversor- 
gungsunternehmen nur zögerlich in 
den heimischen Markt der erneuer- 
baren Energien einsteigen. In einigen 
Fällen sind sogar Abwanderungen 
entsprechender Großbetrieb in die 
USA bekannt (RWE). Die kleinen und 
mittleren Unternehmen hingegen 
zeigen Mut und Bereitschaft. sich 
dieser neuen Herausforderung zu 
stellen. Daher muß den spezifischen 
Bedürfnissen der KMU bei der Konzi- 
piemng und Durchführung neuer 
Programme besonders Rechnung ge- 
tragen werden (Krediterleichterun- 
gen, lnvestitionshilfen etc.). 

Fazit: An Ideen für Programme. 
Projekte und Pilotversuche besteht 
kein Mangel. Jetzt ist der politische 
Wille der beteiligten Akteure auf eu- 
ropäischer Ebene gefordert, ernst zu 
machen mit den Absichtserklämn- 
gen: Es gilt. einen europäischen Akti- 
onsplan vorzulegen und in die Tat 
umsetzen. damit die erneuerbaren 
Energien in der Europäischen Union 
eine wirkliche Perspektive haben. 

Literatur 
Bröer, Guido: Umweltinformalion: Sonnen- 

aufgang für die Photovoltaik: in: Blatter 
für deutsche und internationale Politik41 
97; 5498.502 

Europäische Kommission (Hrrq.): Energy in 
Europe - die Energie in Europa bir rum 
Jahre 2020.. Ein Szenarien Anratz: Br& 
sel 1996 

Europäische Kommirrian: Energie für die Zu- 
kunft  Erneuerbare Eneroiwuellen. Grün- 
c .cn l-. e ne Ceme nvnahrnia!er) e 
i<OM (96 571. Br.i<%e I995 

E~.orinrcner Pararncnt Entw-rf ~ n c r  Bc- 
riinfr  bei o P Mitteil.ng d ~ r  Kommirs - 
on ~ O e i  Energief~r d eZ.r~nh Erneuer. 
bar? fneiqeq-e'cn GI~n0.m f ~ r  ene 
Crme nr<ra%<iiateq e A.wh ,ß 1.r 
F,ir:n.rc lec?noogr<Pe Enlrr <r.ng 
bna E n e i ~  e Her cn:ei<lal:erin U Rolne 

Mehr Drdw none Eneig plorlen .no Jm- 

recht. Frankfurt 1996 

MAGAZIN 

D ie Einführung des großen 
Lauschangriffs bei der Straf- 
verfolgung wird seit vielen 

Jahren diskutiert. Es geht dabei um 
das Abhoren von Gesprächen ohne 
Wissen der Beteiligten auch durch 
heimlich in Wohnungen angebrach- 
te Wanzen. Das geht sehr viel weiter 
als das vielfach verharmlosend be- 
nutzte Schlagwort vom "Abhören 
der Gangster" suggeriert. Es geht 
keineswegs nur um "Gangsterwoh- 
nungen". sondern um alle Wohnun- 
gen, in denen sich ein bestimmter 
besonders schwerwiegender Straf- 
taten Beschuldigter "vermutlich auf- 
hält". Dies können auch Wohnun- 
gen völlig Unbeteiligter und Gut- 
gläubiger sein. Zum anderen wer- 
den ja keine Monologe Beschuldig- 
ter aufgezeichnet, sondern Gesprä- 
che mit anderen oder auch nur un- 
ter anderen, die unter Umständen 
ebenfalls völlig unbeteiligt sind. Wie 
schnell hier aus einzelnen Abhörak- 
tionen Hunderte und mehr Betroffe- 
ne werden können, zeigen Zahlen 
aus anderen Ländern, aber auch das 
lawinenartige Anwachsen abgehör- 
ter Gespräche bei den Telefonüber- 
wachungen. Diesen gegenüber hat 
die Möalichkeit des Abhörens von 
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Wohnungen viel weitgehendere 
Auswirkungen. Niemand kann in 
seinem privatesten Bereich sicher 
sein. für sich zu sein und nicht unter 
Überwachung zu leben. Die Einbu- 
ßen für ein menschenwürdiges. un- 
befangenes Leben mit einem bei zu- 
nehmender Technisierung immer 
wichtiger werdenden letzten unan- 
tastbaren Bereich liegen auf der 
Hand - ebenso für die Gesellschaft 
insgesamt. für die eine freie Kom- 
munikation ein tragendes Element 
ist. Nicht zuletzt haben die Erfah- 
rungen mit autoritären Systemen in 
früherer Zeit. aber auch bis vor kur- 
zem in einem Teil Deutschlands, 
dazu geführt, der verfassungsmäßi- 
gen Garantie der ~nverlet~lichkeit 
der Wohnung. wie sie jetzt in Artikel 
13 des Grundoesetzes enthalten ist. - 
eine zentrale Bedeutung zuzumes- 
sen. 

A. Diskussionen der SPD bis zum 
Beschluß des Wiesbadener 
Parteitags im November 1993 
Seit Anfang der 90er Jahre wurde 
eine breite Diskussion in der SPD 
zum Großen Lauschangriff geführt. 
Von konservativer Seite wurde dies 
immer wieder zum Maßstab für die 
Politik der Inneren Sicherheit der So- 
zialdemokratie gemacht und als 

Kernpunkt einer Bekämpfung der 
organisierten Kriminalität darge- 
stellt. 

Auf dem Wiesbadener Bundes- 
parteitag im November 1993 fand 
eine sehr intensive und leidenschaft- 
liche Debatte statt. die an dieser 
Stelle nicht im einzelnen nachge- 
zeichnet werden kann, umfaßt doch 
alleine das Protokoll eines eigenen 
Forums "Öffentliche Sicherheit" 
über 90 gedruckte Seiten, dasjenige 
der mehrstündigen Diskussion im 
Plenum des Parteitags knapp 80 ge- 
druckte Seiten. 

Bei der ersten Abstimmung im 
Plenum wurde zunächst eine Mehr- 
heit für die Ablehnung des Großen 
Lauschangriffs festgestellt. Dann 
wurde die Abstimmung nach einiger 
Zeit wiederholt, wobei sich eine 
ganz knappe Mehrheit für die Ein- 
führung des Großen Lauschangriffs 
ergab. Die Änderung des Art. 13 GG 
war dabei allerdings an eine ganze 
Reihe von Voraussetzungen und 
rechtsstaatlichen Bedingungen ge- 
knüpft worden, deren unbedingte 
Einhaltung von den Befürwortern 
des Großen Lauschangriffs immer 
wieder versichert wurde. 

1 .  Diese wesentlichsten Voraus- 
setzungen waren: 
a) Der bisher schon mögliche 
Lauschangriff im präventiven Be- 
reich zur Verbrechensverhinderung 
in den Polizeigesetzen sei oft zu weit 
gefaßt und müsse eingegrenzt wer- 
den. (Zum Verständnis: im präventi- 
ven Bereich geht es um die Verhin- 
derung noch nicht eingetretener 
Schäden. Deswegen kann im Ex- 
tremfall das unmittelbar gefährdete 
Leben etwa bei Geiselnahme auch 
durch lnkaufnahme des Todes des 
Geiselnehmers als letztes Mittel ge- 
rettet werden. Im Rahmen der Straf- 
verfolgung. um die es bei der Neu- 
einführung geht, steht aber die Ver- 
wirklichung des staatlichen Strafan- 
Spruchs in Frage. der allenfalls Ein- 
griffe in die Fluchtfähigkeit, nicht 
aber in das Leben zuläßt.) 

Die Anordnung des präventiven 
Lauschangriffs müsse daher mit ei- 
nem durchgehenden Richtervorbe- 
halt. auch bei Gefahr im Verzuge, 
versehen werden. Weiterhin solle 
nur.eine gegenwärtige Gefahr für 
Leib und Leben als Eingriffsvoraus- 
setzung ausreichen. 
b) Für den durch Änderung des Art. 
13 GG überhaupt erst zu ermögli- 
chenden Großen Lauschangriff im 
-Bereich der 'repressiven Strafverfol- 

Der Große 
Lauschangriff 

Es ist höchste Zeit zum Widerstand 

von Klaus Hahnzog* 

gung müsse insbesondere ein 
Grundrechtsschutz durch Verfahren 
gewährleistet werden. Dazu sollten 
unter anderem gehören: 

vorherige Zustimmung einer par- 
lamentarisch gewählten Kommissi- 
On. 

Entscheidung durch ein Kollegi- 
algericht, 

Beachtung von Verwertungsver- 
boten. die sich etwa aus Zeugnisver- 
weigerungsrechten ergeben. 

Die Verabschiedung aller Geset- 
ze zur Einführung der elekironi- 
schen Beweissicherung sollte an die 
Zustimmung von zwei Dritteln der 
Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tags gebunden werden. 
C) Es wurde weiterhin im Beschluß 
betont. daß entscheidende Bedeu- 
tung einer besseren Zugriffsmög- 
lichkeit auf verdächtiges Vermögen 
zukommt. Nur eine Bündelung der 
vorgesehenen Maßnahmen könne 
erfolgreich sein. "einer entsprechen- 
den Ergänzung des Art. 13 GG wer- 
den wir deshalb nur zustimmen. 
wenn die für die wirksame Bekämp- 
fung der Geldwäsche erforderliche 
Änderung des Art. 14 GG erreicht 
werden kann." 

2. Vor der Abstimmung wurde 
von den Befürwortern immer wieder 
betont. daß es sich um ein Gesamt- 
konzept handele. So erklärte der da- 
malige Parteivorsitzende Rudolf 
Scharping laut Protokoll unter ande- 
rem: "Wenn das dem einen oder an- 
deren hilft: Ich verstehe das als ein 
Geamtkonzept und will auch per- 
sönlich dafür einstehen. das es als 
Gesamtkonzept verstanden und 
durchgesetzt wird, daß die Verbin- 
dung zwischen der Beschlagnahme- 
möglichkeit für kriminell erworbenes 
Vermögen auf der einen Seite und 
Fragen des Artikels 13 Grundgesetz 
auf der anderen Seite bei schwerster 
Kriminalität in den engen rechts- 
staatlichen Grenzen aufrechterhal- 
ten, wird." 

Ww xhnel l  aus 
einzelnen Abhörak- 
tionen Hunderte und 
mehr - unter 
Umständen Mllig 
unbeteiligie - 
Betroffene w r d e n  
können, zeigen 
Zahlen aus anderen 
Ländern, aber auch 
das lawinenartige 
Anwachsen abge- 
hörter Gespräche be i  
den Telefonübenva- 
chungen. 

Dr Klaus Hahnzog. Vorsitzender des Ausschusses für 
Verfassungs; Rechts- und Parlamentsfragen im Bayerischen 

Landtag, Bundesvorsitzender der ~rbeitsgerneinschaft 
sozialdemokratischer luristinnen undJuristen (ASII 

54 Zeitrchritt für Sozialistische Politik und Wirtrchafl. Heil 97. 1997 



Die Ä l l d e ~ n g  des 
A r t  13 GG war vom 

Wmbadener SPD- 
Parteitag an eine 
ganze Reihe von 
Voraussetzungen 
und rechtrrtaatli- 

chen Bedingungen 
geknüpfl worden, 
deren unbedingte 

Einhaltung von den 
Befürwortern des 

Großen Lauschan- 
griffs immer wieder 

versichert wurde. 
Das vorliegende 

~ g e b n i s  entspricht 
dem nicht, 

B. Einigung der Kommission 
KantherISchiiylSchmidt-Jomig/ 
Beckstein vom 28.8.97 
Vergleicht man diese Einigung mit 
dem Wiesbadener Beschluß, so ist 
festzustellen, daß sie zentrale Vor- 
aussetzungen und rechtsstaatliche 
Bedingungen des immer wieder b e  
schworenen verbindlichen Gesamt- 
konzepts von Wiesbaden nicht ent- 
hält. 

Dies kann man schon pauschal 
daraus ersehen. daß der Vertreter 
des Leitantrags in Wiesbaden, das 
Parteivorstandsmitglied Uli Maurer. 
der auch der Verhandlungskommis- 
sion angehörte. eindeutig erklärt 
hat, wesentliche Bedingungen seien 
nicht eingehalten 

Die Wertung im einzelnen bestä- 
tigt dieses Ergebnis leider nur zu 
deutlich: 

Im präventiven Bereich bleibt es 
bei Gefahr irn Verzug (und diese 
wird sehr oft vorkommen) bei der 
Anordnung durch bestimmte Poli- 
zeibeamte. Die Eingrenzung "ge- 
genwärtige Gefahr für Leib und Le- 
ben" ist nicht erfolgt, sondern stark 
ausgeweitet auf "dringende Gefah- 
ren für die öffentliche Sicherheit. 
insbesondere einer gemeinen Ge- 
fahr oder einer Lebensgefahr". 

Im repressiven Bereich fehlt die 
vorherige Zustimmung einer parla- 
mentarischen Kommission. Bei der 
(anschlies-senden) Genehmigung 
durch Richter wird der Vorbehalt 
des Kollegialgerichts bei Gefahr im 
Verzug wieder durch den Einzelrich- 
ter ersetzt. Die Voraussetzung einer 
Zwei-Drittel-Mehrheit für die einfa- 
chen Gesetze ist nicht im Texi des 
geänderten Art. 13 GG enthalten. 
Das mögen zwar manche "verfas- 

sungsästhetisch" für richtig halten. 
dieses Fehlen bedeutet aber ein evi- 
dentes Minus an rechtsstaatlicher 
Absicherung. Das zeigt sich etwa 
daran, daß in den Katalog der in B e  
tracht kommenden "besonders 
schweren Straftaten" mit einfacher 
Mehrheit auch schwerpunktmäßig 
Demonstrationsstraftaten und ähnli- 
ches gepackt werden könnte. Inter- 
essant ist, daß im gegenwärtig ver- 
handelten Straftatenkatalog be- 
zeichnenderweise Korruptions-, 
Steuer-, Wirtschafts- und Umwelt- 
delikte gar nicht erst auftauchen. 

Verwertungsverbote etwa bei 
abgehörten. zeugnisverweigerungs- 
berechtigten Verwandten. Ärzten. 
Seelsorgern, Rechtsanwälten. Abge- 
ordneten und anderen sind nicht 
verfassungsrechtlich abgesichert. 

Im Bereich des Zugriffs auf ver- 
dächtiges Vermögen wird jetzt ein 
anderer Weg als der in Wiesbaden 
vereinbarte beschritten. Die vorgese- 
henen Maßnahmen im Zusammen- 
hang mit dem Steuerrecht werden 
weit hinter den Versprechungen von 
Wiesbaden zurückbleiben. Eine in- 
tensive Untersuchung mit Polizei- 
und Finanzfachleuten anfang dieses 
Jahres hat ergeben. daß bei 11 typi- 
schen Fallgestaltungen in 8 Fällen 
ein steuerlicher Zugriff nicht mög- 
lich. in 3 Fällen eventuell denkbar 
wäre. 

C. Weiteres Vorgehen 
Es ist evident, daß essentielle Vor- 
aussetzungen von Wiesbaden im 
Verhandlungsergebnis vom 28. Au- 
gust 1997 fehlen. Dennoch haben 
erste allgemeine Behandlungen im 
Pareteivorstand und in der Bundes- 
tagsfraktion Mehrheiten für die ge- 
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plante Änderung des Art. 13 GG er- 
geben. 

Allerdings hat der Parteirat am 
16. Juni 1997 einstimmig in Anwe- 
senheit auch von Oskar Lafontaine 
und Rudolf Scharping beschlossen: 
"Der Parteirat hält es für unabding- 
bar, bei den Verhandlungen mit der 
Regierungskoalition über ein Ge- 
samtkonzept zur Bekämpung der 
Organisierten Kriminalität alle Bedin- 
gungen zur etwaigen Einführung 
des Großen Lauschangriffs des 
Wiesbadener Parteitags vom 18. No- 
vember 1993 einzuhalten." 

Jetzt formiert sich auch der Wi- 
derstand in vielen Bereichen der 
SPD. wie Beschlüsse und Interventio- 
nen auf vielen Ebenen zeigen. Die 
Schwierigkeit für diejenigen, die 
schon bisher immer wieder andere 
zum Widerstand motivieren wollten. 
lag auch darin. daß keine Rückkop- 
pelung aus den Verhandlungen 
stattfand. Das unglaubliche Ergeb- 
nis stand dann erst Ende August 
greifbar im Raum. Die nächste Par- 
teiratssitzung am 13. Oktober dieses 
Jahres ist daher von großer Bedeu- 
tung und die Diskussion wird und 
muß sich auch auf dem Bundespar- 
teitag Anfang Dezember abspielen. 
Es besteht noch eine reelle Chance. 
die notwendige Zwei-Drittel-Mehr- 
heit in Bundestag und Bundesrat zu 
verhindern 

Zum einen steht das Rechts- 
staatsverständnis unserer Partei auf 
dem Prüfstand. Die Entwicklung der 
vergangenen Monate ist schon be- 
sorgniserregend genug. Diejenigen, 
die schon in Wiesbaden mit "Nein" 
gestimmt haben oder hätten. sind 
gefordert. sich erst recht gegen die- 
ses Verhandlungsergebnis zu wen- 
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einem "Ja" entschieden haben oder 
hätten. gilt das Gleiche. Hier steht 
auch die vielbeschworene Verläß- 
lichkeit der SPD als Mitglieder- und 
Programmpartei auf dem Spiel. Ge- 
rade in diesem Bereich haben wir I . :.. 

I eine breite Offentlichkeit in die Dis- 
kussion mit einbezogen. Bei einer 
Hinnahme einer solchen Mißach- 
tung von Diskussionsergebnissen, 
um die hart gerungen wurde. kön- 
nen wir uns das alles sparen. 

1 Die SPD als Partei der Freiheit 
trägt eine besondere Verantwor- 
tung, wenn es um die Änderung 
von Grundrechten als dem wesentli- 
chen Merkmal demokratischer Ver- 

I fassungen geht. Der letzte gravie- 
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rungen: Gegenwärtig sind nur weni- 
ge Banken bereit, Hypotheken, die im 
Rahmen eines Hauskaufs oder Haus- 
baus aufgenommen werden. auf 
Photovoltaikanlagen, die Bauherren 
installieren möchten, auszudehnen. 
Statt Abschreckung potentieller 
Kleinerzeugerlnnen sind hier Anre- 
gungen und Initiativen gefragt. die es 
Bauherren ermöglichen, die Kosten 
der Anlagen über einen Zeitraum von 
20 Jahren gemeinsam mit den Haus- 

der Austausch zwischen Expertinnen 
und Experten aus dem Forschungs- 
betrieb der erneuerbaren Energien 
auf europäischer Ebene ermutigt und 
gefordert werden. 

Bildung und Ausbildung 
Dies hat zudem positive Auswirkun- 
gen auf den Bildungs- und Ausbil- 
dungsbereich. Nach Möglichkeit soll- 
ten Aspekte des Energiesparens, der 
Gewinnung und Nutzung von Ener- 

daß bei einem umfassenden Einsatz 
emeuerbarer Energien rund 700 
Mio. Menschen in Entwicklungslän- 
dern bis zum Jahre 2010 zum ersten 
Mal Zugang zur Stromversorgung 
haben könnten. Berücksichtigt man. 
daß es sich um Energieanlagen han- 
delt, die vor Ort installiert und die mit 
örtlichem Potential arbeiten werden; 
kann man sich leicht die sozial-. 
struktur- und entwicklungspoliti- 
schen Nebeneffekte für die betreffen- 

kosten abzuzahlen. gie aus erneuerbaren Quellen in rele- den Regionen und Länder vorstellen. 
Bereits auforund der Zieloruooen vante Ausbildunas- und Studienaän- Um so überraschender ist es. daß er- 
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(Bauherren, kleinere und mittlere Fir- 
men) solcher Programme wird deut- 
lich. daß die EU nur Anregungen ge- 
ben und den finanziellen Rahmen 
setzen kann. Um die Programme 
bürgernah und möglichst unbüro- 
kratisch zu gestalten, ist die hier eine 
enge Zusammenarbeit der EU mit 
den Mitgliedstaaten und den Regio- 
nen gefordert. 
Forschung und Entwicklung 
Während in der Europäischen Union 
die erneuerbaren Energien voiwie- 
gend aus umweltpolitischen Ge- 
sichtspunkten gefördert werden, 
wird sowohl in Japan als auch in den 
USA die strategische Rolle der Solar- 
technologien für die Industrie immer 
mehr erkannt. Den Solartechniken 
wird dabei ein zukünftiger Stellen- 
wert zugerechnet. der den industriel- 
len Marktperspektiven der Informati- 
onstechnologien im 21. Jahrhundert 
entspricht oder über diese hinaus- 
geht. Neben effektiven Programmen 
zur Markteinführung bedarf es daher 
eines umfassenden Forschungspro- 
gramms. Während die Technologien 
in einigen Bereichen (Windenergie. 
Photovoltaik) längst marktreif ist. 
gibt es in anderen Bereich noch For- 
schungsbedarf. Diese Bereiche sind 
im Einzelnen: Wellenenergie. Kataly- 
se, Pyrolyse, Biomasse. und Energie 
aus Methanol. Weitere Beispiele für 
marktorientierten Forschungsbedarf 
sind Projekte zur Verbesserung der 
derzeitigen Leistungs- und Lärmstan- 
dards 2.0. bei der Windenergie und 
der Verbesserung der Produktquali- 
tät der Photovoltaik-Anlagen. 

Der Forschung zugunsten Erneu- 
erbarer Energien muß daher im Fünf- 
ten Forschungsrahmenprogramm 
eine besondere Rolle zugewiesen 
werden. Fördermittel in mindestens 
der gleichen Höhe wie die heute 
noch vorgesehenen Förderausgaben 
für Kernfusionsforschung müssen für 
Forschungsvorhaben im Bereich der 
erneuerbaren Energien zur Verfü- 
gung gestellt werden. Ebenfalls muß 
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ge (2.5. Elektroinstallateurlnnen, Ar- 
chitekturstudiengänge) integriert 
werden. Mit EU-Forschungsgeldern 
können zusätzlich neue Studiengän- 
ge, die der Interdisziplinarität inter- 
nationaler Umwelt- und Energiepoli- 
tik Rechnung tragen, geschaffen und 
europäische Forschungszentren fi- 
nanziert werden. Für-bereits Berufs- 
tätige in relevanten Branchen sollten 
entsprechende berufliche Qualifikati- 
onsmöglichkeiten. am besten in Zu- 
sammenarbeit mit den Arbeitsäm- 
tern angeboten werden. 

Erneuerbare Energien in den 
Außenbeziehungen der EU 
Berücksichtigt man die Energiesitua- 
tion in den angrenzenden Regionen 
der EU, so wird die Bedeutung derer- 
neuerbaren Energien für die Außen- 
wirtschaftsbeziehungen der EU. aber 
auch für ihre Außenpolitik deutlich. 
Durch den konseauenten Einsatz er- 
neuerbarer ~nergien wird sich die Im- 
portabhängigkeit der EU von Öl aus 
Drittstaaten verringern. Die Gewin- 
nung von Primärenergie aus Kohle 
geht aus wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten in den osteuropäischen 
Staaten bei einem leicht steigenden 
Energiebedarf zurück. Gleichfalls ist 
anzunehmen, daß die Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion weiterhin 
auf Erdaas setzen werden und ihre - 
Primärenergieerzeugung zu Beginn 
des nächsten Jahrtausend wieder 
den Stand der Energieerzeugung der 
Sowietunion erreichen wird. ExDer- 
ten gehen davon aus. daß die CO2 
Emission weiterhin im Anstieg begnf- 
fen sind, aber wahrscheinlich niedri- 
ger als zu SU-Zeiten sein werden. Da- 
her ergibt sich auch hier sowohl aus 
ökologischen als auch wirtschaftli- 
chen Überlegungen heraus ein drin- 
gender Kooperationsbedarf in Fragen 
der Energiepolitik 

Eine ausreichende Energieversor- 
gung ist weiterhin ein Schlüsselbe- 
reich in der Entwicklungshilfe. Exper- 
tenberechnungen haben ergeben, 

neuerbare Energiequellen bislang 
eine unzureichende Rolle bei den 
Entwicklungsprogrammen spielen. 

Spezifische EU-Programme zur. 
Förderung Erneuerbarer Energi- 
en 
Darüber hinaus müssen spezifische 
EU-Programme zur Förderung Erneu- 
erbarer Energien geschaffen werden, 
die als Anstoß oder Demonstrations- 
projekte dienen können. So ist die 
Wiederauflage des ALTENER Pro- 
grammes dringend geboten: Es ge- 
lang ALTENER I in Ansätzen, die Ak- 
tionen von Mitgliedsstaaten zu un- 
terstützen und für eine gemein- 
schaftliche Zielsetzung im Bereich der 
erneuerbaren Energieträger zu wer- 
ben. Ein besser ausgestattetes ALTE- 
NER II muß diese Arbeit aufgreifen 
und vertiefen. Weitere notwendige 
Programme sind Pilotprojekte wie ein 
1 Mio. Dächer- 'und Fassaden- Pro- 
gramm für Photovoltaikanlagen, ein 
Programm zur Förderung der Ener- 
gieproduktion aus Biomasse sowie 
ein Programm zur Förderung von 
offshore Windanlagen in der Euro- 
päischen Union. Das Klassenziel einer 
nachhaltigen Energiepolitik für die 
Zukunft kann nur erreicht werden, 
wenn es gelingt. erneuerbare Energi- 
en nach dem Ablauf der Pilotprojekte 
zum wirtschaftlichen Selbstläufer zu 
machen. 

Die Förderung regenerativer En- 
ergieträger darf nicht nur Objekt zeit- 
lich begrenzter spezifischer Piiotpro- 
gramme bleiben, sondern muß zur 
Querschnittsaufgabe ausgebaut wer- 
den. 
Die Rolle der Landwirtschaft 
Biomasse ist ein vielversorechender 
alternativer Brennstoffträger. Gegen- 
wärtig sind in der EU etwa 5 Mio. ha 
Land stillgelegt. Mit Blick auf die an- 
stehende Erweiterung der europäi- 
schen Union und der notwendigen 
Reform der Agrarpolitik sollten daher 
Möglichkeiten des gezielten Anbaus 
von Energienutzpflanzen auf eventu- 

l m  Gegensatz Zü 

konventionellen 
Enegien können 
regenerierbare 
Energien einen 
positiven Gesamtein- 
fluß auf Gesellschaff 
und Umwelt haben. 

Wahrend in lapan 
und den USA die 
industriepolitische 
Bedeutung der 
erneuerbaren 
Enegien längst 
erkannt ist, zdgert 
die EU aus kumich- 
tigen vemeintlich 
wettbewerbspoliti- 
schen Erwägungen 
heraus noch mit der 
Fordemng der 
Solarenergien. 
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sich sowohl die regionalen. nationa- 
len als auch der europäische Gesetz- 
geber stellen müssen. 

Im Gegensatz zu konventionellen 
Energien können regenerierbare En- 
ergien einen positiven Gesamteinfluß 
auf Gesellschaft und Umwelt haben. 
Momentan reflektieren die Preise aus 
nuklearen oder fossilen Brennstoff- 
trägern hergestellter Energie nicht 
die realen Kosten. die zur Herstellung 
dieser Eneraie benötiat werden. We- 

d - 
der die sozialen Kosten noch die öko- 
logischen Kosten (Braunkohleabbau 
über Tage, Zwischen- oder Endlage- 
rung von nuklearen Brennstäben) 
werden gegenwärtig in die Kosten- 
kalkulation für Energiepreise mit ein- 
bezogen. Für diese Kosten muß - no- 
iens volens - die Gesamtgesellschaft 
aufkommen. ohne da8 ihr tragfähige 
energiepolitische Alternativen gebo- 
ten würden. Das Argument der ho- 
hen Kosten für die Nutzung erneuer- 
barer Energien erfährt somit eine er- 
hebliche Relativierung. Ein wichtiges 
Etappenziel auf dem Weg zu einer 
kohärenten Gemeinschaftspolitik im 
Bereich der erneuerbaren Energien ist 
daher die Internalisierung der exter- 
nen Kosten der Energieherstellung: 

Einführung einer Energiesteuer 
Die Einbeziehung der sozialen und 
ökologischen Kosten durch eine B e  
steuerung von konventioneller Ph- 
märenergie ist längst überfällig. Eine 
Steigerung der Energiepreise muß 
daher spürbar erfolgen. Eine stufen- 
weise und mit Steuenenkungen in 
anderen Bereichen flankierte Politik 
führt auch nicht zu einer Gefährdung 
der Wirtschaft, der Exportchancen 
der Industrie oder zu sozialen Neben- 
effekten zu Lasten der schwächeren 
Bevölkerungsteile. 

Einspeiseregelung 
Unabhängig von einer solchen Steu- 
erreform ist der faire Zugang zum 
Markt für erneuerbare Energietech- 
nologien sicherzustellen. Im Strom- 
markt ist eine gemeinschaftsweite 
Einführung einer Einspeiseregelung 
gefordert. Vorarbeiten gibt es hier 
bereits aus einer Reihe von Initiativen 
zur Förderung der erneuerbaren En- 
ergien. hier sei insbesondere auf den 
Entwurf einer Richtlinie für ein Euro- 
päisches Einspeisegesetz von Euroso- 
lar hingewiesen. 

Energierahmenprogramm 
Aus grundsätzlichen energiepoliti- 
schen Überlegungen heraus ist ein 
Energierahmenprogramm sinnvoll. 

ÖKOLOGISCHER UMBAU 

Das Europäische Parlament hat die 
Kommission aufgefordert, ein sol- 
ches vorzulegen, und erwartet eine 
gesonderte Haushaltszeile für rege- 
nerative Energiequellen. 

Mittelfristig ist die Verabschie 
dung eines Europäischen Vertrages 
zur Förderung solarer Energien anzu- 
streben. In einem solchen Vertrag 
müßten Ziele, Programme, und fi- 
nanzielle Vorkehrungen zugunsten 
erneuerbarer Enerqien festqelegt . . 
werden. Gleichzeitig könnten mit ei- 
nem solchem Vertrag die entspre- 
chenden juristischen Grundlagen für 
eine Reihe der unten angesproche 
nen Fördermaßnahmen und Hilfen 
geschaffen werden. 

Eine Konzertierte Aktion 
zur Förderung erneuerbarer 
Energien 
Markteinführungshilfen 
Der Energiemarkt in seiner jetzigen 
Form ist nicht gottgegeben, sondern 
das Resultat von jahrzehntelanger 
Struktur- und industriepolitik zugun- 
sten der Kernenergie. Deshalb wer- 
den die erneuerbaren Energien den 
liberalisierten europäischen Energie- 
markt nicht ohne Starthilfe erobern 
können. Während in Japan und den 
USA die industriepolitische Bedeu- 
tung der erneuerbaren Energien 
längst erkannt ist, zögert die EU aus 
kurzsichtigen vermeintlich wottbe 
werbspoiitischen Erwägungen her- 
aus noch mit der Förderung der So- 
larenergien. Um den erneuerbaren 
Energien eine faire Einstiegschance 
auf dem liberalisierten Binnenmarkt 
zu geben. ist ein zeitlich begrenztes 
Aktionspaket vonnöten (2. B. strate- 
gische Marktstudien wie in Großbri- 
tannien). Experten gehen davon aus. 
daß z.B. die skandinavischen Länder 
einen großen potentiellen Markt für 
den Absatz von Photovoltaik-Anla- 
gen darstellen. etwa für die Strom- 
versorgung der Sommerhäuser in ab- 
gelegenen Gegenden. 

Zur Förderung des Außenhandels 
in diesem Bereich müsseri Exportan- 
reize geschaffen werden. Renewable 
Energy Trade Events, die mit Regie- 
~ngsmit te ln der USA in Ländern La- 
teinamerikas mit großem Erfolg 
durchgeführt werden. ließen sich si- 
cherlich auch auf die EU und ihre 
Nachbarregionen in Form von ge- 
samteuropäischen und mediterranen 
Messen für erneuerbare Energien an- 
wenden. 

Wichtige Hilfen für Kleinerzeuge- 
rinnen von Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen sind Krediterleichte- 
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rende Eingriff in Grundrechte unse- Hans-Jochen Vogel erklärte erst vor der der Zwei-Drittel-Mehrheit be- 

res Grundgesetzes - beim Asylrecht - kurzem. in Kenntnis der Folgen wür- dürite - nutzt eine solche Einsicht 

ist auch nach Ansicht von damaligen de er heute einer Grundgesetzände- aber nichts, auch wenn die SPD 

Befürwortern der Änderung des Art. rung nicht mehr zustimmen. Für wieder die Mehrheit im Bundestag 
16 GG ein schwerer Fehler gewesen. eine Rückgängigmachung - die wie- hat. W 

D as Ergebnis der Hamburger 
Bürgerschaftswahl war ein 
Desaster für die SPD. Nach- 

dem die SPD bei den Umfragen im- 
mer um die 40% lag, erreichte sie 
mit 36.2% ihr niedrigstes Ergebnis 
seit Kriegsende. Doch dieses Ergeb- 
nis überrascht nur auf den ersten 
Blick. Mehrere Gründe gibt es für 
dieses Abschneiden: 

GNnde für das Desaster der SPD 
1. Die SPD hat sich im ihren Wahl- 
kampf als Hamburg-Partei darge- 
stellt. Leistungsbilanz und die .,Ein- 
heit" von Stadt und Partei war das 
Wahlkampfkonzept. Die Anti-Kohl- 
Stimmung wurde nicht für eine of- 
fensive Auseinandersetzung mit der 
unsozialen Bonner Sparpolitik. und 
damit auch gegen die CDU und FDP 
in Hamburg, genutzt. 

2. Die Gefahr, die von den 
Rechtsextremisten ausgeht, wurde 
unterschätzt. Demzufolge fand - im 
Gegensatz zu der vorherigen Bür- 
gerschaftswahl - eine offensive Aus- 
einandersetzung mit den Rechtsex- 
tremisten nicht statt. 

3.  Trotz anderslautender Abspra- 
chen in der Wahlkampfkommission 
wurde von Henning Voscherau das 
Thema Innere Sicherheit quasi im Al- 
leingang zum Top-Thema dieser 
Wahl gemacht. 

4. Mit seiner Wählerbeschimp- 
fung drei Tage vor der Wahl (O-Ton 
Voscherau: ,,Es gibt eine Schmerz- 
grenze. wenn die unterschritten ist. 
werden es die Wähler am Sonntag 
abend zu hören bekommen") hatt 
sich Henning Voscherau gerade bei 

Sachverstand Henning Voscherau 
hier hat. 

Vorbehaltlich genauerer Wahl- 
analysen zeichnet sich schon jetzt 
folgender Trend ab: 

DVU prof i t iert  von  Fehlern 
der SPD 
Gerade in den traditionellen sozial- 
demokratischen Hochburgen ist die 
Wahlbeteiligung geringer als im 
Landesdurchschnitt. Die rechtsextre- 
me DVU dürfte gerade in diesen 
Bereichen überdurchschnittlich gute 
Ergebnisse erzielt haben. Demzufol- 
ge hat es die SPD mal wieder nicht 
geschafft, die Modernisierungverlie- 
rer. wie sie im Soziologendeutsch 
bezeichnet werden, für sich zu ge- 
winnen. Das ist aber überhaupt 
nicht verwunderlich. Diese Men- 
schen stehen am unteren Rand der 
sozialen Skala, sie sind bedroht von 
Arbeitslosigkeit. Niedriglöhnen, 
Wohnungsnot und Perspektivlosig- 
keit. Da die SPD genau diese Themen 
nicht in den Mittelpunkt ihres Wahl- 
kampfes gestellt hat, konnte sie die- 
se Wähler auch nicht motivieren, 
SPD zu wählen. Sie blieben zu Hause 
oder wählten DVU. 

Das gute Abschneiden der 
Rechtsextremisten - die DVU verfehl- 
te mit4,9% nur knapp den Einzug in 
die Bürgerschaft - zeigt einmal 
mehr, daß die Rechtsextremisten 
nicht mit ihren eigenen Themen zu 
schlagen sind. Der Versuch. ihre 
Themen zu besetzen, scheiterte bis- 
her immer. Der Wähler wählt eben 
lieber das rechtsextremistische Origi- 
nal. statt der schlechten rechtssozi- 

Das SPD-Desaster 
von Hamburg 

von Björn Wieie' 

für. daß sie in der Kooperation mit 
der SPD kein eigenes Profil aufbauen 
konnte und scheiterte an der 5% 
Hürde. 

In einer dreistündigen Krisensit- 
zuna am Montaa nach der Wahl no- - - 
minierte der SPD-Landesvorstand 
Ortwin Runde neuen Bürgermeister- 
kandidaten. Der der Linken zuge- 
rechnete ehemalige Landesvorsit- 
zende, Sozial- und Finanzsenator 
wird auch von einem Teil der Partei- 
rechten getragen. Insofern kann von 
einer breiten Zustimmung für Ort- 
win ausgegangen werden. Gleich- 
zeitig erhoffen sich viele Linkedavon 
einen programmatischen Aufbruch. 
Ob diese Hoffnung berechtigt ist, 
wird sich zeigen. Fest steht jedoch, 
daß in Zukunft sachliche Diskussio- 
nen nicht mehr durch einen über- 
mächtigen Bürgermeister abge- 
würgt werden. Damit dürfte die po- 
litische Selbstblockade der Hambur- 
ger SPD überwunden sein. 

Insbesondere gilt Ortwin Runde 
in der Öffentlichkeit als Befürworter 
von Rot-Grün. Sicher ist, daß er die 
Möglichkeit einer solchen Koalition 
sehr gelassen sieht. Einen Automa- 
tismus zu Rot-Grün bedeutet das je- 
doch nicht. Dieses Projekt kann 
trotzdem scheitern. und die Gründe 
dafür können bei den Grünen lie- 

vielen sozialdemokratischen Wähle aldemokratischen Kopie. gen. die gegenwärtig ihre Forderun- 
rlnnen unbeliebt gemacht. Während aen für eine Koalition in die Höhe zu 

die SPD einen sehr geschlossenen 
und einheitlichen Wahlkampf ge- 
macht hat. ist der Spitzenkandidat 
der Partei ganz offensichtlich in den 
Rücken gefallen. Da er damit keinen 
Erfolg hatte, ist sein Rücktritt nur 
folgerichtig und zu begrüssen. Da es 
absehbar war, daß dieses Verhalten 
nicht zum Erfolg führen würde. 
zeigt sich daran auch. wie wenig po- 
litischen Gespühr und analytischen 

Die AntCKohl- 
Stimmung nicht für eine wurde 

offensive Auseinan- 
dersetzung m i t  der 
unsoz;alen Bonner 
Sparpolitik, u n d  
damit auch gegen 
die CDU und FDP ;n 
Hamburg, genutlt. 

> ~ 

~ ~ ~ 

Rot-Grün noch nicht gelaufen schrauben scheinen. Überzogene 
Das Abschneiden der anderen Par- Forderungen der Grünen wird aber 
teien ist wenig überraschend. Die auch Ortwin Runde und die linke 
CDU hat nach ihrem historischen SPD nicht schlucken können. W 

Tiefstand bei der letzten Bürger- 
schaftswahl (25.1%) ihr Ergebniss 
normalisiert. Die Grün-Alternativen 
legten erwartungsgemäß leicht zu 
und die FDP schaffte den Einzug in 
die Bürgerschaft wieder nicht. - ~ i e  * Bjöm Wiele, Diplom-Poiitologe. Sprecher des JUSO-Landes- 
STATT-Partei erhielt die Quittung da- vorsfandes Hamburg 

52 Zeitrchrihfüi SodalistirchePalitikund Wirtschaft. Heft97. 1997 



MAGAZIN 

Shell? - 
Boykottier ich! 
Krise, Jugend und Politik 

Heike Schneppendahl* 

Jugendliche wollen 
sofort mitbestimmen 

können, ihre 
eigenen besonderen 
Fähigkeiten einbrin- 

gen können, ihr 
Engagement rnuß 

schnell und konkret . 
Erfolge zeitigen, 

aber genauso muß 
der Ausstieg 

jederzeit möglich 
sein, und es muß 

Spaß machen. 

J ugendliche sind unpolitisch und 
interessieren sich nicht für gesell- 
schaftliche Veränderungen. sie 

sind spaßgeil und oberflächlich. ge- 
hen zu jeder Love Parade und nie zu 
einer Demo, nehmen künstliche 
Drogen, die nicht bewußtseinser- 
weiternd sondern -verengend sind 
usw. usf. 

Mit diesen Klischees räumt die 
12. Shell-Jugendstudie gründlich auf. 
macht aber gleichzeitig deutlich, daß 
Interesse an Politik heute nicht mehr 
mit den hilaßstäben von vor 20 Jah- 
ren gemessen werden kann. Jugend- 
liche heute haben einen gänzlich an- 
deren Begriff von Politik als die Gene- 
rationen zuvor. Klassische Indikato- 
ren, die bislang politisches Engage 
ment angezeigt haben, wie ,.zur 
Wahl gehen", ,,Eintritt in eine Partei" 
..Besuch von politischen Versamm- 
lungen" sind der Realität und Sicht- 
weise von Jugendlichen mittlerweise 
nicht mehr angemessen. 

.Die gesellschaftliche Krise hat 
die Jugend erreicht" 
Daß die sogenannte ,.Spaßgenerati- 
On'' in Wirklichkeit keine ~ r h d e  für 
allzu viel Soaß hat. zeiot die Antwort . 2 ~ ~-~ 

auf die (offen gestellte!) Frage nach 
dem Hauptproblem der Jugendli- 
chen: JedeR zweite nennt die Ar- 
beitslosigkeit! Und dies um so häufi- 
ger. je älter die Jugendlichen sind. 
Bei dieser Antwort gibt es keine si- 
gnifikanten Unterschiede zwischen 
jungen Frauen und jungen Männern 
oder zwischen west- und ostdeut- 
schen Jugendlichen. Massenarbeits- 
losigkeit ist eine .,prägende Genera- 
tionenerfahrung". Um es mit den 
Worten der Verfasser (der Frankfur- 
ter Sozialforscher Arthur Fischer und 
der Berliner Erziehungswissenschaft- 
ler Richard Münchmeier) zu sagen: 
Die gesellschahliche Krise hat die Ju- 
gend erreicht. 

Vorbei ist die alles überlagernde 
Beschäftigung mit sich selbst und 

Heike Schneppendahl ist stellvertretende Juso-Bundes- 
vorsitzende und lebt in Bochum. 

der eigenen Identitätsfindung in der 
Pubertät und kurz danach. Die B e  
Ziehung zu den Eltern. Experimente, 
mit dem anderen Geschlecht. Pro- 
bleme in der Schule oder Ausbil- 
dung rangieren weit abgeschlagen 
hinter den Auswirkungen der Krise 
der Erwerbsarbeit. In Ostdeutsch- 
land steht der Mangel an Lehrstellen 
an zweiter Stelle. in Westdeutsch- 
land die Umweltverschmutzung. 

Bei der Betrachtung der persönli- 
chen Zukunft halten sich ganz allge- 
mein Optimismus und Pessimismus 
die Waage, auffällig ist allerdings. 
daß von allen Untergruppen die jun- 
gen Frauen aus Ostdeutschland ihre 
persönliche Zukunft am pessimi- 
stischsten einschätzen. Betrachtet 
man die Ausbildungs- und Arbeits- 
marktsituation dort, ist das auch 
eine gar nicht so unrealistische Beur- 
teilung ... 

Jugend ohne .,Schonraum" 
Jugend ist ,,einmal eine subjektive 
biographische Lebensphase, in der 
Aufgaben der inneren Entwicklung, 
des Lernens, der Identitätsbildung 
anstehen: sie ist zum anderen eine 
gesellschaftlich bestimmte Lebensla- 
ge. abhängig von gesellschaftliche 
Bedingungen und Erwartungen. vor 
allem aber von der Zukunft und Zu- 
kunftsfähigkeit der zentralen Rege- 
lungen und Grundlagen unserer Ar- 
beitsgesellschaft."' 

Die Ergebnisse der Shell-Studie 
zeigen, daß Jugend kaum noch ein 
Schonraum zwischen Kindheit und 
dem Ernst des Lebens ist, in dem die 
eigene Persönlichkeit entwickelt 
werden kann. Eine Folge daraus ist, 
daß die Freizeitbeschähigung. die 
bei den Jugendlichen in den letzten 
Jahren am stärksten an Bedeutung 
gewonnen hat. die berufliche Wei- 
terbildung ist (von den 18 - 24jähri- 
gen geben über die Hälfte an, daß 
sie sich in ihrer Freizeit häufig bzw. 
sehr häufig beruflich weiterbilden). 
Gleichzeitig kann sich nur ein ver- 
schwindend geringer Teil der ,,Kin- 
der Kohls" vorstellen. daß die gro- 
ßen Zukunftsprobleme der Massen- 
arbeitslosigkeit und der Umweltver- 
schmutzung von der Politik gelöst 
werden können. Kein Wunder also, 
daß Jugendliche sich nicht in den 
klassischen politischen Großorgani- 
sationen engagieren, wenn sie ih- 
nen die Lösung der Probleme gar 
nicht zutrauen. Und so dumm ist 
das gar nicht, was Jugendliche sich 
in diesem Zusammenhang denken, 
nämlich daß nicht Politikerlnnen, 

sondern ,,die Wirtschaft" regiert. 
Trotzdem belegt die Studie auch, 
daß die Jugendlichen heutzutage 
eher mehr über Politik wissen als 
beispielsweise ihre Eltern. 

Einen ,.Schuldigen" benennen 
können oder Bescheid wissen über 
Politik führt aber nicht automatisch 
dazu. daß die Jugendlichen sich auch 
politisch oder gar parteipolitisch en- 
gagieren. im Gegenteil hat es oft Re- 
signation und das Bewußtsein feh- 
lender Alternativen zur Folge. 

Die ..lnstitutionendistanz" ist 
weiter angestiegen - in Ostdeutsch- 
land noch mehr als in Westdeutsch- 
land, den schlechtesten Vertrauens- 
bonus überhaupt haben politische 
Parteien, direkt danach folgen Bun- 
destag und Bundesregierung. Im 
Gegensatz dazu genießen Bürgerin- 
itiativen, Umweltschultz- und Men- 
schenrechtsgruppen relativ viel Ver- 
trauen. 

Politisches Engagement: nicht 
weniger, sondern anders! 
Die Voraussetzungen, die (politische) 
Gruppen insbesondere bezüglich ih- 
rer Arbeits- und Umgangsformen 
bieten müssen. um für Jugendliche 
interessant zu sein, sind nicht ganz 
leicht zu erfüllen. Jugendliche wollen 
sofort mitbestimmen können und 
nicht erst die sogenannte Ochsen- 
tour durchlaufen müssen, sie wollen 
ihre eigenen besonderen Fähigkeiten 
einbringen können, ihr Engagement 
muß schnell und konkret Erfolge zei- 
tigen. aber genauso muß der Aus- 
stieg jederzeit möglich sein. und last 
but not least muß das Engagement 
auch richtig Spaß machen. 

Auffällig ist. daß ausgesprochen 
viele junge Frauen mit hohem 
Bildungsniveau gesellschaftskriti- 
sche Vorstellungen haben. Reform- 
ideen vertreten, eine große Sympa- 
thie für bürgerschaftliche. ökologi- 
sche und alternative Bewegungen 
haben, aber gleichzeitig am wenig- 
sten an die Möglichkeit glauben, 
ihre Ideen politisch zur Geltung zu 
bringen. 

Auf die Frage. welche politische 
Partei derldem Jugendlichen am 
nächsten steht. antworten 38% 
keine! (Zugleich stellte es für die Ver- 
fasser der Studie ein großes Problem 
dar. Jugendliche zu finden, die über- 
haupt nicht gesellschaftlich engagiert 
sind). 20% der Jugendlichen ent- 
scheiden sich für Bündnis '901Die 
Grünen, 18% für die SPD, 15% für 
die CDWCSU und jeweils 2% für FDP, 
PDS, ,.Republikaner .und andere. 

andere Aktivitäten zu erhalten. Zeit- 
souveränität wird heutzutage zu ei- 
nem durchaus angestrebten Ziel. 
Insbesondere für Männer werden 
aber zur Zeit in Deutschland kaum 
Teilzeitarbeitsplätze angeboten. Hier 
könnte eine Teilzeitoffensive anset- 
zen. Allerdings sollte davon nicht die 
vollständige Lösung der Beschäft- 
gungsprobleme in der Bundesrepu- 
blik erwartet werden. "Mehr Be- 
schäftigung durch einen Teilzeit- 
boom würde (...) nicht notwendi- 
gerweise zu einem gleich großen 
Abbau der Arbeitslosigkeit führen. 
weil gleichzeitig eine - sozialpolitisch 
durchaus erwünschte - Mobilisie- 
rung der sogenannten 'Stillen Reser- 
ve' zu erwarten wäre. Eine arbeits- 
marktpolitische Förderung der Teil- 

uftverunreinigungen, atomare 
GAUS. das Ozonloch und der L reibhauseffekt kennen keine 

nationalstaatlichen Grenzen. Um- 
weltkatastrophen oder schlicht die 
Folgen politischer (Fehl-) Entschei- 
dungen im Umweltbereich betreffen 
Millionen Menschen über alle Gren- 
zen hinweg. 

Das Versprechen der Europäi- 
schen Union auf dem Weltumwelt- 
gipfel 1992 in Rio de Janeiro. die CO2 
Emissionen erheblich zu verringern. 
wartet noch auf seine Einlösung. 
Dem Ratsbeschluß vom 3. März 
1997, den CO2 Ausstoß bis zum Jahr 
2010 um 15%. bezogen auf den 
Stand von 1990. zuverringern. müs- 
sen Taten folgen. 

Der europäische Elektrizitätsbin- 
nenmarkt ist der wirtschaftliche Teil 
einer richtigen Antwort auf die 
Zeichen der Zeit. Vorbei die Zeiten, in 
denen Ressourcenpolitik und Ver- 
sorgungssicherheit auf nationalstaat- 
licher Ebene gedacht werden konn- 
ten, vorbei die Zeiten. in denen 
Energiepolitik unter rein versor- 
gungstechnischen Maßgaben ohne 
Rücksicht auf ökologische Risiken 
oder nachkommende Generationen 
gedacht wurde: Hier muß europäisch 
gedacht werden, um angemessene 
Maßnahmen treffen zu können. Die 
Europäische Union muß jetzt als 
politischer Akteur 'die entscheiden- 
den energiepolitischen Weichen stel- 
len. will sie nicht den technologi- 
schen, industriellen und ökologi- 
schen Entwicklungen Japans und 

zeitbeschäftigung stößt (darüber 
hinaus. 1.5.) auf Grenzen, weil die 
Akzeptanz dieser Beschäftigungs- 
form in hohem Maße von der 'Flexi- 
bilität in den Köpfen' der beteiligten 
Arbeitsmarktakteure abhängig zu 
sein scheint." (Walwei 1997. 5. 175) 

Solche 'mentalen Hindernisse' 
sind sowohl auf Seiten der Arbeitge- 
ber wie auch der abhängig Beschäf- 
tigten durchaus vorhanden und 
können nur relativ langsam über- 
wunden werden. Und eine politi- 
sche Teilzeitoffensive wird nur dann 
keine sozialpolitisch negativen Fol- 
gen aufweisen, wenn sie auf freiwil- 
ligen Entscheidungen für eine redu- 
zierte Arbeitszeit und die damit ver- 
bundenen Einkommenseinbuße be- 
ruht. W 

Amerikas im Energiebereich hinter- 
her hinken. Mit einer konsequenten 
Energiepolitik gibt sich die EU die 
Möglichkeit, ihre energiepolitischen 
Versprechen in die Tat umzusetzen 
und den technologischen und indu- 
striellen Sprung ins 21. Jahrhundert 
zu vollziehen. 

Eine Strategie für die Zukunft: 
Erneuerbare Energien i n  die EU! 
Energiepolitik kann nicht für sich 
allein betrachtet, sondern muß im 
Zusammenhang mit einer Reihe 
komplexer Faktoren diskutiert wer- 
den. Dadurch können energiepoli- 
tische Zielsetzungen nur im abge- 
stimmten Zusammenspiel von Ent- 
wicklungsmaßnahmen für Energie- 
technologien und landwirtschaftli- 
chen Maßnahmen in bezug auf die 
Nutzung von Biomasse Maßnahmen 
aus den Bereichen der Verkehrs- und 
Finanzpolitik. sowie der Forst- und 
Agrarpolitik erfolgreich in die Tat um- 
gesetzt werden. 

Mit dem Weißbuch für eine Ge- 
meinschaftsstrategie muß daher ein 
Aktionspaket verabschiedet werden, 
das sowohl einen detaillierten Um- 
setzungsplan für die vorgeschlage- 
nen Maßnahmen enthält als auch 
konkrete Hinweise auf Finanzie~ngs- 
möglichkeiten. Unterteilt in bindende 
und unterstützende Unionsmaßnah- 
men muß eine kohärente europäi- 
sche Strategie zur konsequenten För- 
derung erneuerbarer Energiequellen 
folgende Elemente im einzelnen be- 
inhalten: 

DIW (1997): Die Niederlande - Berchäfii- 
gungrpalitircher Vorbild?, in: DIW-Wo- 
chenbo.'?** M. ' C  

ifo-Institut 
schnel 

OECD ( I !  
D=.;, 

=,,.,,,, ,",. ," 
(1997): Niederlande. in: ifo- 

Idienrt, Nr. 9 
397): Wirtrchaftsaurblick. Juni. 

, -,,, 
Schmid. Günther (19971: lobwunder Nieder- 

lande - Eine moderne ArbeitrmarW- und 
Berchäfligungspolitik, lungen 76. Juni in: WB-Mittei- 

Slomp H./ Kun P. Tudyka (1993): Niederlan- 
de. in: Birpinck. Reinhardl Wolfgang Le- 
cher(Hrrg.)Tarifpolitik undTarifryrterne 
in Europa - ein Handbuch über 14 euro- 
päische Länder. Bund-Verlag. Käln 

Walwei. Ulrich (1997): MehrTeilieitberchäf- 
tigung durch flexiblere Arbeiuzeitarran- 
gementr? - Eine Analpeauf der Barir ei- 
ner internationalenVergleichr, in: Dieter 
SadowrtV Kerrtin Pull: Vorschlage jen- 
~ei ts  der Lohnpolitik - Optionen für 
mehr Berchänigung 11. Campus. Frank- 
fun 

Perspektiven 
~rneuerbarer Energien 

in der Europäischen 
Union 

von Mechtdd Rothe* 

Bindende UnionsmaDnahmen 
oder: Ord'nunasoolitische - .  
Rahmenmaßnahmen in Zeiten 
voranschreitender Liberalisie- 
rung 
Der Energiebinnenmarkt muß durch 
eine Reihe ordnungspolitischer Maß- 
nahmen begleitet und sein weiteres 
Voranschreiten sorgfältig beobachtet 
werden. Die systematische Einfüh- 
rung erneuerbarer Energien und ent- 
sprechender Technologien darf nicht 
behindert werden. Erneuerbare Ener- 
gieformen müssen einen fairen 
Marktzugang erhalten: Das Bemühen 
um Markteinführung und Markt- 
durchdringung für die regenerativen 
Energien darf nicht Sache des priva- 
ten Engagements bleiben; sie ist vor 
allem eine staatliche Aufgabe, der 

Vorbei die Zeiten, in 
denen Ressourcen- 
politik und Vemr- 
gungssicherheit auf 
nationalstaatlicher 
Ebene gedacht 
werden konnten 
oder Energiepolitik 
ohne Rücksicht auf 
ökologische Risiken 
oder nachkommen- 
de Generationen 
gedacht wurde. 

* Mechtild Rothe ist Mitglied im Ausschuß für Forschung, 
technologische Enwicklung und Energie und stellv. Vorsitzende 
der Gruppe der SPD-Abgeordneten im Europäischen Parlament. 

sie lebt in Bad Lippspringe. 
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h v611igern Kontrast 
zur Argumentation 
der Propagandisten 

des 'Modells 
Holland' ist es die 

hohe Zahl (über 10% 
der niederländischen 

Beschäftigten) der 
durch die Invalidi- 

tätsversicherung 
finanzierten Er- 

werbsunfähigen, die 
den Arbeitsmarkt 
spürbar entlastet. 

ko ausländischer Gegenmaßnahmen 
ausgesetzt bzw. vom ausländischen 
Konjunkturverlauf abhängig. Die Ex- 
portorientierung ist für ein kleines 
Land eine rationale politische Orien- 
tierung und kann unter bestimmten 
Bedingungen recht erfolgreich sein. 
Eine dominante Ökonomie sollte je- 
doch neben der eigene Entwicklung 
immer auch die Verhältnisse in den 
anderen Ländern im Blick haben und 
in der eigenen strategischen Aus- 
richtung berücksichtigen. 
b) Die gelobte Haushaltskonsolidie- 
rung über den Sozialabbau kann kei- 
ne Begründung für die im Vergleich 
relativ gute beschäftigungspoliti- 
sche Entwicklung darstellen. Zwar 
hat es in den letzten Jahren erhebli- 
che Einschnitte in das soziale Netz 
gegeben, bis heute haben die Sozi- 
alausgaben jedoch im Vergleich zu 
Deutschland immer noch ein höhe- 
res Niveau. Zudem schreitet der So- 
zialabbau auch in der Bundesrepu- 
blik rapide voran. 

Der Sozialstaat ist aber in einer 
anderen Perspektive eine Ursache 
für die gute Arbeitsmarktbilanz, die 
allerdings in einem vollständigen 
Kontrast zur Argumentation der 
Propagandisten des 'Modells Hol- 
land' steht.'~ie hohe Zahl (über 10% 
der niederländischen Beschäftigten) 
der durch die Invaliditätsversiche- 
rung finanzierten Erwerbsunfähigen 
entlastet den Arbeitsmarkt spürbar. 
Es zeigt sich, daß Sozialpolitik 
durchaus auch . arbeitsmarktpoliti- 

sche Effekte aufweist. Inwieweit 
eine derartige Reduzierung der Ar- 
beitslosenzahlen auf Dauer finan- 
zierbar ist, bzw. inwieweit diese Art 
der Arbeitsmarktpolitik von den Be- 
troffenen positiv aufgenommen 
wird, sei dahingestellt. Fakt ist je- 
doch. daß die offizielle Arbeitslosen- 
statistik davon erheblich profitiert 
hat. 
C) Hauptverantwortlich für die posi- 
tive Beschäftigungsbilanz ist die 

deutliche, im europäischen Ver- 
gleich weit überdurchschnittliche 
Ausweitung der Teilzeitarbeit. Auch 
hierdurch werden die neoliberalen 
Propagandisten des Modells Lügen 
gestraft. Die Beschäftigungserfolge 
beruhen nicht auf besonders günsti- 
gen Rahmenbedingungen, sondern 
schlicht auf der Umverteilung vor- 
handener Arbeit. allerdings in einer 
Form. in der die Kosten der Arbeits- 
zeitverkürzung fast vollständig auf 
die abhängig Beschäftigten abge- 
wälzt werden. Allerdings muß her- 
vorgehoben werden. daß die Teil- 
Zeitarbeit in den Niederlanden sozi- 
al- und arbeitsrechtlich Vollzeittätig- 
keiten gleichgestellt ist. Dennoch ist 
die in den Niederlanden gängige 
Praxis von Teilzeitarbeit sozialpoli- 
tisch nicht unproblematisch, weil 
mit dieserTätigkeit für einen erhebli- 
chen Teil der Teilzeitbeschäftigten 
keine eigenständige Lebensführung 
gewährleistet ist. 
d) Die Kompromißorientierung der 
Tarifpartner in den Niederlanden 
scheint ebenfalls kein außerge- 
wöhnlicher Faktor zu sein. Der nie- 
derländische Korporatismus weist in 
vielerlei Hinsicht ähnliche Züge auf 
wie der deutsche. wobei der Grad 
der lnstitutionalisierung und die Ein- 
beziehung des Staates sicherlich 
ausgeprägter ist. Allerdings war die 
Kampfkraft der Gewerkschaften in 
den Niederlanden zu Beginn der 
80er Jahre nicht ausreichend. um 
Angriffe auf soziale Errungenschaf- 

ten seitens der R e  
gierung und der 
Unternehmen ab- 
zuwehren. Vor 
dem Hintergrund 
der Massenar- 
beitslosigkeit wa- 
ren sie gezwun- 
gen. erhebliche 
Zugeständnisse zu 
machen, haben 
aber gleichzeitig 
versucht. aus die- 
ser Lage das Beste 
zu machen. Dies 

hat im Ergebnis zur tariflichen Re- 
glementierung auch von prekären 
Arbeitsverhältnissen oder der Teil- 
zeitbeschäftigung geführt. 
e) Ein wesentlicher Unterschied be- 
steht dagegen beim Verhalten der 
Arbeitgeber. In Deutschland ist bei 
den Arbeitgeberverbänden eine im- 
mer größere Distanz und Abkehr 
von dem sozialpartnerschaftlichen 
Kompromiß der Nachkriegszeit zu 
verzeichnen, während die niederlän- 

dischen Arbeitgeber dazu bereit zu 
sein scheinen. diesen Kompromiß 
auch auf Basis neuer ökonomischer 
Entwicklungen zu erneuern. 

Modell für Deutschland? 
Eingangs erwähnte euphorische 
Stimmen entlarven sich angesichts 
der realen Entwicklung und deren 
Ursache11 mehr als neoliberale Pro- 
paganda denn als richtige Einschät- 
zung der Vorgänge im Nachbarland. 
In oberflächlicher Manier werden 
Einzelaspekte der Entwicklung her- 
vorgehoben, um damit wirtschafts- 
politische Rezepte anzupreisen. de- 
ren Wirkung höchst umstritten ist. 
Es hat mit seriöser Auseinanderset- 
zung nichts zu tun. wenn der Ver- 
weis auf das angebliche 'Vorbild 
Niederlande' nur dazu führt. den 
Gewerkschaften einreden zu wollen, 
daß sie nur im Konsens weitere 
Lohnkürzungen. Sozialabbau und 
eine Flexibilisierung des Arbeits- 
marktes hinnehmen sollten, und 
schon würde die Beschäftigung stei- 
gen. 

Zwei Elemente der niederländi- 
schen Politik sind aber meines Erach- 
tens durchaus auch für die Bundes- 
republik von großem Interesse und 
können unter Umständen vorbild- 
haft für die deutsche Entwicklung 
werden: 
1. Wenn auch mehr aufgrund un- 
günstiger gesellschaftlicher Kräfte- 
verhältnisse erzwungen. sind ein er- 
heblicher Teil der arbeitsrechtlichen 
Flexibilisierungsmaßnahmen von Ab- 
kommen zwischen den Tarifpartnern 
begleitet worden. Es bleibt weiteren 
Untersuchungen vorbehalten. ob die 
dort gefundenen Regelungen wirk- 
lich ein gewisses Schutzniveau für die 
Beschäftigten festschreiben. Dabei 
wäre zu prüfen, welche Regelungen 
sich auch in anderen Ländern als 
sinnvoll erweisen könnten, zumal die 
Flexibilisierung der Arbeitsmärkte in 
allen hochentwickleten Ländern in 
den letzten Jahren erheblich ausge- 
weitet wurde. 
2. Der Anteil von Teilzeitarbeit an 
den Beschäftigungsverhältnissen hat 
in der Bundesrepublik noch keines- 
wegs seinen Höhepunkt erreicht. 
Viele Beschäftigte sind durchaus be- 
reit, weniger zu arbeiten, auch 
wenn dies mit entsprechenden Ein- 
kommensverlusten verbunden ist. Es 
gibt eine relativ große Gruppe von 
Beschäftigten. die von ihrem Ein- 
kommensniveau her in der Lage und 
willens ist. auf Einkommen zu ver- 
zichten, um dadurch mehr Zeit für 

Erfolge organisieren! 
Dies alles wird von einem zentralen 
Schlagwort markiert, das auch im- 
mer wieder durch die Medien gegei- 
stert ist: Nicht die Politikverdrossen- 
heit der Jugend. sondern die Ju- 
gendverdrossenheit der Politik ist 
das Problem. 

Die Antwort darauf, wie es mög- 
lich ist, Politik wieder an die Jugend- 
lichen heranzuführen, kann nicht 
endgültig sein. Die konsequente An- 
wendung von Projektarbeit inner- 
halb des JUSO-Verbandes ist ein 

im Rahmen der Ausein- 
andersetzung um die 
Umlagefinanzierung ge- 
bildeten Bündnisse die- 
nen. Im JUSO-Schülerln- 
nenbereich gibt es mit 
dem Zeitungsprojekt 
..links" schon gute An- 
sätze, auch an den 
Hochschulen müssen JU- 
SOS verstärkt zum orga- 
nisierenden Kern einer 
Jugendlinken werden. 

Thematische Schwer- 

(GGGGG sie vertrauen 1 
Umfrage unter jugendlichen mischen 12 und 24 Jahren; Werte auf 
elner Skala von i (sehr wenig Vertrauen) bis 5 (sehr viel Vertrauen) + - I- 4 t 

Schritt in die richtige Richtung. punMe müssen, dort $ 
mehr Jugendliche zu erreichen, gelegt werden, womit 

1 

kann aber lange nicht alle Probleme Jugendliche erreichbar 
in Zusammenhang mit dem gänzlich sind. Tragfähige und 

: 
anderen Verständnis der jungen Ge- umsetzbare Konzepte 

i 
i 

neration von Politik lösen. zum Abbau von Massen- 

Notwendig ist es. sich noch mehr arbeitslosigkeit und Aus- $ 

an den konkreten und alltäglichen b i ldungsplatzmangel  fl fi 
Problemen der Jugendlichen zu ori- müssen zugespitzt ver- ~ k ~ s m i l ~ a u d i e , ~ ,  

entieren. das kann aber nicht einfach mittelbar aemacht wer- 
im luftleeren Raum passieren. sondern 
möglichst dort, wo viele Jugendliche 
einen Teil ihres Lebens verbringen - 
in den Bildungseinrichungen. 

Zentrales Erfolgskriterium für die 
JUSOS wird dabei auch sein, ob wir 
es schaffen. unsere Bündnisfähigkeit 
weiterzuentwickeln. Mit linken. radi- 
kalreformerischen Jugendlichen aus 
Gewerkschaften, Jugendverbänden. 
lnteressenvertretungen und unab- 
hängigen regionalen Initiativen 
müssen gemeinsam Projekte entwik- 
kelt und durchgeführt werden - 
nicht nur. aber auch weil damit die 
Erfolgschancen am höchsten sind. 
Als Anknüpfungspunkte können die 

Rezension zum Buch "Das Claudia- 
Nolte-Phänomen" von Mechtild 
Jansen, erschienen im Dietz-Verlag, 
DM 36;. Mechtild lansen ist 
Sozialwissenschaftlerin, freie Publi- 
zistin, Autorin vieler frauenpolitischer 
Veröffentlichungen und lebt in Köln. 

M it dem Buch "Das Claudia- 
Nolte-Phänomen" liefert 
Mechtild Jansen eine 

ausführliche Analyse der Frauen- 
politik der CDU als zentralen B e  
standteil der Wende von einer 
linkskonservativen zur rechtskonser- 
vativen Erneuerung am Anfang der 
90er Jahre. Die Frauenministerinnen 
der CDU von Rita Süßmuth als 

- 
den. Zahlenspiele nützen dabei 
nichts, unsere Vorschläge müssen 
symbolisch erfahrbar sein. Das The- 
ma Solarer Umbau eröffnet die Mög- 
lichkeit. am Thema ,.Umweltver- 
schmutzung". das für die Jugend- 
lichen ein Thema ist. das ihre persön- 
liche Zukunft ausgesprochen stark 
beeinträchtigt anzuknüpfen. es zu 
politisieren und in größere Zusam- 
menhänge zu setzen. 

Um an den realen und als indivi- 
duell angesehenen Schwierigkeiten, 
die Jugendliche haben. anzusetzen. 
und dem kollektive Lösungsmöglich- 
keiten entgegenzusetzen, muß die 
Ausbildungsförderung wieder Stär- 

"begabte, unkonventionelle politi- 
sche Seiteneinsteigerin" über Ursula 
Lehr und Angela Merkel bis zu Clau- 
dia Nolte als "weibliches Subjekt für 
die Objektrolle Frau". beschreibt sie 
als rasante Spirale abwärts vom 
emanzipativen Anspruch selbstbe- 
wußter Frauen zu einem neuen 
Frauenbild: "Tapfer - angepaßt - 
dressiert". 

Als verbindend zwischen diesen 
Frauen macht sie lediglich zwei 
Gemeinsamkeiten fest: die Überein- 
stimmung in konservativ politischen 
Grundsätzen der CDU und insbeson- 
dere dem Bild ihrer Basis der "Fami- 
lie als Keimzelle des Staates", das 
einer wirklichen Feminisierung der 

ker in den Mittelpunkt politischer 
Auseinandersetzung gerückt wer- 
den. Durch die Forderung. über eine 
weitreichende Erhöhung der Erb- 
schaftsteuer eine elternunabhängi- 
ge Jugend- und Auslbildungsförde 
rung für alle Jugendlichen zu finan-. 
zieren, kann die Möglichkeit des Ein- 
greifen~ von Politik veranschaulicht 
werden. 

Für unsere politische Arbeit muß 
dabei immer gelten: .,Jeder Schritt 
wirklicher Bewegung ist wichtiger 
als ein Dutzend Programme." 
(Karl Marx) W 

Nur ein verschwin- 
dend geringer Teil 
der "Kinder Kohls' 
kann sich vorstellen, 
daß die großen 
Zukunftsproblerne 
der Massenarbeitslo- 
sigkeit und der 
Umweltverschmut- 
zung von der Politik 
gelöst werden 
können. 

Die Nolte-Wende 
Von Uta Bierrnann* 

Gesellschaft im Prinzip diametral 
entgegensteht. 

Das "Claudia-NoltePhänomen" 
aber ist mehr: Jansen geht in ihrem 
Buch der Frage nach, wieso sowohl 
die "frauenpolitisch aufgeklärte 

* Uta Biermann ist Wissenschafflerin am Max-Planck-Institut 
für Chemie, Mitglied der spw-Redaktion und lebt in Mainz. 
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Das Buch stellt die 
Frauenpolitik in den 
Zusammenhang mit 

anderen Politikiel- 
dem, mehr noch, 

arbeitet die Spaltung 
von (Familien)- 

fauen und (Karrie- 
rdmänner in vielen 

Fällen als "Zentral- 
achse' gesellschaftli- 

cher Spaltungen 
insgesamt heraus. 

Öffentlichkeit" als auch viele Män- 
ner der Politikszene nach einem 
Aufstöhnen ob der Berufung von 
Claudia Nolte nicht konsequent dar- 
auf gedwngen haben, diese politi- 
sche Fehlbesetzung rückgängig zu 
machen. lhre Antwort ist. daß 
Männer. immer noch von der Angst 
vor einer wirklich starken Partnerin 
geprägt. sich in der falschen Sicher- 
heit wiegen, die "Frauenfrage sei 
geregelt". Viele von der Frauen- 
bewegung geprägte Frauen sind zu 
bescheiden in ihren Ansprüchen 
und kleinkariert geworden. Und wie 
so oft wird eine Frau. hier Claudia 
Nolte. verharmlost und die Trag- 
weite ihrer Politik mit dem Konzept: 
"Die Schwachen helfen den Starken 
und sich selbst", die im Kern auf 
tiefe Einschnitte im Sozialstaat zielt, 
für die Gesamtgesellschaft wird 
unterschätzt. 

Problematisch: Die Linke u n d  
d ie Frauen 
"Vom Versagen der Traditionslinken 
und der grünen Innovation" heißt 
das Kapitel, in dem Mechtild Jansen 
darlegt, wieso aus ihrer Sicht sowohl 
die SPD, als auch die Gewerkschaf- 
ten, die sozialistisch-kommunisti- 
sche Traditionslinke und zu Teilen 
auch die Grünen verfehlt haben. der 
schleichenden Aushöhlung frauen- 
politischer Erfolge etwas entgegen- 
zusetzen und mit der Frauenpolitik 
"sich selbst haben links liegen las- 
sen". Sie skizziert den Weg der 
Frauenbewegung "von der Auto- 
nomie in die Differenzierung" mit 

dem entscheidenden Wendepunkt 
1989 und der Vereinigung. lhre The- 
se ist. daß die Frauenbewegung. die 
zunächst nach der Wende als 
einzige zusammenarbeitete und sich 
gegenseitig durch Erfahrungsaus- 
tausch befruchtete, von den domi- 
nierenden politischen Grundkon- 
stellationen und ihren Spaltungslini- 
en geschwächt wurde. Es gelang 
den Frauen nicht. die vielen An- 
liegen, Projekte und Einzelthemen in 
einen Zusammenhang zu stellen 
und die wesentlichen Gemeinsam- 
keiten neu zu definieren. Das Tren- 
nende überwog vielfach das Ge- 
meinsame. gemeinsame Gegenwehr 
erlahmte. 

Pionierinnen der gesellschaftli- 
chen Veränderung 
Dennoch macht Mechtild Jansen die 
Frauen "als Pionierinnen der gesell- 
schaftlichen Veränderung" zum ent- 
scheidenden Subjekt auf dem Weg 
in eine neue Gesellschaft aus, in der 
geschlechtliche und soziale Spaltun- 
gen minimiert sind. Das Ziel ist, ein 
neues Verständnis von Arbeit zu in- 
stallieren. das Arbeit als gesellschaft- 
liche Gesamtarbeit begreift, die ge- 
schlechtsspezifische Trennung in 
~ro'duktions- und Reproduktionsar- 
beit endgültig aufhebt und Frauen 
sowie Männern Zugang zu allen Le- 
bensbereichen öffnet. Sie entwickelt 
einige Kriterien einer solchen Gesell- 
schaft, eine genauere Ausführung 
Iäßt sie im Vagen. 

Zentralachse gesellschaftlicher 
Spaltungen 
Das Buch zeichnet sehr stringent die 

Kirchen und Verbänden". Wiederfin- 
den können sich die angesproche- 
nen Menschen in dem Buch nur 
schlecht! Im Gegenteil: insbesonde- 
re die "Abrechnung" mit der Frau- 
enpolitik der SPD- und Gewerk- 
schaftsfrauen ist hart. 

Viele Kritikpunkte sind berech- 
tigt: die SPD hat niemals ein Grund- 
satzprogramm gehabt. das eine Fe- 
minisierung der Gesellschaft hinrei- 
chend durchdekliniert oder gar in 
den Mittelpunkt gerückt hat. Und 
die Gewerkschaften haben viel zu 
lange klassische. an Männern orien- 
tierte Tarifpolitik gemacht und die 
gesellschaftliche Sprengkraft des 
Anspruches von Frauen auf gleiche 
Teilhabe am Erwerbsarbeitsmarkt 
sträflich vernachlässigt. Dennoch 
hat es in beiden Organisationen 
Frauen gegeben. die für diese Ziele 
gekämpft haben und sich als Teil 
von Frauenbewegung und Partei 
oder Gewerkschaft begreifen. 

Sie haben Anteil z.B. an der Insti- 
tutionalisierung der Frauenbewe- 
gung, die in dem Buch als eine wich- 
tige. wenn auch mit Wiäersprüchen 
behaftete Voraussetzung für weite- 
res erfolgreiches Agieren der Frau- 
enbewegung analysiert wird 

Die Idee, das Aufkündigen des 
männlichen Normalarbeitsverhält- 
nisses als Dreh- und Angelpunkt zur 
Aufhebung der geschlechtsspezifi- 
schen Arbeitsteilung und als Einstieg 
zur Beseitigung der patriarchali- 
schen Machtverhältnisse zu ma- 
chen, haben Jusos unter dem Kon- 
zept der "Doppelten Umverteilung" 
bereits Anfang der 90er diskutiert. 
Immerhin bleibt nicht unerwähnt. 
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dern, mehr noch, arbeitet die Spal- 
tung von (Familien)-Frauen und 
(Karriere-)Männer in vielen Fällen als 
,,Zentralachse" gesellschaftlicher 
Spaltungen insgesamt heraus. Es 
macht deutlich: "Was heute den 
Frauen geschieht, geschieht morgen. 
auch den Männern" und ruft nach 
Gegenwehr. Zumindest mit Worten. 
Was das Buch vermissen Iäßt. ist die 
genaue Verortung und strategische 
Positionierung der Handlungsträge- 
rlnnen. In ihrem Vorwort schreibt 
Mechtild Jansen. das Buch richte 
sich an alle. an die "bundesrepubli- 
kanische Öffentlichkeit". namentlich 

kunftsvision der neuen Gesellschaft. 
die Mechtild Jansen am Ende ihres 
Buches entwim. Insofern ist es scha- 
de, daß sie in ihrem Buch nicht den 
Versuch macht. bestehende Ansätze 
zu benennen und zusammenzufüh- 
ren. vielleicht sogar den Versuch zu 
machen, es zu einer zentralen For- 
derung oder einem Aktionsvor- 
schlag zu formulieren. Die Linke hät- 
te so einen Impuls bitter nötig. In 
den 80er Jahren hat Mechtild Jansen 
das als Vorreiterin der Quotendis- 
kussion trefflich getan. Diesmal 
bleibt denjenigen, die eine frauen- 
und gesellschaftspolitische Wende 
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I n der beschäftigungspolitischen 
Diskussion wird in der letzten Zeit 
immer häufiger vom sogenannten 

holländischen Modell gesprochen. 
Die irn Vergleich zu Deutschland 
günstige Lage sei das Ergebnis einer 
zwar nicht immer populären. aber 
letztlich doch sachlich erfolgreichen 
Politik. Zur Erläuterung der ver- 
meintlich günstigen Stellung der 
Niederlande wird auf verschiedene 
Indikatoren verwiesen. An erster 
Stelle wird zumeist der in den letz- 
ten Jahren kontinuierliche Anstieg 
der Beschäftigtenzahl, der sich auch 
in einer Reduzierung der Arbeitslo- 
senquote niederschlägt genannt. So 
beträgt die Arbeitslosenrate 1996 
'nur noch' 6,770, wobei in den 
nächsten Jahren eine weitere Ab- 
nahme prognostiziert wird. Auch im 
langfristigen Vergleich seit 1983 sei 
der Beschäftigungsanstieg mit ins- 
gesamt 1.5% in den Niederlanden 
höher als etwa in der Bundesrepu- 
blik mit 0.4%. 

Die günstigen Arbeitsmarktzah- 
len werden zumeist in einem Atem- 
zug mit den angeblich günstigen 
Rahmenbedingungen in den Nieder- 
landen genannt. So sei die Kosten- 
struktur bei wesentlichen Kostenfak- 
toren (Lohnstückkosten. Energieko- 
sten. Kosten für Telekommunikation 
etc.) im Vergleich mit Deutschland 
merklich günstiger. (Vgl. HAZ vom 
29.3.1997) In Verbindung mit dem 
nunmehr schon über mehrere Jahre 
über dem europäischen Durch- 
schnitt liegenden Wirtschaftswachs- 
tum hat sich mittlerweile auch die 
Haushaltslage der Niederlanden er- 
heblich verbessert. Die günstige Ein- 
nahmesituation veranlaßte die Re- 
gierung im Frühjahr 1997, kurzfri- 
stig Steuererleichterungen zur För- 
derung von Kaufkraft und Beschäfti- 
gung zu beschließen. "Damit wird 
jedoch nicht der Haushalt belastet. 
sondern ein durch Steuermehrein- 
nahmen sowie Minderausgaben im 
Sozialbudget überraschend entstan- 
dener Finanzierungsspielraum ge- 

nutzt." (Handelsblatt vom 
23.4.1997) Immerhin geht es dabei 
um ein Entlastungsvolumen von 
über drei Mrd. Gulden, dies ent- 
spricht etwa drei Mrd. DM. 

Besonders interessant an der nie- 
derländischen Entwicklung ist die 
Rolle, die den Tarifparteien allge- 
mein zugeschrieben wird. So hebt 
der Präsident des niederländischen 
Metallarbeitgebewerbandes in ei- 
nem Interview mit dem Handelsblatt 
hewor, "daß die Reformen vor allem 
durch ein Konsensmodell hätten 
durchgesetzt werden können, das in 
den Niederlanden eine besondere 
Tradition habe. Das System des 'per- 
manenten sozialen Dialogs'. der 
auch zwischen Politik und Sozial- 
partnern institutionalisiert sei. habe 
sich bewährt." (Handelsblatt vom 2.1 
3.5.1997) 

Faßt man die gängige.Diskussion 
zusammen, wird folgende Konstella- 
tion als holländisches Modell be- 
zeichnet: Umverteilung von unten 
nach oben durch Lohnzurückhal- 
tung. Sozialabbau und Steuersen- 
kungen sowie eine umfassende Fle- 
xibilisierung des Arbeitsmarktes. Die- 
se Politik wird dabei im wesentlichen 
sozialpartnerschaftlich zwischen der 
Regierung, den Unternehmern und 
den Gewerkschaften ausgehandelt 
und letztlich gemeinsam getragen. 
Als Erfolg des 'Modells' sinken die 
Arbeitslosenzahlen, die wirtschaftli- 
che Entwicklung verläuft überdurch- 
schnittlich gut und die Staatsfinan- 
zen können durch konjunkturbe- 
dingte Mehreinnahmen konsolidiert 
werden. 

In der Diskussion wird sugge- 
riert. daß eine neoliberale Politik ge- 
paart mit einem bestimmten Verhal- 
ten der Tarifpartner maßgeblich die 
vermeintlichen beschäftigungspoliti- 
schen Erfolge der Niederlande be- 
gründen und die letztlich nicht ge- 
leugneten Nachteile dieser Politik 
kompensierten. Betrachtet man aber 
die in der Diskussion unterstellten 
Erfolgsfaktoren genauer. ergeben 

Vorbild 
oder Propaganda? 

Anmerkungen zum sogenannten 
holländischen Modell 

loachim Schuster* 

sich erhebliche Zweifel an der obi- 
gen Argumentation. 

Erfolgsfaktoren im einzelnen 
a) Die positive wirtschaftliche Ent- 
wicklung ist maßgeblich einer offen- 
siven Exportorientierung geschul- 
det. die auf einer realen Unterbe- 
wertung des Gulden durch die Kop- 
pelung der Wechselkursentwicklung 
an die DM in Verbindung mit einer 
moderaten Lohnentwicklung ba- 
siert. Abgesehen davon, daß eine 
solche Strategie grundsätzlich nicht 
für alle Staaten erfolgversprechend 
sein kann. weil nicht alle Staaten 
mehr exportieren als importieren 
können. verbietet sich eine solche 
Strategie eigentlich vollkommen für 
die Bundesrepublik als dominanter 
Ökonomie in Westeuropa. Schon 
die heutige extreme. mit einer strik- 
ten Stabilitätspolitik gekoppelte Ex- 
portorientierung Deutschlands er- 
weist sich als Hemmschuh für die 
westeuropäische Entwicklung, da 
durch das egoistische Verhalten der 
Bundesrepublik letztlich die wirt- 
schaftliche Entwicklung in den an- 
deren Staaten eher behindert wird. 
Eine solche wirtschaftspolitische 
Strategie ist zudem immer dem Risi- 

Hauptverantwortlich 
für die positive 
Beschäftigungsbilanz 
der Niederlande ist 
die deutliche, im 
europäischen 
Vergleich weit 
übem'vrchschniitli- 
che Aumeitung der 
Teilzeitarbeit. 

* Dr loachirn Schuster, Politikwissenschaffler. Institut für 
angewandte Sozial- und Politikwissenschaff (ispw) in Bremen, 

Mitglied der spw-Redaktion. 
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EUROPAUND DIE LINKE MAGAZIN 

Der Weg zu  einer 
demokratisch und 

rechtsförmig 
stmkturierten EU 

führt nur noch über 
umfassende Politisie 
rungen der Notwen- 

digkeit politischer 
Regulationen auf 

eumpäischer Ebene 
im Hinblick auf 

erneute vertragsän- 
dernde Regierungs- 

konferenzen nach 
Einführung des Euro. 

rechtsförmig strukturierten EU führt 
nach Ingangsetzung des euroinstal- 
lierenden Vertragsmechanismus des 
Art. 109 j EGV nur noch über umfas- 
sende Politisierungen der Notwen- 
digkeit politischer Regulationen auf 
europäischer Ebene im Hinblick auf 
erneute vertragsändernde Regie- 
rungskonferenzen nach Einführung 
des Euro. Der Abbruch des Projektes 
von Maastricht. der die Folge der 
Realisierung dieses Programmes 
wäre. würde ein Scheitern des Pro- 
jektes einer Politischen Union we- 
nigstens riskieren. Die Konzentration 
der Diskussion auf die Einführung 
oder Nichteinführung des Euro führt 
in die Irre und erfolgt zeitlich zu 
spät. 

Normative Grenzen einer 
politischen Umsteuerung 
Bei der Diskussion um den "Euro" 
wird nicht selten übersehen. daß der 
Maastrichter Vertrag einen rechtli- 
chen Automatismus in Gang gesetzt 
hat. der selbst bei anderen aktuellen 
Mehrheitsverhältnissen in den Mit- 
gliedsstaaten nach abschließender 
Ratifizierung des Vertrages von 
Maastricht nur noch schwer zu 
stoppen ist. Die normativen Struktu- 
ren des Maastrichter Vertrages wer- 
den von der Autorengruppe jedoch 
in keiner Weise berücksichtigt. 

Art. 109 j Abs.2 und 3 EGV nor- 
mieren einen Stufenplan für die Ein- 
führung der dritten Stufe der EWU, 
der letztlich zu einem Beschluß des 
Europäischen Rats in der Zusammen- 
setzung der Staats- und Regierungs- 
chefs im Frühjahr 1998 führen wird. 
für den die in Art. 109 j Abs.1 5.3 
EGV genannten Kriterien lediglich 
"Maßstäbe" bilden. Angesichts zahl- 
reicher lnterpretationspielräume der 
in den Protokollen Nr. 5 und 6 zum 
EUV näher präzisierten Konvergenz- 
knterien. entpuppt sich der Streit um 
"Dreikommanull" immer mehr als ein 
Streit um des Kaisers Bart, der selbst 
von neoliberaler Seite nicht ernstge- 
nommen wird5. Von neokonsewati- 
ver Seite wird ohnehin kein substan- 
zielles "Nein" zum "Euro" vorgetra- 
gen, sondern nur eine Verschiebung 
gefordert. bis alle Konvergenzkriteri- 
en "buchstabengetreu" erfüllt sind. 
Gleichzeitig wird am Einführungster- 
'min ZOO2 bei Verkürzung der Einfüh- 
rungsphase auf ein Jahr durchaus 
festgehalten, sofern nur der Stabili- 
tätspakt von Dublin, der in Nachah- 
mung US- amerikanischer Vorbilder 
in Richtung 0.0% geht eingehalten 
wird6. Das eigentliche Anliegen der 

Neoliberalen ist der Stabilitätspakt 
von Dublin. Ein resolutes rechtes 
"Nein" zum Euro erfolgte bisher nur 
innerhalb des neurechten Diskurses, 
allerdings aus Gründen. die mit Euro 
und Binnenmarkt selbst nichts zu tun 
haben, sondern sich gegen die EU in 
jeder Form. als "Zerstörerin" der 
"ethnischen Volksnationen" richten'. 

Der Zeitpunkt des Eintritts in die 
dritte Stufe wurde auf der Tagung 
des Europäischen Rates vom Dublin 
im Dezember 1996 ausdrücklich auf 
den 01 .01.1999 festgelegt. Übrig 
bleibt daher nur noch der Anfang 
1998 zu erwartende Beschluß über 
den unwiderruflichen Eintritt i n  die 
dritte Stufe der EWU. Dies bedeutet. 
daß alle im Beschluß genannten Län- 
der, die zum 01 .01.1998 die Kriteri- 
en erfüllen. an der EWU teilnehmen 
müssen. sofern sie keinen Vorbehalt 
gezeichnet haben (United Kingdom, 
Dänemark)8. Es ist angesichts von 
Art. 109 j Abs.4 EGV auch keines- 
wegs abwegig, daß die EG sich bei 
nicht termingerechter Einführung 
des Euro trotz Erfüllung der Kriterien. 
unter Umständen horrender Scha- 
densersatzansprüche aufgrund Ver- 
letzung von Primärrecht ausgesetzt 
sehen würde. Es dürite durchaus dis- 
kussionsfähig sein, daß sich - auch 
angesichts der bereits erlassenen EG- 
Verordnungen - diesbezüglich sub- 
jektive Rechte herleiten lasseng. 

Auf eine Ablehnung im Rahmen 
der Entschließungen von Bundestag 
und Bundesrat zu hoffen. die 
europarechtlich keine Funktion ha- 
ben. sondern erst in einer zweifel- 
haften deutschrechtlichen Ausle- 
gung durch das BVerfG in den Ver- 
trag hineingelesen wurden'O, dürfte 
angesichts der breiten Zustimmung 
- aus durchaus unterschiedlichen 
Gründen - in fast allen Parteien illu- 
sorisch sein. Die einzige Hoffnung - 
auch der linken - Euro-Gegner hängt 
daher im Prinzip daran. daß die Kri- 
terien des Art. 109 j Abs.2 EGV nicht 
erfüllt werden und dies zu einem 
Negativentscheid entweder der 
deutschen Institutionen oder des 
Europäischen Rates führt - ein nicht 
mit letzter Sicherheit ausschließba- 
res Szenario". 

Eine Stützung derartiger Aussa- 
gen würde auch eine klare Analyse 
voraussetzen. daß die von der Kon- 
zeption her ordoliberalen Konver- 
genzkriterien. die auf der Basis 
durchaus fraglicher Daten gesetzt 
worden sind, ingesamt dysfunktio- 
nal sind. Dagegen ist einzuwenden, 
daß der Anreiz zu einer konsequen- 

ten Haushaltsdisziplin die Funktion 
des Staates grundsätzlich eher stärkt 
als schwächt und angesichts der 
durch die amtierende Regierungs- 
koalition herbeigeführten Lage auf 
nationaler Ebene zunächst unaus- 
weichlich sein wird. Hohe Verschul- 
densquoten des Staates führen un- 
ter geltenden Bedingungen zu einer 
Erhöhung der Abhängigkeit vom Ka- 
pitalmarkt". Haushaltsdisziplin 
schließt angemessene Regulation 
des Wirtschaftssystems und des Ar- 
beitsmarktes keineswegs aus. 

Sozialdemokratische Europa- 
pol i t ik  nach Einführung des 
"Euro" 
Es ist illusorisch anzunehmen. der 
Euro ließe sich zwar nicht verhindem. 
aber noch vor dem 01 .O1 .I999 unter 
anderen Bedingungen als den gege- 
benen einführen oder aber verhin- 
dern. um damit die Voraussetzungen 
für eine bessere politische Union zu 
schaffen. Die Einführung des Euro 
wird nicht zum Untergang der euro- 
päischen ldee führen. Ohnehin muß 
diese ldee immer im Kampf mit dem 
institutionalisierten Diskurs von Herr- 
schaftswissen ausgefochten werden. 
Um die Folgen der Globalisierung in 
Europa angemessen zu verarbeiten, 
bedarf es einer regulierenden Wirt- 
schafts - und Sozialunion, die in Am- 
sterdam noch nicht durchgesetzt 
werden konnte'l, deren Durchset- 
zung aber bei künftigen Regie~ngs- 
konferenzen keineswegs auszuschlie- 
ßen ist. Jenseits eines "Ja" oder 
"Nein" zum "Euro" eröffnet sich da- 
her die Perspektive, die - völlig kon- 
tingente - Konstruktion von Maas- 
tricht evolutionär durch eine neue 
Konstmktion zu ersetzen. spw 
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5 5. etwa die Aurführungen von Norbert 
Walter in: Blatter fUr deutscheund inter- 

erzicht auf Flugreisen. keine 
Getränkedosen. keine Wan- 
derung abseits der Wege, V 

kein Snowboarden im Tiefschnee, 
Respekt vor den Einheimischen nicht 
nur beim Fotografieren - lang ist die 
Liste der Ge- und Verbotsschilder für 
den politisch. ökologisch und sozial 
korrekten sanften Touristen. Für 
Touristlnnen im Kinder- und Ju- 
gendalter reihen sich diese Verbote - 
bei aller vorhandenen oder zu ver- 
mittelnden Einsicht in ihre Sinnhaf- 
tigkeit - leicht in die lange Reihe der 
für sie ohnehin schon bestehenden 
Verbote ein: ~ausordnungen beach- 
ten, kein ruhestörender Lärm. 
Nachtruhe. no Sex. Drugs & Techno. 
Schnell entsteht, wie so oft. der Ein- 
druck, daß alles. was Spaß macht. 
verboten ist, Erlebnis so nicht statt- 
finden kann. sich ein cooler Urlaub 
nicht mit sanftem Tourismus ver- 
trägt und sanfte Teamerlnnen be- 
stimmt langweilig sind und Erlebnis 
und Abenteuer blockieren. 

Die linke Tourismuskritik der ver- 
gangenen Jahre (wie auch ökologi- 
sche Gruppen und andere den so- 
zialen Bewegungen entstammende 
Gruppierungen) hat häufig mit Uto- 
pien und Szenarien, die von Verzicht 
und Verboten geprägt waren. gear- 
beitet. Dabei wurde selten darauf 
geachtet, ob diese für Jugendliche, 
also die potentiellen Umsetzerlnnen 
undloder Betroffenen dieser Utopi- 
en. überhaupt erstrebenswert wa- 
ren. 

Dennoch setzen viele Jugend- 
verbände auf Angebote, die sich 
dem sanften Tourismus verpflichtet 
fühlen; die Naturfreundejugend 
Deutschlands (NFJD) hat den sanf- 
ten Tourismus sogar zu ihrem Aus- 
hängeschild gemacht. Flugreisen, 
um (sanften?) Ökotourismus im 
Dschungel zu erleben, sind bei der 
NFJD daher ebenso tabu wieTeame- 
rlnnen. die unter Erlebnispädagogik 
vor allem umweltschädigendes 
Abenteurertum in freier Wildbahn 
verstehen. Denn wichtig für die 
Reiseentscheidung von Kindern und 
Jugendlichen (oder ihren Eltern) sind 
vor allem die Glaubwürdigkeit des 
Veranstalters, die Persönlichkeit der 
Teamerlnnen und ihre Glaubwürdig- 
keit sowie die Übereinstimmung der 
Grundsätze des Veranstalters mit 
dem alltäglichen Verhalten der 
Teamerlnnen während der Reise. 

Diese in der langen Tradition der 
Kinder- und Jugendreisen immer 
wieder unter Beweis gestellte Glaub- 
würdigkeit wächst aber gerade nicht 

durch ein penetrantes Durchsetzen 
oder Vorexerzieren w>n buchstaben- 
getreu einzuhaltenden Verhaltens- 
regeln. sondern vielmehr durch ein 
Verhalten. das ein ökologisches Um- 
denken ebenso zum Ausdruck 
bringt wie die Freiwilligkeit und 
Selbstverständlichkeit des Einhal- 
tens von Grenzen und des Akzeptie- 
rens von Einschränkungen. die der 
sanfte Tourismus auch mit sich 
bringt - neben vielen neuen Mög- 
lichkeiten zu Entdeckungen und Er- 
fahrungen, die der eigentliche Ge- 
winn sind und im Vordergrund ste- 
hen sollten. Verzicht bedeutet dann 
nicht Leiden und Versagung. son- 
dern Ausgefüllt-Sein durch neu ent- 
deckte Gestaltungsmöglichkeiten, 
die das im Urlaub so heftig ersehnte 
Gefühl von Freiheit wecken. 

Die alltägliche Erfahrung aus Fe- 
rienfreizeiten und internationalen 
Begegnungen, aus Reisen und Wan- 
derungen zeigt. daß das Bedürfnis 
nach Erlebnis. Thrill oder Abenteuer 
auch mit unkonventionellen und 
zum Teil sehr einfachen Mitteln ge- 
stillt werden kann. Um Abenteuer in 
der eigenen Umgebung zu erleben, 
tut's auch eine Survival-Tour im 
Thüringer Wald oder im Sauerland. 
Bedürfnisse nach jugendgerechten 
Ausdrucksmöglichkeiten können 
auch erfolgreich in kreative und 
künstlerische Prozesse einfließen, 
etwa im Rahmen von Forscher- 
Camps oder Umwelterlebniswo- 
chen, die Umwelterfahrung mit be- 
wußter Mediennutzung vom Com- 
puter bis zur Videokamera verbin- 
den und zur Weite~erarbeitung der 
gewonnenen Ergebnisse in künstle- 
rische Prozesse einladen. Ebenso ist 
Erlebnis und Thrill beim Natursport 
nicht notwendigerweise mit einer 
weiten Anreise in die Alpen oder in 
überlaufene französische Schluch- 
ten verbunden. 

Nachhaltiger Tourismus 
Die Diskussion um Nachhaltigkeit 
hat die touristische Diskussion be- 
fruchtet und belebt. Auch sie ist je- 
doch in Deutschland nicht frei von 
der oben beschriebenen Anfälligkeit 
für einseitige Utopien. So kann es 
etwa für die Naturfreundejugend 
nicht darum gehen. die ins Utopi- 
sche weitergedachten Ideen be- 
stimmter linkskatholischer Lebens- 
welten (wie bei der BUND-MISERE- 
OR-Studie), Einfach-Leben-Lebens- 
welten (aus dem ökologisch-asketi- 
schen Bereich mit Hang nach 
Rechts, auch als ökodiktatorisch be- 

Sanfter Tourismus 
mit der NFJD 

Die Natur f reunde jugend Deutschlands 
im Spagat  zw ischen moral insauren Ve rbo ten  

und Erlebnisgesellschaft 

von Ansgar Drücker* 

schimpft) oder intellektuell-touristi- 
scher LebensArt (wie in Teilen der 
bürgerlichen Tourismuskritik: Es 
müssen nur alle Menschen lernen. 
.,richtigm und niveauvoll Urlaub zu 
machen) auf alle Menschen zu über- 
tragen und zu einem Idealbild zu 
verdichten, das nicht nur viele spon- 
tan ablehnen, sondern in dem sich 
auch nach dessen utopischer Ver- 
wirklichung nur wenige Kinder und 
Jugendliche wohlfühlen würden. 
Auch und gerade nachhaltiger Tou- 
rismus muß die Individualisierung 
der Lebenswelten berücksichtigen, 
ja als wesentlichen Ausgangspunkt 
wählen. denn wo sonst wenn nicht 
im Urlaub stehen die individuellen 
Bedürfnisse des einzelnen so stark 
im Mittelpunkt. 

Der sanfte Tourismus verspricht. 
daß Urlaub nicht in erster Linie ver- 
zichtvoller und lustärmer, sondern 
echter und authentischer wird. da& 
er zwar auf den ersten Blick vielleicht 
nicht so exotisch wirkt. dafür aber 
lebensnaher ist und gerade deswe- 
gen ganz neue Erfahrungen ermög- 
licht - auch damit kann man wer- 
ben. Menschen im Urlaub. vorallem 
wenn sie in Gruppen auftreten. sind 
in anregender Atmosphäre beson- 
ders offen für soziale und ökologi- 
sche Erfindungen. Daraus Iäßt sich 
eine eigene Reisekultur zimmern, die 
auch die jugendliche Suche nach 
Entwürfen für den eigenen Lebens- 
stil aufgreift. 

Dw sanfie Tourismus 
vempricht, daß 
Urlaub nicht in erster 
Linie &chtvoller 
und lustärmer, 
sondern echter und 
authentischer wird, 
da6 er zwar auf  den 
ersten Blick vielleicht 
nicht so exotisch 
wirkt, dafür aber 
lebensnaher ist und 
gerade deswegen 
ganz neue Erfahrun- 
gen ermöglicht. 

Mobi l i tä t  und  Flucht 
Wenn wir anerkennen, daß Urlaub 
(und Mobilität) ein Teil der Identität 
von vielen Kindern und Jugendlichen 
geworden ist und identitätsstiftend 
wirkt, müssen wir seine vielfältigen 
Sinngebungen und Bedeutungen 
ernst nehmen. Eine Gesellschaft, die 
vom Urlaub und vom Reisen abhän- 
gig geworden ist und genau zu wis- 

' Ansgar Drücker ist Diplom-Geograph und arbeitet als 
Bildungsreferent in der Bundesgeschäitsstelle jugend der Naturfreunde- Deutschlands. 
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.,Nur scheinbar öde: lugend im Wan" 

MAGAZIN 

fühlssituation in der wandernden 
Gruppe oder bei Outdoor-Aktivitä- 
ten, sind sozialräumliche Kategorien 
(BöhniscWMünchmeier). Sie führen 
hin zu neuen Formen der Konflikt- 
austragung. fördern das Denken in 

"=4 Zusammenhängen oder ermögli- 
chen es gar erst. Fordert die sozial- 

Es soll für Kinder und 
Jugendliche möglich 

werden, Freiheit zu 
erleben (und dies 

mnugsweise in der 
Natur) und Gesial- 

tungsmöglichkeiten 
für den Urlaub, aber 
auch darüber hinaus 

aufzuspüren. 

sen glaubt. welche Urlaube sie will, 
kann 2.0. bei sich verschlechternden 
ökonomischen Bedingungen. die 
Kinder und Jugendliche bekanntlich 
zuerst treffen. nur mehr schlecht als 
recht mit anderen Formen von Frei- 
zeit-Thrill substituiert werden. Zuge- 
geben, das Bild der Droge suggeriert 
mehr Festgelegt-Sein als wir nach 
Freiheit strebenden und auf Unab- 
hängigkeit bedachten touristischen 
Individuen gerechterweise unterstel- 
len dürfen. Aber wer nach den gro- 
ßen Ferien nichts zu erzählen hat 
oder ,,nur" im nächsten Mittelgebir- 
ge war, hat zunächst ein Problem. 

Kinder und Jugendliche fahren 
nicht in erster Linie in Urlaub. um zu 
fliehen, aber weil es im Urlaub be- 
sonders gut geht, werden dort auch 
Fluchtbedürfnisse ausagiert. Dieser 
feine Unterschied weist darauf hin. 
daß es nicht um Kilometerdistanzen 
geht, sondern um Freiräume und 
Gelegenheiten. in denen das Gefühl 
von Freiheit aufkommt. Stand früher 
häufig die Flucht vor der Enge des 
Elternhauses im Vordergrund, sind 
es heute die alltäglichen Belastun- 
gen in Schule. Clique und Familie. 
die zunehmend Streß verursachen. 
bis hin zu psychosomatisch beein- 
flußten Erkrankungen, die Flucht- 
tendenzen auslösen. 

Wandern neu entdecken 
Das Wandern ist für die Naturfreun- 
de seit Beginn ihrer Bewegung vor 
über hundert Jahren das zentrale 
Medium des Naturerlebnisses. 
Längst ist Wandern jedoch nicht 
mehr der ,.normale" Urlaub bei den 
Naturfreunden, schon gar nicht bei 

Kinder- und Jugendreisen. Zudem ist 
Wandern häufig belastet durch Er- 
fahrungen aus Schule und Eltern- 
haus. Dennoch setzt die Naturfreun- 
dejugend weiterhin erfolgreich auf 
das Wandern - in einer erweiterten 
und jugendgerechteren Form aller- 
dings. 

Einen wichtigen konzeptionellen 
Baustein stellt die Einbeziehung der 
Ausübung von Natursportarten dar, 
was den Begriff des Wanderns deut- 
lich erweitert und attraktiver gestal- 
tet. Auch hier ist es wichtig. daß Na- 
tursport keine isolierte Situation dar- 
stellt, sondern immer eingebunden 
in eine Auseinandersetzung mit Na- 
tur, Kultur und Landschaft ist. Na- 
tursport verbindet Naturerfahrung 
mit Abenteuer und manchmal mit 
Thrill. Auch die jeweils vorherrschen- 
den Formen des Naturerlebnisses 
sind kulturellen Prägungen und ge- 
sellschaftlichen Entwicklungen un- 
terworfen. Jede Zeit und jede Gesell- 
schaft entwickelt ihren eigenen Blick 
auf die Natur, ihr eigenes Verhältnis 
zur Umwelt und eigene Formen der 
Nutzung von Natur. Kinder, Jugend- 
liche und andere Natursportler müs- 
sen sich dabei oft gegen Kritik vertei- 
digen. Alle Erfahrungsberichte von 
Aktiven belegen aber. daß für sie 
Natur und Naturerlebnis untrennbar 
und unersetzbar zur Ausübung der 
Natursportarten dazugehört und sie 
diesem Bereich eine große subjektive 
Bedeutung beimessen. 

Der pädagogische Wert des 
Wanderns hingegen ist unbestrit- 
ten: .,Ausgesetzt-Sein" und ,.Aufein- 
anderangewiesensein", zwei idealty- 
pische Momentaufnahmen der Ge- 

räumliche Jugendpädagogik eine 
.pädagogische Inszenierung des 
Aufeinanderangewiesenseins" (Böh- 
nisch/Münchmeier), ist diese bei ei- 
ner Gruppensituation ..draußen" 
schon situationsimmanent vorhan- 
den, braucht nicht mehr inszeniert 
zu werden. 

Wanderungen und Outdoor-Ak- 
tivitäten sind daher nicht nur Lern- 
orte. sondern Lebensorte. sind weit- 
gehend alltagsintegrierte Jugend- 
räume. ,,Neuartige Möglichkeitsräu- 
me" (Beck) entstehen durch die Be- 
wegung im Raum geradezu pla- 
stisch vor Geist und Augen der Wan- 
dernden, gemeinsame Erfahrungs- 
zusammenhänge verdichten sich zu 
,,Anregungsmilieus" (Böhnischl 
Münchmeier). aus denen wiederum 
Absprachen für neue Vorhaben und 
Projekte entstehen können. Unter- 
wegs wird so in exemplarischer Wei- 
se ein Projektmilieu geschaffen, das 
Erfahrungen und Modellmaßnah- 
men in andere verbandliche Zusam- 
menhänge zu transportieren hilft. 

Die Naturfreundejugend 
Deutschlands verfolgt bei ihren An- 
geboten und Aktivitäten in den Be- 
reichen Wandern und Natursport 
kein rein erlebnispädagogisches 
Konzept. Sie verfolgt nicht die Ab- 
sicht, Ausnahmesituationen zu in- 
szenieren, denen der Bezug zum All- 
tag der Jugendlichen weitgehend 
fehlt. Auch hier soll nicht in erster Li- 
nie das Fluchtmotiv bedient werden, 
es soll keine Gegenwelt zum Alltag 
inszeniert werden. Stattdessen soll 
es für Kinder und Jugendliche mög- 
lich werden, Freiheit zu erleben (und 
dies vorzugsweise in der Natur) und 
Gestaltungsmöglichkeiten für den 
Urlaub. aber auch darüber hinaus 
aufzuspüren. 

Das Projekt Online m i t  der 
Natur 
Ihren spezifischen Ansatz des Wan- 
dern~, der Wandern, Natunport und 
Naturschutz miteinander verknüpft. 
Aspekte der Gesundheitsförderung 
berücksichtigt und über Umwelt- 
und Erlebnispädagogik das Wan- 
dern auch zu einem sozioökologi- 
schen Erlebnis macht, versucht die 
Naturfreundejugend Deutschlands. 

EUROPA UND DIE LINKE 

6. Die SPD muß. nachdem auf 
dem Amsterdamer Gipfel der Stabili- 
tätspakt beschlossen worden ist, 
deutlich machen. daß ein Kernele- 
ment dieses Pakts für sie nicht ak- 
zeptabel ist. Die darin enthaltenden 
Aussagen über das ,.übermäßige 
Defizit", das den lntewentionsme 
chanismus bis hin zu finanziellen 
Sanktionen auslöst, beziehen sich 
auf den Referenzwert 3.0% des 
Haushaltsdefizit. Die bei übermäßi- 
gern Defizit zu zahlende Einlage 
setzt sich zusammen aus einem 
Grundbetrag von 0.2% des BIP und 
einer variablen Größe von einem 
Zehntel des über den Referenzwert 
hinausgehenden Haushaltsfehlbe- 
trages. Dieser Referenzwert kann 
dann aber nicht 3.9% sein, sondern 
nur 3.0%. Die Sanktionskriterien des 
Stabilitätspakts schreiben damit fak- 
tisch den Referenzwert auf 3.0 % 
fest. Der in den Schlußfolgerungen 
des Europäischen Rates verabschie 
deten .,Entschließung über den Sta- 
bilitäts- und Wachstumspakt" darf 
daher von der SPD nicht zugestimmt 
werden. Die SPD muß auch ihre Zu- 
stimmung zum Amsterdamer Ver- 
trag von den Ergebnissen des Be- 
schäftigungsgipfels in Luxemburg 
abhängig machen. Das Gleichge- 
wicht zwischen Wirtschafts- und 
Währungspolitik, das Bedingung der 
Zustimung sein muß, ist mit Amster- 
dam nicht erreicht. 

Gegen neue Gräben in Europa 
7. Die Neu-Positionierung der SPD in 
der Euro-Debatte muß auch das 
komplette Schweigen in der Partei 
zur Frage der Aufnahme Italiens. 
Spaniens und Portugals in die erste 
Gruppe der EWU-Mitgliedsländer 
beenden. Eine verschobene Aufnah- 
me Italiens würde gefährliche Fol- 
gen für die finanzielle und wirt- 
schaftliche Situation des Landes 

nach sich ziehen und zu einem Wie- 
deraufleben der nationalistischen 
und separastischen Tendenzen füh- 
ren. 

Die SPD muß schleunigst eine 
Debatte nicht nur darüber begin- 
nen, wer auf jeden Fall zur ersten 
Gruppe gehören soll, sondern auch. 
wie mit dem Problem der Nicht- 
EWU-Mitgliedsländer. der ,,pr&insm 
umzugehen ist. Die auf dem ECO- 
FIN-Treffen im April letzten ~ahr is  in 
Verona gefassten Beschlüsse zum 
EWS II laufen auf eine Konzentration 
von Machtbefugnissen der ,,ins" zu 
Lasten der ,,pr%insv hinaus. Diesen 
soll die Möglichkeit der Währungs- 
paritätsänderung genommen wer- 
den, zugleich sollen sie aber die 
Hauptlast der Devisenmarktinte~en- 
tionen tragen.2 Eine solche Konzep- 
tion muß zwangsläufig die Gräben 
zwischen den Mitgliedsländern der 
EWU und den Aspiranten vertiefen. 

B. Die SPD muß deutlich ma- 
chen, da8 Deutschland eine Vorrei- 
terrolle gegen Massenarbeitslosig- 
keit und Sozialabbau spielen muß. 
Als die Nation mit der größten Wirt- 
schaftskraft in der EU und als die Na- 
tion, die am meisten von der EWU 
profitieren wird. muß es seine Positi- 
on in diese Richtung zur Geltung 
bringen. 

Für Beschähigungspolitik 
mobilisieren 
9. Den Ängsten der Bevölkerung um 
ihre - im übrigen extrem ungleich 
verteilten - Vermögensguthaben 
kann primär durch eine sozial ge- 
rechte Steuerreform begegnet wer- 
den - dies wäre ein zukunftsfähiger 
Beitrag zur Entwicklung von Stabili- 
tätsbewußtsein. Damit sind jedoch 
ganz grundsätzlich die erheblichen 
konzeptionellen Defizite der Partei 
im Blick auf die Umsetzung der poli- 
tischen Programmatik auf die Ebene 

Eine Replik zu: Krämer, Ralf u.a.: ren von "Raus aus der Sackgasse" 
Raus aus der Sackaasse - Kurskorrek- wollen die Verenauna der Diskussi- 

des Alltagsbewußtseins der Bevölke- 
rung berührt. Defizite, ohne deren 
Aufarbeitung dem plattesten Popu- 
lismus in der Partei Tür und Tor ge- 
öffnet wird. Angesichts der immer 
dramatischeren Defizite der Partei 
mit Blick auf die Mobilisierung ihrer 
Stammwählerschaft und vor allem 
der Unterschichten kann es sich die 
SPD nicht mehr leisten, diese Chance 
zu versäumen. 

10. Fazit: Der Euro schafft wich- 
tige Voraussetzungen. um die ge- 
genwärtige Dominanz der Finanz- 
märkte und Renditeinteressen der 
Vermögenstitel über die realwirt- 
schaftlichen Investitions- und Be- 
schäftigungsanforderungen und die 
i n  F11 vorherrschende Steuer- . -. &. 

a,mp ngpol tir. zugdnsten der Kapi- 
talse~re zur,c*z~drangen una dein- 
ternationale Koordinierung der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
wichtigsten Industrieländer auszu- 
bauen. Der Euro schafft aber nur 
Voraussetzungen, deren Durchset- 
zung von der Entwicklung der politi- 
schen Kräfteverhältnisse abhängt. 
Die SPD muß die neue Qualität, die 
mit dem Sieg von Labour und PS in 
Europa erreicht ist, politisch umset- 
zen. Die Euro-Debatte kann auf die- 
ser neuen Basis zum Instrument ei- 
ner politischen Mobilisierung für 
eine Beschäftigungsoffensive in Eu- 
ropa werden. SPW 

1 Die gegenüber der Forderung nach 
mehr internationaler Regulierung und 
Kontrolle der Finanzmerkte von der Re- 
gieningrkoalition. aber auch von nam- 
haften Sozialdemokraten vorgebrachte 
Kritikder idealinirchen Spinnerei ist völ- 
lig unangebracht. Vgl. H. Pfeiffer. Rere- 
gulation der Finanimarkte? in: Blatter 
für deutsche und internationale Politik, 
Hefr 6/97: "Aufricht. Kontrolle und Re- 
gelwerk sind die heimlichen Wunschbtl- 
der von vielen Bankern und Politikern." 

2 ZU recht formuliert daher dar lfo-lnrti- 
tut. ddß ..Rechte und Pflichten arymme- 
trisch rwirchen den 'ins' und den 'outr' 
verteilt sind." (ifo-Schnelldienst 12/96) 

Die SPD muB die 
neue Qualität, die 
mit dem Sieg von 
Labour und PS in 
Europa eneicht ist, 
politisch umsetzen. 
Die Euro-Debatte 
kann auf dieser 
neuen Basis zum 
Instrument einer 
politischen Mobili- 
sierung für eine 
Beschäftigungsof- 
fensive in Europa 
werden. 

Aus der einen - - - 
turfür Europa, in: spw 03/97, 5. 29 on zwischen "Euro oder National- - . - - 

staaterei" durch eine linke Negation 
Zwischen politischer Union und des Euro überwinden2. Die Autoren- Sackgasse in das 
nationalistischem Separatismus gruppe begibt sich damit in das 
A useinandersetzung um die Fahrwassereiner Richtung der linken nächste Dead-End? 

e k u n f t  der EU, wird, immer - proeuropäischen - EU - Kritik in 
ehr auf eine Diskussion "Ja" Frankreich. jenseits der amtierenden von Ralf Hansen* 

oder "Nein" zum Euro konzentriert, französischen Regierungskoalition3. 
obwohl die politische Strukturierung die für den Euro ist4. 
der europäischen Gesellschaften Die These. die ich gegen die Au- 
selbst das Zentrum der politischen toren hier vertreten werde. lautet: * Ralf Hansen, Düsseldoif. studiert Jura mit Schwerpunki 
Auseinandersetzung ist'. Die Auto- Der Weg zu einer demokratisch und Europarecht an der Universität Köln, Mitglied der SPD 
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Bundestagswahl und darüber hin- 
aus zustande zu bringen ist, ist reine 
Spekulation . 

Wenn aber. dann müßte dieses 
Bündnis probieren, eine Atmosphä- 
rein Deutschland zu schaffen, in der 
eine Ablehnung eines Teilschrittes 
zur Integration nicht als Ablehnung 
der Integration insgesamt mißver- 
standen wird. 

Die SPD darf dem 
Stabilitätspakt nicht 
zustimmen! 
von Horst Arenz und Uwe Hiksch* 

Die SPD darf der 
.Entschließung über 
den Stabilitak und 

Wachstumspkt' 
nicht zustimmen. Die 

SPD muß auch ihre 
Zustimmung zum 

Arnsterdarner 
Vertrag von den 
Ergebnissen des 

Beschäfiigungsgip- 
fels in Luxemburg 
abhdngig machen 

1 Deutschland und Europa 
brauchen den Euro. Die explo . sionsartige Ausdehnung der 

internationalen Finanzmärkte. die 
wachsende Ausrichtung der Wirt- 
schaft an den Renditeansprüchen 
der institutionellen Anleger (Pensi- 
onsfonds, Shareholder Value), die 
gestiegene Bedeutung der rein spe- 
kulativ motivierten Anlagestrategien 
haben zu erheblichen Verschiebun- 
gen in den Währungsrelationen und 
zu zunehmenden Unsicherheiten 
auf den Finanzmärkten geführt. Wir 
brauchen neue Regulierungsinstru- 
mente. um das auf den Finanzmärk- 
ten herrschende .,Faustrecht wie im 
Mittelalter" (Hankel) einzudämmen. 
Über die Abschaffung der Spekulati- 
on zwischen den nationalen Wäh- 
rungen der Mitgliedsländer der EU 
hinaus schafft die einheitliche Wäh- 
rung die Möglichkeit einer stärkeren 
Kontrolle der Finanzaktivitäten der 
Banken und Kreditinstitute. 2.0. 
durch per europäischer Gesetzge- 
bung durchgesetzter verstärkter 
Bankenaufsicht insbesondere bei 
Devisenoperationen. und einer Ab- 
schaffung des Steuerdumpings zwi- 
schen den Mitgliedsländern. Wir 
brauchen über Europa hinaus In- 
strumente zur Koordinierung der Fi- 

Daraus folgt die Notwendigkeit 
einer verstärkten Debatte um Euro- 
pa und seine einzelnen Politikfelder. 
Die politische Stimmung ist 2.Z. gut. 
mit dieser Strategie zu beginnen. 
Die Menschen verstehen, daß die EU 
mittlerweile an einem Punkt ange- 
langt ist, an dem nicht mehr das Ziel 
alleine wichtig ist, zumal dieses nie- 
mand zu konkretisieren vermag. 

Finanzmärkte führt kein Weg vorbei 
- wir brauchen zudem eine größere 
Unabhängigkeit Europas vom US- 
Dollar. Der Euro ist der monetäre 
Hebel (unter etlichen anderen He- 
beln), damit Europa sein gewaltiges 
Gewicht auf den Weltmärkten in 
diese Richtung zur Geltung bringen 
kann.' 

Gegen monetaristische Positio- 
nen zum Euro 
2. Allerdings kann das nicht der von 
monetaristischer und neo-liberaler 
Ideologie beherrschte Euro sein, wie 
er sich in der Konzeption der Bun- 
desregierung darstellt. Konsolidie- 
rung durch Sparpolitik in Zeiten der 
Rezession vertieft nur die Krise der 
Staatsfinanzen. Einer solchen Wäh- 
rungsunion kann und darf die SPD 
nicht ihr Plazet geben. Ohne ein 
.Gleichgewicht zwischen Wirt- 
schafts- und Währungspolitik" 
(Delors) würde die Währungsunion 
nur die Massenarbeitslosigkeit und 
Sparpolitik verschärfen und die Spal- 
tung Europas zwischen den Kernlän- 
dern einer kleinen Währungsunion 
und den außen vor bleibenden Mit- 
gliedsländern vertiefen. 

3. Eine Verschiebung der Wäh- 
rungsunion ist abzulehnen. Sie ver- 
längert die deflationäre Politik in der 
EU und führt zu einem erneuten 
Aufwertungsschub für die DM und 
einer neuen Spekulationswelle auf 
den Finanzmärkten. 

4. Die französische Regierung 
hat durch die beschlossenen Steuer- 
erhöhungen für Unternehmen und 
Ausgabenkürzungen zulasten des 
Verteidigungshaushalts deutlich ge- 
macht, daß auch andere Wege als 
Sozialabbau zur Reduzierung des 

EUROPA UND DIE LINKE 

sondern daß es ähnlich wie in der 
deutschen Politik zu Bündnissen bei 
bestimmten Fragen kommen muß. 
Vielleicht ist dieses sogar eine Chan- 
ce auf die notwendige Europäisie- 
rung der Debatte. Solange es aber 
nur dagegen oder dafür gibt. wird 
Europa nicht zu einem linken Projekt 
für das nächste Jahrhundert werden 
können. SPW 

heute schon erledigt und wird be- 
reits von Schäuble, Lamers und Tei- 
len der FDP abgelehnt. 

Beschäftigungspolitisch nutzba- 
r e  Spielräume betonen 
5. Die SPD muß ihre unter ganz an- 
deren Bedingungen erfolgte Zustim- 
mung zur in der Entschließung des 
Bundestages vom Dezember 1992 
geforderten "engen und strikten 
Einhaltung der Kriterien" überwin- 
den. Sie muß sich unmißverständlich 
von dem ,,Geschwätz von Leuten. 
die vom Maastricht-Vertag nichts 
verstanden haben" (Helmut 
Schmidt), über das 3.0- oder 3.00- 
Kriterium distanzieren und klar ma- 
chen, daß dies nichts mit einer "Auf- 
weichung" der Kriterien oder des 
Euro zu tun hat. Der behauptete Zu- 
sammenhang von erhöhter Neu- 
und Staatsverschuldung. höherer In- 
flation und höheren Zinsen ist nicht 
allgemeingültig. Trotz massiv erhöh- 
ter Staatsschulden und Haushaltsde- 
fiztiten bewegen sich in Deutsch- 
land Zinsen und Inflationsrate auf ei- 
nem Nachkriegsrekordtiefstand. 
Daß heute Ökonomen wie Paul 
Krugman, Thurow u.a. über den Tod 
der Inflation schreiben. daß in allen 
führenden Industrieländern seit 
nunmehr 6. 7 Jahren eine anhalten- 
de Entwicklung fallender Inflations- 
raten stattfindet - die im Kern nicht 
auf die Währungsunion, sondern 
auf die anhaltende Massenarbeitslo- 
sigkeit zurückgeht -, ficht unsere 
Stabilitätsfetischisten nicht an. Die 
Fiskalkriterien des Maastricht-Vertra- 
ges sind ökonomisch unsinnig. viel 
wichtiger wäre z.B. die Sparquote. 
Die Konzentration der Debatte auf 
das Haushaltsdefizit zeigt nur die 

nanz- und Wanr~ngsari vitalen der Haushaltsoef zit exlstleren Dennocn Borniertheit ihrer Anhanger Die 
fjnrenden lnoustrlelanoer An der werden d ese Maßnahmen nacn Efn- SPD.B~nderta~sIrartion muß sich in - 
Re-Regulierung der internationalen ~chätzung der Regierung das 3.0- der Frage der beschäftigungs~oli- 

Kriterium verfehlen. Eine Währungs- tisch nutzbaren Spielräume der Fis- 
union ohne Frankreich macht aber kalkriterien profilieren. Dies bedeu- 

* H ~ ~ ~ ~ A ~ ~ ~ ~  in w;ssenschafil;cher~bgwrdneten.~itarbe;ter keinen Sinn. D.h. Waigels (und Tiet- tet mitnichten. das Haushalts-Desa- 
bei der SPD-Bundestagsfraktion, Uwe Hiksch ist Mitglied des meyers) anhaltendes Beharren auf ster dieser Regierung zu legitimie 
Deutschen Bundestages. der 3.0-Eintrittsschwelle hat sich ren. 
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mit finanzieller Unterstützung der 
Stiftung Deutsche Jugendmarke 
e.V.. zur Zeit projektorientiert zu er- 
arbeiten und öffentlichkeitswirksam 
im Rahmen der neuen Kampagne 
..Online mit der Natur" nach außen 
ZU vertreten. 

Eine erste Modellmaßnahme im 
Rahmen dieser Kampagne fand im 
Frühjahr 1997 auf Hallig Hooge im 
schleswig-holsteinischen Watten- 
meer mit 14 Jugendlichen aus Thü- 
ringen statt. Eine ganze Hallig als 
Entdeckungsraum. neue Erfah- 
rungshorizonte und Herausforde- 
rungen, das Eintauchen indas völlig 
andersgeartete Tagesgeschehen der 
einheimischen Inselbevölkerung, di- 
rekter Kontakt zu den Menschen 
und zu einer grandiosen. aber auch 
bedrohten Natur gehörten zu den 
ganz anderen und wichtigen Erfah- 

D er Zusammenbruch des eu- 
ropäischen Kommunismus 
mit all seinen diktatorischen 

und grausamen Praktiken - sowie 
der einhergehende ,.Siegeszug" des 
Kapitalismus, hatten auch die öster- 
reichische Gesellschaft und damit 
auch die Sozialdemokratie verunsi- 
chert. Die vierzigjährige österreichi- 
sche Neutralität - als wichtige Identi- 
tät mischen den politischen Macht- 
blöcken. droht von der globalen 
Macht des Marktes hinweggewischt 
zu werden. Dieser gewalttätigen 
realen Macht - mit der einhergehen- 
den Zerstörung des Kulturgutes .So- 
zialstaat". muß sozialistische Aufklä- 
rung entgegengestellt werden. 

Das warlist der gesellschaftliche 
Hintergrund einer schon zweimal 
(1971 und 1975) gestarteten Initia- 
tive für eine sozialistisc~e Politik der 
SPO - nur unter völlig veränderten 
Bedingungen. Eine im April 1997 
einberufene Konferenz erarbeitete 
das Grundsatzpapier der Initiative - 
bisher stellten sich über zwölfhun- 
dert Unterstützerlnnen mit Ihrer Un- 
terschrift hinter das sozialistische 
Forderungsprogramm. Mit großem 
Interesse wurde es auf dem nachfol- 
genden Parteitag in Linz autgenom- 
men - auch da unterschrieben viele - 
auch Regierungsmitglieder. Die jetzt 
folgenden Themenkonferenzen ver- 
suchen, Schwerpunkte aufzuarbei- 
ten- aus sozialistischer Sicht. versu- 
chen. die SPÖ wieder zu einer Pro- 
testpartei zu erweitern. Der drohen- 
den Gleichgültigkeit. Mutlosigkeit 
und der ohnmächtigen Akzeptanz 

rungen, die über eine normale Insel- 
besuchstour oder Wattwanderung 
hinausgingen. 

Deutlich bestätigt hat sich die 
Vermutung, daß sich Jugendliche. 
die sich sehr unterschiedlich in der 
Gesellschaft verorten und sehr un- 
terschiedliche Lebensstile sichtbar 
nach außen tragen und vertreten. in 
einer von der Natur geprägten Um- 
gebung ohne die gewohnten Mög- 
lichkeiten zur Freizeitgestaltung in- 
tensiver und vorbehaltsloser aufein- 
ander einlassen und bereit sind. Ver- 
antwortung füreinander zu über- 
nehmen. Die Wahrnehmung der Be- 
drohung eines sensiblen Lebensrau- 
mes gekoppelt mit der Möglichkeit. 
durch die Unterstützung der Schutz- 
station Wattenmeer etwas Prakti- 
sches für den Umweltschutz zu tun. 
bot einen handlungsorientierten 

des Neoliberalismus muß Solidarität 
entgegengestellt werden - in Öster- 
reich und global. 

Iürgen Hirsch, Wien 

Für eine sozialistische Politik 
der SPÖ 
Die unterzeichneten Genossinnen 
und Genossen sowie Sympathisanten 
stimmen überein. daß der Kampf ge- 
gen den globalisierten Kapitalismus 
und seine für den Großteil der Men- 
schen verheerenden Folgen. sowie 
der Kampf gegen faschistische Ten- 
denzen und Rechtspopulismus eine 
starke. einige und geschlossene Sozi- 
aldemokratie erfordern. Dieser 
Kampf muß auf nationaler. europäi- 
scher und internationaler Ebene ge- 
führt werden. Jede Zersplitterung 
und Abspaltung ist daher schädlich. 
Ziel der Sozialdemokratie muß eine 
gerechte, demokratische Gesell- 
schaft, frei von Ausbeutung von 
Mensch und Natur, und daher die 
Überwindung des Kapitalismus sein. 
Wir sind überzeugt, daß unsere Ziele 
nur.durch eine kämpferische Politik 
auf Basis unserer Grundwerte er- 
reichbar sind. Unminelbares Ziel muß 
es sein. das europäische Kulturgut 
,,Sozialstaat" mit demokratischer Re- 
g u l i e ~ n g  des Wirtschaftsprozesses 
zu verteidigen und auszubauen. An- 
dernfalls droht weiterer Schwund an 
Mitglieden und Wählern, besonders 
aber unter jungen Menschen. Der 
momentane Optimismus und die 
Aufbruchstimmung können nur an- 
halten, wenn Akzente gesetzt wer- 
den, wobei der personellen Erneue 

Rahmen für Umweltpädagogik ohne 
erhobenen Zeigefinger. IPW 

Weitere Informationen und 
Materialien gibt es bei der 
Natudreundejugend Deutschlands. 
Haus Humboldtstein. 
53424 Remagen-Rolandseck. 
Telefon 02228-8041. 
Telefax 02228.8434. 
e-mail: nfjd@gaia.de. internet: 
http://www.gaia.de/nfjd. 

Literaturhinweise: 
Beck, Ulrich: Risikagesellschaft - Auf dem 

Wes in eineandere Moderne. FrankfurV 
~ a i  1986. 

Btihnirch, Lothar und Münchrneier, Richard: 
Pädaoooik der Juaendraurnr. Zur 8e- 
gruniung und ~ r a i r  einer razialräurnli- 
chen Jugendpädagogik. Weinheiw 
München 1990. 

Vorwärts zu Taten! 
lnitiative für eine sozialistische Politik der SPÖ 

rung auch eine klare inhaltliche Posi- 
tionierung folgen muß. 

Um die frühere Schlagkrafi unse- 
rer Bewegung wiederherzustellen, 
fordern wir: 
1. Die SPÖ muß die Interessen aller 
durch das kapitalistische System Be- 
nachteiligten. zum Beispiel der 
Lohn- und Gehaltsempfänger, aber 
auch der Arbeitslosen, Kleingewer- 
betreibenden und Kleinbauern. ver- 
treten. Deshalb stehen wir uneinge- 
schränkt zu den im Frauenvolksbe- 
gehren enthaltenen Forderungen. 
Nur wenn wir diesen Menschen 
durch Aufklärung und Taten ihre 
Klassensituation bewußt machen. 
werden sie politisches Bewußtsein 
entwickeln. ihre Gegner in Großka- 
pital und Hochfinanz erkennen, ge- 
gen rechtspopulistische Parolen resi- 
stent sein und die SPÖ unterstützen. 

2. Die SPÖ darf nichts verspre- 
chen. was sie nicht halten kann. Der 
wichtige Kampf um Arbeitsplätze 
kann im Zeitalter der ökonomischen 
Globalisierung und der daraus fol- 
genden sich verschärfenden Vertei- 
lungsungleichheit nur durch interna- 
tionale Solidarität erfolgreich sein. Sie 
muß daher für das Primat der Politik 
und gegen das Primat der Profitmaxi- 
mierung und der Finanzspekulation 
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Die SPO rnuß sich 
klar und sichtbar 

von den Positionen 
des Neoliberalismus 

abgrenzen. Die 
Wirtschafl hat den 

Menschen m 
dienen, nicht 

urngekehh 

gegen den alleinigen Vorteil der Akti- 
eninhaber im internationalen Maß- 
stab eintreten. Gleichzeitig ist auch 
der Kampf gegen Ausbeutung über 
den Preissektor und auf dem Woh- 
nungsmarkt und für die Rechte der 
Konsumenten zu führen. 

3. Die SPÖ muß sich klar und 
sichtbar von den Positionen des 
Neoliberalismus abgrenzen Die Wirt- 
schaft hat den Menschen zu dienen. 
nicht umgekehrt. Nicht die Werktä- 
tigen haben den Betrieben nachzu- 
ziehen. sondern Betriebe sind dort 
anzusiedeln, wo die Menschen sie 
brauchen. Flexibilisierung darf nicht 
nur der Wettbewerbsfähigkeit der 
Betriebe dienen. sie muß der Le- 
bensqualität der Werktätigen zugu- 
te kommen. Arbeit muß wieder Vor- 
rang gegeiiüber dem Kapital be- 
kommen. Dies muß sich auch in den 
Entscheidungsstrukturen ausdrük- 
ken. Privatisierung und Deregulie- 
rung dienen letztendlich der kapita- 
listischen Profitmaximierung auf Ko- 
sten gesamtstaatlicher Steuerung 
zum Wohle der Mehrheit und der 
Versorgungssicherheit (soziale Dien- 
ste. Bildungswesen. Gesundheitswe- 
Sen. öffentlicher Verkehr). Die SPÖ 
muß durch eine Reaktivierung der 
Gemeinwirtschaft diesem Trend ent- 
gegenwirken. Sie muß auch gegen 
die Entsolidarisierung in unserer Ge- 
sellschaft kämpfen. Es geht nicht an. 
daß ein Teil der Bevölkerung reicher 
wird und ein anderer Teil unver- 
schuldet unter die Armutsgrenze 
sinkt. Dazu gehört die Schaffung 
eines einheitlichen Arbeits- und Pen- 
sionsrechts. Das Kapital muß zur 
Finanzierung von Beschäftigung ver- 
halten. die vorhandene Arbeit auf 
alle gerecht aufgeteilt werden. Die 
Einführung der 32-Stunden-Woche 
bei vollem Lohnausgleich. insbe- 
sondere bei den unteren Einkom- 
mensgruppen, ist daher unerläßlich. 
Partei und Gewerkschaft müssen 
wieder eine einheitliche Linie vertre- 
ten. 

rerschaft übernehmen. Die Entwick- 
lungszusammenarbeit muß - auch 
im Interesse Österreichs - verstärkt 
werden. um dem immer bedrohen- 
der werdenden Sozial- und 
Ökodumping der weltweit operie- 
renden Finanzmächte und Konzerne 
entgegenzuwirken. Die Neutralität 
gibt Österreich im Besonderen die 
Möglichkeit, ohne Rücksicht auf 
Paktinteressen und politischen Inter- 
essen. Menschenrechtsverletzungen 
in der Welt anzuklagen und alle Be- 
wegungen. die für die Menschen- 
rechte kämpfen. zu unterstützen. 

5. Die SPÖ muß für besondere 
Solidarität mit politischen Flüchtlin- 
gen stehen. Osterreich muß beden- 
ken. daß in den Jahren zwischen 
1934 und 1945 das Leben tausen- 
der unserer Mitbürger gerettet wur- 
de, weil es Länder gab, die den Ver- 
folgten ihre Grenzen öffneten. Die 
SPÖ muß auch dafür stehen, daß die 
im Lande lebenden Menschen aus- 
ländischer Herkunft in diese Solidari- 
tät einbezogen werden und die glei- 
chen Rechte und Pflichten wie die 
österreichische Bevölkerung haben. 
Wir sind aber gegen einen unkon- 
trollierten Zustrom von Menschen. 
der verschärfter Ausbeutung. dem 
Wohnungswucher und dem Lohn- 
dumping Tür und Tor öffnen würde. 
Für alle müssen menschenwürdige 
Wohnungen und Arbeitsplätze vor- 
handen sein. 

6. Die SPÖ miiß den permanen- 
ten Dialog mit Menschen verschie- 
denster Weltanschauungen suchen - 
besonders mit der Jugend und sol- 
chen, die interessenmäßig zu uns 
gehören. sich aber enttäuscht von 
uns abgewandt haben. Keine Ge- 
meinschaft und keine Zusammenar- 
beit darf es mit einer Partei geben, 
die sich selbst ausgrenzt durch ein 
Nahverhältnis zahlreicher Spitzen- 
funktionäre zur rechtsradikalen Sze- 
ne. das auch vom Höchstgericht 
festgestellt wurde. Auch dürfen die 
Möglichkeiten des demokratischen 
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facto Monopole im Medienbereich 
eintreten. Inhaber von Printmedien 
dürfen nicht auch noch im Bereich 
der elektronischen Medien Einfluß 
gewinnen. Neue Technologien sollen 
durch geeignete Maßnahmen Infor- 
mation. Kommunikation und Mei- 
nungsbildung für breiteste Bevölke- 
rungsschichten erschließen. 

8. Die SPÖ muß alles, was sie in 
der Gesellschaft durchsetzen will, im 
eigenen Bereich vorleben. Dies gilt 
für Funktionäre wie für Mitglieder. 
Die Mitgliedschaft ist nur attraktiv. 
wenn sich die Mitglieder mitgestal- 
tend einbringen können. Neue 
Möglichkeiten der Telekommunika- 
tion bieten hier neue Chancen. Die 
Kommunikation in der Partei darf 
nicht auf die zwischen ,.oben" und 
,,unten" beschränkt sein, die Vernet- 
zung muß einen permanenten Mei- 
nungsaustausch zwischen allen Ebe- 
nen und Organisationen der Partei 
ermöglichen. 

9. Die SPÖ muß in ihrer Öffent- 
lichkeitsarbeit auch die Unterschiede 
zu anderen Parteien. insbesondere 
auch zum Koalitionspartner. deut- 
lich machen. Gegenteilige Stand- 
punkte sind herauszuarbeiten, Kom- 
promisse sind als solche klarzustel- 
len. Auch die Schönfärberei gegen- 
über allen Entwicklungen in der EU. 
die wir noch aus der Zeit der Ab- 
stimmungs-Kampagne beibehalten 
haben. muß einer kritischen Haltung 
Platz machen. Wir müssen klarstel- 
len. wo die EU einseitig Unterneh- 
mer- und Produzenteninteressen 
dient und welche Aufgaben sich der 
europäischen Sozialdemokratie stel- 
len, um die EU zu einer sozial ge- 
rechten und ökologisch verträgli- 
chen Wirtschafts- und Sozialge- 
meinschaft zu transformieren. 

10. Die SPÖ muß ihre Politik der 
Durchsetzung sozialdemokratischer 
Ziele unterordnen. DieTeilnahme an 
der Regierung kann daher nicht 
Selbstzweck sein. Weiters muß die 
SPÖ für andere Koalitionsformen als 

PI~raIism,s nicht jenen zJgute kom- d e gegenwanlge offen sein. wenn 
Neutralität und internationale men. o!e s e irn Falle eiaener Macht- s ch herausstel en so1 te oaß d e 
Solidarität 
4. Die SPÖ muß sich uneinge- 
schränkt zur immerwährenden Neu- 
tralität Österreichs bekennen und 
dafür eintreten, daß diese Neutrali- 
tät im Sinne einer aktiven Friedens- 
politik in Europa und in der Welt ge- 
nutzt wird. Darüber hinaus ist ein 
Eintritt in die NATO grundsätzlich 
abzulehnen. Die SPÖ muß in 'der 
Friedens-. Außen- und Entwick- 
lungspolitik wieder die Themenfüh- 

- 
ausübung anderen nicht gewähren 
würden. 

7. Die SPÖ bekennt sich zum Plu- 
ralismus auch im Bereich der Kunst 
und Kultur. Nie darf es Sache der R e  
gierenden oder der Meinungsmacher 
sein, zu entscheiden, was Kunst ist. 
Wir bekennen uns auch zum Pluralis- 
mus im Medienbereich. Allerdings 
darf sich die Meinungsfreiheit nicht 
auf die Medieninhaber beschränken. 
Die SPÖ muß gegen Kartelle und D e  

~ ~~ ~~. ~~~ ~- 

ÖVP nicht zu konstruktiven Kompro- 
missen bereit ist. Aber auch vor 
einem Gang in eine glaubwürdige 
Opposition sollte sich die SPÖ nicht 
scheuen. IPW 

Kontaktpersonen 
Alfred Heinrich, Jürgen Hirsch, 
Alfred Kohlbacher, Theodor Maier, 
Helg Gutleb. 
Adresse der Initiative: 
Postfach 3027, A 1141 Wien 

EUROPA UND DIE LINKE 

Mit  drei weiteren Artikeln setzen wir unsere Debatte zu ,,Europa und die Linke" fort. Heiko Thornas stellt Eckpunkte 
eines linken Europa-Projektes aus grüner Sicht vor. Horst Arenz und Uwe Hiksch befassen sich mit der Euro-Debatte 
der SPD. Ralf Hansen widrespricht - maßgeblich gestützi auf völkerrechtliche Überlegungen -den in der spw 3197ab- 
gedruckten Thesen der spw-Autorinnengruppe. Alle drei Artikel sind aus Platzgründen und zur Vermeidung der Wie- 
derholung bereits vorgetragener Argumente gegenüber den ursprünglichen Texten wesentlich gekürzt 

Die SDW-Redaktion 

Europadebat- befreundeten Staaten. denn das 
Akteure ernst würde nur zu einer Stärkuna neaati- Eck~unkte eines - - I 

u h a f t e r  als bisher nach einer ver deutscher Interessenrxilitik füh- - -  - - 
eigenen Wahrnehmung und Strate- ren. Allerdings überschüttet die 
gie über und für die Europäische In- "Transatlantische Fixierung" bei eini- 
tegration und den hierzu einzu- gen Linken jedwedes kreatives Den- 
schlagenden Weg suchen. Hier soll ken. Es kommt darauf an, sich über- 
versucht werden, einige wenige all dort von der angeblichen Realpo- 
Grundprobleme zu skizzieren. die litik der G7 und anderer elitärer Or- 
m.E. für die Formulierung und Um- 
setzung eines "linken Europaprojek- 
tes" von Bedeutung sind. Ein "linkes 
Europaprojekt" muß die Vorausset- 
zungen für ein ziviles. ökologisches 
und soziales Reformprojekt für Ge- 
samteuropa herauskristallisieren: 

In te rna t iona l i s ie~ng nüchtern 
analysieren 
1) Der Mythos. der während der 
Standort-Debatte um die Globalisie- 
rung aufgebaut worden ist. muß 
durch eine Debatte um die wirklich 
realen Entwicklungen der weltwirt- 
schaftlichen Interdependenzen und 
Dependenzen ersetzt werden. Die 
Definitionsmacht. die die Konserva- 
tiven in der Debatte um die Auswir- 
kungen der Internationalisierung 
der Wirtschaft auf die Bundesrepu- 
blik gewonnen haben. muß hierzu 
überwunden werden. 

Es geht nicht um ein Leugnen 
der realen Prozesse; es muß sich 
aber die nüchterne Erkenntnis 
durchsetzen. daß die sog. "Globali- 
sierung" nicht vom Himmel gefallen 
ist wie eine Naturkatastrophe und 
sich deshalb auch mit Instrumenten 
wie der Kapitalertragssteuer Tobin- 
Tax, einer ökologischen Steuerre- 
form und anderem gestalten Iäßt. 
Das neoliberale Projekt muß been- 
det werden. wenn die EU zu einer 
Vorreiterin für eine europäische und 
internationale Politik werden soll. 
deren Leitbilder nachhaltige Ent- 
wicklung. Einhaltung der Men- 
schenrechte. sowie gerechte Umver- 
teilung sind. 

ganisationen zu verabschieden. 
Das alte Verständnis von interna- 

tionaler Politik. in dem die Fixierung 
auf die USA eine Grundkonstante 
darstellt. hat z. B. dazu geführt, daß 
bei vielen Sozialdemokraten (bei 
Bündnis 901Die Grünen hat sich nur 
noch niemand getraut, es laut zu sa- 
gen) ein deutscher Sitz im UN-Si- 
cherheitsrat als sinnvoller Schritt an- 
gesehen wird, ohne sich Gedanken 
darüber zu machen, welch verstaub- 
te Konzeption damit weiter entwik- 
kelt werden soll. Der Gegenvor- 
schlag eines Europäischen Sitzes 
wird von sich zum linken Spektrum 
zählenden Autoren mit dem Hin- 
weiß auf eine neue Dimension, die 
damit geschaffen würde, abgelehnt. 
So unkreativ ist überhaupt kein Pro- 
jekt, ob links oder rechts. möglich. 
Ähnliches gilt für die Neugestaltung 
der Europäischen Sicherheitsord- 
nung, wie sie euphemistisch ge- 
nannt wird. 

Die europäische lntegrat ion neu 
gestalten 
3) Die lntegration Europas ist kein 
Selbstzweck. Deshalb muß jeder In- 
tegrationsschritt auf seine Zukunfts- 
tauglichkeit überprüft werden. Nach 
40 Jahren reicht die friedensförder- 
ne Dimension der EU alleine nicht 
mehr aus, um jedwede lntegration 
zu legitimieren. Weitere Integrati- 
onsschritte sollten genau so wie die 
Politik des Rates der Europäischen 
Union. die Einführung des Euro und 
die Regierungskonferenz daran ge- 
messen werden, ob sie mögliche zu- 
künftiae Reformen verbauen oder in - 

Westfixierung überdenken die Richtung "Zivilmacht Europa" 
2 )  DieTradition der Westfixierung ist weisen. Hieraus ergibt sich zwangs- 
zu überdenken und neu zu gestal- läufig, daß die EU nicht mehr stän- 

linken Europa- 
Proiektes 

4) Der Einigungsprozeß bedarf 
einer neuen demokratischen Legiti- 
mation und Wirklichkeit. Will man 
die lntegration auf ein tragfähiges 
Fundament bauen. bedarf es in 
Deutschland und in allen anderen - 
alten, wie zukünftigen- Staaten der 
EU einer breiten Verfassungsdiskus- 
sion über die zukünftige Ausgestal- 
tung der Europäischen Union. Der 
Bundesregierung geht es in der Re- 
gierungsverhandlung eindeutig um 
die Effizienzsteigerung und nicht 
um die mindestens gleichberechtig- 
te Forderung nach mehr Demokra- 
tie. Selbst das von ihr favorisierte 
Subsidiaritätsprinzip ist im letzten 
nur ein Instrument zur Aufgabentei- 
lung und eignet sich nicht zum Ver- 
fassungsprinzip einer Union. Die 
Maastricht II Konferenz zeigt an ei- 
nigen Punkten deutlich, wie sich 
Frankreich, Großbritannien. aber 
auch Deutschland eine zukünftige 
Kompetenzverteilung vorstellen: Su- 
pranationalität mit intergouvern- 
mentaler Zusammenarbeit, ohne ad- 
äquate Kontrolle, geschweige denn 
einer Legislative und Judikative, die 
ihren Namen zu Recht trägt. 

Kommen wir nun zu den Akteu- 
ren und der Strategie die zur Umset- 
zung der gerade skizzierten Forde- 
rungen notwendig sind. Notwendig 
hierfür ist ein breites Bündnis von 
Krähen aus Parteien. Gewerkschaf- 
ten und sonstiger Zivilgesellschaft 
Erinnert sei an den Alternativgipfel 
gegen Maastricht, aber durchaus 
auch an die Erfurter Erklärung. Ob 
ein solches Bündnis für die nächste 

- 
von Heiko Thomas* 

Solange es nur 
dagegen oder dafCr 
gibt, wKd Eumpa 
nicht zu einem linken 
Pmjeki für das 
ndchste Jahrhundert 
werden können. 

ten. Beabsichtigt ist ausdrücklich dig von ihrem Ende oder ihrem An- 
* Heiko Thomas ist Sprecher der Landesarbeitsgemeinschaii nicht der Abbruch oder auch nur fang her beurteilt werden darf, son- Frieden, Europa von Bündnis 901Die Grünen in 

eine Einschränkung der besonderen dern eine Analyse der einzelnen Poli- NRW. Grundlage des Textes ist ein Referat auf auf der 
Beziehungen zur USA und anderen tikfelder von Nöten ist. spw-Fnihjahrstagung 97. 
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GEWALT UND ZIVILISATION BONN APART 

Das Pilotprojekt Taleban als Ordnungsmacht 
Tahrike lslami Taleban - Islamische Bewegung der Taliban. 
so der Name dieser scheinbar aus dem Nichts erschiene 
nen sogenannten Gotteskrieger. Die in den pakistanischen 
Koranschulen. den ..Madrassahs" ausgebildeten jungen 
Krieger marschierten zum erstenmal im Oktober 1994 auf 
die ehemals zweitgrößte Stadt Afghanistans, Kandahar. 
zu. Die meist jungen Männer stammten zum größten Teil 
aus den Flüchtlingslagern in Pakistan. Hier wurden sie in 
unmittelbarem Zusammenwirken von fundamentaiisti- 
schen Kreisen Pakistans. finanziert von erzkonservativen 
arabischen Kreisen. in den Koranschulen zu einem diffu- 
sen mittelalterlichen Islamverständnis erzogen und an- 
schließend mit Waffen ausgestattet. Zu diesem Kern an 
Taleban-Kämpfern kamen nach und nach ,.traditionelle" 
Mudjaheddin hinzu. 

Enttäuscht von den erbitterten Machtkämpfen in Ka- 
bul versuchte die pakistanische Regierung. diese Gruppe 
der Taleban an strategisch wichtigen Knotenpunkten im 

Süden als Ordnungsmacht 
Der Krieg in Afghanistan stellt einen zu instrumentalisieren. um 

typischen Konflikt eines Landes der Drit- die nach 
menistan zum Zwecke dei 

ten Welt dar, bei dem die Vielfalt der 01. und ~ ~ ~ b ~ f ö ~ d ~ ~ ~ ~ ~  

ethnischen, kulturellen und religiösen che'zusteiien. Selbst zur 
Überraschung des pakistani- 

Strukturen innerhalb des Staatsgebildes „hen aina 
< 0 

mit kontrovers gelagerten Interessen- dieses Vorhaben auf. weil die 
ansässigen Lokalmatadoren 

konstellationen der Anrainerstaaten ver- hoffnungslos zerstrinen wa. 
flochten ist. ren. Die entschlossenen Tale- 

bankämpfer wurden nach 
und nach durch professionelle Kräfte der ehemaligen af- 
ghanischen Kommunisten, die sich seit langem in der 
Obhut der pakistanischen Regierung befanden, und 
durch Krähe des pakistanischen Innenministeriums ver- 
stärkt und ausgebildet. 

Das Versprechen Pakistans. durch die Taleban-Milizen 
auch den illegalen Opiumanbau und Handel unterbinden 
zu wollen, erbrachte seitens der Amerikaner eine gewisse 
Toleranz. zumal die amerikanischen Interessen mit denen 
der Pakistaner im Hinblick auf den Bau der Öl- und Gas- 
pipeline und der Unterbindung des Opiumhandels 
korrespondierten. Zur Enttäuschung der Amerikaner 
florierte der Opiumhandel allerdings verstärkt unter den 
Taleban. Auch das Anliegen, die Pipeline zu bauen. konn- 
te nicht begonnen werden, da die Taleban trotz der Ein- 
nahme der Hauptstadt Kabul im Herbst 1996 nicht das 
gesamte Land unter ihre Kontrolle bringen konnten. In Ka- 
bul wurde wie auch in anderen Städten ein sechsköpfiger 
Schora-Rat gebildet. der als ein Provisorium die Regie- 
mngsgeschäfte in die Hand nehmen sollte. Was dies kon- 
kret hieß. zeigte sich dann ein wenig später. 

Als erstes wurden die ohnehin schon eingeschränk- 
ten Rechte der Frauen auf ein Minimum reduziert. Es 
wurde ein Arbeitsverbot verhängt. womit den Frauen 
jede ökonomische Basis entzogen wurde. Zu diesem 
Zeitpunkt waren 70% des lehrenden Personals Frauen. 
Weiterhin lebten 35.000 Witwen. die meist nur durch 
ihre Arbeit das Überleben der Familie sicherstellen kann- 
ten, in Kabul. Sämtliche Ausbildungsstätten für junge 
Mädchen wurden sofort geschlossen und die Schleier- 
pflicht wurde rigoros durchgesetzt. Musikanten mußten 
ihre Instrumente als ,.Werkzeuge des Teufels" zerstören. 
Dies ging einher mit Bücherverbrennungen, dem symbo- 
lischen Hängen von Fernsehern und der Unterdrückung 

jeder künstlerischen Aktivität. Natürlich blieben auch 
Verhaftungen und Hinrichtungen nicht aus. 

Damit wurde Kabul innerhalb weniger Tage in ein 
Trauerhaus verwandelt, in dem das Wort Menschenrech- 
te keinerlei Bedeutung mehr fand. Die Taleban haben 
sich durch ihr mittelalterliches und obskures Islamver- 
ständnis zumindest moralisch ins Abseits begeben. Doch 
nicht minder schuldig sind die von außen wirkenden 
Kräfte. die das Machtgefüge in Afghanistan zu verändern 
suchten und suchen. Erst diese Kräfte haben das Entste- 
hen der Taleban in der jetzigen Form möglich gemacht. 

Zukünftige Perspektive 
Der Krieg in Afghanistan stellt einen typischen Konflikt ei- 
nes Landes der Dritten Welt dar, bei dem die Vielfalt der 
ethnischen. kulturellen und religiösen Strukturen inner- 
halb des immer noch nicht ausgeprägten Staatsgebildes 
mit kontrovers gelagerten lnteressenkonstellationen der 
Anrainerstaaten verflochten ist. Die Tiefe dieses Konflikts. 
dessen Ausgang schwer vorhersehbar ist, wird um so 
deutlicher. je mehr man die Rolle der multinationalen 
Konzerne betrachtet. 

Je stärker ein derartiger Konflikt regionalisiert und 
durch die Einflußnahme der Multis quasi ..privatisiert" 
wird. , desto schwieriger wird es sein, eine gerechte und 
friedliche Lösung zu finden. Eine Strategie der militäri- 
schen Lösung würde die Gegensätze allenfalls unterdrük- 
ken. Das Potential dieses Konflikts in Afghanistan wird 
weiter bestehen bleiben und damit eine weitere Runde der 
bewaffneten Auseinandersetzung einleiten. Bezogen auf 
den Afghanistankonflikt kann darauf geschlossen werden, 
daß eine Lösung nur unter Beteiligung aller relevanten Par- 
teien gefunden werden kann. Hierbei müssen sich die An- 
rainerstaaten wie Pakistan und der Iran ebenso auf einen 
Konsens einlassen. Die Öl-Multis wären auch gut beraten. 
sich so weit wie möglich aus dem Konflikt herauszuhalten 
und ihre finanziellen Interessen nicht auf Kosten der Men- 
schenrechte um jeden Preis durchsetzen zu wollen. 

Die Entstehung der Taleban als ;.Ordnungsmacht" 
hat zu einer neuen und verstärkten Polarisierung der 
segmentären Gesellschaft Afghanistans geführt. Den 
Talebanmilizen, die aus den paschtunischen Volksstäm- 
men rekrutiert und von ihnen vorbehaltlos unterstützt 
werden, stehen andere afghanische Volksstämme 
gegenüber: Tadschiken. Usbeken und Hazaras. Diese 
Stämme haben eine Zweckallianz unter dem Namen 
..islamische Einheitsfront zur Rettung Afghanistans" ge- 
bildet. 

Die Taleban gehen davon aus. daß sie trotz ihrer 
wiederholten Niederlagen das ganze Land befrieden 
können. Diese Militärstrategie wird sich als Illusion er- 
weisen, zumal die anderen Kräfte in Afghanistan nicht 
die Vorherrschaft einer bestimmten Gruppe akzeptieren 
werden. Sie kämpfen für demokratische Selbstbe- 
stimmung. die durch politische Partizipation an der Zen- 
tralmacht gewährleistet werden kann. Darüber hinaus 
werden sich die Talebangegner für einen gemäßigten 
islamischen Staat, in dem allgemeine Menschenrechte 
geachtet werden. zumindest verbal einsetzen. Trotz des 
Mangels einer demokratischen Bewegung, die nach 
westlichem Muster politische Partizipation und Huma- 
nität einfordert, wird der Aufbau einer föderalen Struk- 
tur. unter Berücksichtigung der ethnischen und kultu- 
rellen Begebenheiten des Landes als erster Ansatz zu 
einem politischen Neuanfang bewertet werden können. 
Ipvr 

napp ein Jahr vor der Bundes- 
tagswahl stellt sich allgemein K ie Frage, ob es ein ..Weiter so 

Deutschland" geben wird, oder ob 
Chancen für einen neuen Aufbruch 
bestehen. Und falls es einen neuen 
Aufbruch gibt. welche Rolle kann 
dann die sozialistische Linke im All- 
gemeinen und die sozialdemokrati- 
sche im Speziellen spielen. und in 
welcher Verfassung befinden sie 
sich ? 

Die Linke.. . 
Die Schwäche der Sozialdemokratie 
besteht nach Meinung der konser- 
vativen Presse- und Medienland- 
Schaft insbesondere darin. daß sie 
sich bisher offiziell noch nicht auf ei- 
nen Kanzlerkandidaten geeinigt 
habe. Dies genau könnte eigentlich 
zur Stärkung der Partei und der 
Parteilinken genutzt werden. Es gibt 
zur Zeit noch keine Fixierung auf 
eine Person und damit auch noch 
Spielraum. linke Vorstellungen im 
einem sozialdemokratischen Regie- 
rungsprogramm festzuschreiben. Im 
Zwiespalt der Erwartungen der 
kritischen Teile der Partei und Ge- 
sellschaft gegenüber Oskar Lafon- 
taine und der Befriedigung neo- 
liberaler Bedürfnisse durch Gerhard 
Schröder bieten sich gute M ö g -  
lichkeiten, mit konkreten Initiativen 
den Gestaltungsanspruch der Linken 
in Partei und Gesellschaft zu 
formulieren und die Basis auszu- 
bauen! 

Aber der innovative Impuls der 
,.Linkenz'. das Ringen um bessere 
Konzepte und Modelle zur Lösung 
der dringendsten zivilisatorischen 
Probleme, scheint seit der Wahl von 
Oskar Lafontaine zum Parteivor- 
sitzenden verkümmert. Es hat zwar 
eine Menge von Schwerpunkt- und 
Zielgruppenveranstaltungen der SPD 
gegeben. aber fehlende Diskussions- 
angebote und -möglichkeiten haben 
diese Kongresse (2.6. den Inno- 
vationskongreß oder den Außen- 
politischen Kongreß) zu etwas 
größeren Pressekonferenzen werden 
lassen. Den Höhepunkt dieses 
diskussionsfreien Prozesses wird der 
Parteitag zum Ende dieses Jahres 
bieten. Innerhalb von zwei Tagen 
sollen vier .,große Themenkom- 
plexe" und obligatorische Wahlen 
durchgezogen werden. Es ist keine 
Kunst sich vorzustellen, wieviel Zeit 
für Diskussionen in einer der 
größten Hallen der Bundesrepublik 
im Heimatland von Gerhard Schrö- 
der eingeplant werden kann. 

. . . die SPD . . . 
Gleichzeitig gebärdet sich der 
Wunsch-Kanzlerkandidat der Ham- 
burger Medienmaschinerie, Gerhard 
Schröder. wie die Axt im Walde der 
sozialdemokratischen Grundwerte. 
Er zeichnet eine Sozialdemokratie, in 
der selbst Helmut Schmidt und 
Hans-Jochen Vogel zu natürlichen 
Verbündeten vieler Linker in der SPD 
werden könnten, die sich für die eu- 
ropäische Integration und gegen 
den Überwachungsstaat einsetzen 
wollen. 

In derber Stammtischmanier 
wird von Schröder ein längst über- 
wundener Widerspruch zwischen 
Ökonomie und Ökologie neu aufge- 
baut. Der Orwell'sche Staat. der alle 
mißliebigen Subjekte abhört, beob- 
achtet und ,,Fremdee bei Normver- 
stößen abschiebt. Iäßt grüßen. 
Gleichzeitig gauweilert er in unan- 
genehmer Kongruenz mit Stoiber 
und Brunner gegen die insbesonde- 
re in der europäischen Sozialdemo- 
kratie unumstrittene weitere Inte- 
gration Europas. 

Die Sozialdemokratie scheint auf 
dem Weg von der Partei. die für 
,.Freiheit, Gleichheit. Brüderlichkeit" 
kämpfte. zur Vereinigung. die für 
..Unternehmerfreiheit. Leistung und 
Selbstverantwortung" steht. Das 
Gespann LafontaineISchröder hat 
vielleicht System. War es vor Jahren 
noch Lafontaine, der von den Linken 
- mit Schröders Unterstützung - für 
das Abrücken vom vollen Lohnaus- 
gleich und der Veränderung an der 
libeialen Asylgesetzgebung kritlsiert 
wurde. ist es heute Schröder, der 
sich für keinen Tabubruch zu schade 
ist. 

. . . und die Grünen 
Im anderen Teil der rot-grünen Per- 
spektive versuchen die junge Wilden 
(Berninger & Co.) Hand in Hand mit 
Joschka Fischer, Rezzo Schlauch und 
Teilen der selbsternannten .,linken 
Grünen" (Trittin), die grüne Partei zu 
einem grün-oliven Bündnis aus Dol- 
larnoten mit Natohelmen umzu- 
funktionieren. Ein schlechter Ab- 
klatsch der FDP des 21. Jahrhun- 
derts. der sich gegen Vollbeschäfti- 
gung wendet und verbunden mit 
neuen privatwirtschaftlichen Model- 
len gerade Teile der eigenen mittel- 
ständischen und esoterisch ange- 
hauchten Mitgliedschaft erreichen 
kann! 

Was bleibt nun für die Linke und 
die emanzipatorischen Kräfte dieser 
Republik? 

Regierungs- 
Programm statt 

Rotweinfü hrer 
Die Linke muß sich einmischen! 

von Michaei Rüter* 

Was b le ibt  für die Linke? 
Die Linke muß die Sinn- und Grund- 
fagen des Lebens wieder stellen. Es 
geht nicht darum, den Lebenszyklus 
der Menschen immer weiter den 
Maschinenlaufzeiten anzupassen. 
sondern den Produkionsprozeß 
nach den Bedürfnissen der Mensch- 
heit auszurichten. Mit anderen Wor- 
ten, ein großer Teil der Gesellschaft 
ist für klassische sozialistische Lö- 
sungsansätze ansprechbar. Konzep- 
te, so wie sie bei den Jusos erarbeitet 
wurden, zur aktiven Arbeitsmarkt- 
politik. zum doppelten Lebenswurf 
junger Frauen und zur staatlichen 
Flankierung von Arbeitszeitverkür- 
zungsmodellen treffen genau die 
Bedürfnislage. 

Offen bleibt eigentlich die Frage. 
warum sich die Linke in Gänze nicht 
an diesem Prozeß beteiligt. und statt 
dessen starr auf Fischer und Trittin. 
sowie Lafontaine und Schröder 
schielt, die in der Gefahr sind. zu 
neoliberalen Musterknaben zu mu- 
tieren. 

Wer sich jetzt nicht einmischt 
und nur noch sich selbst als links de- 
finiert. ist nicht nur mitschuldig. 
wenn sich in diesem Land nichts än- 
dert. Auch zukünftig können die ei- 
genen Ressourcen dann nur für 
noch weiter zu entwickelnde ,,linke 
lndividualisierungsmodelle" einge- 
setzt werden. 

Es hat zwar seinen Charme. sich 
auf die individuelle Realisierung he- 
donistischer Lebenskonzeptionen, 
den Konsum der besten Bordeaux- 
Weine. mildesten Havannas und das 
Studium von Restaurantführern zu 
beschränken. doch irgendwann 
wird man von der gesellschaftlichen 
Realität eingeholt! rprv 

Im Zwiespalt der 
Erwartungen der 
kritischen Teile der 
Partei und Gesell- 
schaft gegenüber 
Oskar Lafontaine, 
und der Befriedi- 
gung neoliberaler 
Bedürfnisse durch 
Gerhard Schmder 
bieten sKh gute 
Möglichkeiten, mit 
konkreten Initiativen 
den Gestaltungsan- 
spruch der Linken in 
Partei und Gesell- 
schaft zu formulie- 
ren und die Basis 
aumbauenl  

* Michael Rüter ist Bundesgeschäftsführer der lungsozialistlnnen 
in der 5PD 
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Wi(e)der die Rückkehr 
der Dienstbotinnen- 
gesellschaft 
Von Gisela Notz 

Die fordewng der 
Beschäftigung in 

privaten Haushaken 
löst vielleicht 

kurzfristige Pro- 
bleme, tradiert 

jedoch auch 
langfristige. 

D ie wissenschaftliche Betrach- 
tung des .Mikrokosmos" 
Haushalt ist alt. Bereits Ari- 

stoteles sah ihn als Modell für eine 
gelungene Integration sozialer und 
ökonomischer Beziehungen (Seel 
1986, S. 281 ). In der modernen Ge- 
sellschaft scheint die ,.richtige Ord- 
nung" mit dem Eindringen der Frau- 
en in die Sphäre der Erwerbsarbeit 
durcheinandergeraten zu sein. Nun 
kann nicht mehr davon ausgegan- 
gen werden. daß Frauen diese Ar- 
beiten weiterhin kostenlos und aus 
Liebe übernehmen. Mit Hilfe ande- 
rer Frauen, die mit niedrigerem Sta- 
tus versehen sind. soll die ,,alte Ord- 
nung'' wieder hergestellt werden. 

In der frauenpolitischen Debatte 
herrscht leider keine Einigkeit dar- 
über. daß das Vereinbarkeitsdilem- 
ma von Beruf und Familie für Frauen 
nur gelöst werden kann, wenn die in 
Haus und Familie geleistete Arbeit 
neu bewertet und zwischen Frauen 
und Männern neu verteilt wird. 
Wenn das der Fall wäre, bräuchten 
wir uns nicht mit Modellen zur Re- 
konstruierung von dienstbaren Frau- 
en und Mädchen zu beschäftigen. 

Dienstbotinnen gibt es bereits 
Hausangestellte und Kinderfrauen 
für privilegierte und Putzfrauen für 
weniger privilegierte Haushalte gibt 
es bereits massenweise. Aber ledig- 
lich 30.000 ,.privateu Arbeitgeberln- 
nen setzen jährlich Haushaltshilfen 
von der Steuer ab und nehmen das 
,,Dienstmädchenprivileg" in An- 
spruch. Die meisten Dienstbotinnen 
arbeiten in sozialversicherungsfrei- 
en. ungesicherten Arbeitsverhältnis- 
sen stundenweise. Sie sind selten bei 
einer Reinigungsfirma angestellt 
und wenn dies der Fall ist, gelten 
auch dort meist sog. geringfügige 
Arbeitsverhältnisse unterhalb der 
Sozialversicherungsgrenze (West 
610 DM -Ost 520 DM). 

Dr. Gisela Nota Sozialwissenschatlerin, arbeitet im Forschungs- 
institut der Friedrich-Ebert-Stifiung in Bonn 

Die wohl am häufigsten anzu- 
treffenden Dienstbotinnen sind heu- 
te die Hausfrauen. Nicht so sehr ins 
Gewicht fallen einige Hausmänner. 
die sog. Karrierefrauen das Leben er- 
leichtern. Hausfrauen sind auch die 
für die Hausarbeit zuständigen teil- 
zeitig oder ebenfalls in ungeschütz- 
ten Beschäftigungsverhältnissen 
mitverdienenden oder auch voller- 
werbstätigen Frauen. vor allem 
wenn sie Mütter sind. Das Leitbild 
der bürgerlichen Familie mit der 
Hausfrauenmutter wurde seit Ende 
des 19. Jahrhunderts für die Arbei- 
terklasse ebenfalls zum erstrebens- 
werten Ziel, wenn es auch aufgrund 
der materiellen Lebensumstände 
meist ein nicht zu realisierender 
Traum blieb (vgl. Notz 1996, S. 11). 

Das Problem der Wiederbele- 
bung eines alten (Dienstmädchen) 
modells kommt auf, weil berufstäti- 
ge Frauen die Übernahme der Haus- 
arbeiten mehr und mehr verwei- 
gern. Das Dilemma der Hausarbeits- 
verweigung von Frauen ist ebenfalls 
nicht neu. Die Strategien, Frauen auf 
die Hausarbeit zu verpflichten, sind 
nach wie vor phantasievoll (vgl. Gre- 
weu.a.,o.J.,S.12). 

Auch für die .,neuen" Dienstbo- 
tinnen gilt, was Lilly Braun um die 
Jahrhundertwende schrieb: .,Der Ar- 
beiter verkauft einen, wenn auch 
den allergrößten Teil seiner Arbeits- 
kraft, der Dienstbote verkauft seine 
Person" (1979, 5. 46). Und heute 
gibt es keine Dienstbotenvereine, 
wie sie sich im Zusammenhang mit 
der ,,alten" Frauenbewegung, seit 
1899 von Berlin ausgehend. überall 
gegründet hatten. um für mehr 
Rechte dieser extrem ausgebeuteten 
Klasse zu kämpfen. Die Frage. ob 
unter emanzipatorischen Gesichts- 
punkten eine Ausweitung des Be- 
schäftigungsfeldes von Dienstboten 
überhaupt wünschenswert ist. wird 
heute kaum diskutiert. 

Wie kommt  es zur Neuauflage 
der Dienstmädchengesellschaft? 
Den aktuellen Diskussionen um die 
Bedeutung von personenbezogenen 
Dienstleistungen liegen unterschiedli- 
che Motivationen, die sich aus Analy- 
sen der gegenwärtigen Versorgung. 
verbunden mit unterschiedlichen Ziel- 
vorstellungen einer künftigen Arbeits- 
poliik ableiten. zugninde: 

Im Hinblick auf das Ziel, sozial- 
staatliche Kosten zu minimieren und 
den Arbeitsmarkt zu entlasten, las- 
sen sich vier Ansatzpunkte auffüh- 
ren: 

ARBEIT - ZEIT UND GELD 

Die Rekonstruktion der Haus- 
frauenfamilie. Staatliche Maßnah- 
men wie Erziehungsgeldgesetz und 
Pflegeversicherung u.a. sind geeig- 
net. Frauen - zumindest vorüberge 
hend - in der Familiefest- und damit 
vom Arbeitsmarkt fern zu halten. 

Ideologische Aufwertung von 
ehrenamtlichen unbezahlten Arbei- 
ten - auch solche mit Selbsthilfe- 
aspekten - besonders im Bereich der 
personenbezogenen Dienstleistun- 
gen. 

Materielle Aufwertung des Haus- 
frauenstatus durch Forderungen 
nach Lohn für Hausarbeit. Familien- 
geld und Anerkennung von Famili- 
enarbeit bei der Rentenberechnung 
bei gleichzeitigem Verzicht auf eine 
Beteiligung an ökonomischer Tätig- 
keit in der öffentlichen Sphäre. 

Vernetzung des sozialen Kapitals. 
indem Familien und andere Lebens- 
formen in ihren Selbsthilfepotentia- 
len gestärkt und in ihrer Fähigkeit an- 
deren zu helfen. unterstützt werden. 

Diesen mit viel ideologischem 
Aufwand betriebenen Strategien 
sind Grenzen gesetzt. Nicht zuletzt. 
weil Frauen in den ..neuen Bundes- 
ländern" ungebrochen an ihrer Er- 
werbsneigung festhalten wollen 
und bei Frauen in den ,.alten Bun- 
desländern" zunehmende Erwerbs- 
neigung konstatiert wird. Beides er- 
scheint nach Ansicht konservativer 
Politiker und auch Wissenschaftler 
wie eine unheilbare Krankheit. Des- 
halb. und weil die Einbeziehung der 
meisten Männer in die Hausarbeit 
ein Traum ist. den nur Frauen träu- 
men, wird darüber nachgedacht. 
wie man andere Frauen für diese Ar- 
beiten begeistern kann. 

Aber auch im Hinblick auf das 
Ziel. die Erwerbslosigkeit von Frauen 
abzubauen und die Erwerbsquote 
von Frauen weiter zu erhöhen. wird 
auf einen Ausbau des personenbe- 
zogenen, insbesondere des konsum- 
orientierten Dienstleistungsberei- 
ches aesetzt. In der Kommerzialisie- 

2 

rung der Hausarbeit wird ein Ar- 
beitsmarktresewoir für die Zukunft 
gesehen. Es geht nicht mehr nur um 
die ideologische Aufwertung, son- 
dern um die gesellschaftliche und 
privatwirtschaftliche Organisation 
von Reproduktionsarbeit. 

Hervorgehoben wird der Sektor 
der häuslichen Dienste als Wachs- 
tumssegment des Arbeitsmarktes. 
Wobei davon ausgegangen wird, 
daß die Zunahme der höherentlohn- 
ten weiblichen Erwerbstätigkeit, ver- 
bunden mit steigenden beruflichen 

GEWALT UND ZIVILISATION 

Dezember 1979 mit 120.000 Soldaten und ihrer geball- 
ten Kriegsmaschinerie in Afghanistan ein. Die damalige 
Planung sah vor, innerhalb eines halben Jahr das gesam- 
te Land unter Kontrolle gebracht zu haben. was bekann- 
termaßen nicht gelang. Von 1979 bis 1989 tobte der 
Kampf der sogenannten Mudjaheddin gegen die Invasi- 
on. Da die Sowjets ihr ,,Vietnam" in Afghanistan sahen, 
weil man nicht in der Lage war. einen entscheidenden 
militärischen Vorsprung zu erkämpfen. zog die Armee 
wieder ab. 

Man schätzt. da8 in diesem Krieg etwa 1 Million Af- 
ghanen umgekommen sind, etwa eine halbe Million 
Menschen, besonders Kinder. von den sowjetischen Mi- 
nen zerfetzt wurden und sechs Millionen Menschen in 
alle Welt geflüchtet sind. Zum Vergleich: Die Bevölke- 
rungszahl vor dem Krieg betrug etwa 15 Millionen Men- 
schen. Die offiziellen Angaben der sowjetischen Stellen 
sprachen von 14.000 toten Soldaten. Die westliche Mili- 
tärunterstützung, besonders der Amerikaner. betrug 
sechs Milliarden Dollar. Damit fand in Afghanistan einer 
der letzten großen Stellvertreterkriege vor dem Ende des 
Kalten Krieges statt. 

Innerhalb der deutschen Linken gab es über die Ein- 
schätzung des Afghanistankonflikts keinen Konsens. Die 
Positionen reichten von Gruppierungen. die im Ein- 
marsch einen weiteren Beweis für den hegemonialen 
und sozialimperialistischen Expansionsdrang der Sowjet- 
union sahen. bis hin zu Positionen. z.B. der DKP. die den 
Einmarsch als eine .,militärische Hilfe" bezeichnete , der 
..auf der Basis gültiger Verträge und Normen" zustande 
gekommen sei und nichts anderes darstelle als die Wahr- 
nehmung der .,internationalistischen Pflichten" durch die 
Sowjetunion. 

Der Status Quo 
Nach 14 Jahren erbitterten Widerstand kamen afghani- 
sche lslamisten am 28. April 1992 an die Macht. Afgha- 
nistan kam nicht zur Ruhe, sondern stürzte in eine neue 
Dimension der politischen Zerreißprobe. Die Hintergrün- 
de dieser Tragödie, die selbst Insider überraschte. sind 
vielfältig. 

Der Islam, der in den Jahren des Widerstandes gegen 
die Übermacht der Sowjets eine große Mobilisierungs- 
kraft besessen hatte und die gegensätzlichen Positionen 
integrieren konnte, konnte nun die heterogen geprägten 
ethnisch und kulturell bedingten Gegensätze der afgha- 
nischen Gesellschaft nicht mehr länger vertuschen. Der 
als gemäßigt apostrophierte Staatspräsident Rabbani 
wurde von seinen ehemaligen Kampfgenossen, unter an- 
derem von dem Radikalislamisten Gulbuddin Hekmatyar 
abgelehnt. nicht aufgrund seiner religiös-politischen 
Vorstellungen, sondern aus einfachem machtpolitischen 
Kalkül, das zunehmend ethnisch geprägt war. 

Der Tadschike Rabbani, der eine gut organisierte Par- 
tei (Dschamiate lslami - Islamische Gesellschaft) und eine 
starke militärische Hausmacht besaß. hatte mit seiner 
Machtübernahme die Kontinuität der 250 Jahre dauern- 
den politischen Vorherrschaft der Paschtunen gebro- 
chen. Hekmatyar wurde wegen seiner Zugehörigkeit zu 
den paschtunischen Volksstämmen im Kampf gegen sei- 
nen Ziehvater Rabbani unmittelbar unterstützt und von 
anderen Paschtunen toleriert. In diesem ethnisch g c  
prägten Streit wollten aber ebenso andere Volksstämme 
Afghanistans. unter anderem Usbeken, Hasaras, die aus 
dem Widerstand sehr stark und selbstbewußt hervorgin- 
gen, ihr politisches Schicksal selbst in die Hand nehmen. 

Diese ethnische Diversität, die im krassen Gegensatz 
zur despotischen Herrschaft der lslamisten stand. brach- 
te entsprechende parteipolitische Organisationen hervor, 
deren in patriarchalischen Gedankengut behafteten Füh- 
rer diesen Gegensatz zur Durchsetzung ihrer Machtbe- 
sessenlieit zu instrumentalisieren versuchten. Letzten En- 
des kämpfte jeder gegen jeden, indem die einzelnen 
Gruppierungen Zweckbündnisse eingingen, um sie an- 
schließend wieder zu verlassen. 

Die anarchischen Verhältnisse, die nicht militärisch 
aufgelöst werden konnten, riefen die ohnehin auf der 
politischen Bühne anwesenden Anrainerstaaten zum 
noch stärkeren Engagement 
hervor. Betrachtete die irani- Die Entstehuna der  Taleban als ..Ord- 
sche Führung den Tadschiken nungsmacht" hat zu einer neuen und 
Rabbani als leaitimen Macht- ~~< ~ ~~~ 

haber in Afahanistan. kämof- verstärkten Polarisieruna der searnen- 
te dagegei pakistan' in "Ii- 

tären ~ese l l s cha f t  Afghanistans geführt. 
anz mit Saudi-Arabien, in- 
dem sie immer noch den in 
die Ecke gedrängten Hekmatyar unterstützten. 

Die drei aus der Auflösung der Sowjetunion hervor- 
gegangenen Anrainerstaaten Tadschikistan, Usbekistan 
und Turkmenistan befanden sich in einer widersprüchli- 
chen Situation. Um sich von der nunmehr russischen Ab- 
hängigkeit zu befreien und eine eigene gesellschaftspoli- 
tische Entwicklung voranzutreiben, benötigten sie den 
Zugang zu den internationalen Märkten. die in ihrer Per- 
spektive am Besten durch Afghanistan und in Zusam- 
menarbeit mit internationalen Konzernen wie Unucal 
(amerikanische Ölgesellschaft), die saudische Deltaoil 
und den argentinischen Ölkonzern Bridas zu gewährlei- 
sten war. Damit bekommt der Afghanistankonflikt 
gleichzeitig eine internationale Dimension, die vorerst 
durch regionale lnteressenkonstellationen zum Tragen 
kommt. Die Etablierung einer fundamentalistischen Re- 
gierung in Afghanistan bedeutet aber gleichzeitig eine 
eklatante Gefahr für die aus der kommunistischen No- 
menklatura hervorgegangene neue politische Elite. die 
sich mit islamischen Widerstand im eigenen Land kon- 
frontiert sieht. 

Foto Chrr t jan Kiel Meerburrh 
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Afghanistan - das Debakel 
eines vergessenen Staates 
von Wahid Samimy* 

D aß sich Afghanistan seit etwa 20 Jahren in einem 
brutalen Zersetzungsprozeß befindet. ist die logi- 
sche Konsequenz des Zusammenwirkens externer 

und interner Faktoren, die das Schicksal dieses zentral- 
asiatischen Landes seit Jahrhunderten bestimmen. In die- 
sem Prozeß sind die heterogenen gesellschaftspoliti- 
schen Strukturen nicht allein für die historischen Ent- 
wicklungszyklen ausschlaggebend - wenn sie auch von 
großer Relevanz sind - sondern der geostrategische 
Standort ist ebenso von großer Bedeutung. Ohne Einbe- 
Ziehung aller Faktoren Iäßt sich'für den Außenstehenden 
weder die afghanische Gesellschaft noch der bis jetzt an- 
dauernde Krieg begreifen. 

Die Wechselwirkung zwischen inneren und äußeren 
Einflüssen Iäßt sich während der sowjetischen Invasion 
genauso demonstrieren. wie in der darauf folgenden Ära 
(ab 1992) der Islamisten. Hat sich der Zerfleischungspro- 
zeß unter den gemäßigten Islamisten, dem Staatspräsi- 
denten Burhanuddin Rabbani. fortgesetzt, so bekam d i e  
se Entwicklung unter der Herrschaft der radikalislamisti- 
schen Taleban eine neue obskure und noch grausamere 
Dimension. 

Ein Land am Kreuzweg der Kulturen 
Der afghanische Raum lag seit jeher am Kreuzweg der 
Kulturen, wirtschaftlich, religiös und nicht zuletzt militä- 
risch.. Ökonomisch stellte dieser Raum, gerade auch 
durch die durch Afghanistan laufende Seidenstraße ei- 
nen Knotenpunkt zwischen dem europäisch-afrikani- 
schen Mittelmeerraum und dem chinesischen Weltreich 
einerseits und den mittelasiatischen Steppen (Mongolei. 
Kasakistan. Tadschikistan) und dem indischen Subkonti- 

Wahid Samimy ist kooptiertes Bezirksvorstandsmitglied der Jusos Mittelrhein. 
Seine Familie und er mußten nach dem Putsch der DVPA wegen politischer 
Veiiolgung aus Afghanistan fliehen. 
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16 Vgl. ebenda: Caflirch, LuciuYCuny. iaurence. DerVergleichs- und 
Schiedrgerichtshof der OSZE: Aktuelle Probleme. 5. 382; Schmid. 
Walterlurgenl Kleprch. Michael. ebenda. 8. 321; Wenig. Marcur. 
Der volkerrechlliche Statur der OSZE - Gegenwartiger Stand und 
Perspektiven. ebenda. 5. 399. 400; Calic. Marie-Janine, Der Bei- 
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nent andererseits dar. Durch diese jahrhundertelange 
Wecnst- W r k ~ n g  von oKonom scnem A~sra,scb rel g o- 
ser Einf ~ ß l a n m e  ,no mi *rar x n e n  Erooer~nosz.aen st - 
in diesem geographischen Raum eine sehr differenzierte 
Gesellschaftsform entstanden. die durch verschieden re- 
ligiöse Hintergründe. ethnische Strukturen und sprachli- 
che Zugehorigke ten cnaraktcris ert 1st Es g br uner drei- 
ßig verscniedene VoIi(8zLgehor gkellen m heut,gen Af- 
ghanistan. 

Auch im 19. Jh. bestand diese Wechselwirkung fort, 
was sich an den Konflikten zwischen den imperialisti- 
schen Großmächten England und Rußland zeigte. Ruß- 
land lieferte sich mit den aus Indien kommenden Englän- 
dern erbitterte Kämpfe um den Hegemonialanspruch, 
ohne daß jedoch eine Seite einen Machtzuwachs hätte 
verbuchen können. Nachdem die Engländer 1947 Indien 
verließen. traten die Amerikaner an deren Stelle. Der Kal- 
te Krieg hinterließ auch in Afghanistan seine Spuren. Die 
Sowjets verstärkten ihr Engagement zunehmend. Es 
wurden Entwicklungshilfekredite zu besonders günsti- 
gen Konditionen vergeben. Die afghanische Armee wur- 
de mit Waffen beliefert, nicht ohne die dazugehörigen 
..Militärberater" mitzuschicken. Ganze Generationen von 
afghanischen Ingenieuren und akademischen Fachkräf- 
ten erhielten in Moskau ihre Ausbildung. wozu natürlich 
auch die ideologische Schulung im Sinne der KPdSU ge- 
hörte. Im Zuge dieser Maßnahmen wurde in Afghanistan 
eine kommunistische Kaderpartei installiert, die DVPA 
(Demokratische Volkspartei Afghanistans). die dann 
1978 putschte und sich so an die Macht setzte. Das 
Spektrum der Moskauer Strategie. die im Staatsstreich 
1978 kulminierte. reichte von militärischer lnfiltrierung 
über kulturelle Beeinflussung bis hin zur ökonomischen 
Unterwanderung. 

Der Putsch hatte zwei Tatsachen manifestiert. Zum 
einen war der sowjetisch-amerikanische Dualismus zu- 
gunsten der Sowjetunion entschieden worden. Zum an- 
deren war die Abhängigkeit Afghanistans von der So- 
wjetunion endgültig besiegelt. Fast der gesamte Außen- 
handel wurde mit den Sowjets bestritten. Die Armee 
wurde vereinnahmt. indem 4000 ,.Militärberater" nach 
Afghanistan geschickt wurden. Innerhalb der ersten drei 
Monate nach dem Putsch wurden 30 Verträge mit den1 
kommunistischen ..Bruderstaat" geschlossen. Tausende 
von tatsächlichen oder vermeintlichen Regimegegnern 
wurden umgebracht. 

Da aber diese neue Regierung keinen Rückhalt in der 
Bevölkerung hatte. demnach sich auf Dauer nicht hätte 
halten können, wurde der damalige Staatschef Amin 
umgebracht. und die Sowjetmacht marschierte am 27. 

Anforderungen, einen Anstieg der 
haushaltsorientierten Dienstlei- 
stungsangebote bedingt. weil die 
Nachfragen nach flexiblen ,.Einfach- 
dienstleistungen" im Servicebereich 
(private Kinderbetreuung. Reini- 
gungshilfen. Wäscheversorgung. 
Einkaufshilfen etc.) zunehmen. Über 
das tatsächliche Ausmaß der Be- 
schäftigungseffekte sind sich Exper- 
ten uneinig: erwarten die einen bis zu 
einer Million neuer Arbeitsplätze al- 
leine in Privathaushalten. so gehen 
andere Argumente dahin. daß eine 
Stabilisierung alter und die Einrich- 
tung neuer Tätigkeits- und Aufga- 
benbereiche nicht an den zu erwar- 
tenden Beschäftigungseffekten zu 
messen sei. sondern vor allem auf ei- 
ner Bedarfsanalyse basierenmuß. Si- 
cher muß die Massenerwerbslosig- 
keit als Problem skandalisiert werden. 
Sie darf jedoch nicht politisch instru- 
mentalisiert werden. Am gesell- 
schaftlichen und individuellen Bedarf 
und Nutzen anzusetzen hieße. so- 
wohl von der Angebots- als auch von 
der Nachfrageseite aus zu gehen und 
daraus Konzepte zu entwickeln, die 
am Wohl der menschlichen Gemein- 
schaft und an der Aufhebung der so- 
zialen Ungleichheit orientiert sind. 

Bei den heute diskutierten Kon- 
zepten geht es primär darum: . die Nachfrage nach Dienstlei- 
stungen zu erweitern, indem auch 
weniger Privilegierte (z.0.. Alleiner- 
ziehende) Dienstleistungen in An- 
spruch nehmen können. 

die ~ienitleistungsangebote'für 
die Betreuung von Kindern. alten. 
kranken und behinderten Personen 
ZU erweitern. 

weitere haus- und personenbe- 
zogene Dienstleistungen (Wäsche- 
pflege. Versorgung, Reinigung. 
HausiHof- und Garten-Service etc) 
anzubieten. 

bezahlte Arbeitsplätze zu schaf- 
fen, insbesondere für formal ..ge- 
ringqualifizierte" Arbeitnehmerin- 
nen und für Langzeitarbeitslose, 

Defizite in der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie. insbesondere un- 
zureichende öffentliche Angebote 
für Kindererziehung und Altenhilfe- 
und pflege zu kompensieren, 

vorhandene ungeschützte Be- 
schäftigungsverhältnisse sozial ab- 
zusichern und künftig versiche- 
rungspflichtige Beschäftigungsstel- 
len zu schaffen, . Fonds/Ressourcen außerhalb der 
öffentlichen Budgets für Dienstlei- 
stungen im sozialpolitischen Interes- 
se zu mobilisieren, 

für personenbezogene Aufga- 
ben, beispielsweise in der Alten-und 
Familienpflege zu qualifizieren. 

Als Zielgruppe. für die die neuen 
Arbeitsplätze zu schaffen sind, wer- 
den meist berufliche Wiedereinstei- 
gerinnen. erwerbslose oder langzeit- 
erwerbslose Frauen und Sozialhilfe- 
empfängerinnen genannt. Auch sol- 
che, 8enen unterstellt wird. daß sie 
nicht ohne Weiteres in den ,.norma- 
len'' Berufsalltag zu integrieren seien 
und für die eine Chance besteht. in 
den privaten Haushalten hausar- 
beitsnahe Tätigkeiten mit geringen 
Qualifikationsanforderungen ohne 
branchenbezogene Spezialkenntnis- 
se zu übernehmen. Ca. 90% der Be- 
schäftigten in privaten Haushalten 
sind heute Frauen. Ein nicht gerin- 
ger Teil arbeitet illegal, überwiegend 
Frauen, die keine Aufenthaltsbe- 
rechtigung undloder Arbeitserlaub- 
nis haben. Der Sozialversicherung 
sind lediglich 36.000 Beschäfti- 
gungsverhältnisse in Privathaushal- 
ten gemeldet (ISG 1993). Die Schät- 
zungen über sozialversicherungs- 
freie Beschäftigung schwanken zwi- 
schen 700.000 (Ochs 1996) und 1.4 
- 2.4 Millionen (Odiema 1992). 
Nach dem Sozioökonomischen Pa- 
nel sind in 9% aller Haushalte 
Dienstbotinnen tätig. das sind 2.65 
Millionen derartiger Arbeitsverhält- 
nisse. Hinzu kommen 4.6% der 
Haushalte mit 1.4 Millionen gele- 
gentlich tätiger Dienstbotinnen. 

Was ist neu an  den ,,neuen 
Konzepten"? 
Neu an diesen Konzepten ist nur. 
daß die personenbezogenen Dienst- 
leistungen subventioniert werden. 
Andererseits sind subventionierte 
Arbeitsplätze in verschiedenen Wirt- 
schaftsbereichen und Teilarbeits- 
märkten üblich. Unüblich ist es aller- 
dings, daß die Subvention an die 
Person geht, die die Ware kauft. 

Die Bundesregierung fördert im 
Rahmen ihres ,.Programms für mehr 
Wachstum und Beschäftigung" die 
Schaffung von sozialversicherungs- 
pflichtigen Arbeitsplätzen im Haus- 
halt. Dazu wurde der Sonderausga- 
ben-Höchstbetrag für den Abzug 
von Personalkosten bei der Einkom- 
menssteuer auf 18.000 DM (gegen- 
über früher 12.000 DM) im Jahr er- 
höht (Blüm 1997. S. 1). Das "neue 
Verfahren" der steuerlichen Förde- 
rung soll Familien mit Kindern. be- 
rufstätigen Alleinerziehenden, ,,Älte- 
ren, die die notwendige Hilfe aus der 
eigenen Familie nicht erhalten kön- 

nen" und erwerbstätigen Ehepaaren 
das Leben erleichtern und denjeni- 
gen helfen. die als Dienstmädchen 
Arbeit mit Sozialversicherungs- 
schutz erhalten (ebd.). Denn Vor- 
aussetzung für Absetzbarkeit ist die 
Schaffung eines sozialversicherungs- 
pflichtigen Arbeitsverhältnisses. 
Durch .,Haushaltsschecks" nach 
französischem Vorbild sollen die Ar- 
beitgeberpflichten gegenüber der 
Sozialversicherung erleichtert wer- 
den. Bisher geltende Einschränkun- 
gen. die die Steuervergünstigung an 
das Vorhandensein von mindestens 
zwei Kindern (bei Alleinerziehenden 
eines) unter 10 Jahren oder die Hilfs- 
bedürfigkeit einer im Haushalt le- 
benden Person banden. sind seit 
dem 1.1 .I997 aufgehoben. Das 
,.Dienstmädchenprivileg" gilt somit 
für alle Privathaushalte, die es sich 
leisten können. 

Vergleiche mit dem französi- 
schen Modell dürfen allerdings nicht 
außer acht lassen. daß in Frankreich 
alle Beschäftigungsverhältnisse sozi- 
alversicherungspflichtig sind. Aus- 
nahmen gibt es nur für kleine Arbei- 
ten wie Zeitungsaustragen. Die 
Dienstleistungsschecks werden dort 
nur für eine wöchentliche Arbeits- 
zeit von höchstens acht Stunden 
ausgegeben (vgl. Huber-Barat 
1995). 

Bei dem Modell, das die SPD ent- 
wickelt hat, geht es u.a. darum, die 
dienstbaren Frauen nicht mehr ver- 
einzelt der Herrschaft auszuliefern. 
sondern sie in Dienstleistungspools, 
Dienstleistungszentren oder -agen- 
turen zu organisieren. Sie sollen vor 
allem für solche Haushalte nützlich 
sein, die lediglich stundenweise Un- 
terstützung im Haushalt brauchen. 
Ein entsprechender Antrag an den 
Deutschen Bundestag (DS 1315135) 
sieht die Ausgabe von Dienstlei- 
stungsgutscheinen vor, die ebenfalls 
an die Arbeitgeberlnnen gehen und 
nur bei staatlich anerkannten Agen- 
turen eingelöst werden können. Der 
maximale Zuschuß beträgt 1.200 
DM im Jahr, also 100 DM monatlich, 
bzw. 1.800 DM und 150 DM bei ei- 
ner zweiten förderungsfähigen Per- 
son im Haushalt. Voraussetzung: ein 
Kind unter 14 Jahren oder eine Per- 
son über 80 Jahren, die keine Lei- 
stungen der Pflegeversicherung er- 
hält, lebt im Haushalt. Da 40% der 
Kosten übernommen werden sollen. 
bis zu einer Höhevon 1.200 DM. er- 
gibt sich umgerechnet eine Förde- 
rung von maximal 10 Stunden im 
Monat. 

Unter dem Gesichts- 
punkt der Übe* 
bensfähigkeit der 
Dienstleistungs- 
agenturen u n d  damit 
der langfristgen 
Sicherung von 
Arbeitsplätzen wäre 
es sinnvoller, die 
Zuschüsse an die 
Agenturen selbst zu 
geben und nicht an 
die Haushalte, die 
die Dienstleistungen 
in Anspruch neh- 
men. 
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Besserverdienende 
sollen in die Lage 
versetzt werden, 
etwas mn ihrem 

Vertiiensi abzugp 
ben, um iür .Mim 

dequalifizierte' 
oder .Mindeprivili- 

gierte' Arbeitsplätze 
zu schaffen, anstatt 

die qualifi'erte 
Arbeir auf mehr 

Kdpfe zu verfeilen. 

Mit der vorgeschlagenen Agen- 
turlösung soll gewährleistet sein, 
daß sich reguläre Beschäftigungs- 
strukturen bilden, in denen profes- 
sionelle Arbeitgeber aktiv sind. Meh- 
rere Arbeitseinsätze in verschiede- 
nen Privathaushalten können ne- 
beneinander organisiert werden. Bei 
der Organisation in Agenturen ha- 
ben Beschäftigte verschiedene Ein- 
satzstellen. aber immer einen Ar- 
beitgeber. Wer geringfügig beschäf- 
tigte Frauen putzen Iäßt, bekommt 
keinen Zuschuß. Damit wird aller- 
dings die geringfügige Beschäfti- 
gung nicht abgeschafft 

Die in der Agentur beschäftigten 
Frauen sind in die Sozialversiche- 
rung einbezogen und können -aller- 
dings nur im Idealfall - eine eigen- 
ständige Existenzsicherung errei- 
chen. Für die Privathaushalte wird 
die Suche nach einer Hilfe für häusli- 
che Dienstleistungen erleichtert. Das 
als ,,Dienstmädchenprivileg" be- 
zeichnete Steuereinsparungsmodell, 
das einseitig hohe Einkommensbe- 
zieherlnnen begünstigt. soll zurecht 
wegfallen. 

Nach dem SPD-Modell können 
die Agenturen als Gewerbebetrieb 
organisiert sein, als Genossenschaft. 
gemeinnütziger bzw. sozialer Be- 
trieb, entweder selbständig oder als 
Bestandteil von Firmen oder Wohl- 
fahrtsverbänden. Das Modell for- 
dert, für die neuen Dienstboten 
,,normale Arbeitsbedingungen" zu 
schaffen. Zur Zeit bestehen eine Rei- 
he von Dienstleistungsagenturen, 
die meisten sind bereits staatlich 
subventioniert. Erfahrungen mit 
Modellversuchen zeigen, daß die 
Eingebundenheit in einen Kreis von 
Kolleginnen und die damit verbun- 
dene Möglichkeit des Erfahrungs- 
austausches von den Beschäftigen 
positiv gesehen wird. Durch die ge- 
meinsame Arbeit in Agenturen be- 
stände auch die Möglichkeit der ge- 
werkschaftlichen Organisierung und 
der betrieblichen Interessenvertre- 
tung. 

Unter dem Gesichtspunkt der 
Überlebensfähigkeit der Agenturen 
und damit der langfristigen Siche 
rung von Arbeitsplätzen wäre es 
sinnvoller. die Zuschüsse an die 
Agenturen selbst zu geben und 
nicht an die Haushalte, die die 
Dienstleistungen in Anspruch neh- 
men.' Genossenschaftlichen Organi- 
sationsformen und selbstverwalte- 
ten Projekte - insbesondere Frauen- 
projekte -, in denen sich die meist 
aus anderen Ländern kommenden 

Frauen selbst organisieren können 
(vgl. Südwind 1994). sind noch sel- 
ten. Sie sollten aber m.E. präferiert 
werden. Dieser Aspekt müßte dann 
bei Betiebsberatungen, die m.E. 
ebenfalls subventioniert werden 
müßten, aufgenommen werden. 
Denn die Schwierigkeiten der Exi- 
stenzgründung, gerade im Dienstlei- 
stungsbereich, der bereits Ca. 57% 
der Frauengründungen betrifft, dür- 
fen nicht übersehen werden (vgl. 
Notz 1997). Es ist fraglich, ob sie 
dem Konkurrenzdruck des illegalen 
Arbeitsmarktes Stand halten kön- 
nen. Viele Existenzgründerinnen 
können sich zudem selbst keine exi- 
stenzsichernden Einkommen aus- 
zahlen. 

Eiwartungen, die an die 
.,neuen" Konzepte gestellt 
werden 
Die Erwartungen an die Wiederauf- 
lage der Dienstbotinnengesellschaft 
sind mehrdimensional: . Die Hoffnung auf massenhaft 
neue Arbeitsplätze für ,.gering quali- 
fizierte Frauen". die sonst keine 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt ha- 
ben. Das Ifo-Institut erwartet 1.1 Mil- 
lionen dieser Arbeitsplätze. Die SPD 
rechnet mit 720.000 Vollzeitstellen, 
vorausgesetzt je 13 Haushalte, in d e  
nen Kinder unter 14 Jahren oder Per- 
sonen über 80 Jahren leben. nehmen 
die staatlich anzubietenden Subven- 
tionen in Anspruch und schaffen ge- 
meinsam eine Stelle. Freilich müßte 
man die im Bereich der Kinderbetreu- 
ung und Altenversorgung einzuspa- 
renden Stellen abziehen. 

Die Hoffnung auf die Wiederher- 
stellung des Familienfriedens. Die 
Männer werden endlich in Ruhe g e  
lassen. Besserverdienende Frauen 
werden entlastet, auf Kosten ande- 
rer Frauen. Eine Aufhebung der ge- 
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung 
rückt in weite Ferne. 

Im Gegenteil: solche Modelle 
verstärken die soziale Ungleichheit 
zwischen verschieden gut verdie- 
nenden Bevölkerungsgruppen und 
dienen der Fortschreibung tradierter 
Arbeitsteilungen zwischen den G e  
schlechtern. aber auch zwischen 
verschiedenen Frauengruppen. Die 
Strategie zielt auf eine .Refeudalisie 
rung". schlimmer noch: Ausbeu- 
tungsverhältnisse, die bislang den 
obersten Gesellschaitsschichten vor- 
behalten waren, sollen massenhaft 
ausgeweitet werden. Es gehört 
schon heute zum ,,guten Ton", eine 
Putzhilfe zu haben. 

M.E. reicht es nicht aus. wie im 
SPD-Antrag vorgesehen. die ,,Garan- 
tie normaler Arbeitsbedingungen" 
zu fordern. Die Gewerkschaft Nah- 
rung- Genuß-Gaststätten hat mit 
dem Deutschen Hausfrauenbund ei- 
nen Tarifvertrag abgeschlossen. Die 
Agenturen müßten als Arbeitgeber 
ebenfalls verpflichtet werden, mit 
den zuständigen Gewerkschaften 
entsprechende Tarifverträge abzu- 
schließen. 

Viele der Tätigkeiten, die durch 
die Agenturen vermittelt werden 
sollen; sind anspruchsvolle Tätigkei- 
ten, denen qualifizierte Ausbil- 
dungsberufe zugrunde liegen (Al- 
tenpflege, Krankenpflege. Haus- 
(halts)arbeiten, Hausaufgabenhilfe 
etc.). Zur Möglichkeit des Erwerbs 
von Qualifikationen für die Arbeit- 
nehmerlnnen und zur Verbesserung 
der Qualität der Dienste müßten 
entsprechende Qualifizierungen 
zum Grundsatz erhoben werden. 

Die Förderung der Beschäftigung 
in privaten Haushalten löst vielleicht 
kurzfristige Probleme. tradiert je- 
doch auch langfristige. Aus frauen- 
politischer Sicht ist die Abschaffung 
der Geringfügigkeitsgrenze sowie 
die Einbeziehung aller geringfügig 
Beschäftigen, auch im Handel, im 
Gastgewerbe und anderswo in die 
Sozialversicherungspflicht für alle 
Arbeitsbereiche zu fordern. Die In- 
itiative von DGB, verschiedenen Ein- 
zelgewerkchaften und Frauenver- 
bänden gegen geringfügige Be- 
schäftigungsverhältnisse ist ein gu- 
ter Beginn.' Letztlich geht es darum. 
existenzsichernde. sinnvolle Arbeits- 
plätze zu schaffen. Gewerkschaite- 
rinnen verweisen darauf, daß viele 
gut qualifizierte Personen einen 
qualifizieren Arbeitsplatz suchen, 
den sie im Privathaushalt nicht fin- 
den. Migrantinnen beginnen sich 
ebenso dagegen aufzulehnen. daß 
sie es sind. die immer wieder auf 
Pflege- und Putzjobs verwiesen wer- 
den. und sie setzen sich für niveau- 
volle. anspruchsvollere Arbeit in 
handwerklich-umwelttechnischen 
Bereichen ein (vgl. Frauenpolitixher 
runder Tisch 1996, S. 17, und 
Klippenstein 1996, S. 21 ff.). Auch 
sog. ,.Geringqualifizierte" haben ein 
Recht auf Menschenwürde und In- 
klusion in die öffentliche ökonomi- 
sche Sphäre. 

Was ist zu kritisieren? 
Dienstleistungsunternehmen oder 
Dienstmädchen werden bezahlt, ob- 
wohl einemlr weder Zeit noch Kräfte 

erwähnten Verfügungskräften werden Krisenreaktions- 
kräfte existieren, die entweder supranationaler oder mul- 
tinationaler Verantwortung unterstehen und entspre- 
chend strukturiert sind. Krieg im Rahmen der ESG wird 
dann kaum noch stattfinden können. Es ist jedenfalls 
kaum vorstellbar. daß eine multinationale Schiffsmann- 
schaft auf eine andere multinationale Schiffsmannschaft 
schießt, selbst wenn der (zufällig) türkische oder der (zu- 
fällig) griechische Kapitän im unwahrscheinlichen Fall 
den Befehl dazu geben sollte. 

Internationale Gemeinschaft, Partikularinteressen, 
Visionen 
Folgt man Bundespräsident Roman Herzog, so ist ,,für 
den Eintritt einer Utopie ... niemand verantwortlich. weil 
sie gar nicht eintreten kann. für die Erfüllung von Visio- 
nen sind wir es selbst." Visionen aber - so der Bundesprä- 
sident - ,,braucht der Mensch. wenn er menschenwürdig 
und verantwortlich leben will. und solche Visionen brau- 
chen auch Völker und Staaten. Die Hoffnung. ja die Ent- 
schlossenheit. den Bereich von Frieden, Freiheit und 
Wohlstand zu erweitern, ist keine Utopie und sie ist nicht 
die schlechteste Vision, die Europa sich wählen kann."" 

Zweifelsohne ist ein System Kollektiver Sicherheit in 
und für Europa. eine ESG. derzeit noch eine Vision -eine 
Vision allerdings. die nicht nur von der Verfassung der 
Bundesrepublik Deutschland in Artikel 24 Absatz 2 GG 
geteilt wird, deren Realisierung vielmehr bereits in den 
fünfziger Jahren von Sozialdemokraten gefordert wurde. 

Im übrigen war es schon immer die Sozialdemokratie, 
die es verstand, Visionen über den Tag hinaus zu entwik- 
keln und zugleich mit dem politischen Tagesgeschäft zu 
verbinden. Namen wie Willy Brandt, Egon Bahr oder Olof 
Palme stehen für den Mut zur Zukunft ohne Vernachläs- 
sigung der Alltagsnöte. Ohne Entspannungspolitik kein 
Ende des Ost-West-Konfliktes. Ohne ,,Wandel durch An- 
näherung" keine deutsche Einheit. Ohne ,,Gemeinsame 
Sicherheit" kein Gorbatschow. Ohne .,Strukturelle An- 
griffsunfähigkeit" kein Vertrag über die konventionellen 
Streitkräfte in Europa PIKSE). 

Wie bereits diese wenigen Stichworte illustrieren, 
liegt in der Logik der sozialdemokratischen Programma- 
tik der vergangenen Jahrzehnte die Vision eines Europäi- 
schen Systems Kollektiver Sicherheit: Ähnliches gilt im 
übrigen auch für die Forderung nach einer Sicherheits- 
ordnung auf der Basis einer Rechtsordnung. Bereits im 
Godesberger Programm der SPD von 1959 heißt es unter 
anderem: .Alle Völker müssen sich einer internationalen 
Rechtsordnung unterwerfen. die über eine ausreichende 
Exekutive verfügt. Der Krieg darf kein Mittel der Politik 
sein". (Hervorhebung - DSU. 

Die Zeit um 1989t90 war reif, der geschichtliche Au- 
genblick da, die Wegweisung des Grundgesetzes und zu- 
gleich Vision der Sozialdemokratie neu zu beleben. Nach 
dem Ende des Ost-West-Konfliktes bestand die Jahrhun- 
dertchance, aus der Vision Realität werden zu lassen. Ist. 
diese Chance bereits verpaßt? 

Nach den Eriahmngen der vergangenen Jahre ist mehr 
als Skepsis angebracht. ,.Natürlich" - so schreibt z.6. Curt 
Gasteyger vom Genfer lnstitut universitaire de hautes Mu- 
des internationales im jüngsten OSZE-Jahrbuch 1997 - 
,,wird jeder Staat, jede einsichtige Regie~ng (...) verkün- 
den, daß alle Anspruch auf 'Sicherheit' haben und deswe- 
gen 'Sicherheit' ein von allen gleichermaßen geteiltes Gut 
sei. Was das aber in der täglichen Praxis heißt, ist etwas 
ganz anderes."" Und der ehemalige Amsterdamer Bür- 

germeister Ed van Thijn ergänzt aus seinen Kenntnissen als 
Koordinator für die internationale Beobachtung der Wah- 
len in Bosnien-Herzeaowina: 
*eDie internationale Zur besonderen Tragik der friedens- und 
schaft gibt es nicht (...) Es ist 
eine Summe von Ländern, die sicherheitspolitischen Entwicklung nach 

alle ihre eigene Agenda ha- 1989/90 gehört es, daß auch die gegen- 
ben, kurzfristige Agenden (...) 
Es ist r>rachwoll, für die inter. wäri ige Sozialdemokratie sich weder auf 
nationale Gemeinschaft zu ar- ihre eigenen Wurzeln noch auf ihre eige- 
beiten, aber es ist auch ein 
dörfliches Gehabe. Das Häuf. nen Visionen besinnt. 

lein 'Internationals'. das hiei 
beieinandersim, unterscheidet sich kaum von einem b e  
liebigen Herrenclub in einer Pr~vinzstadt."'~ ,,Partikularin- 
teressen einzelner Staaten" - so auch Walter Jürgen 
Schmid und Michael Klepsch vom Auswärtigen Amt - wer- 
den ,,zunehmend vor das gemeinsame Interesse der OSZE- 
Staatengemeinschaft gestellt.'"5 

Letzteres - so hat man den Eindmck - gilt auch und 
vor allen Dingen für die USA. die - obgleich ein nicht-eu- 
ropäischer Staat - für die Sicherheit Europas nach wie vor 
unverzichtbar scheinen. Probleme bei der Etablierung 
der Schiedsgerichtsbarkeit, der Fortführung der Rü- 
stungskontrolle. der Diskussion einer Verrechtlichung 
der OSZE und andere mehr, darunter immer wieder auch 
Aspekte der Bewältigung des Bosnien-Konflikts, belegen 
diese Aussage.I6 Folgt man ferner dem vormaligen US- 
Botschafter Jonathan Dean. so ist ,.für die USA die bevor- 
zugte Organisation, die Priorität genießt. natürlich die 
NATO" 

Also nochmals: Skepsis ist mehr als angebracht. Eine 
internationale Gemeinschaft. die auf die Stärke des 
Rechts baut. ist zweifelsohne eine realisierbare Vision. 
Keiner der nationalen und internationalen Akteure 
scheint derzeit aber fähig oder auch nur bereit. mit visio- 
narer Kraft über den Tellerrand der Tagespolitik hinaus si- 
cherheitspolitisch im diskutierten Sinne gestaltend zu 
wirken. Dies trifft auch auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu. 

Zur besonderen Tragik der friedens- und sicherheits- 
politischen Entwicklung nach 1989190 gehört es, daß 
auch die gegenwärtige Sozialdemokratie sich weder auf 
ihre eigenen Wurzeln noch auf ihre eigenen Visionen be- 
sinnt. r p ~  

I Charta von Pans für ein neues Europa. Erklarung des Pariser 
KSZE-Treffens der Staats- und Regie~ngrchefs, in: Presse- und 
lnformationramt der Bundesregierung. Bulletin 137/1990. 5. 
1409. 

2 Kennan, George F.. Ein Fehler mit rchlimmenFolgen. Die NATO- 
Erweiterunri ist überflüsiq und wird Rußland verbittern. in: Die 
Zeit vom 14. Februar 1 9 9 f  

3 Genrrher. Hans-Dietrich. Die OSZE stärken - unwrzichtbare Vor- 
aussetzung einer dauerhaften und gerechten Friedenrardnung 
von Vancouver bir Wladiwostak. in: Institut für Friedenrfor- 
rchung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg/lFSH 
(Hrrg.). OSZE-Jahrbuch 1996, Baden-Baden 1996. 8. 54. 

4 Vgl.: Lutz. Dieter 5.. Der OSZE-Gerichtshof. in: Institut für Frie- 
denrforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Ham- 
buig/lFSH (Hrrg.).OSZE-Jahrbuch 1995. Baden-Baden 1995. 5. 
241 -253. 

5 Institut Mr Fiedenrfotwhung und Sicherheitspolitik an der Uni- 
verritst Hamburg (IFSH). Die Europäische Sicherheitrgemein- 
rchaft. Dar Sicherheitrmadell für dar 21. Jahrhundert. Bonn 
1995; lnrtitutefor Peace Research and Security Policy at the Uni- 
verrity of Hamburg (IFSH). The European Security Community 
(ESC). The Security Model for the Twenty-First Century. Baden- 
Baden 1996. 

6 Kant, Immaouel, Ideen einer allgemeinen Gexhichte in weltbur- 
geilicher Absicht. in: Werke in sechs Bänden. herausgegeben von 
Taman, Rdf. K6h 1985. Band 6.5.151. 
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eine solche alternative Sicherheitsarchitektur aussehen 
könnte, hat das Hamburger Friedensforschungsinstitut 
(IFSH) intensiv als ,.Sicherheitsmodell für das 21. Jahr- 
hundert" di~kutiert.~ 

Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft (ESG) 
a m  Beispiel des Konflikts u m  die Ägäis-Insel lmia 
(Kardak) 

Naturgemäß kann ein knapper Aufsatz einem Buch 
nicht bis ins Detail gerecht werden. Ich will deshalb 
nochmals an einem Beispiel illustrieren. wie eine funktio- 
nierende Kriegsverhütungspolitik im Rahmen einer ESG 
aussehen könnte. 

Nehmen wir als Beispiel den Ägäis-Konflikt der Grie- 
chen und Türken Ende Januar 1996. Für ihn scheint der 
Stoßseufzer Kants mehr als angemessen: ,.Aus so krum- 
men Holze. als woraus der Mensch gemacht ist. kann 
nichts ganz Gerades gezimmert   erden."^ 

Zur Erinnerung: Laut griechischer Heldensage durch- 
bohren Odysseus und seine ~ u m ~ a n e  mit einem glühen- 
den Pfahl das einzige Auge des menschenfressenden Zy- 

klopen Polyphemos. Voller 
A n  d ie Stelle der Intervention tritt Ord-  w u t  und Schmerz wirft der 

nungsrecht, an die Stelle des Rechts des blinde Riese dem fliehenden 
Odysseus und seiner Mann- 

Stärkeren tritt die Stärke des Rechts. schaft oewaltiae Felsbrocken - - 
hinterher, die heute noch aus 

der Ägäis ragen.' Jahrtausende später - Ende JanuarlAn- 
fang Februar 1996 - streiten sich die Türkei und Grie- 
chenland um einen dieser Felsbrocken, eine kleine, nur 
400 Quadratmeter große unwirtliche lnsel namens lmia 
(türkisch Kardak). 

Der Konflikt war ausgebrochen. nachdem ein kleines 
türkisches Schiff, die ,.Sigen Akad". während eines Ge- 
witters auf dem unbewohnten Felseneiland gestrandet 
war. Die griechische Küstenwache eilte dem Schiff zu Hil- 
fe. Mit dem Argument. die lnsel sei türkisches Territori- 
um. lehnte der türkische Kapitän der ,.Sigen Akad" aber 
die Hilfe der Griechen ab. Der Vorfall alarmierte die Ein- 
wohner der benachbarten griechischen lnsel Kalymnos. 
Der Bürgermeister von Kalymnos hißte am 25. Januar auf 
lmia die griechische Flagge. Zwei Tage später landete mit 
einem Helikopter ein Reporterteam der türkischen Tages- 
zeitung Hürriyet auf dem Felseneiland. Die türkischen 
Journalisten holten die griechische Flagge ein und hißten 
die türkische Flagge. Am 29. Januar ersetzte dann die 
griechische Marine die türkische Flagge wieder durch die 
griechische. Mittlerweile hatten beide Seiten. die Türkei 
und Griechenland. jeweils zehn Kriegsschiffe in das Kri- 
sengebiet geführt. Mit Raketen bewaffnete Flugzeuge 
überfliegen die See. Nur mit Mühe kann durch Anrufe 
des amerikanischen Präsidenten der Abzug der Kriegs- 
schiffe und Landungstruppen am 31. Januar herbeige- 
führt werden. Im Verlauf des Abzugs stürzt ein griechi- 
scher Marinehubschrauber beim Erkundungsflug ins 
Meer. Drei Soldaten werden vermii3t.B 

Trotz Abzugs der Kriegsschiffe kommt es zu keiner 
wirklichen Beilegung des Konfliktes. Die Gefahr des 
Wiederaufflammens des Konfliktes bleibt bestehen. ob- 
wohl allen Seiten klar ist, wie schnell der Konflikt in einen 
heißen Krieg umschlagen kann. Folgt man dem US-Ver- 
mittler Richard Holbrooke, so hat es sich bei den Drohun- 
gen der Türkei und Griechenlands nicht nur um hohle 
Phrasen gehandelt: ,,Wenn die USA nicht interveniert 
hätten, dann hätte die Türkei die lnsel besetzt. Ein Krieg 
wäre vermutlich die Folge ge~esen . "~  Auch der grie- 

GEWALT UND ZIVILISATION 

chische Verteidigungsminister Gerassimos Arsenis bestä- 
tigte diese Einschätzung: ,,Die Feuerkraft in der Gegend 
war immens. und jeder Zwischenfall hätte zu einem rich- 
tigen Krieg führen können."'0 

Von Bedeutung ist an diesem Beispiel nicht so sehr 
der Konflikt als solcher. sondern sein Verlauf und seine 
Beilegung bzw. Nicht-Beilegung. Obwohl beide Kontra- 
henten Mitglieder der NATO sind. gibt es keine zwingen- 
den regionalen Regeln, wie der Konflikt beigelegt wer- 
den muß. Es gibt keine europäische Institution. welcher 
der Konflikt vorgetragen werden muß und die für eine 
Lösung verantwortlich ist - und zwar obligatorisch und 
rechtlich verbindlich. Es gibt auch keine europäische 
Person oder Institution, die von sich aus, quasi auto- 
matisch. tätig wird. Es lag vielmehr im politischen Belie- 
ben. nicht in der Pflicht des amerikanischen Präsidenten. 
sich einzuschalten. Was. wenn Clinton zufällig keine Zeit 
oder keine Lust gehabt hätte. zu müde oder mit der Ab- 
wehr innenpolitischer Angriffe. wie z.B. gegenwärtig ge- 
gen seine Frau. beschäftigt gewesen wäre? Hat US-Ver- 
mittler Richard Holbrooke also recht. wenn er Europa 
wegen der ..offenkundigen Unfähigkeit" rügt. ,,den Kon- 
flikt zwischen Griechenland und Türkei allein beizule 
gen"? '' 

Würde ein reoionales Svstem Kollektiver Sicherheit in 
2 

und für Europa - eine Europäische Sicherheitsgemein- 
schaft (ESG) - bereits bestehen. so wäre der skizzierte 
Ägäis-Konflikt nicht nur schon längst beigelegt worden. 
sondern hätte vermutlich auch einen anderen Verlauf ge- 
nommen. wäre möglicherweise erst gar nicht entstan- 
den: 
1. Anders als die NATO. die als System Kollektiver Ver- 
teidigung nur gegen einen Feind von außen gerichtet ist, 
also nicht für Streitigkeiten der NATO-Mitglieder 
Griechenland und Türkei vorgesehen ist. wäre ein System 
kollektiver Sicherheit wie die ESG auch und gerade für 
Konflikte im Inneren des Systems zuständig. An die Stelle 
von Beliebigkeit und Zufälligkeit würden also Zuständig- 
keit und Automatik treten. 
2. Innerhalb der ESG gibt es Institutionen, Regeln, Me- 
chanismen. die je nach Konfliktstand greifen. und zwar 
im Sinne der friedlichen Streitbeilegung. Türkei und Grie- 
chenland könnten z.B. den Europäischen Sicherheitsrat 
anrufen. oder den Generalsekretär um Vermittlung 
bitten oder den Streit dem ESG-Gerichtshof vorlegen. 
Letztlich ist der Gerichtshoflbzw. Schiedsgerichtshof 
sogar obligatorisch und rechtsverbindlich nach dem 
Grundsatz ,.~ggressor ist, wer sich dem Gerichtshof ent- 
zieht". 
3. Sind die beiden Streitparteien nicht bereit. die Regeln 
der ESG zu achten, die Entscheidungen der zuständigen 
Institutionen zu respektieren oder vor dem Gerichtshof 
zu ziehen. so können diese Maßnahmen durch die ESG 
auch selbst - notfalls militärisch -erzwungen werden. 
4. Eskaliert der Konfliktfall, sind 2.6. schon Kriegsschiffe 
in der Adria aufoezooen. so kann der ESG-Generalsekre- 

d 2 .  

tär eigene Verfügungskräfte, also Militär, quasi als Puffer 
zwischen die Streithähne setzen. 
5. Kommt es gleichwohl zum Krieg, so muß die ESG 
dem Angegriffenen gegenüber dem Aggressor auch mi- 
litärisch Beistand leisten. Nochmals: Aggressor ist. wer 
sich letztlich dem Gerichtshof entzieht oder sich dem Ge- 
nchtsspruch nicht beugt. 
6. Im Optimalfall, der sicherlich noch nicht in der nahen 
Zukunft eintritt, wird es i m  Rahmen der ESG keine rein 
nationalen Streitkräfte mehr geben. Neben den bereits 

ARBEIT- ZEIT UND GELD 

fehlen, um die Hausarbeit selbst zu 
verrichten. Daher wäre zu allererst 
zu hinterfragen, wer welche Arbei- 
ten selbst verrichten kann und wer 
welche nicht mehr. noch nicht oder 
vorübergehend nicht selbst verrich- 
ten kann (vgl. auch Gorz 1989). Das 
wären dann notwendige Gemein- 
schaftsarbeiten. Und es wäre weiter 
danach zu fragen, was sinnvolle 
Konzepte sind. um diese Gemein- 
schaftsaufgaben zu lösen. 

Dienstbotenmodelle setzen auf 
gesamtgesellschaftlicher Ebene keine 
Zeit frei und verbessern nicht einmal 
das Ergebnis. das die Kunden durch 
eigene Arbeit hätten erreichen kön- 
nen.' Dienstmädchen schaffen ihrer 
Kundschaft freie Zeit für vermeintlich 
wichtigere Tätigkeiten. indem sie an 
ihrer Stelle arbeiten. Ihre eigene 
Hausarbeit müssen sie selbst ma- 
chen. auch dann. wenn sie berufstä- 
tige Mütter sind und selbst der Hilfe 
bedürften. Dienstmädchen werden 
daran gehindert, höhere Fähigkeiten 
unter Beweis zu stellen und sich wei- 
ter zu qualifizieren, sie bleiben in ei- 
nem niedrigen Sozialstatus und wer- 
den dafür bezahlt, einer speziellen 
Person gefällig zu sein, und sie sind 
weitgehend aus der öffentlichen 
Sphäre ausgeschlossen. Diese Exklu- 
sion kann durch Dienstleistungs- 
pools-, Agenturlösungen oder selbst- 
verwaltete (Frauen)projekte gemil- 
dert werden. vorausgesetzt. es steht 
(bezahlte) Zeit und Raum zum kollek- 
tiven Handeln zur Verfügung. Solan- 
ge Agenturen nur als ,,Einsatzlei- 
tung" dienen. ist auch dieser Aspekt 
hinfällig. Es besteht dann sogar die 
Gefahr zusätzlicher Hierarchisierung 
und doppelter Abhängigkeit. 

,,Abnorm sind im Grunde ge- 
nommen alle auf sozialer Ungleich- 
heit basierenden Verhältnisse". Die 
Erkenntnis ist alt. Rosa Luxemburg 
geißelte so die bürgerliche Gesell- 
schaft, sie kritisierte zudem. daß 
,.deren innerstes Lebensgesetz" die 
tiefste Unmoral ist, nämlich. ,.die 
Ausbeutung der Menschen durch 
die Menschen".' Die Begriffe Moral 
und Unmoral gilt es ebenso wie die 
Begriffe Solidarität und unsolida- 
risches Verhalten in die Geschlech- 
terdiskussion, aber auch in die 
feministische Diskussion aufzuneh- 
men. Heute wird allzuoft davon aus- 
gegangen, daß es an der Spaltung 
zwischen Arm und Reich nichts 
mehr zu ändern gäbe. und daß der- 
oder diejenige, die ihre Ellbogen am 
besten gebrauchen kann. auch die 
höchsten Auszeichnungen verdient. 

Denn: egal ob über Steuerver- 
günstigung oder direkte Subventio- 
nierung der Haushalte. eins haben 
die Modelle alle gemeinsam: Begün- 
stigt werden Haushalte mit hohem 
Einkommen, andere können sich 
nicht leisten. ihre Schmutzarbeiten 
abzugeben. Eine subventionierte Ar- 
beitsstunde kostet immer noch 15.- 
DM. Erwerbslose. (die meisten) Rent- 
nerlnnen und Personen. die aus ihrer 
eigenen Erwerbstätigkeit geringe 
Verdienste erzielen. werden nach wie 
vor kaum solche Dienstleistungen in 
Anspruch nehmen können. Besser- 
verdienende sollen in die Lage ver- 
setzt werden. etwas von ihrem Ver- 
dienst abzugeben. um für ,,Minder- 
qualifizierte" oder .Minderpriviligier- 
te" Arbeitsplätze zu schaffen. anstatt 
die qualifizierte Arbeit auf mehr Köp- 
fe zu verteilen. Die Logik knüph an 
das Projekt .,Familienlohn" an, der 
Männern zum Unterhalt ihrer haus- 
arbeitenden Ehefrau zugestanden 
werden sollte. 

Das wohl dringlichste Problem 
unserer Zeit ist zweifelsohne die 
hohe Erwerbslosigkeit. Die Rekon- 
struktion der Dienstbotinnengesell- 
schaft erscheint jedoch kein geeig- 
netes Mittel zur Lösung der Frauen- 
erwerbslosigkeit. Dies unter unter- 
schiedlichen Gesichtspunkten: . Der graue Arbeitsmarkt von ille- 
galer und ungeschützter Beschäfti- 
gung wird bleiben. Viele Migrantin- 
nen haben keine andere Wahl, 
schon gar nicht, solange ihnen das 
eigenständige Bleiberecht verwehrt 
wird. Diese Tatsache mindert neue 
Beschäftigungseffekte und schürt 
die Konkurrenz zwischen legalen 
und illegalen Arbeitskräften. 

Expertinnen gehen davon aus. 
daß die Beschäftigungseffekte ohne- 
hin gering sein werden, denn: wer 
nicht selbst putzen will, Iäßt heute 
ohnehin schon putzen, und das 
meist illegal. 

Die geschlechtshierarchische Ar- 
beitsteilung bleibt bestehen. Die 
meisten (EheFrauen sind für die 
nicht-delegierbaren Arbeiten ebenso 
zuständig. wie für die Organisation 
der Dienstbotinnen, die an ihre Stel- 
le treten. Das Begehren der Frauen, 
Männer in die Hausarbeit einzube- 
ziehen. wird abgewehrt. . Das Dienstbotenwesen wird neu 
belebt, anstatt dauerhafte Berufsbil- 
der für Dienstleistungen zu schaf- 
fen. 

Unbeliebte Tätigkeiten werden 
nicht verändert, sondern an andere 
(Frauen) delegiert. 

Der längst notwendige Ausbau 
und die personelle und qualitative 
Verbesserung von Infrastruktur für 
Kinder. alte Menschen. Kranke und 
Behinderte unterbleibt. 

Dienstbotinnen arbeiten isoliert 
in einzelnen Haushalten und können 
sich schlecht mit anderen gemein- 
sam gegen Ungerechtigkeit und 
Ausbeutung wehren. 

Die persönliche Abhängigkeit 
der Dienstboten durch Hausherrln- 
nen bleibt 

Kinder wachsen in eine Gesell- 
schaft, in der soziale Ungleichheit 
propagiert und honoriert wird. 

Denkbare Lösungsmöglich- 
keiten 
..Die Entwicklung unseres sozialen 
Lebens geht also nicht dahin, die 
Frau wieder ins Haus und an den 
Herd zu bannen, wie unsere Häus- 
lichkeitsfanatiker wollen" (Bebel 
1902. S. 229). Dieser Satz gilt heute 
wieder. Und wieder geht es sowohl 
um den Herd im Haus des eigenen 
Mannes wie auch um den Herd im 
Hause des Herren (oder der Herrin). 
Die Uhren der Modernisierung sol- 
len (wieder einmal) zurückgedreht 
werden. Ob das den Hävslichkeitsfa- 
natikern gelingt. wird auch davon 
abhängen, wieviel sich Frauen gefal- 
len lassen und wie sie mit anderen - 
statusniedrigeren Frauen - umzuge- 
hen gewillt sind. 

Die Emanzipation der Frauen und 
Männer von den ihnen qua Familien- 
lohn und Ehegattensplitting zuge- 
wiesenen Rollen als Bread-winner 
und Hausfrauen. verlangt eine ande- 
re Organisation der damit vakant 
werdenden unbezahlten Arbeitsplät- 
ze in den Privathaushalten. Diese 
kann durch eine veränderte Arbeits- 
teilung zwischen den Geschlechtern 
und durch eine Neuorganisation und 
Neust~kturierung der verschiedenen 
Arbeitsbereiche geschehen 

So besteht die Chance der Auf- 
hebung der geschlechtshierarchi- 
schen Arbeitsteilung. durch die 
Frauen auf die Privatsphäre und die 
personenbezogenen Dienstleistun- 
gen, soweit es um Haus-. Pflege- 
und Sorgearbeiten geht. festgelegt 
werden. Schließlich geht es darum, 
personenbezogene Dienstleistungen 
auf der gesamtgesellschaftlichen 
und individuellen Ebene zu optimie- 
ren und einer Bedienerlnnen-Gesell- 
schaft mit neuen sozialen Ungleich- 
heiten entgegenzuwirken. Sicher 
eine große Herausforderung ange- 
sichts der Defizite. die Produktivi- 

Expertinnen gehen 
davon aus, daß die 
Beschäfiigungseffek- 
te ohnehin gering 
sein werden. Der 
ldngst notwendige 
Ausbau und die 
personelle und 
qualitative Verbesse- 
rung von Infrastruk- 
tur für Kinder, alte 
Menschen, Kranke 
und Behinderte 
unterbleibt. 
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Dauernde Appelle 
an hausarbeitsver- 
weigernde Männer 

laufen ins Leere und 
selbs! der prakti- 

zierte Rollentausch 
Bndert nichts 

daran: Reih ise)  
Professionalisierung 

der Hausarbeit ist 
notwendig. 

tätskonzepte für Dienstleistungen 
aufweisen, und angesichts des aktu- 
ellen sozialpolitischen Kahlschlags. 
der u.a. Sorge-. Heil- und Pflegetä- 
tigkeiten betrifft. 

Dauernde Appelle an hausar- 
beitsverweigernde Männer laufen 
ins Leere und selbst der praktizierte 
Rollentausch ändert nichts daran: 
(Teilweise) Professionalisierung der 
Hausarbeit ist notwendig. Es waren 
vor allem Feministinnen, die immer 
wieder darauf hingewiesen haben, 
daß Hausarbeit nicht optimal orga- 
nisiert ist. Professionalisierung heißt 
Ausbildungsberufe und betriebliche 
Organisationsformen schaffen, die 
mit der unterschiedlichen Bezahlung 
von Frauen- und Männerarbeit 
ebenso aufräumen. wie mit persön- 
lichen Abhängigkeiten zwischen 
Herrinnen und Dienstbotinnen. Pro- 
fessionalisierung der Hausarbeit 
heißt nicht, daß alle Fetzt) unbe- 
zahlt geleisteten Arbeiten in profes- 
sionelle umzuwandeln sind. Profes- 
sionalisierung muß auch nicht hei- 
ßen. daß alle Arbeiten, die der B e  
friedigung immaterieller Bedürfnisse 
nach Kommunikation und Zuwen- 
dung unterliegen, den Kriterien der 
Lohnarbeit unterworfen und damit 
käuflich werden. Auch ändert weder 
die ideologische Aufwertung noch 
die Betonung der qualifikatorischen 
Elemente noch eine Bezahlung et- 
was an der geschlechtsspezifischen 
Zuordnung dieser Arbeiten. Sie sind 
für Männer ebensowenig attraktiv 
wie für diejenigen Frauen, die sich 
ihrer entlediqen. 

,.Frankfurter Küche" 1926 sagte. gilt 
auch heute noch: ,.Jede denkende 
Frau muß die Rückständigkeit bishe- 
riger Haushaltsführung empfinden 
und darin schwerste Hemmung ei- 
gener Entwicklung erkennenZ'l. Das 
heißt, sie muß etwas gegen die 
..Rückständigkeit" tun und nicht da- 
für sorgen. daß andere, untergeord- 
nete Frauen in ihrer Persönlichkeits- 
entwicklung gehemmt werden, in- 
dem sie an ihrer Stelle zu isoliert ar- 
beitenden Küchenarbeiterinnen de- 
gradiert werden. Statt auf weitere 
Individualisierung der Hausarbeit zu 
setzen, suchten erwerbstätige Ar- 
beiterfrauen schon früher nach an- 
deren Formen der Entlastung, näm- 
lich Vergesellschaftung der Hausar- 
beit (vgl. Drohsel 1996. 5. 115). 
Auch für August Bebel gehörte zur 
Zukunft der Hausarbeit in der sozia- 
listischen Gesellschaft die Zentralkü- 
che, die mit allen möglichen Maschi- 
nen und zweckmäßigen Hilfsmitteln 
eingerichtet war (1902. S. 227). In 
einer späteren Neuauflage seines 
Buches ,.Die Frau und der Sozialis- 
mus" berichtete er, daß es 1908 in 
Berlin bereits große Einbauküchen 
gab. in denen Essen für sämtliche 
Hausbewohner hergestellt wurde 
(Bebel 1929, 5. 420). 

Die Durchsetzung seiner Ideen 
scheiterte nicht zuletzt am bürgerli- 
chen Familienideal. nach dem der ei- 
gene Herd bekanntlich Goldes wert 
ist, und an dem sich auch die Arbei- 
ter orientierten. Daß es gerade die 
wohlhabenden Bürgerlnnen sind. 
die in vornehmen Restaurants essen. 

menwohnen" für weniger Privile- 
gierte. Es wurde vorgeschlagen. an 
Wohn- und Lebensmodellen. wie sie 
in den 2Oer und 60er Jahren vor al- 
lem in den Städten oder noch früher 
in Dorfgemeinschaften entwickelt 
worden sind, anzusetzen (2.8.. Ar- 
beiter-Siedlungs-Genossenschaften. 
Karl-Marx-Hof in Wien, später Chri- 
stiania in Kopenhagen u.a.). In der 
ehemaligen DDR vorhandene Ansät- 
ze sind bereits wieder reprivatisiert. 

Letztendlich geht es um die 
Schaffung sinnvoller. existenzsi- 
chernder Arbeit, die an den mensch- 
lichen Bedürfnissen nach Kommuni- 
kation und Kooperation ansetzt. im 
Bereich der Erwerbsarbeit. und um 
Umverteilung, Neuaufteilung und 
Neugestaltung der (jetzt) bezahlt 
und der (jetzt) unbezahlt geleisteten 
Arbeiten und der Verantwortung 
auf beide Geschlechter. Es wird 
nicht reichen, die mit Macht und 
Einfluß versehenen Positionen so zu 
verteilen. daß neben wenig macht- 
habenden Herren ebenso wenige 
machthabende Herrinnen sitzen. 
Demokratisierung der Gesellschaft 
heißt Einfluß-. Beteiligungs- und 
Mitsprachemöglichkeiten für alle Be- 
völkerungsgruppen. 

Im Blick auf die Professionalisie- 
rung der privaten Dienstleistungen 
wäre der längst notwendige Ausbau 
gesellschaftlicher Infrastruktur (Kin- 
derkrippen. Kindergarten. Kinder- 
horten. Ganztagsschulen. Treff- 
punkte und Einrichtungen zur B e  
treuung der älteren und alten Men- 
schen. Juaendzentren etc.) voranzu- 

auswirken; sie wird in den Ost-West-Beziehungen die At- 
mosphäre des Kalten Krieges wiederbeleben."' 

Ist es also wirklich so erstaunlich, wenn russische Politi- 
ker und Politikerinnen immer wieder eindringlich an die 
Zusagen des Westens erinnern: In allen Gesprächen und 
Verhandlungen in den ersten Jahren nach 1989. zum Bei- 
spiel in den Verhandlungen über die Wiedervereinigung 
Deutschlands. haben führende westliche Politiker zugesi- 
chert. daß es eine Ausdehnung der NATO nach Osten 
nicht geben werde. Ist es also verwunderlich, wenn selbst 
der sogenannte ..kleine Mann" auf den Straßen Moskaus 
fragt: Was haben wir dem Westen getan, daß er seinen 
Militärpakt bis an unsere Grenzen ausdehnt? 

Fehler hin oder her: Spätesten seit dem Madrider 
NATO-Gipfel vom 7. und 8. Juli 1997 muß die NATO- 
Osterweiterung als beschlossene Sache angesehen wer- 
den. Die amerikanischen Waffenverkäufer. aber auch die 
französischen. britischen und schwedischen sind darüber 
hinaus schon längst in den Hauptstädten der NATO-Bei- 
trittskandidaten unterwegs. Die Kandidaten selbst haben 
den Beitritt in ihren jeweiligen iändern zur patriotischen 
Sache erklärt. Insbesondere die Deutschen können und 
sollten angesichts ihrer geschichtlichen Vergangenheit 
nicht dagegen votieren. 

Allerdings ist die NATO-Osterweiterung noch nicht voll- 
zogen. Die ersten drei Beitrittskandidaten - Polen. Ungarn. 
Tschechien - sollen vielmehr erst zum 50. Jahrestag des Wa- 
shingtoner Abkommens im April 1999 aufgenommen wer- 
den. Noch also können die rechtlichen und politischen Rah- 
menbedingungen der NATO-Osterweiterung diskutiert und 
gegebenenfallls ergänzt oder verfeinert werden. Noch be- 
steht die Möglichkeit. potentiellen Gefahren die Spitze zu 
nehmen und auch die Interessen derjenigen Staaten, die 
der NATO nicht beitreten dürfen oder können. zu berück- 
sichtigen. Vielleicht kann sogar die NATO-Osterweiterung 
als Vehikel genutzt werden. die Ende der achtzigerlAnfang 
der neunziger Jahre verpaßte Chance der friedens- und 
sicherheitspolitischen Neuordnung Europas nochmals zu 
ergreifen. In jedem Fall gilt: Auch und gerade nach dem 
Madrider NATO-Gipfel vom Juli 1997 ..bleibt noch viel an 
konzeptioneller Arbeit zu leisten". wie der frühere Bundes- - . .  . . 

gen Ausnahmen verboten, ist insbesondere die Führung 
von Kriegen untersagt. Stellvertretend für dieses Gewalt- 
verbot nenne ich die Präambel und Artikel 2 Ziffer 4 der 
Charta der Vereinten Nationen von 1945 sowie - für Eu- 
ropa besonders bedeutsam, wenn auch ohne Rechtscha- 
rakter im engen Sinne - Punkt II des Prinzipienkatalogs 
der KSZE-Schlußakte von Helsinki vom 1. August 1975. 

Andererseits fehlen auch fünfzig Jahre nach Unter- 
zeichnung der UN-Charta noch immer die institutionel- 
len Konsequenzen, die erst das Gewaltverbot ermögli- 
chen, notfalls erzwingen. Gemeint sind obligatorische 
Regelungen der friedlichen Streitbeilegung einerseits und 
automatische Maßnahmen des kollektiven Beistandes 
andererseits. Dies gilt auch und gerade für den institutio- 
nellen Dreh- und Angelpunkt jeglicher zivilisierter Kon- 
fliktlösunq: die Forderunq nach einer effektiven (obliqa- . 
torischen) internationalen Ge- 
richts- bzw, Schiedsgerichts. Gemessen a n  der Jahrhundertchance 

barkeit. Nach wie vor existiert nach dem Epochenbruch von  1989190 
eine solche effektive Gerichts- 
barkeit als Korrelat des Ge- ist die Fortführung der NATO ein grund- 

waltverbotes nicht. Eine der legender Fehler. Diese Feststellung muß . 
Hauptaufgaben der gegen- 
wärtiaen Sicherheitsoolitik 

umso mehr  f ü r  d ie Auswei tung der  

müß; es deshalb nach mei- NATO nach Osten gelten. 
ner Auffassung sein. einen 
entsprechenden Gerichtshof zu schaffen. seinen Zugang 
für alle Streitparteien obligatorisch zu gestalten, ggf. 
aber auch die Beachtung seiner Entscheidungen zu er- 
zwingen." 

Von der Politik verlangt werden muß die Schaffung 
eines Systems Kollektiver Sicherheit in und für Europa auf 
der Basis einer Rechtsordnung mit völkerrechtlich über- 
prüfbaren und sanktionierbaren Grundlagen. M.a.W.: 
Die gegenwärtige defizitäre und fragmentierte und über- 
rüstete Sicherheitsarchitektur Europas ist in eine Europäi- 
sche Sicherheitsgemeinschaft auf der Basis einer Rechts- 
ordnung zu überführen, in der Streitkräfte zu Sanktions- 
instrumenten gegen den Rechtsbruch werden. An die 
Stelle von Intervention tritt Ordnungsrecht. an die Stelle 
des Rechts des Stärkeren tritt die Stärke des Rechts.Wie 

. < 

Es muß daher um grundsätzliche ohne die häusliche Küche zu vermis- treiben. Neben qualifizierten Ar- aul~enminister Hans-Dietrich Genscher bereits im OSZE- 
Jahrbuch 1996 schrieb: ,.Die bisherige Konzentration auf - l=+f C . m  Neuorientierung gehen, um Arbeits- sen. darauf hat Bebel auch schon beitsplätzen zur Betreuung und Pfle- -!B 

modelle. die selbständige Existenz- hingewiesen (5. 228). Zudem kann ge könnten so tariflich abgesicherte 
die sogenannte NATO-Erweiterung hat hierzu wenig ri 

Sicherung aus eigener Arbeit ermög- eine ,.Zentralküche" auch eine Entla- Erwerbsarbeitsplätze in Großhaus- 
beigetragen ... Gefordert ist deshalb ein neues Gesamtkon- ' ,'' 
zept. das im Sinne eines Harmel-ll-Berichts den Weg zu ei- " 

lichen und um eine gerechte Ver- stung der .,Privatküche" bedeuten. halten geschaffen werden. Authen- 
teilung des Erarbeiteten. Es gibt indem zu besonderen Anlässen mit tische Lebensbewältiquna, Solidari- ner tragfähigen Sicherheits- und Stabilitätsordnung von . , . . . . ., . . , . L 
keinen Grund. den Umgang mit 
hochtechnischen Anlagen höher zu 
bewerten als Kochen. Waschen und 
kranke Menschen pflegen. Diese 
Arbeiten müssen jedoch nicht 
isoliert in der Familie für andere aus- 
geführt werden und nicht einseitig 
einem Geschlecht als Hausfrau. 
Mutter oder Dienstmädchen zu- 
geordnet werden. Professionalisie- 
rung kann auch dazu führen. daß 
die sklavische Hausarbeit erleichtert 
wird. ohne Sklavenarbeit zu re- 
konstruieren. Hausarbeit kann wie 
jede andere Arbeitsform rationaler, 

Liebe und Zuneigung gekocht wer- 
den kann, ohne die tägliche Hetze 
und Putzarbeit. 

Im Rahmen eines Forschungs- 
projekts zur besseren Vereinbarkeit 
von Kind und Beruf waren befragte 
Männer und Frauen der Meinung. 
daß kollektive Modelle auch für die 
Erziehung von Kindern geeigneter 
seien: .,Kinder entwickeln sich besser 
in einer größeren Gemeinschaft. mit 
Menschen, die sich die Arbeit teilen" 
(Notz 1991, 5. 210). Die Befragten 
forderten größere Wohnungen mit 
Möqlichkeiten zu nachbarschaftli- 

- - 
tät mit und Verantwortung für an- 
dere Frauen heißt. daß die eigene 
Lebensweise nicht ..privat" ist. Nach 
wievor ist auch das Private politisch. 
Feministinnen sind auch verantwort- 
lich für die Bilder, die sich ihre Kolle- 
glnnen. Studentlnnen. Schülerlnnen 
und ihre eigenen Kinder von ihren 
Lebensmöglichkeiten machen. 
Wenn die Inanspruchnahme von 
Haushaltshilfen und Kinderfrauen 
und damit die Rekonstruktion der 
Dienstbotengesellschaft die Voraus- 
setzung für die Erwerbstätigkeit von 
(zuammenlebenden) Männern und 

vancouver ois wiaoiwoston weist.'" 
Ob es über Einzelschritte im Sinne eines konzeptio- 

nellen lnkrementalismus hinaus tatsächlich zu einem sol- 
chen Gesamtkonzept im engeren wissenschaftlichen Sin- 
ne kommt. scheint mir nach den bisherigen Erfahrungen 
seit der Zeitenwende von 1989190 allerdings eher un- 
wahrscheinlich. Gleichwohl -oder gerade deshalb - ist es 
dringend erforderlich. der als Realität mißverstandenen 
Tagespolitik immer wieder aufs Neue konzeptionelle 
Wegweiser zumindest anzubieten. Wie ein solcher Weg- ,' 

weiser. d.h. ein Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhun- 
dert, aussehen könnte. hat das Hamburger Friedensfor- 
schungsinstitut (IFSH) in den vergangenen Jahren inten- 
siv diskutiert. Seine Grundlagen finden sich in der Charta 
der Vereinten Nationen. 

aber auch humaner gestaltet wer- chen Kontakten, Gemeinschaftskü- Frauen ist, so heißt das - vorausge- 
den. chen. gemeinsamen Waschanlagen setzt wir wünschen eine Gesellschaft Vom Recht des Stärkeren zur Stärke des Rechts 

Spätestens seit Gründung der Vereinten Nationen 1945 Was Margarete SchütteLihotz- und Reparaturwerkstätten. Sie for- mit mehr Gleichheit und nicht eine 
ist Gewalt als Mittel der internationalen Politik mit weni- ky, die berühmte Erfinderin der derten auch ,.Projekte zum Zusam- refeudalisierte - daß sich die Struktu- 

Foto: Christaii Kiel. Mecr i i i i ch  
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meinen Vorstellungen dürften gerade in den KRK- 
Kontingenten eher die Wehrpflichtigen als die.Berufs- 
und Zeitsoldaten das demokratiefeindliche und rassisti- 
sche Potential darstellen. Die verzweifelte Suche von 
Bundesverteidigungsministerium und Bundeswehrfüh- 
rung nach entsprechenden Einstellungsbarrieren ver- 
weist auf die eigentümliche Disfunktionalität, die die 
Eigendynamik militärischer Handlungsweisen für eine 
sich als "friedensbewahrend" profilierende Außenpolitik 
erlangen kann. SPW 

Sicherheitspolitik und die 
Stärke des Rechts 
V o n  der Jahrhundertchance zur verpaßten Chance? 

von Dieter 5. Lutz' 

"Europa befreit sich vom Erbe der Vergangenheit. Durch 
den Mut von Männern und Frauen, die Willensstärke der 
Völker und die Kraft der Ideen der Schlußakte von Helsin- 
k i  bricht in Europa ein neues Zeitalter der Demokratie, 
des Friedens und der Einheit an. 
Nun ist die Zeit gekommen, Mi der sich die jahrzehnte- 
lang gehegten Hoffnungen und Erwartungen unserer 
Völker erfüllen: unerschütterliches Bekenntnis zu einer 
auf Menschenrechten und Grundfreiheiten beruhenden 
Demokratie, Wohlstand durch wirtschafiliche Freiheit 
und soziale Gerechtigkeit und gleiche Sicherheit für alle 
unsere Länder. .. 
Das nun ungeteilte und freie Europa fordert einen Neu- 
beginn. Wir rufen unsere Völker dazu auf, sich diesem 
großen Vorhaben anzuschließen". 
,.Charta von Paris", Erklärung der Staats- und Regie- 
rungschefs der KSZE-Staaten vom 21. November 1990 in 
Paris' 

Die (verpaßte) Jahrhundertchance 

I n den Jahren nach 1989190 bestand die Jahrhundert 
chance. eine stabile und dauerhafte Friedens- und Si- 
cherheitsordnung in und für Europa zu schaffen. Ge- 

meint ist ein regionales System Kollektiver Sicherheit, wie 
es Kapitel Vlll der UN-Charta. aber auch Artikel 24 des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vorsieht. 
Diese Chance wurde (bislang) nicht genutzt. Die Eupho- 
rie der Pariser Charta von 1990 fand keine Umsetzung in 
die Realität. 

Auch nach dem Ende des Abschreckungssyxtems und 
nach der Auflösung des Warschauer Paktes sind für Eu- 
ropa so wichtige Staaten wie insbesondere Großbritanni- 
en und die USA weit davon entfernt. Souveränitätsabstri- 
che zugunsten einer effektiven und funktionierenden Si- 
cherheitsordnung hinzunehmen. ,.Jugoslawien" ist eine 
der Folgen, nicht die Ursache dieser Realität. 

1990 noch haben die damaligen Außenminister Edu- 
ard Schewardnadse und Jifl Dienstbier vorgeschlagen. die 
KSZE zu einem System kollektiver Sicherheit auszubauen. 

Dieter 5. Lutz, Direktor des Instituts für Fr;edensfonchung 
und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg 
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Die Eigendynamik der Tagespolitik und die Selbsterhal- 
tungskrah insbesondere der militärischen Bürokratien, 
Apparate und Organisationen des Westens waren stärker. 
Flankiert wurden sie - und mag es noch so zynisch klingen 
-durch das barbarische Morden im vormaligen Jugoslawi- 
en. Dieses beendete sowohl die Phase der Suche nach 
neuen Funktionen für die NATO nach der Auflösung des 
Warschauer Paktes als auch die ,,WeinerlichkeitU der orien- 
tierungslosen deutschen Bundeswehr nach dem ..Verlust 
des Feindes'' im Osten. Der Krieg in Bosnien-Herzegowina 
dagegen fand erst ein Ende. als die Kriegstreiber ihre 
Kriegsziele mehr oder weniger erreicht hatten. 

Heute. nur wenige Jahre nach der Pariser Charta, 
steht auf der sicherheitspolitischen Tagesordnung - 
gleichwohl oder je nach Perspektive: gerade deshalb - die 
Fortführung der NATO. Mehr noch: Angeführt wird die 
Tagesordnung in Ost und West von den Versprechungen 
und Erwartungen der NATO-Osterweiterung (amerika- 
nisch: NATO-Expansion). 

Gemessen an der Jahrhundertchance nach dem Epo- 
chenbruch von, 1989190 ist die Fortführung der NATO 
ein grundlegender Fehler. Diese Feststellung muß umso 
mehr für die Ausweitung der NATO nach Osten gelten. 
Militärbündnisse wie die Nordatlantik-Vertragsorganisa- 
tion (NATO) oder die Westeuropäische Union (WEU) um- 
schließen - mit oder ohne Osterweiterung - immer nur ei- 
nen Teil des europäischen Kontinents. Sie führen die 
Spaltung Europasin sichere und unsichere, stabile und 
instabile Zonen fort. Konflikte außerhalb ihrer Grenzen 
können sie nicht präventiv bearbeiten, wie das Beispiel 
des vormaligen Jugoslawien zeigt. Aber selbst Probleme 
zwischen den Partnern sind von Militärbündnissen kaum 
in den Griff zu bekommen. wie der jüngste Ägäis-Kon- 
flikt zwischen Türkei und Griechenland oder der seit Jahr- 
zehnten fortdauernde Zypern-Konflikt illustrieren. Mili- 
tärbündnisse sind dafür weder geschaffen noch ausge- 
legt. Darüber hinaus sind sie selbst ein latenter Faktor für 
Isolierungs- oder gar Bedrohungswahrnehmungen der 
von der Mitgliedschah ausgeschlossenen Staaten. Ge- 
gen-Bündnisse. Rüstungseskalationen und Abschrek- 
kungsdenken können die Folge sein. 

George F. Kennan, ehemaliger US-Diplomat und vor- 
mals Inspirator der amerikanischen .,Eindämmungspoli- 
t ik ,  schreibt hierzu in der .,International Herald Tribune" 
vom 6. Febniar 1997 bzw. in der Wochenzeitung .Die 
Zeit" vom 14. Februar 1997: ,,Die Ausweitung der NATO 
wäre der verhängnisvollste Fehler der ameflkanischen Poli- 
tik in der gesamten Ära nach dem Kalten Krieg. Solch eine 
Entscheidung, so steht zu erwarten. wird die nationalisti- 
schen. antiwestlichen und militaristischen Tendenzen in 
der öffentlichen Meinung Rußlands anheizen; sie wird sich 
nachteilig auf die Entwicklung der russischen Demokratie 

ren von Berufsarbeit und Zusam- 
menlebensformen ändern müssen. 

Zentral sind weiterhin Forderun- 
gen nach drastischer Kürzung der 
Standard-Arbeitszeit für alle mit 
dem Ziel, die erwerbsarbeitsfreie Zeit 
(auch) für eigene häusliche Aufga- 
ben und für kulturelle. politische 
und gemeinwesenorientierte Arbei- 
ten zu nutzen. W 
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GEWALT UND ZIVILISATION 

Allaemeine Wehr~flicht Im folgenden wollen wir Gründe für die Wehrdienst- 
bereitschaft von Jugendlichen und die Folgen des Wehr- 

J I 
dienstes für den Sozialisationsprozeß von Jugendlichen 

I und Gewaltsozialisation darstellen. 
Die Wehrdienstbereitschafi von Juaendlichen ist da- 

von ingo Siebert und Hoiger Thärichen* 

Ende der Wehrpflichtarmeen 

D as Zeitalter der Wehrpflichtarmeen neigt sich in 
Europa dem Ende entgegen. 200 Jahre nach der 
" levk en masse" 1793. mit der die Epoche der 

auf der Wehrpflicht beruhenden Massenheere eingeleitet 
wurde. hat die Französische Nationalversammlung 1997 
die Aufgabe des Prinzips der Allgemeinen Wehrpflicht 
beschlossen. Bereits 1994 hatte Belgien die Wehrpflicht 
abgeschafft, die Niederlande folgten zwei Jahre später. 
In Spanien. Portugal und Rußland ist die Aufgabe der 
Wehrpflicht zur Jahrtausendwende geplant. In Deutsch- 
land ist es wohl nur noch eine Fraae der Zeit. bis sich die- - 
ser europäischeTrend auch hierzulande durchsetzt - und 
sei es aus finanziellen Gründen. 

Die Abschaffung der Allgemeinen Wehrpflicht ist aus 
unterschiedlichen Gründen längst überfällig. Die Wehr- 
oflicht stellt einen staatlichen Zwanasdienst dar. für den - 
es keinerlei Rechtfertigung mehr gibt. Zudem kann die 
von der Verfassung verlangte Wehrgerechtigkeit nicht 
mehr garantiert werden. Dienten in den beiden deut- 
schen Armeen 1989 zusammengenommen noch rund 
31 5.000 Wehrpflichtige, so werden in der auf 340.000 

reduzierten qesamtdeut- 

Der Disziplinierung und patriarchalen schenBundeswehr nur 
etwa 135.000 Wehrpflichti- 

Zurichtung des männlichen Bevölke- „ benötiat. Da iedoch um 
= -  ~- ~~ - ~ ,  

runqsteils durch die Sozialisationsinstanz das Jahr 2000 rund 420.000 - 
Wehrpflichtige pro Jahrgang Militär sind die entwickelten Ansprüche zur Verfügung stehen, kann 

von Juqendlichen an ein selbstbestimm- faktisch nur noch ein Drittel - 
eines Jahrgangs Wehrdienst tes und sinnhaftes Leben entgegenzu- 
leisten, Von einer Alloemei- 

stellen. nn Wehrpflicht kann also 
keine Rede mehr sein. Bei Bei- 

behaltung der Wehrpflicht sind weitere Abrüstungs- 
schritte kaum durchsetzbar, da mit jeder weiteren Perso- 
nalreduzierung das Problem fehlender Wehrgerechtig- 
keit verschärit würde. 

Es geht bei der Aufgabe der Wehrpflicht jedoch auch 
darum. die Militariserung der Gesellschaft an einem zen- 
tralen Punkt zurückzunehmen. Der Disziplinierung und 
patriarchalen Zurichtung des männlichen Bevölkerungs- 
teils durch die Sozialisationsinstanz Militär sind die ent- 
wickelten Ansprüche von Jugendlichen an ein selbstbe- 
stimmtes und sinnhaftes Leben entgegenzustellen. Ge- 
waltsozialisation und Männlichkeitskonstruktion sind 
wesentliche Elemente militärischer Zurichtung. die in der 
eingeübten Bereitschaft zur Verletzung des Tötungs-Ta- 
bus kulminiert; denn: "Letztlich kommt es darauf an. den 
Soldaten die Hemmung vor dem Töten zu nehmen" (so 
Oberleutnant Goelz bei einem Bundeswehrmanöver, FO- 
CUS 3811 996. S. 1 16). 

* lngo Siebert Student der Sozialwissenschaften, Juso-Landesverband Berlin; 
Holger Thärichen, Rechtsreferendar, Iuso-Landesverband Berlin 

bei zunächst ein Produkt der vom Militär angebotenen 
Möglichkeit. im zivilen Leben unerfüllt gebliebene Wün- 
sche wie zum Beispiel sinnliche körperliche Erfahrungen, 
Abenteuer und ,,Solidarität" zu kompensieren. Erwartet 
wird vom Militär eine Art Gegenwelt zu den Erfahrungen 
der Entfremdung. Vereinzelung und fehlenden Selbst- 
entfaltung. Die Langeweile und die Ohnmachtsgefühle 
im zivilen Alltag sollen durch als abenteuerlich und span- 
nend erwartete Manöver abgelöst werden. Wehrdienst- 
bereitschaft ist ein ..Resultat eines Identitätsbildungspro- 
zesses. den die Individuen als schmerzhaft. als Machtver- 
lust. als Vereinzelung, als unbefriedigende Behinderung 
ihrer Entfaltungschancen erleben" (Birkenbach 1987). 

Der Wehrdienst als Komoensationsort bietet sich vor ~~ ~ ~ 

allem deshalb an, weil er einen ,,Schutzw oder anders 
ausgedrückt eine zeitweise .Befreiung" von den Zwän- 
gen des zivilen Lebens bietet. Er unterbricht die zivile Bio- 
graphie der Jugendlichen und stellt sie unter den 
..Schutzn des Militärs. Den Preis, den die Jugendlichen 
zahlen müssen. ist allerdings der Verstoß gegen das G e  
waltverbot der zivilen Gesellschaft und gegen die eigene 
zivile Orientierung. Entscheidend für die Gesellschaft ist. 
daß die kompensierten Wünsche und Gefühlslagen in 
überwachbare Bahnen gelenkt werden. Damit werden 
die vorhandenen Protest- und Widerstandspotentiale, 
die gegebenenfalls die herrschende gesellschaftliche 
Ordnung in Frage stellen könnten, neutralisiert. Die Fra- 
ge, die sich hier anschließt, ist: Welchen Einfluß hat die 
Wehrpflicht auf die Identität und die Bewußtseinsbil- 
dung der jungen Männer? 

Die Wehrpfl icht behindert d ie Entwicklung zu  
einer selbstbestimmten u n d  selbstbewußten 
Persönlichkeit 
Für das Militär spielen die genannten Wünsche und G e  
fühlslagen allenfalls für die Werbung eine Rolle. In Zei- 
tungsanzeigen versucht die Bundeswehr. mit den Ansät- 
zen ..Abenteuer" und ,.Technik" Wehrpflichtige zu wer- 
ben. Die Bundeswehr ist für die Entwicklung einer star- 
ken und ausgewogenen Ich-Identität der Jugendlichen 
der denkbar ungeeignetste Ort. Die Struktur der Instituti- 
on Militär erfüllt nicht die Kriterien. die zur Herausbil- 
dung einer starken Ich-Identität notwendig sind wie 2.0. 
demokratische Strukturen. Freiwilligkeit. Selbstbestim- 
mung etc. Vielmehr ist das Militär das genaue Gegenteil. 

Die Jugendlichen werden aus den gewohnten sozia- 
len Zusammenhängen gerissen, um für Ca. ein Jahr, in ei- 
ner für die soziale Entwicklung hoch sensiblen Phase ih- 
rer Sozialisation, einer Institution anzugehören, die alle 
Lebensbereiche des Jugendlichen erfaßt. Diese Lebens- -~ ~ - 
welt ist geprägt von klaren Hierarchien, Isolierung. Kon- 
trolle, Gehorsam. Unterwerfung und Ritualisierungen. 
und wird deshalb als ..totale Institution" bezeichnet. Die- 
se Strukturen entmündigen den Jugendlichen, der in sei- 
ner bisherigen Entwicklung dazu angeleitet wurde, sich 
möglichst eigenverantwortlich zu verhalten. Sie wirken 
regressiv. Das Militär ist von einer unüberschaubaren 
Zahl von Normen und Verordnungen durchdrungen. Ge- 
rade am Anfang der Militärausbildung wird dem Jugend- 
lichen deren Zweckmäßigkeit oft verborgen bleiben. Dar- 
überhinaus führen Befehl und Drill zu einem Abbau der 

Interview mit Bundesprasident Roman Hemog 

Herzog: Sie müssen bedenken, daB sich der Bundes- denten gilt: Gibt es einen Kanzler. wen auch immer. 
präsident dabei eine ganze Reihe von Fragen zu stel- der eine parlamentarische Mehrheit zusammenkriegt. 
len hat, deren Beantwortung heute nicht absehbar ist dann muß der Bundespräsident den ernennen. Dazu 
- ob etwa eine Minderheitsregierung überhaupt die ist er verfassungsrechtlich verpflichtet, und damit ist 
Möglichkeit besitzt. durch Verhandlungen im Einzel- die Sache erledigt. 
fall Mehrheiten für ihre Gesetze zu bekommen. Die Spiegel: Nicht ganz, vielleicht gibt es eine rot-grüne 
andere Frage ist. ob nach Neuwahlen ein klareres Er- Minderheitsregierung, geduldet durch die PDS. Wie 
gebnis zu erwarten wäre. stehen Sie dazu? 
Spiegel: Kann s!ch ein Staat mit den Problemen wie Herzog: Der Bundeskanzler wird in geheimer Wahl 
Deutschland überhaupt eine Minderheitsregierung gewählt. Kein Mensch weiß, wer wen gewählt hat. 
leisten? Der Bundespräsident kann ja auch nicht einen beliebi- 
Herzog: Ich kann hier nicht versuchen. gescheiter zu gen Minderheitskanzler ernennen, sondern nur den 
sein als das Grundgesetz. Dieses Iäßt jedenfalls eine mit den meisten Stimmen. 
Minderheitsregierung zu. Spiegel: Aber Sie haben das Vorschlagsrecht ... 
Spiegel: Anders gefragt: Legen nicht die düsteren Herzog: ... an das jedoch das Parlament nicht gebun- 
Wirtschaftsprognosen und der Reformstau den Kraft- den ist. Da müßte ich erst mit den Parteiführern r e  
akt einer Großen Koalition nahe? den. mit jedem einzelnen. um zu sehen. welche 
Herzog: Wenn ein Bundeskanzler im Parlament eine Mehrheiten sich abzeichnen. Und auch dann weiß 
Mehrheit hat. und sei sie von einer Großen Koalition, niemand. was bei der Wahl wirklich herauskommt. 
dann muß ich ihn ernennen. Spiegel: Vielleicht sollten Sie in solch einer Situation 
Spiegel: Eine Große Koalition hat ja mal ein anderer noch mal Ihren Kommentar nachlesen. 
Bundespräsident empfohlen. Heinrich Lübke 1965. Herzog: Wenn diese Lage eintritt, können Sie sich 
Herzog: Der ist entsprechend dafur gescholten wor- darauf verlassen. 
den. Ich halte mich da zurück. Für den Bundespräsi- (AusZügeaus: Spiegel5111995) 

träge sind. Die zweite zeigt sich fak- tages, auch allgemein als Kanzler- Mißtrauen aussprächen und damit 
tisch darin, daß Mißtrauensvoten mehrheit bezeichnet. In einem drit- im Bundestag eine Mehrheit fänden, 
zum Sturz der Regierung weder ein- ten Durchgang ist vielmehr der bliebe das ohne praktische Konse- 
gebracht noch unterstützt werden. Kandidat gewählt. der die meisten quenzen. nur wenn sie gemeinsam 

Für die politische Situation in Stimmen erhält. Es reicht also die mit absoluter Mehrheit einen ande- 
Deutschland im Jahre 1998 stellt einfache Mehrheit. In diesem Fall ren Kanzler wählten (konstruktives 
sich die Frage einer durch die PDS hat der Bundespräsident dann die Mißtrauensvotum). fände ein Sturz 
.,politisch gestützten Minderheitsre- Wahl. entweder den Gewählten zu der Regierung statt. Selbst bei ange- 
gierung" nicht. Die Frage nach einer ernennen oder aber den Bundestag strengtester Phantasie übersteigt 
tolerierten Minderheitsregierung be- aufzulösen. Der jetzige Bundespräsi- das jedoch jegliche Vorstellungs- 
darf allenfalls dann einer Antwort. dent Roman Herzog hat schon tnde möglichkeit. 
wenn eine Minderheitsregierung auf 1995 gegenüber dem ,.Spiegel" (vgl. Neben dem Rücktritt oder dem 
das tolerierende Verhalten anderer die wiedergegebenen Auszüge) Tod eines Bundeskanzlers führt 
angewiesen ist. deutlich gemacht, daß er sich die sonst nur die Neuwahl des Bundes- 

Ernennung eines Minderheitskanz- tags dazu, daß die Amtszeit der 
4. Minderheitsregierung ohne lers sehr wohl vorstellen kann. Ent- Bundesregierung vorzeitig endet. Im 
Toieriewng schiede sich der Bundespräsident in- Gegensatz zu anderen Verfassungen 
Nach dem Grundgesetzes (vgl. die des für die Auflösung des Bundesta- kennt das Grundgesetz kein Recht 
entsprechenden wiedergegebenen ges und damit für Neuwahlen. was zur Selbstauflösung des Parlaments. 
Artikel) unterliegt - im Gegensatz eher unwahrscheinlich ist, stärkte Der Bundespräsident kann aus eige- 
etwa zu manchen Landesverfassun- das die Mobilisierungsfähigkeit von nem Entschluß den Bundestag nicht 
gen - die Amtszeit der Regierung SPD und GRÜNEN in Richtung auf auflösen, um dadurch Neuwahlen 
dem Grundsatz der Diskontinuität. das Erringen der absoluten Mehr- herbeizuführen. Diese Möglichkeit 
Nach jeder Neuwahl eines Bundes- heit. liegt vielmehr im wesentlichen in der 
tages muß auch die Neuwahl eines Im Ergebnis bedeutet diese ver- Hand des Bundeskanzlers, der die 
Bundeskanzlers stattfinden. der fassungsmäßige Möglichkeit, daß es Vertrauensfrage stellen und bei ih- 
dann die neue Regierung bildet. Die keinerlei Unterstützung durch die rem negativen Ausgang den Bun- 
alte Regierung kann nur solange PDS bedarf, um einen sozialdemo- despräsidenten um Auflösung des 
weiter amtieren, bis ein neuer Kanz- kratischen Kanzler mit einfacher Bundestages ersuchen kann. Die 
ler gewählt und ernannt ist. Schei- Mehrheit zu wählen. Wenn dieser Auflösung des Bundestages unter- 
tert die Neubestellung eines Bundes- Kanzler dann ernannt ist, bedarf es bleibt aber. wenn mit Kanzlermehr- 
kanzlers, so kommt es zur Auf- auch im übrigen während der ge- heit ein neuer Bundeskanzler ge- 
Iösung des Bundestags mit der Folge samten Legislaturperiode keiner To- wählt wird. 
von neuerlichen Parlamentswahlen. lerierung durch diese Partei, um die Konkret bedeutet das. da8 weder 

Das Grundgesetz kennt entge Regierung im Amt zu halten. Selbst die Wahl einer Minderheitsregierung 
gen landläufiger Meinung nicht nur wenn CDUICSU und PDS einem aus SPD und GRÜNEN noch deren 
die Wahl des Bundeskanzlers mit der Kanzler gleichzeitig. wenn auch aus Fortbestand von einem tolerierenden 
Mehrheit der Mitglieder des Bundes- unterschiedlichen Gründen. das Verhalten der PDS abhängig ist. 
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Gmndgesetz 

Art. 63 (Wahl des Bundeskanzlers) Art. 67 (Mißtrauensvotum) 
(1) Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des Bun- (1) Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das Miß- 
despräsidenten vom Bundestage ohne Aussprache trauen nur dadurch aussprechen. daß er mit der 
gewählt. Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt 
(2) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der und den Bundespräsidenten ersucht. den Bundes- 
Mitglieder des Bundestages auf sich vereinigt. Der kanzler zu entlassen. Der Bundespräsident muß dem 
Gewahlte st i o m  Bundesorasidcnien Z J  ernennen Erwcnen entsprechen uno opn Gewah t ~ n  ernennen 
(31 Wir0 oer Vorqesch aqene nlcni qevranit so kann (2) Zw,scnen oem Anrrao i.no oer Wanl m~ssen acnt- 
der Bundestag binnen Vierzehn Tagen nach dem 
Wahlgange mit mehr als der Hälfte seiner Mitglieder 
einen Bundeskanzler wählen. 
(4) Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht zu- 
stande. so findet unverzüglich ein neuer Wahlgang 
statt. in dem gewählt ist, wer die meisten Stimmen 
erhält. Vereinigt der Gewählte die Stimmen der Mehr- 
heit der Mitglieder des Bundestages auf sich, so muß 
der Bundespräsident ihn binnen sieben Tagen nach 
der Wahl ernennen. Erreicht der Gewählte diese 
Mehrheit nicht. so hat der Bundespräsident binnen 
sieben Tagen entweder ihn zu ernennen oder den 
Bundestag aufzulösen. 

< 

undvierzig Stunden liegen. 
Art. 68 (Vertrauensfrage) 
(1) Findet ein Antrag des Bundeskanzlers, ihm das 
Vertrauen auszusprechen, nicht die Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, so kann 
der Bundespräsident auf Vorschlag des Bundeskanz- 
lers binnen einundzwanzig Tagen den Bundestag auf- 
lösen. Das Recht zur Auflösung erlischt, sobald der 
Bundestag mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen 
anderen Bundeskanzler wählt. 
(2) Zwischen dem Antrage und der Abstimmung 
müssen achtundvierzig Stunden liegen. 

Wenn glaubhaft ist, 
daß es keine .Große 

Koalition' geben 
wird, sondern sich 

nur die Frage stellt, 
ob SPD und GRUNE 

eine Minderheits- 
oder eine 

Mehrheitsregierung 
bilden können, wird 

gerade das zur 
Stärkung der SPD 
und zum Erringen 

der absoluten 
Mehrheit zusammen 

mit den GRUNEN 
führen können. 

5. Permanente Mehrheitsbildung 
Die eigentliche Problematik einer 
Minderheitsregierung liegt - bei vor- 
handener Mehrheit im Bundesrat - 
darin, im Bundestag die zur politi- 
schen Gestaltung erforderlichen 
Mehrheiten herzustellen. Als Aus- 
nahme vom Mehrheitserfordernis ist 
im Rahmen der Gesetzgebung in 
Artikel B1 zwar der Fall des ,.Gesetz- 
gebungsnotstands" vorgesehen, die- 
se Möglichkeit erscheint aber als nur 
begrenzt praktizierbar. Bedeutsamer 
sind da schon die Kompetenzen der 
Regierung im Bereich des Haushalts- 
Wesens nach den Artikeln 1 1 1 und 
113. Noch deutlich größeres Ge- 
wicht hat die Möglichkeit. durch die 
Verbindung von Gesetzesvorlagen 
mit der Vertrauensfrage und einer 
drohenden Parlamentsauflösung zu- 
mindest Teile der Opposition zum 
Einlenken zu veranlassen. 

Entscheidend sind indes weniger 
die formalen Rechte, sondern die 
politische Überzeugungskraft und 
das strategische Geschick beim Ge- 
winnen von Mehrheiten für die je- 
weiligen Vorhaben. Bei den Abstim- 
mungen käme es dann nicht so sehr 
auf den Sitzplatz im parlamentari- 
schen Rund an. sondern mehr auf 
die politischen Überzeugungen. Ge- 
genüber Absprachen zwischen den 
Fraktionsführungen und eingefahre- 
nen parlamentarischen Abstim- 
mungsmechanismus träten Transpa- 
renz und Argumentation stärker in 
den Vordergrund. Darin lägen auch 
Chancen für eine etwas andere par- 
lamentarische Kultur, die bei den 

Bürgerinnen und Bürgern mehr In- 
teresse wecken und Politikverdros- 
senheit abbauen könnte. 

Daß sich rechte wie linke Opposi- 
tion in einer solchen Konstellation 
für eine Dauerblockade entscheiden, 
ist eher unwahrscheinlich. Wenn 
dieser Fall gleichwohl einträte, hät- 
ten die Regierungsparteien die Mög- 
lichkeit des Befreiungschlags über 
den Weg von Vertrauensfrage und 
Neuwahlen unter selbst gewählten 
für einen Wahlsieg günstigen Vor- 
aussetzungen. 

6. Ehrliche Alternative: Große 
Koalition 
Wenn es für SPD und GRÜNE keine 
absolute Mehrheit gibt, ist die Alter- 
native zu einer etwaigen Minderheits- 
regierung keineswegs .,ein ganz stabi- 
les Projekt mit einer ganz stabilen 
Mehrheir dieser Parteien, sondern die 
..Große Koalition" aus CDUICSU und 
SPD. Niemand sollte sich darum her- 
umzumogeln versuchen. Manche hal- 
ten sich ehrlicherweise diese Option 
ohnehin ausdrücklich offen. 

Eine ,.Große Koalition" ist kein 
Wechsel und kein Neuanfang. sie ist 
die Fortsetzung von sechzehn Jahren 
Kohl-Zeit mit etwas Tünche. Ein sol- 
ches Regierungsbündnis würde Mas- 
senarbeitslosigkeit und soziale Unge- 
rechtigkeit. ökologische Fehlentwick- 
lungen und kulturelle Enge fortschrei- 
ben. Zugleich würde sich im Laufe der 
Entwicklung die Stmktur des deut- 
schen Parteiensflems - vor allem die 
Stellung der SPD in ihm - gwndlegend 
und dauerhaft verändern. 

Welche Entwicklungen zu be- 
fürchten sind, wird in Berlin vorge- 
zeichnet: SPD und CDU sind nach 
zweieinhalb Legislaturperioden ,.Gro- 
ßer Koalition" als Alternative nicht 
mehr identifizierbar. Im Gegenteil: 
Die Notwendigkeit von öffentlichen 
Investitionen und die Berücksichti- 
gung von Belegschaftsinteressen 
werden eher von der CDU als von 
der SPD betont. die sich geschichts- 
blind brüningscher Sparpolitik hin- 
gegeben hat. Schon jetzt ist abseh- 
bar. daß GRÜNE und PDS zulasten 
von CDU und SPD weiter wachsen 
werden. Ob bei den nächsten Wah- 
len ein anderes als das jetzige Regie- 
rungsbündnis überhaupt zahlenmä- 
ßig möglich sein wird. erscheint 
höchst zweifelhaft. Perspektivisch 
droht der Berliner SPD nach dem 
parlamentarischen Ende der Landes- 
FDP deren Rolle als Mehrheitsbe- 
schafferin für die CDU. Völlig offen 
ist die Frage nach einer Alternative. 
die offenbar nur aus einer weiteren 
qualitativen Veränderung des Partei- 
ensystems erwachsen kann. 

7.  Wahlkampf unter der Fuchtel 
der Tolerierung 
Die undifferenzierte und die Realität 
verzerrende Rede von der Tolerie- 
rung für die Situation einer mögli- 
chen Minderheitsregierung aus $D 
und GRÜNEN hat Konseouenzen für 
die zu erwartenden ~ahikampfstra- 
tegien der Parteien. 

Die CDUICSU wird durch einen 
polarisierenden Lagerwahlkampf, ob 
nun mit oder ohne rote Socken. ver- 

Wo auch immer in der feministischen Theorie über den 
weiblichen Körper geredet oder geschrieben wird, geht es 
sehr schnell auch um Gewalterfahmngen von Frauen bzw. 
die Unterdrückungszusammenhänge, in denen Frauen le- 
ben. ,.Mit anderen Worten: Es wird beschrieben, wie es 
kommt. daß ganz normale Frauen mit ihren ganz norma- 
len Körpern gravierende Probleme haben."' 

Gabriele Freytag vertritt in ihrem Aufsatz die These. 
daß es Parallelen zwischen der kollektiven Unterdrük- 
kungsgeschichte von Frauen und unserem individuellen 
Verhältnis zu unseren Körpern gibt. ..Wir tragen die Spu- 
ren dieser Geschichte an unserem Leib. (...)Vieles deutet 
darauf hin, daß wir letztendlich nicht besser dran sind als ' 

~ ~~~ 

unsere Mütter. Großmütter und Urgroßmütter. daß viel- 
mehr derKörper der Frau in den westlichen Industriena- 
tionen am Ende dieses Jahrtausends zu einem entschei- 
denden Kampfplatz geworden ist. auf dem das zuneh- 
mende weibliche Selbstbewußtsein zurückgeschlagen 
werden soll: Schlankheits- und Jugendlichkeitswahn. die 
Expansion der sog. Schönheitschirurgie sowie Pornogra- 
phie und Pornographisierung des Alltags sind Motor und 
Ausdruck dieser Entwicklung. Damit diese Strategien 
wirksam sind, muß der weibliche Körper für die Frauen 
zu einem Ort der Selbstunterdrückung werden. Frauen 
lernen. ihren realen Körper abzulehnen. besonders das. 
was an ihm weiblich ist. Sie sollen sich und ihresgleichen 
niemals liebevoll annehmen. sondern konkurrieren und 
verwundbar sein." (S. 73) 

Die Unterdrückung der Frau geschieht überfdurch die 
Unterdrückung ihres Körpers. An diesem Prozeß sind 
Frauen aktiv beteiligt. Die Abwertung des weiblichen 
Körpers geschieht nicht nur durch Männer, sie wird auch 
von Frauen vollzogen. sei es am eigenen Leib oder in 
Konkurrenz zu anderen Frauen. Wie bei Horkheimer und 
Adorno gezeigt ist die Unterdrückung der Frauen We- 
sensmerkmal unserer gesamten Gesellschaft. Dies be- 
deutet: Nicht nur Männer. auch Frauen haben einen tie- 
fen Frauenhaß in sich, den sie gegen sich und ihren Kör- 
per richten. Dies ist m. E. die perfideste Form von Gewalt 
gegen Frauen. die Aggressionen. die Frauen und Mäd- 
chen gegen sich selber ausüben. (Leider ist gerade diese 
Form ausgesprochen verbreitet.) Dies kann von dem 
Nicht-Wahrnehmen der eigenen Bedürfnisse. über die 
zigste Diät, bis hin zu Freß- oder Magersucht reichen. 
Und bedauerlicherweise schützt selbst ein sonst vorhan- 
denes feministisches Bewußtsein nicht vor dem internali- 
sierten Frauenhaß. 

Körperkonzepte von  Frauen 
Die gesellschaftliche Situation; in der Mädchen und Frau- 
en leben, führt zu zwei unterschiedlichen Körperkonzep- 
ten bei Frauen. (Diese führen dann noch zu ganz unter- 
schiedlichen Typenbildungen, der Einfachheit halber sei 
aber hier nur auf die Grundunterscheidung hingewie~en.)~ 

In dem ersten Körperkonzept ist der eigene Körper 
ein Instrument. das dem Menschen seine materielle Basis 
bietet und .,funktionierenw soll. Der Körper hat keinen 
besonderen Eigenwert, sondern das, was frau mit ihm 
erlebewund erreichen kann, steht im Vordergrund. Der 
weibliche Zyklus wird oftmals als Hemmnis erlebt. medi- 
zinische ,.Körpertechnologien" werden verwendet, um 
diezwänge der Natur zu überwinden. 

Das zweite Körpewerständnis versteht nun den eige- 
nen Körper als Ort der wahren und eigentlichen Gefühle 
und Bedürfnisse und die Gesellschaft als Ort des Zwangs. 
Hier wird ein ,.sich anvertrauen an die natürlichen Abläu- 

fe" wie Menstruation angestrebt. Hier wird gesehen. daß 
das Patriarchat auch unter die Haut geht. und Frauen 
versuchen sich auf ihren Körper und ihre (oftmals als un- 
verfälscht gedachten) Empfindungen zurückzuziehen. 

Einmal wird der Körper als Ort des Zwangs und die 
Gesellschaft/das Außen als Ort des möglichen Freiheits- 
Zugewinns betrachtet und das zweite Mal genau umge- 
kehrt. Die beiden Positionen lassen sich gut anhand eines 
Beispiels - der Empfängnisverhütung mittels der Pille - 
verdeutlichen. Während die eine Frau sich durch die Ein- 
nahme endlich frei und unabhängig fühlt und ihre Se- 
xualität dadurch sorglos zu genießen meint, lehnt die an- 
dere Frau die Pille als chemisch-technischen Eingriff in ih- 
ren Körper ab und sieht damit nur ihre sexuelle Verfüg- 
barkeit komplettiert. 

Ich denke, daß beide Körperkonzepte durch die Ge- 
walterfahrungen von Frauen geprägt und geformt sind. 
Dies macht ein erneuter Blick auf die Argumentation der 
DdA deutlich. Die Abwertung 
der Natur und der Versuch ih- Nicht nur Männer. auch Frauen haben 

Beherrschung ist das einen tiefen Frauenhaß in sich, den sie 
grundlegende Motiv unserer 
Gesellschaft und führt schluß- gegen sich und ihren Körper richten. 
endlich auch zu einem ge- Dies ist die perfideste Form von Gewalt 
störten Verhältnis der Men- 
schen zu sich selber. Ein rein gegen Frauen, die Aggressionen, die 
technisches Verständnis des Frauen und Mädchen gegen sich selber 
menschlichen Körpers wie- 
derholt daher nur die in unse- ausüben. 
rer Gesellschaft zugrunde ge- 
legte Abwertung und Ablehnung alles Körperlichen. Auf 
der anderen Seite ist auch der Körper kein herrschafts- 
freier Raum und auch die menschlichen Gefühle sind 
durch das Unterdrückungsverhältnis deformiert. 

Daher macht es meiner Meinung nach keinen Sinn 
Geist und Körper (oder Zivilisation und Natur) gegen ein- 
ander auszuspielen. Nur ein wahrhaft dialektisches Mitein- 
ander kann zu befreienden Handlungsstrategien führen. 

Für den politischen Raum heißt dies: Da hier bisher al- 
les Körperliche so gut wie gar nicht existent war, gibt es 
einen großen Nachholbedarf in Sachen Wahrnehmung 
der eigenen Körperlichkeit. Dies heißt zum Beispiel be- 
greifen. daß auch viele (feministische) Frauen ein ungu- 
tes Verhältnis zu ihrem eigenen Körper haben. Die richti- 
ge politische ..Haltung" zieht nicht automatisch ein ver- 
ändertes Handeln nach sich. Dieses muß erst eingeübt 
werden. 

Es tut mir leid. daß ich in diesem Aufsatz wenig über 
mögliche Veränderungsperspektiven und politische For- 
derungen schreiben konnte. Mir war es wichtiger noch 
einmal die tiefe Verstrickung unserer Kultur und der Ge- 
walt gegen Frauen auf allen Ebenen aufzuzeigen. Dies 
schließt ein deformiertes Verhältnis der Frauen zu ihren 
eigenen Körpern ein. Unsere Gesellschaft baut auf der 
Abwertung der Naturlder Frauen auf. 

Das Patriarchat reicht bis unter die Haut - Frauen wie 
Männern. *W 

1 ~ i e  ~eitenangaben und ~ i t a t e  beziehen sich auf folgende~urga- 
be: Max Harkheimer. Gerammeite Schriften Bd. 5: Dialektik der 
Aufklärung und Schriften 1940-1950, Frankfurtam Main 1987. 

2 Gabriele Freytag. Der weibliche Körper, in: Helga Bilden (Hg.). 
Das Frauentherapie Handbuch. 1992. 5.72-79. hier 8 .  72. 

3 Vgl. hierzu: Cornelia Helfierich. Die Austreibung der ,,Patriarchats 
unter der Haut". Feministische K6rperkanzepte und Aneignungs- 
rtrategien. in: Margit Brückner u . a  (Hg.). Die sichtbare Frau. Frei- 
burg 1994. 8. 118~148.  Helfierich differenziert in mehrere Kör- 
oertvoen. doch hinter diesen steht dar oben beschriebene Ma- ~ ~ 

deli.'~uch dar Beispiel weiter unten stammt von ihr. 
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GEWALT UND ZIVILISATION 

muß hinaus ins feindliche Leben, muß wirken und stre- lndem Frauen die Natur zugewiesen wird. kann der 
ben. Die Frau ist nicht Subjekt. Sie produziert nicht. son- Mann sich - wenn er die Frau bewußt oder unbewußt of- 
dern pflegt die Produzierenden, ein lebendiges Denkmal fen oder implizit bekämpft oder abwertet - sich selbst 

Iänast entschwundener Zei- aanz der Geist-Seite zurechnen. Der Geist ist der Natur 
~ >~~ - ~~ * 

ten der geschlossenen Haus- überlegen. je weniger .,körperlichu oder ..emotional" 
In der Unterdrückung der Frau wird wirtschaft. Ihr war die vom mann ist, desto geistiger, vernünftiger, rationaler kann 
zuqleich die menschliche Körperlichkeit Mann erzwungene Arbeits- mann sein. Daher ist es auch gar kein Widerspruch, daß - 

teilung wenig günstig. Sie Topmanager oder Wissenschaftler im Angesicht einer zu 
bekämpft und unterdrückt. Das Streben wurde zur Verköroeruna der wechselnden Windel kapitulieren. sondern dies ent- 

~ 

nach der tota len Herrschaft über d ie bioloaischen ~unktion.>zum s~r icht  einer tieferen ~ o g / k .  Je weniger der Mensch mit 
< 

Natur  f üh r t  z u m  Streben nach der Herr- Bild der Natur. in deren 
terdrückung der Ruhmestitel 

schaft über  die Frau. dieser Zivilisation bestand. 
(L.) Wo Beherrschung der 

Natur das wahre Ziel ist. bleibt biologische Unterlegen- 
heit das Stigma schlechthin, die von der Natur geprägte 
Schwäche zur Gewalttat herausforderndes Mal." (DdA. 
S. 280, He~o rh .  d. d. Verf.) 

Die Frau als Projektionsfläche der unterdrückten 
Natur 
Einmal abgesehen von der behaupteten biologischen 
Unterlegenheit der Frau enthält dieser Abschnitt sehr viel 
bedenkenswertes und wahres. Die Frau repräsentiert in 
der westlichen Kultur die Natur. die Leiblichkeit und 
Triebhaftigkeit des Menschen. während der Mann mit 
Verstand. Kultur. Geist und Zivilisation gleichgesetzt 
wurde. Die Frau wird - wie AdornoIHorkheimer formulie- 
ren - zum Bild der Natur. Sie steht für die Natur. In der 
Unterdrückung der Frau wird zugleich die menschliche 
Körperlichkeit bekämpft und unterdrückt. Das Streben 
nach der totalen Herrschaft über die Natur führt zum 
Streben nach der Herrschaft über die Frau. 

Und dies geht noch einen Schritt weiter. lndem der 
Mann seine eigene Leiblichkeit verleugnet und zueinem 
rein rationalen Geistwesen mutiert und der Frau die Auf- 
gabe der Körperlichkeit, Sexualität. Triebhaftigkeit (in der 
christlichen Theologie damit gleichbedeutend die Sünde) 
zuweist. bekämpft er in der Frau seine eigene Natur. Die 
Frau gilt als Verführerin, der der Mann in einer ,.schwa- 
chen" Stunde unterliegt. Das traditionelle .Sie hat es ja 
gewollt und mich verführt!" der Vergewaltiger zeigt ge- 
nau diese Verschiebung an. Der Mann projiziert seine 
..Lust" und Gefühle auf die Frau. sie wird zur Trägerin der 
körperlichen Triebe. die ihn dann ,.übermannenu. Gleich- 
zeitio oeht es um einen Akt der Beherrschunq der Natur. 

seiner eigenen NatürlichkeiVKörperlichkeit/Reproduktion 
zu tun hat, desto besser kann er die Naturlseine UmwelV 
sich selber (gedanklich) beherrschen. 

Dies alles bedeutet. daß diese Aufteilung natürlich für 
Männer nicht folgenlos bleibt. Auch sie tun sich Gewalt 
an, indem sie ihre KörperIichkeitJGefühleflriebe verleug- 
nen bzw. auf die Frau projizieren. Dies wiederum heißt 
nicht, daß Frauen und Männer in der gleichen Situation 
sind. Frauen werden doppelt unterdrückt. Zum einen un- 
terliegen sie (wie Männer auch) einer Beschränkung auf 
nur einen Bereich der menschlichen Existenz, zum ande- 
ren wird in ihnen die Natur insgesamt bekämpft, wäh- 
rend der von den Männern repräsentierte Bereich aufge- 
wertet wird. 

Um den bisherigen Gedanken noch einmal zusam- 
men zu fassen: Daß die Aufklärung vorantreibende Mo- 
tiv. ist der Wille der MenschenIMänner zur Beherrschung 
der Natur. Da der Mensch aber selber Teil der Natur ist. 
bleibt dies auch für sein Selbstverhältnis nicht folgenlos. 
Um diesen Konflikt zu lösen, werden die Frauen mit der 
Natur gleichgesetzt. die menschliche Körperlichkeit ins- 
gesamt abgewertet und bekämpft. Die Frau wird be- 
kämpft. weil sie genau für diese Körperlichkeit steht. Die 
Reduktion der Frau auf ihren Körper ist zugleich Anlaß als 
auch Ziel der Unterdrückung. 

Mit diesen Bemerkungen soll der Bereich der kriti- 
schen Theorie fürs erste verlassen werden und feministi- 
sche Ansätze zu Rate gezogen werden. Aus dem bisher 
gesagten ergibt sich, daß der Körper der Frau ein strate- 
gisch entscheidender Kampfplatz unseres gesellschaftli- 
chen Systems ist. Aber schon bei der Frage, ob daher der 
(weibliche) Körper in den Blickpunkt der Analysen ge- 
rückt werden soll, unterscheiden sich die feministischen 
Geister. Meines Erachtens ist die Körperlichkeit des Men- 
schen (nicht nur der Frau) ein bisher in der gesamten 
Wissenschaft und Politik völlig unterbewertetes Faktum. 

In der feministischen Bewegung galt dem weiblichen 
Körper immer schon ein besonderes Augenmerk (..Mein 
Bauch gehört mir!"), aber wie gesagt. die Bewertung der 
Leiblichkeit und deren strategischer Stellenwert war um- 
stritten 

Die Perspektive des weiblichen Körpers 
Die Verbindung oder Gleichung von Frau und Natur und 
Mann und Geist ist in der feministischen Theorie altbe- 
kannt und schon in so ziemlich jedem wichtigen Werk 
westlicher Denker nachgewiesen worden. Daher will ich 
auf diesen Zusammenhang nicht noch einmal eingehen. 
Hier soll vielmehr die Frage von Gewalt gegen Frauen aus 
der Perspektive des weiblichen Körpers beleuchtet wer- 
den. (Kleine Bemerkung am Rande: Ich halte es für alles 
anderes als zufällig. daß die meisten feministischen An- 
sätze beim Subjekt einsetzen und weniger bei der Makro- 
ebene. Vielleicht verbirgt sich dahinter die Tatsache. daß 
Frauen jahrhundertelang jeder Subjekt-Status aberkannt 
wurde.) 

suchen. das vorhandene rechte Wäh- Egal. ob der Kanzlerkandidat der SPD 
lerpotential voll zu mobilisieren und Lafontaine oder Schröder heißen 
zugleich vor allem im Westen beste- wird: Bei einer absoluten Mehrheit für 
hende anti-kommunistische Emotio- SPD und GRÜNE wird die SPD ein Re- 
nen und Ängste. die bis in die gierungsbündnis dieser Parteien an- 
Stammwählerschaft der SPD hinein streben. Wenn es aber eine solche 
bestehen. zu schüren. Sie wird die Mehrheit nicht qibt. stehen die GRÜ- 
Abwehr einer von den Kommunisten 
abhängigen Linksregierung propa- 
gieren. Daß sie dadurch mittelbar im 
Osten die PD5 stärkt. nimmt sie ver- 
ständlicherweise in Kauf. Wenn die 
jetzige Koalition die Mehrheit verliert, 
ist die zweite Option der Union die 
,.Große Koalition". Je stärker aber die 
PD5 wird. desto größer erscheint die 
Chance, daß sich die SPD mehrheit- 
lich für eine solche Regierungskon- 
stellation entscheidet. 

In der SPD gibt es Tendenzen. 

NEN ja für die Biidung einer gemeinsa- 
men Minderheitsregierung - angeb- 
lich mangels .,Stabilität" - überhaupt 
nicht zur Verfügung. Für diesen Fall 
wollen sie selbst das. was sie der SPD 
als deren Ziel vorwerfen: die Bildung 
einer ..Großen Koalition". Sich selbst 
versprechen sie davon eine weitere 
Stärkung in der Opposition. Dieses 
parteitahische Kalkül steht deutlich 
im Kontrast zu dem Pathos. mit dem 
etwa Joschka Fischer das Jahr 1998 
zum Schicksalsjahr der Deutschen und 

ZQ iten 
Forum für p o l i t i s c h e  Ö k o l o g i e  

und s o z i a l e  E m a n z i p a t i o n  

~n A n d e r e  Z e i t e n  2 .97  
erschienen u.a. folgende Beiträge: 

dieser Gefahr mit der Parole zu be- die Ablösung der CDUICSU aus der H.J. Bieling: Legitirnationsprohleme 
oeanen: Jede Stimme für die PDS ist Reqierunqsverantwortunq für unab- A.. - Y ,  
2 - 
eine Stimme für CDU und CSU. Das 
zielt im Ergebnis darauf. die PDS so 
weit zu schwächen. daß sie nicht 
mehr drei Direkt-Mandate und erst 
recht bundesweit keine 5% der Stim- 
men erreicht. Es herrscht also das 
Prinzip Hoffnung darauf, daß das 
mögliche Subjekt der Tolerierung 
sich bine doch verflüchtigen möge. 
Der Erfolg einer solchen Strategie er- 
scheint indes schon im Ansatz zwei- 
felhaft. Die PDS hatte 1994 in Berlin 
vier Wahlkreise unmittelbar für sich 
gewinnen können, teilweise mit b e  
trächtlichem Vorsprung. Selbst wenn 
es Wolfgang Thierse gelingt, seinen 
Wahlkreis zurückzuerobern. ist ange- 
sichts der auch durch den Zustand 
der Berliner SPD bedingten Stärke der 
PDS nicht auszuschließen. daß sie zu- 
sätzlich in einem anderen Wahlkreis 
obsiegt. zumindest aber die eriorder- 
lichen drei halten kann. Das gilt umso 
mehr. solange die SPD die Option auf 
eine ..Große Koalition" für die Bun- 
desebene nicht ausschließt. - Auch 
werden manche Wählerinnen und 
Wahler überlegen. ob nicht ohne die 
Parlamentssitze der PDS vielleicht 
doch noch eine knappe Mehrheit für 
Kohl im Bundestag zustande kom- 
men kann. 

Die GRÜNEN versuchen, sich mit 
der Losung zu profilieren. daß eine 
Ablösung von Kohl nur durch eine 
Wahl der GRÜNEN wirklich erreicht 
werden könne. Sie verweisen in d i e  
sem Zusammenhang gern auf die von 
der SPD nicht ausgeschlossene Mög- 
lichkeit einer ..Große Koalition". Damit 
können sie in einem bestimmten 
Wählerpotential der SPD beträchtlich 
Stimmen entziehen. Insofern treiben 
die GRÜNEN aber ein doppeltes Spiel. 

- - 
dingbar erklält. 

8. Der Wille zur Macht  und zum 
Wechsel 
Jenseits von Kritik an programmati- 
schen Verwässerungen rate ich der 
SPD. meiner früheren Partei. eindeu- 
tig auf einen politischen Wechsel 
ohne Rückversicherungsoptionen zu 
orientieren. Eine solche Perspektive 
ist angesichts der Hinterlassenschaf- 
ten der Kohl-Zeit in der Sache not- 
wendig. Sie ist glaubwürdig und sie 
ist in dem vom Grundgesetz gege- 
benen Rahmen machbar. Wenn 
glaubhaft ist. daß es keine .,Große 
Koalition" geben wird. sondern sich 
nur die Frage stellt. ob SPD und 
GRÜNE eine Minderheits- oder eine 
Mehrheitsregierung bilden können. 
wird gerade das zur Stärkung der 
SPD und zum Erringen der absolu- 
ten Mehrheit zusammen mit den 
GRÜNEN führen können. 

Ich rate - ganz ungefragt - dem 
Kanzlerkandidaten der SPD. wirkli- 
chen Willen nicht zum Erklimmen 
des Kanzlerthrons, sondern zur 
Macht zu zeigen - d e n  Willen. an- 
stelle der CDU/CSU Regierungsver- 
antwortung und Gestaltungsmög- 
lichkeiten unter Ausschöpfung aller 
verfassungsrechtlichen Möglichkei- 
ten zu übernehmen. Ich räume frei- 
mütig ein, daß das viel Phantasie 
und großen Mut erfordert. Mehr 
Phantasie und mehr Mut  jedenfalls, 
als - wohlabgesichert von einhelli- 
gem publizistischen Beifall - für ei- 
nen scheinbar waghalsigen Tabu- 
bruch an sozialdemokratischen 
Grundsätzen. Ein Kanzlerkandidat 
sollte aber genügend Phantasie und 
Mut haben. SPW 
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GEWALT UND ZIVILISATION 

Gewalt und Zivilisation Strafe und Härte statt Therapie und Prävention heißt das 
neue Motto auf der Gesellschaftsebene, Abschreckung 
und Sicherheit statt Friedensstiftung und Zivilisierung 

Ein le i tung zum Hef tschwerpunk t  der Weltordnung heißt es - wie stets - im internationalen 
von frank Wilhelrny' Bereich 

Der dem Menschen ein WoMist ist kein Mensch, son- 
dern ein Wolf (Bert Brecht) 

E ine willkürliche Aufzählung: Bürgerkriege in Afrika. 
Massaker in Algerien, Schießereien in Albanien, An- 
schläge in Bosnien und Israel. Morde. Vergewalti- 

gungen. Hinrichtungen, die Goldhagendebane. die De- 
batte um Kindesmißbrauch. das Hammelburger Bundes- 
wehrskandalvideo etc. etc. Obwohl in aller Munde, ist 
Gewalt ein begrifflich und empirisch unklares Problem. 

Die immer wieder neu her- 
Die Weiqerunq, ernsthaft über Ursachen vortretende Bedrohlichkeit . - 

gewalttätiger Auseinander- 
gewal t tät iger  Konflikte z u  diskutieren, in VerqanQenheit - - - 
ist eine Seite. d ie Forderunqen nach und Gegenwart. in sozialer 

Gewalt und Gesellschaft 
Sich diesem Großphänomen Gewalt mit den begrenzten 
Kapazitäten eines spw-Schwerpunktes zu nähern. hieß 
zunächst für die Redaktion, die wichtigsten Themen zu 
identifizieren: 

Gewalt als Grundphänomen (der Natur, KulturRivili- 
sation) und der wissenschaftliche und gesellschaftliche 
(populäre) Metadiskurs, 

Gewalt gegen bestimmte Gruppen und ihre gesell- 
schaftliche Reproduktion, 

Krieg und Frieden: Zivilisierung der Staatenbeziehun- 
gen, regionale und globale Sicherheitssysteme. 

Zu allen drei Ebenen sind im Heft Beiträge vorhan- 
den. Ziel war es jeweils. das zu versuchen. was gernein- 
hin nicht (mehr) geschieht: Aufklärung über Hintergrün- 
de und Strukturen mit - w o  möglich - der Orientierung 
auf Alternativen zu verbinden, oder die Suche nach 
Handlungsoptionen vorzubereiten. - 

~ r u ~ ~ e / S p h ä r e .  der Gesell- ~ r a n k ~ i l h e l m ~  gibt eine Übersicht über den Diskurs repressivem Schutz und gewaltförmiger 
Schaft insgesamt und schließ- über Barbarei und Zivilisation in Öffentlichkeit. Politik 

Geqenwehr sind die andere Seite der Iich dem internationalen Sv- und Wissenschaft und beleuchtet die Ambivalenz der - 
gleichen Medaille. stem führt stets zu hekti- 

schen Scheindebatten in den 
Medien, die regelmäßig weder zur Aufklärung noch zur 
Lösung der jeweiligen Probleme beitragen. Ein diffuser 
doppelter Eindruck scheint sich öffentlich zu verbreitern: 
Gewalt nimmt überall zu und die Alternativen gleichzei- 
tig ab. Die Weigerung. ernsthaft über Ursachen gewalt- 
tätiger Konflikte, insbesondere sozioökonomischer aber 
auch oolitischer Art. zu diskutieren. ist eine Seite. die For- 
derungen nach repressivem Schutz und gewaltförmiger 
Gegenwehr sind die andere Seite der gleichen Medaille. 

Begriffe und Konzepte - eine Vorbemerkung für die an- 
stehende Neubestimmung der grundbegrifflichen Fun- 
damente linker Friedensentwürfe. 

Auf der grundsätzlichen Ebene, in diesem Fall aus zi- 
vilisationskritischer und körperbezogener Perspektive, 
setzt auch Kristina AugR an. um Gewalt gegen Frauen 
anders als üblicherweise zu beleuchten. lhre These ist. 
daß die Diskriminierung und gewalttätige Unterdrük- 
kung der Frau - im Anschluß an die Dialektik der Aufklä- 
rung - ursprünglich bereits mit dem Prozeß der Beherr- 
schung der Natur verkoppelt ist. 

Krieg u n d  Frieden 
lngo Siebert und Holger Thärichen zeigen die Rolle 

* Dr. Frank Wilhelrny, Bonn, Poliri~issenschafrler, Mitglied der spw-Redaktion einer ~esellschaftlichen Institution, der Wehr~flicht. bei - 
der Gewaltsozialisation und der Vermittlung undemo- 
kratischer. hierarchischer und patriarchaler Weltbilder 
und aggressiver Verhaltensmuster. lhre Schlußfolge- 
rung. hochaktuell und umstritten: Wehrpflicht abschaf- 
fon1 
,L, . .  

Der Leiter des Hamburger Friedensforschungsinsti- 
tut8 IFSH. Dieter 5. Lutz, liefert in seinem Aufsatz nicht 
nur eine Kritik an der NATO 1-Osterweiterunol iind der ~ ~ - ~- - 7.- ~ ~- 

herrschenden sicherheitspolitischen Werkelei und 
Konzeptionslosigkeit, er stellt auch die Grundzüge einer 
alternativen Sicherheitsstruktur für das 21. Jahrhundert 
vor. Stichworte sind die Durchsetzung einer interna- 
tionalen Rechtsordnung und die Einrichtung von 
regionalen ,,Systemen Kollektiver Sicherheit". deren 
Funktionsweise er am Beispiel erläutert. Lutz erinnert 
daran, daß ..Kollektive Sicherheit" in der Logik sozialde- 
mokratischer Programmatik angelegt sei. Zu wünschen 
ist. da8 sich auch die SPD - der Parteitag steht bevor - 
auf ihre eigenen konzeptionellen Fundamente besinnt. 

Wahid Sarnirny schließlich rundet den Schwerpunkt 
ab. indem er auf die Lage Afghanistans hinweist und 
über die komplizierten Einflußfaktoren eines mittlerweile 
von der Öffentlichkeit vergessenen bzw. verdrängten 
Bürgerkrieges informiert. m 

GEWALT UND ZIVILISATION 

ieder einmal ein Artikel über Gewalt gegen 
Frauen. Sind dazu nicht schon alle Statistiken W etliche Male aufgelistet worden. diverse Straf- 

Gewalt gegen Frauen - 
rechtsänderungen eingefordert und die finanzielle Not 
der Frauenhäuser oder Mädchentreffs ausführlich be- die Perspektive des 
klagt und beschrieben worden? 

Dennoch hat sich grundsätzlich sehr wenig getan. 
Zwar gibt es dann und wann einen kleinen oder größeren 
Erfolg zu verzeichnen. Wie auch jetzt mit der längst über- 
fälligen Reform des Vergewaltigungsstrafrecht, bei der 
nun die Vergewaltigung auch innerhalb einer Ehe strafbar 
wird. Doch die Debattm um das Widerspruchsrecht der 
Ehefrau haben wieder einmal gezeigt. wie schmal der 
Grad zwischen einer juristischen Verbesserung der Situati- 
on und völliger Augenwischerei ist. Nur auf großen Ein- 
spruch von verschiedenen Feminismus-unverdächtigen 
Frauenverbänden hin konnte verhindert werden, daß die 
Frau nach einer angezeigten Vergewaitigung erneut unter 
den Druck ihres gewalttätigen Ehemanns gerät. In der Re- 
gierungsvorlage (zu Beginn von Claudia Nolte unterstützt) 
war vorgesehen. daß die Frau die Anzeige zurückziehen 
kann und damit jegliche Strafverfolgung des Delikts un- 
möglich werden sollte. Eine sehr ungewöhnliche Rechts- 
konstruktion, die laut ihrer lnitiatorinnen den Schutz der 
Ehe zum Ziel hatte, was offensichtlich wichtiger ist als die 
körperliche Integrität der Frauen. 

Gewalt als Gmndpfeiler der Zivilisation 
Aber bei aller Freude über diesen Erfolg, es stellt sich troq- 
dem die Frage, ob sich nun real etwas an dem Geschehen 
in Deutschlands Ehebetten verändert. Denn dieser Aufsatz 
möchte die These belegen. daß es sich bei Vergewaltigun- 
gen oder auch sexuellem Mißbrauch nicht um unerklärli- 
che ,.Ausrutscher8' einzelner Männer handelt. sondern um 
die Grundstruktur unserer Gesellxhaft Die permanente 
Gewalt gegen Frauen ist Grundpfeiler unserer Zivilisation. 
Diese These ist nicht neu, scheint aber bei der medialen 
Vermarktung einzelner .Monstermänner" völlig in den 
Hintergrund getreten zu sein. Ziel dieses Textes ist es. den 
theoretischen Hintergwnd von Gewalt gegen Frauen zu 
beleuchten. Dabei geht es auch um die Verknüpfung von 
offener und struktureller Gewalt. 

Dies soll geleistet werden. indem Kritische Theorie 
und feministische Ansätze gegenübergestellt werden. In 
der kritischen Theorie wurde gerade ein 50. Geburtstag 
gefeiert und so liegt es nahe, die Dialektik der Aufklä- 
rung' auf diese Fragestellung hin zu untersuchen. 

Dialektik der Aufklärung 
Aufklärung gilt Adorno und Horkheimer als geschichtli- 
cher (Denk-) Prozeß. Aufklärung steht für die fortschrei- 
tende Organisation des gesellschaftlichen Lebens nach 
Gesichtspunkten seiner Berechenbarkeit durch die 
menschliche Rationalität. Sie soll das bisher Unbekannte, 
Unbegriffene greifbar machen, die Welt ,.entzaubern". 
Doch die Folgen der Aufklärung sind alles andere als po- 
sitiv. Horkheimer und Adorno sind der Meinung, daß 
sich Aufklärung in der Gegenwart zu einem totalen Be- 
trug der Massen umwandelt. So kommen sie zu ihren 
zentralen Thesen: Schon der Mythos ist Aufklärung und 
die Aufklärung schlägt in Mythologie zurück. Gerade 
letzteres wird klarer, wenn ein anderer Gesichtspunkt 
hinzugenommen wird: In der DdA findet sich das Modell 
der dialektischen Verschränkung von Subjektivität und 
Selbstdestruktion. Die Grundannahme der beiden Auto- 
ren lautet: Der Fortschrin menschlicher Selbstbehaup- 

weiblichen Körpers 
von Kristina Augst* 

tung produziert durch immer aufgeklärtere Formen der 
Herrschaft über die sowohl innere wie auch äußere Natur 
zugleich einen Fortschritt menschlicher Selbstverleug- 
nung und Selbstverstümmelung durch diese Herrschafts- 
formen. ,,Was die Menschen von der Natur lernen wollen 
ist. sie anzuwenden. um sie und die Menschen vollends 
zu beherrschen. (...)Jeder Versuch. den Naturzwang zu 
brechen, indem Natur gebrochen wird. gerät nur um so 
tiefer in den Naturzwang hinein." (DdA. 5. 26 und 35) 

Das eigentliche Motiv, was den Menschen bewegt, 
sein Handeln dieser Dialektik entsprechend einzurichten, 
ist sein Wille zur totalen Herrschaft über die Natur. Da 
der Mensch aber Naturwesen und nicht bloß Produkt ei- 
ner Zivilisation oder nur Geistwesen ist. wird das Schick- 
sal der Natur (nämlich beherrscht zu werden) zu seinem 
eigenen. Dieser Prozeß Iäßt sich - stark gerafft - wie folgt 
skizzieren: Die Selbsterhaltung des Menschen ist gleich 
mit der Emanzipation des Subjekts von der Natur. Der 
Mensch will sich von den Mächten der Natur befreien, 
indem er die Herrschaft über die Natur anstrebt. Die 
Herrschaft über die Natur wird durch die Produktivkräfte 
geleistet. Schließlich richten sich die von den Menschen 
hervorgebrachten Ordnungen und Mechanismen gegen 
die Menschen selber. Die von den Menschen geschaffe- 
ne, aufgeklärte ,,rationalem Gesellschaft wird dem Men- 
schen zur unbeherrschbaren Natur. der er ausgeliefert 
ist. 

Da sich der menschliche Wille zu Herrschaft über die 
Natur sowohl auf die äußere (also den Menschen umge- 
bende) wie auch die innere Natur bezieht, richtet sich 
dieses Streben auch gegen den Menschen selber. ,,Nicht 
bloß mit der Entfremdung der Menschen von den be- 
herrschten Objekten wird für die Herrschaft bezahlt: mit 
der Versachlichung des Geistes wurden die Beziehungen 
der Menschen selber verhext, auch die jedes einzelnen zu 
sich." (DdA S.. 50f.) Oder um es noch einmal im Duktus 
der DdA zu formulieren: ..Das von der Zivilisation voll- 
ends erfaßte Selbst löst sich auf in ein Element jener Un-. 
menschlichkeit. der Zivilisation von Anbeginn zu entrin- 
nen trachtete." (DdA. S. 53f.) 

Was Horkheimer und Adorno leider nur ansatzweise 
und nicht ausreichend betrachten, ist. daß dieser Wille 
zur Naturbeherrschung für Frauen und Männer ganz un- . 
terschiedliche Konsequenzen hat. Die unterschiedlichen 
Funktionen, die Männer und Frauen in den westlichen 
Gesellschaften haben. führen auch zu unterschiedlichen 
Positionen in diesem oben beschriebenen Prozeß. 

Die Rollenaufteilung zwischen Männern und Frauen 
beschreiben Adorno und Horkheimer so: ..Der Mann 
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GEWALT UND ZIVILISATION 

spricht die Ausbildung und Verfestigung einer psychi- Blutrausch Tötende. ein Feind der Zivilisation ist (die G e  
schen Selbstzwana-Aooaratur. Außenkonflikte. Zwana sellschaft träat die Kosten entbundener Gewalt noch 

GEWALT UND ZIVILISATION 

,,Es gibt keine harmlosen Zivilisten" 
(lohn Rambo, ,.First Blood" (Rambo I), USA 1982) - , ,  - - 

und Gewalt - der ,,Kriegsschauplatz" wird teilweise nach nachträglich. 2.0. durch die Taten und Integrationsschwie- 
innen verlegt. Soziale und psychische Wandlungsprozesse rigkeiten von Kriegsveteranen), ist der ..Grausamkeitsar- Von der optimistischen Geschichtsphilosophie zur 

sind ein untrennbares Ge- beiter", der KZ-Kommandant, der seiner Familie ein guter pessimistischen Anthropologie 

Während der  Berserker. der im Blut- flecht. soießbüroerlicher Vater ist. mit ihr komoatibel. Hannah 1853 kommentierte Karl Marx in einem Zeitungsartikel 
-~ ~ 

rausch Tötende, ein Feind der Zivilisation Der 
Senghaas hat versucht. in ei- 

ist, ist der ,,Grausamkeitsarbeiter", der Theorie des zivilisatori- 

KZ-Kommandant, der seiner Familie e in schen bestehend 
aus staatlichem Gewaltmono- 

guter spießbürgerlicher Vater ist, mit ihr  Rechtsstaatlichkeit, Inter. , . 
kompatibel. dependenzen, Demokratie, 

sozialer Gerechtigkeit und 
Konfliktkultur. das als ldealmodell der Elemente einer kon- 
vergent gedachten Zivilisierung und Pazifizierung national 
wie international vorgeschlagen wird, eine praxisrelevante 
Persoektive vorzuschlaaen. Freilich ist sein optimistisches 
~ o d e l l  lediglich naiv oder affirmativ. wenn nicht die Ge- 
fährdungen und die selbsterzeugten Konfliktlagen der Zi- 
vilisation mitbedacht werden - und vom Kapitalismus eher 
geschwiegen wird. 

Zweifellos ist nämlich der Prozeß der Zivilisation, auf die 
Gewaltfrage bezogen, höchst ambivalent und prekär: Der 
internen Pazifizierung des Nationalstaates steht die Zentrali- 
sierung und Potenzierung der Gewalt in einem Staatensy- 
stem der anarchischen Konkurrenz gegenüber. Die Folgen 
eines Ausbruchs der kasernierten Gewalt sind heute infolge 
der mit modernen Massenvernichtungwaffen geführten 
.,demokratisierten" Kriege weitaus gefährlicher und tod- 
bringender (bis zum potentiellen Omnizid) als das Aufein- 
anderschlagen ,,wilder". .,unzivilisierter" Gruppen. Stämme 
oder Gesellschaften in prämoderner Zeit. 

Es gibt eine eigentümliche Gewalt der Zivilisation. die 
darüber hinaus (und von Elias vernachlässigt) nicht einfach 
in der technischen Steigerung oder der Intensivierung un- 
terdrückter Destruktivität aufgeht. sondern in dem liegt. 
was Jan Philipp Reemtsma - Alexander Mitscherlich auf- 
greifend - mit der Unterscheidung von (lustvoller) ,.heißerm 
und .,kalter" Grausamkeit zeigt: .,Die eine Form der Gewalt 
ist vorzivilisatorisch. Sie ist der (potentielle) Krieg aller ge- 
gen alle. (...) Die andere ist nicht Gewalt im Gefolge des 
Zusammenbruchs Gewalt monopolisierender Institutio- 
nen. sondern Gewalt durch sie: Auschwitz, der Gulag, die 
Folter in Militärdiktaturen." Während der Berserker, der im 

d 

Arendts Rede von der Banalität des Bösen meinte ja diesen 
Eichmann-Typ des Grausamen. 

Was z.0: Goldhagen über an Juden begangene Greu- 
el schreibt. könnte als einzigartig gesteigerte Kombinati- 
on von heißer und kalter Grausamkeit aedeutet werden. 
Auschwitz war Zusammenbruch und negative Steige- 
rung der Zivilisation zugleich. 

Damit wird die Ambivalenz von Zivilisation und Zivili- 
sationsparadigma am grellsten deutlich. Dahinter führt 
jedoch kein Weg zurück. Die illusionszerstörende und 
brutale Janusköpfigkeit der Moderne spiegelt sich in am- 
bivalenter Theorie. 

Reemtsma (1996: 139) drückt es lapidar aus: ,Der 
Mensch zählt Grausamkeit und Destruktivität zu seinen 
Fähigkeiten, wie er auch die Musik zu seinen Fähigkeiten 
zählt - that's it. Er kann, er muß nicht; er muß nicht, er 
kann." 

Bemerkenswert parallel argumentiert Altvater (1996: 
397) bezogen auf den Kapitalismus: .Die 'Erbanlagen' 
des Kapitalismus enthalten auch den Hang zu Aggressio- 
nen. Damit diese aber ausbrechen und Kriege angezet- 
telt werden, müssen bestimmte historische Konstellatio- 
nen gegeben sein, deren Zustandekommen politisch ver- 
hindert werden kann. Wäre dem nicht so, gäbe es keine 
politischen Chancen der Kriegsverhütung und der Frie- 
denssicherung. " 

Die Ambivalenzen sind vollständig. Der Kapitalismus 
kann Kriege produzieren oder zivilisiert werden. Die Zivili- 
sation kann pazifizieren, regredieren oder kalte Grausam- 
keit gebären. Damit gibt es nicht nur Ambivalenzen. son- 
dern auch Alternativen. Handeln entscheidet. Wir können. 
wir müssen nicht, wir müssen nicht, wir können. rpr. 

Literatur: 
Elmar Altvater: Ist der postmoderne Kapitalirmur kriegerisch? In: Frie- 

den durch Zivilirierung? Münster 1996. 396ff.  
200 Tage und 1 Jahrhundert. Gewalt und Destruktivität im Spiegel 

der Jahres 1945, Hamburger Institut für Sozialforschung (Hg.), 
Hamburg 1995 

Norbert Eliar: Über den Proreß der Zivilisation. 2 Bde.. FrankfuWM. 
1976 

Frieden durch Ziviliriening? Pmbleme - Ansätze - Perspektiven. Mün- 

die rücksichtslos-gewalttätige Kolonialpolitik des Empire 
in Indien: ,,Gewiß war schnödester Eigennutz die einzige 
Triebfeder Englands, als es eine soziale Revolution in Indi- 
en auslöste (...). Aber nicht das ist hier die Frage. Die Fra- 
ge ist, ob die Menschheit ihre Bestimmung erfüllen kann 
ohne radikale Revolutioniemng der sozialen Verhältnisse 
Asiens. Wenn nicht, so war England, welche Verbrechen 
es auch begangen haben mag, doch das bewußte Werk- 
zeug der Geschichte, indem es diese Revolution zuwege 
brachte. Dann haben wir, so erschüiternd das Schauspiel 
des Zerfalls einer alten Welt für unser persönliches Emp- 
finden auch sein mag, vor der Geschichte das Recht, mit 
Goethe auszurufen: 

Sollte diese Qual uns quälen, 
Da sie unsre Lust vermehrt, 
Hat nicht Myriaden Seelen 
Timurs Herrschaft aufgezehrt" 

Diese Sätze von Marx (MEW 9:133) muten die mei- 
sten heute nur noch brutal und zynisch an - die Lyrikvon 
Goethe gar höhnisch, obwohl sie lediglich distanziert- 
realistisch den Standpunkt der westlichen Zivilisation re- 
prasentieren, der auch unser Standpunkt ist. Sie formu- 
lieren den Glauben an Sinn und Gesetzmäßigkeit der Ge- 
schichte und die Etwartung der Überwindung gewalttä- 
tiger Zustände. kurz: Sie sprechen den Auftrag und das 
Versprechen der Aufklärung und des Humanismus aus, 
die Gesetze zu entschlüsseln. die der Gattung Mensch 
ein Leben in Humanität ermöglichen. 

Sie beschreiben Grausames, waren aber nicht selbst 
grausam. wenn man Grausamkeit als sinnlose, pure Ge- 
walt. Mordlust, definiert, wie es Max Horkheimer 1936 
(Gesammelte Schriften Bd. 4: 104) tat: ,,Eine Hauptwur- 
zel der Grausamkeit bildet die Verzweiflung an der Mög- 
lichkeit des allgemeinen Glücks. (...)Je stärker der Glau- 
be an die Befreiung der Menschheit ist, um so geringer 
auch der Wunsch nach Opfern. " 

Der zeitgenössische Soziologe Wolfgang Sofsky. Au- 
tor der erschütternd brillanten Studie ..Die Ordnuna des 

Zivilisation und Barbarei 
Der amb iva len te  Diskurs über Gewal tpo ten t ia le  und 
Zivi l is ierungschancen der kapital ist ischen Moderne 

von Frank Wilhelrny* 

die Tatsache, daß sich die nationalen Proletariate letztlich 
begeistert auf die Schlachtbank begaben und einander 
massakrierten. Auch die Kulakenvernichtung und die 
,.Säuberungs"-Exzesse des Stalinismus liegen zwischen 
ihnen. 

Die Vorstellung einer .,Gesetzmäßigkeit" der Ge- 
schichte zum Fortschritt. zur Humanität hin. war bei dem 
Direktor des Frankfurter Instituts für Sozialforschung zur 
bloßen Hoffnung degradiert, freilich noch nicht ganz 
suspendiert. 

Zwischen Horkheimer des Jahres 1936 und dem So- 
ziologen Sofsky (und uns allen) heute liegt: Der Zweite 
Weltkrieg, Auschwitz. der Gulag. Hiroshima. Der Kalte 
Krieg mit den vielen heißen Kriegen - die Wende 1989. 
dann Golfkrieg, Somalia, Jugoslawien, Ruanda ... Sofskys 
düster-pessimistisches Resumee hat einen einzigen Vor- 
zug. Von solcher Warte Iäßt sich Gewaltanwendung po- 
litisch nicht mehr legitimieren. Nur nützt das den Opfern 
nichts. wenn Gewalt zur 

schwarzen anthropologi- Für Frieden Iäßt sich semantisch k a u m  
schen Konstante erhoben ist. ~ ~ 

Dann ist die Persoektive ihrer mehr  kämpfen, wohl noch f ü r  die Zivili- 

auch die ihrer sation bzw. dieZivilisierung barbarischer 
bloßen Einhegung oder Zivili- 
sierung, ~ d ~ ~ l ~ ~ i ~ ,  ~ ~ ~ ~ ~ t ~ i ,  Verhältnisse. Aber d ie Zivilisation befin- 
und in der neuen. POstm0- de t  nicht gerade auf dem Vormarsch 
dernen Welt, in der es zur Ge- 
waltausübung gar keiner Le- 
gitimation. keiner Ideologie, manchmal keines Zweckes 
mehr bedarf. wäre wohl schon der Zwang zur Rechtferti- 
gung ein Fortschritt. 

Zerfallsgeschichte der Zivilisation oder ambivalen- 
t e  Normali tät 
Wer aktuell das Wort Frieden im Munde führt, gilt 
schneller als je zuvor als Träumer oder als gefährlicher 
Phantast. Im schlimmsten Falle wird sie oder er als feiaelr 
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selligkeit noch auf den Notwendigkeiten der Arbeit. Es 
ist die Erfahrung der Gewalt, welche die Menschen verei- 
nigt." 

Zwischen allen drei Zitaten liegen jeweils Welten - Er- 
eignisse, die die Erfahrungen prägten und die Horizonte 
erschütterten und verschoben. Zwischen Man: und Hork- 
heimer liegt der erste Weltkrieg, der erste Zusammen- 
bruch der fortgeschrittenen .,westlichen Zivilisation", die 
,,Saugpumpe" (wie ein deutscher General es ausdrückte) 

. .  . 
' ' !xistentiellen Res- 

sourcen einer ganzen Nation auszubluten und nicht 
mehr .nur" - wie im Kabinettkrieg der Vergangenheit - 
das gegnerische Heer zu füsilieren. Zwischen ihnen liegt 

Vormarsch befindet. Eric Hobsbawm 2.0. konstatiert ei- 
nen ,,allgemeinen Zusammenbruch der Zivilisation". wie 
man ihn in großen Teilen der Welt seit den BOer Jahren 
feststellen könne. er beschreibt ein säkulares Wachsen 
der Barbarei, die für ihn zweierlei bedeutet - den Zusam- 
menbruch moralischer Regelsysteme und die Aufgabe 
der Perspektive der Aufklärung. 

' Dr Frank Wilhelrny. Bonn, Politikwissenschahler, Mitglied der spw-Redaktion 
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Barbarei. Ein Leitfaden: Die Rückkehr der Folterer 
und das Anwachsen der Gewalt heißt sein Aufsatz zum 
Thema. Der Titel erlangt suggestive Aktualität - gerade 
haben die Zeitungen gemeldet, das oberste israelische 
Gericht habe die Folter in Verhören nicht verbieten wol- 
len (ausgerechnet Israel sagen viele, die meinen, der Ho- 
locaust hätte doch die O ~ f e r  moralisch läutern müssen). 

Und viele Linke werden ihm 

Die besondere Schwierigkeit der Linken beipflichten mögen, es 
längst Tradition ist, Verfallsge- 

besteht im Verlust einer konkreten schichten zu enählen und da. 

Svstemübewindunas~ers~ektive als mit gleichwohl an alte Zeiten . 
anknüpfen zu wollen. 

archimedischem Punkt ihrer Friedens- befürchte, eine Ver. 
politik. fallsgeschichte der Zivilisation 

ist zu harmlos. um der jetzi- 
gen einzigartigen Situation zu entsprechen. Die Einzigar- 
tigkeit im letzten Jahrzehnt des gewalttätigen 20. Jahr- 
hunderts liegt. was die Gewaltfrage betrifft, in einer de- 
primierenden Dreifaltigkeit schrecklicher Wahrheiten: 

Erstens: Wir befinden uns nicht auf dem absteigen- 
den Pfad eines Kulturzerfalls. sondern inmitten der pre- 
kären Normalität dessen, was seit zwei Jahrhunderten Zi- 
vilisation genannt wird. Der Firnis der Zivilisation ist 
dünn. Man stecke einen beliebigen Menschen in entspre- 
chende Umstände - das weiß man seit Milgram - und na- 
hezu jedeIr kann zum Morden. zur Grausamkeit stimu- 
liert/manipuliert werden. 

Zweitens: Es gibt keine denkbare1 Form der Gewalt 
und des Terrors mehr, die nicht bereits geschehen wäre 
und die, schlimmer noch. nicht jederzeit sich ähnlich 
wieder ereignen könnte. Die meisten Gewaltformen ge- 
schehen sowieso gerade jetzt im Augenblick: der Miß- 
brauch, der Hunger, die Folter. die Hinrichtung, der 
Mord, das Massaker, der Krieg. Kein Bereich. keine Sphä- 
re. die verschont bliebe vor dem Eindringen der Gewalt- 
tat. Die Debatte um den Mißbrauch von Kindern zeigt 
nur, daß selbst das Urvertrauen kindlicher Sozialisation 
ein. wenn nicht zufälliges, so dauernd gefährdetes Refu- 
gium eines letzten Gefühls von Sicherheit und Vertrauen 
in die Gesellschaft ist. Jede Steiaeruna der Grausamkeit 
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ist technisch perfektioniert worden bis an die Grenze des 
Sinns: Wenn das Opfer tot ist. kann es nicht mehr weiter 
gequält werden. Der atomare Weltuntergang, die Dro- 
hung mit dem gegenseitigen Massenmord ist banal. 
langweilig geworden. Die Bereitschaft zum atomaren 
Erst- oder Zweitschlag hat lediglich die kollektiven mora- 
lischen Kategorien gründlich ruiniert.2 Und wo nicht 
(mehr) der absolute Untergang droht. da rechnen sich 
Kriege für Minderheiten durchaus. Und nicht zu verges- 
sen: Vielfach mehr als durch direkte, personale Gewalt 
sterben Menschen durch die Gewalt der Verhältnisse: 
Hunger. Seuchen, Umweltkatastrophen - in einer Welt, 
der wie nie zuvor aller Reichtum zur Verfügung steht, je- 
den einzelnen Menschen zu nähren. zu bilden und zu 
schützen. 

Drittens: Die greifbar scheinende ,,realistische" Per- 
spektive auf weltweit umfassenden Frieden - im ermäßig- 
ten Sinn von Nicht-Krieg -. wie sie sowohl in den Konzep- 
tionen der Kollektiven Sicherheit und des Neuen Denkens 
vor dem Epochenbruch 1989192 vertreten wurde und 
danach in der Erwartung einer .,Friedensdividende" der 
..Neuen Weltordnung" blamiert wurde. ist wieder zur 
Utopie im Wortsinne geworden (,.Kein Ort"), wie sie es 
war. als sie menschheitsgeschichtlich neu nach den 100- 
und 30-jährigen Kriegen in Europa entstand. 

GEWALT UND ZIVILISATION 

Drei Diskurse über Gewalt 
Wie reagieren Öffentlichkeit. Politik und Wissenschaft 
auf diese Situation? 

Das durch kommerziell vermachtete Massenmedien 
vermittellte Alltagsbewußtsein, der ,.öffentliche" Diskurs 
schwankt zwischen der ständig wiederholten Rezeption 
des Schreckens (der Bilder von Krieg. Mord. Vergewalti- 
gung), dem (empirisch schwer nachweisbaren) Eindruck 
einer Zunahme von Gewalt, dem Ansteigen individueller 
Bedrohtheitsgefühle und dem anschwellenden und ma- 
nipulierten Ruf nach Sicherheit und schnellen. repressi- 
ven Lösungen. Die Frage nach Ursachen wird bestenfalls 
noch rhetorisch gestellt. Wo sie überhaupt beantwortet 
wird, heißt es. Gewalt ist einfach da. Gewalt i s t  die Ursa- 
che von Gewalt usw. Scheinbar ist es da naheliegend. 
daß nur Repression. Abwehr, Bekämpfen übrig bleibt. 
Der Diskurs der Ursachen ist beendet. Mitleid findet se- 
lektiv statt - 2.0. nur mit ,,eigenenz'. .,deutschenM Opfern 
oder wird massenhysterisch wie im Fall der .,Trauer" um 
Diana. 

Das politische System inklusive der Parteiöffentlich- 
keiten führt ebenfalls nur noch rhetorisch die Ursachen- 
debatte. Keine wirklichen Analysen über inner- oder 
weltgesellschaftliche Problemlagen mehr. Sie würden die 
Legitimität der konkurrenzlosen kapitalistischen Moder- 
ne. sofern es ihrer überhaupt noch bedarf, infrage stel- 
len. Legitimität wird allerdings andersherum erzeugt. Die 
nicht hinterfragte Gewalt selbst stiftet die Legitimierung 
sei es des Militärischen. sei es irgendeiner opportunen 
law-and-order-Maßnahme. Wie bei anderen Problemla- 
gen. z.B. der Massenarbeitslosigkeit und der Armut. 
dreht die Chuzpe der Politikdie Kausalketten um. Proble- 
me, die vom politischen System entweder nicht analy- 
siert, oder nicht bearbeitet, oder gar hervorgerufen bzw. 
verschärft werden. dienen zur Begründung beliebigen 
politischen outputs. 

Wie jeher sitzt die Wissenschaft vor Wahrnehmung 
isoliert im elfenbeinernen Turm. Die Einladung irgendwel- 
cher medientauglicher Professorinnen in Talkshows ist kei- 
ne Kommunikation. Selbst die sozialen Bewegungen rezi- 
pieren nicht mehr. sondern debattieren in ihren SeMiereß- 
tuben. Wenia aenua hätten die Wissenschaften Friedens- - -  < 

und Konfliktforschung. Gesellschaftswissenschaft. Psycho- 
logie und Geschichte zu bieten. Man ist weggekommen 
von Konzepten wie ..struktureller Gewalt". ,,positiver Frie- 
den". deren anspruchsvolle gesellschaftstheoretischen 
Prämissen zugunsten einer stärker empirisch und am Ein- 
zelfall orientierten Kärrnerarbeit in die Archive gelegt wer- 
den. Wo Friedenswissenschaft theoretisch wird. räson- 
nieri sie verstärkt über Anthropologie und die Grundfrage. 
ob Frieden überhaupt möglich ist. 

Die flüchtige Skizze der drei Diskurse bedarf freilich 
der Ergänzung. Es hat nämlich durchaus Fortschritte ge- 
geben. Naturgemäß am wenigsten in der Öffentlichkeit. 
Hier wäre der krude Realismus zu erwähnen. der 2.0. auf- 
tritt, wenn laut Shell-Studie 80% der Jugendlichen für 
..bestimmt" oder ..wahrscheinlich" halten, da8 gewalttä- 
tige Konflikte das Leben zunehmend unsicher machen 
werden. Gleichzeitig scheint aber die moralische Legiti- 
mierung von Militär und Repression keineswegs generell 
zu steigen. Es gibt 2.0. mehr Kriegsdienstverweigerer als 
Rekruten. 

In der Politik zeigen die Debatten um die Zukunft der 
Wehrpflicht, z.T. um die Zukunft der europäischen Inte- 
gration. daß es durchaus Entwürfe mittlerer Reichweite 
gibt. daß es realiter so etwas wie Friedensdividenden ge- 

GEWALT UND ZIVILISATION 
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ben kann. Und sogar die UNO hat zu einigen relevanten 
Friedensschlüssen institutionell beitragen können. 

Mit dem Zivilisationsparadigma schließlich scheint 
wissenschaftlich ein Ansatz gefunden zu sein. wie man 
trotz gesellschaftstheoretischer und geschichtsphiloso- 
phischer Vorsicht empirisch gehaltvoll und potentiell pra- 
xiswirksam forschen kann. 

Statt Sozialismus oder Barbarei - Kapitalismus und 
Zivilisation? 
Die politische Linke scheint von allen drei Diskursen eher 

i die negativen Aspd<te übernehmen zu wollen, von der 
Öffentlichkeit den Attentismus, vom politischen System 
die Hilflosigkeit, von der Wissenschaft die Unübersicht- 

j lichkeit. 
Die besondere Schwierigkeit der Linken besteht im 

Verlust einer konkreten Systemüberwindungsperspektive 
als archimedischem Punkt ihrer Friedenspolitik. Nach 
manch klassischer Analyse hätte es in einem kapitalisti- 
schen Weltsystem gar keinen Sinn. Friedenspolitik zu for- 
dern - außer dem taktischen. die Revolution vorzuberei- 
ten. Die jedoch ist unwahrscheinlich und mehr noch, un- 
möglich. da sie ebenso gewaltträchtig wäre wie die Zu- 
stände. die zu überwinden sind. 

Mit dem Hintern in der orthodoxen Vergangenheit 
und dem Gemüt in einer friedlichen Zukunft Iäßt es sich 
jedoch nicht gut in der gewalttätigen Realität Politik ma- 
chen. Deswegen dreschen lieber radikale Pazifisten und 
radikale Bellizisten aufeinander ein. Die Chance, die das 
Zivilisationsparadigma eröffnet. wird zumindest viel zu 
zögerlich akzeptiert. Merkwürdigerweise obwohl es eine 
Perspektive ist, die den ,,KlassikernM so fremd nicht war. 

Karl Marx und Friedrich Engels zeugten schon 1848 
im Manifest der kommunistischen Partei von ihrer Quali- 
tät als ,,Zivilisationstheoretiker": ,,Die Bourgeoisie reißt 
durch die rasche Verbesserung aller Produkfionsinstru- 
mente, durch die unendlich erleichterten Kommunikatio- 
nen alle, auch die barbarischsten Nationen in die Zivilisa- 
tion. Die wohlfeilen Preise ihrer Waren sind die schwere 
Artillerie, mit der sie alle chinesischen Mauern in den 
Grund schießt. mit der sie den hartnäckigsten Fremden- 
haß der Barbaren zur Kapitulation zwingt. Sie zwingt alle 
Nationen, die Produktionsweise der Bourgeoisie sich an- 
zueignen, wenn sie nicht zugrunde gehn wollen; sie 
zwingt sie, die sogenannte Zivilisation bei sich selbst ein- 
zuführen, dh .  Bourgeois zu werden. Mit einem Wo< sie 
schafft sich eine Welt nach ihrem eigenen Bilde. " 

Diese 150 Jahre alten Gedanken finden sich wieder in 
den aktuellsten Versuchen, den Zusammenhang von Ka- 
pitalismus und Gewalt einerseits und die Möglichkeit von 

I Zivilisation trotz Kapitalismus andererseits zu klären. 
! Die empirische Wahrheit, daß es immer weniger Krie- 

ge innerhalb und zwischen ,.westlichen Demokratien", 
i also entwickelten kapitalistischen ..Wettbewerbsstaaten" 

gibt - der Kriegstypus der heutigen Zeit vielmehr der Bür- 
gerkrieg in einem ,,Schwellenland" ist. deutet darauf hin. 
daß. wie Sieaelbera in seiner einschläaiaen Studie ..Kaoi- 

< 2 2 ~ .. ~ ,~ 
talismus und Krieg" 1994 zeigt. das Kriegsgeschehen seit 
der Entstehung des kapitalistischen Weltsystems (ab 
etwa dem 16. Jahrhundert) vor allem an den Fronten der 
Ausbreitung des Kapitalismus zu finden ist und die wich: 
tigsten Konfliktursachen in den Transformationskonflik- 
ten der Gesellschaften von vorkapitalistischem Zustand 
zum .,modernen" Typ (Säkularisation. Stratifikation. Dif- 
ferenzierung etc.) bestehen. Phänomene von den Ge- 
walttaten der bereits von Marx beschriebenen ursprüng- 

lichen Akkumulation bis zu neuen Identitätskonflikten 
und des Fundamentalismus bzw. dem ,.Kampf der Kultu- 
ren" lassen sich so diskutieren. 

Gleichzeitig mit der blutigen Durchsetzung des Kapi- 
talismus entwickelt sich aber auch das. was Marx und 
Engels als bourgeoise Zivilisation bezeichneten. und wo- 
für Norbert Elias den Theorieversuch geliefert hat. 

Der ambivalente Prozeß der Zivilisation 
Norbert Elias' Hauptwerk ,Über den Prozeß der Zivili- 
sation" betrachtet den Zivilisationsprozeß insbesondere 
als die zunehmende und verfeinerte Naturbeherrschung 
und Selbstkontrolle des Menschen, die sich ungeplant 
durch die evolutionäre Entwicklung von immer komple- 
xeren Verflechtungszusammenhängen der Menschen 
und gesteigert nach der Herausbildung von staatlichen 
Gewaltmonopolen herstellt. 

Elias führt die Herausbildung des modernen Über-Ichs 
auf die Errichtung einer stabilen staatlichen Zentralgewalt 
mit einem dauerhaften Gewalt-Monopol zurück. Deren 
Formierung bildete den Auftakt für den Übergang mittel- 
alterlicher regionaler Feudalordnungen zu zentralisierten 
Herrschaftsformen und letzt- 

lich zum National- Das Kriegsgeschehen ist seit. der Ent- 
Staat. Die Leistung moderner 
Staaten besteht in der stehung des kapitalistischen Weltsy- 
Schaffung intern pazifizierter stems (ab etwa dem 16. Jahrhundert) 
Räume: Die stärkere Funktions- 
teiluna in diesen Gesellschaf- vor allem an den Fronten der Ausbrei- 
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ten mit Gewalt-Monopol. die tung des Kapitalismus zu finden. 
Verlängerung der Interdepen- 
denzketten, führt zu einer höheren Dichte von Abhängig- 
keiten der Menschen untereinander, der Schutz vor frem- 
der Gewalt (die im Mittelalter alltäglich sein konnte) wird 
gekoppelt mit der Notwendigkeit, sich selbst stärker zu 
disziplinieren. Zurückhaltung der Affekte. Weiterung des 
Gedankenraumes, Ablösung des Handeln8 vom Augen- 
blick sind die Folge - höflicher Umgang (moderne Verhal- 
tenselemente gehen in der Tat vom ,,Hofea. von höfischer 
Kultur aus). Planung. Wissenschaft und verfeinerte Kultur 
werden in einem Zivilisationsschub gefördert. Der 
menschliche Seelenhaushalt wird zu einer kontinuierlichen 
Regelung des Trieblebens umgeformt. Zwischenmenschli- 
che Zwänge und Gewalt verschwinden zwar nicht, aller- 
dings tritt mehr und mehr der Selbstzwang an ihre Stelle. 
Der Herausbildung politisch stabiler Zentralorgane ent- 
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Barbarei. Ein Leitfaden: Die Rückkehr der Folterer 
und das Anwachsen der Gewalt heißt sein Aufsatz zum 
Thema. Der Titel erlangt suggestive Aktualität - gerade 
haben die Zeitungen gemeldet, das oberste israelische 
Gericht habe die Folter in Verhören nicht verbieten wol- 
len (ausgerechnet Israel sagen viele, die meinen, der Ho- 
locaust hätte doch die O ~ f e r  moralisch läutern müssen). 

Und viele Linke werden ihm 

Die besondere Schwierigkeit der Linken beipflichten mögen, es 
längst Tradition ist, Verfallsge- 

besteht im Verlust einer konkreten schichten zu enählen und da. 

Svstemübewindunas~ers~ektive als mit gleichwohl an alte Zeiten . 
anknüpfen zu wollen. 

archimedischem Punkt ihrer Friedens- befürchte, eine Ver. 
politik. fallsgeschichte der Zivilisation 

ist zu harmlos. um der jetzi- 
gen einzigartigen Situation zu entsprechen. Die Einzigar- 
tigkeit im letzten Jahrzehnt des gewalttätigen 20. Jahr- 
hunderts liegt. was die Gewaltfrage betrifft, in einer de- 
primierenden Dreifaltigkeit schrecklicher Wahrheiten: 

Erstens: Wir befinden uns nicht auf dem absteigen- 
den Pfad eines Kulturzerfalls. sondern inmitten der pre- 
kären Normalität dessen, was seit zwei Jahrhunderten Zi- 
vilisation genannt wird. Der Firnis der Zivilisation ist 
dünn. Man stecke einen beliebigen Menschen in entspre- 
chende Umstände - das weiß man seit Milgram - und na- 
hezu jedeIr kann zum Morden. zur Grausamkeit stimu- 
liert/manipuliert werden. 

Zweitens: Es gibt keine denkbare1 Form der Gewalt 
und des Terrors mehr, die nicht bereits geschehen wäre 
und die, schlimmer noch. nicht jederzeit sich ähnlich 
wieder ereignen könnte. Die meisten Gewaltformen ge- 
schehen sowieso gerade jetzt im Augenblick: der Miß- 
brauch, der Hunger, die Folter. die Hinrichtung, der 
Mord, das Massaker, der Krieg. Kein Bereich. keine Sphä- 
re. die verschont bliebe vor dem Eindringen der Gewalt- 
tat. Die Debatte um den Mißbrauch von Kindern zeigt 
nur, daß selbst das Urvertrauen kindlicher Sozialisation 
ein. wenn nicht zufälliges, so dauernd gefährdetes Refu- 
gium eines letzten Gefühls von Sicherheit und Vertrauen 
in die Gesellschaft ist. Jede Steiaeruna der Grausamkeit 
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ist technisch perfektioniert worden bis an die Grenze des 
Sinns: Wenn das Opfer tot ist. kann es nicht mehr weiter 
gequält werden. Der atomare Weltuntergang, die Dro- 
hung mit dem gegenseitigen Massenmord ist banal. 
langweilig geworden. Die Bereitschaft zum atomaren 
Erst- oder Zweitschlag hat lediglich die kollektiven mora- 
lischen Kategorien gründlich ruiniert.2 Und wo nicht 
(mehr) der absolute Untergang droht. da rechnen sich 
Kriege für Minderheiten durchaus. Und nicht zu verges- 
sen: Vielfach mehr als durch direkte, personale Gewalt 
sterben Menschen durch die Gewalt der Verhältnisse: 
Hunger. Seuchen, Umweltkatastrophen - in einer Welt, 
der wie nie zuvor aller Reichtum zur Verfügung steht, je- 
den einzelnen Menschen zu nähren. zu bilden und zu 
schützen. 

Drittens: Die greifbar scheinende ,,realistische" Per- 
spektive auf weltweit umfassenden Frieden - im ermäßig- 
ten Sinn von Nicht-Krieg -. wie sie sowohl in den Konzep- 
tionen der Kollektiven Sicherheit und des Neuen Denkens 
vor dem Epochenbruch 1989192 vertreten wurde und 
danach in der Erwartung einer .,Friedensdividende" der 
..Neuen Weltordnung" blamiert wurde. ist wieder zur 
Utopie im Wortsinne geworden (,.Kein Ort"), wie sie es 
war. als sie menschheitsgeschichtlich neu nach den 100- 
und 30-jährigen Kriegen in Europa entstand. 

GEWALT UND ZIVILISATION 

Drei Diskurse über Gewalt 
Wie reagieren Öffentlichkeit. Politik und Wissenschaft 
auf diese Situation? 

Das durch kommerziell vermachtete Massenmedien 
vermittellte Alltagsbewußtsein, der ,.öffentliche" Diskurs 
schwankt zwischen der ständig wiederholten Rezeption 
des Schreckens (der Bilder von Krieg. Mord. Vergewalti- 
gung), dem (empirisch schwer nachweisbaren) Eindruck 
einer Zunahme von Gewalt, dem Ansteigen individueller 
Bedrohtheitsgefühle und dem anschwellenden und ma- 
nipulierten Ruf nach Sicherheit und schnellen. repressi- 
ven Lösungen. Die Frage nach Ursachen wird bestenfalls 
noch rhetorisch gestellt. Wo sie überhaupt beantwortet 
wird, heißt es. Gewalt ist einfach da. Gewalt i s t  die Ursa- 
che von Gewalt usw. Scheinbar ist es da naheliegend. 
daß nur Repression. Abwehr, Bekämpfen übrig bleibt. 
Der Diskurs der Ursachen ist beendet. Mitleid findet se- 
lektiv statt - 2.0. nur mit ,,eigenenz'. .,deutschenM Opfern 
oder wird massenhysterisch wie im Fall der .,Trauer" um 
Diana. 

Das politische System inklusive der Parteiöffentlich- 
keiten führt ebenfalls nur noch rhetorisch die Ursachen- 
debatte. Keine wirklichen Analysen über inner- oder 
weltgesellschaftliche Problemlagen mehr. Sie würden die 
Legitimität der konkurrenzlosen kapitalistischen Moder- 
ne. sofern es ihrer überhaupt noch bedarf, infrage stel- 
len. Legitimität wird allerdings andersherum erzeugt. Die 
nicht hinterfragte Gewalt selbst stiftet die Legitimierung 
sei es des Militärischen. sei es irgendeiner opportunen 
law-and-order-Maßnahme. Wie bei anderen Problemla- 
gen. z.B. der Massenarbeitslosigkeit und der Armut. 
dreht die Chuzpe der Politikdie Kausalketten um. Proble- 
me, die vom politischen System entweder nicht analy- 
siert, oder nicht bearbeitet, oder gar hervorgerufen bzw. 
verschärft werden. dienen zur Begründung beliebigen 
politischen outputs. 

Wie jeher sitzt die Wissenschaft vor Wahrnehmung 
isoliert im elfenbeinernen Turm. Die Einladung irgendwel- 
cher medientauglicher Professorinnen in Talkshows ist kei- 
ne Kommunikation. Selbst die sozialen Bewegungen rezi- 
pieren nicht mehr. sondern debattieren in ihren SeMiereß- 
tuben. Wenia aenua hätten die Wissenschaften Friedens- - -  < 

und Konfliktforschung. Gesellschaftswissenschaft. Psycho- 
logie und Geschichte zu bieten. Man ist weggekommen 
von Konzepten wie ..struktureller Gewalt". ,,positiver Frie- 
den". deren anspruchsvolle gesellschaftstheoretischen 
Prämissen zugunsten einer stärker empirisch und am Ein- 
zelfall orientierten Kärrnerarbeit in die Archive gelegt wer- 
den. Wo Friedenswissenschaft theoretisch wird. räson- 
nieri sie verstärkt über Anthropologie und die Grundfrage. 
ob Frieden überhaupt möglich ist. 

Die flüchtige Skizze der drei Diskurse bedarf freilich 
der Ergänzung. Es hat nämlich durchaus Fortschritte ge- 
geben. Naturgemäß am wenigsten in der Öffentlichkeit. 
Hier wäre der krude Realismus zu erwähnen. der 2.0. auf- 
tritt, wenn laut Shell-Studie 80% der Jugendlichen für 
..bestimmt" oder ..wahrscheinlich" halten, da8 gewalttä- 
tige Konflikte das Leben zunehmend unsicher machen 
werden. Gleichzeitig scheint aber die moralische Legiti- 
mierung von Militär und Repression keineswegs generell 
zu steigen. Es gibt 2.0. mehr Kriegsdienstverweigerer als 
Rekruten. 

In der Politik zeigen die Debatten um die Zukunft der 
Wehrpflicht, z.T. um die Zukunft der europäischen Inte- 
gration. daß es durchaus Entwürfe mittlerer Reichweite 
gibt. daß es realiter so etwas wie Friedensdividenden ge- 
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ben kann. Und sogar die UNO hat zu einigen relevanten 
Friedensschlüssen institutionell beitragen können. 

Mit dem Zivilisationsparadigma schließlich scheint 
wissenschaftlich ein Ansatz gefunden zu sein. wie man 
trotz gesellschaftstheoretischer und geschichtsphiloso- 
phischer Vorsicht empirisch gehaltvoll und potentiell pra- 
xiswirksam forschen kann. 

Statt Sozialismus oder Barbarei - Kapitalismus und 
Zivilisation? 
Die politische Linke scheint von allen drei Diskursen eher 

i die negativen Aspd<te übernehmen zu wollen, von der 
Öffentlichkeit den Attentismus, vom politischen System 
die Hilflosigkeit, von der Wissenschaft die Unübersicht- 

j lichkeit. 
Die besondere Schwierigkeit der Linken besteht im 

Verlust einer konkreten Systemüberwindungsperspektive 
als archimedischem Punkt ihrer Friedenspolitik. Nach 
manch klassischer Analyse hätte es in einem kapitalisti- 
schen Weltsystem gar keinen Sinn. Friedenspolitik zu for- 
dern - außer dem taktischen. die Revolution vorzuberei- 
ten. Die jedoch ist unwahrscheinlich und mehr noch, un- 
möglich. da sie ebenso gewaltträchtig wäre wie die Zu- 
stände. die zu überwinden sind. 

Mit dem Hintern in der orthodoxen Vergangenheit 
und dem Gemüt in einer friedlichen Zukunft Iäßt es sich 
jedoch nicht gut in der gewalttätigen Realität Politik ma- 
chen. Deswegen dreschen lieber radikale Pazifisten und 
radikale Bellizisten aufeinander ein. Die Chance, die das 
Zivilisationsparadigma eröffnet. wird zumindest viel zu 
zögerlich akzeptiert. Merkwürdigerweise obwohl es eine 
Perspektive ist, die den ,,KlassikernM so fremd nicht war. 

Karl Marx und Friedrich Engels zeugten schon 1848 
im Manifest der kommunistischen Partei von ihrer Quali- 
tät als ,,Zivilisationstheoretiker": ,,Die Bourgeoisie reißt 
durch die rasche Verbesserung aller Produkfionsinstru- 
mente, durch die unendlich erleichterten Kommunikatio- 
nen alle, auch die barbarischsten Nationen in die Zivilisa- 
tion. Die wohlfeilen Preise ihrer Waren sind die schwere 
Artillerie, mit der sie alle chinesischen Mauern in den 
Grund schießt. mit der sie den hartnäckigsten Fremden- 
haß der Barbaren zur Kapitulation zwingt. Sie zwingt alle 
Nationen, die Produktionsweise der Bourgeoisie sich an- 
zueignen, wenn sie nicht zugrunde gehn wollen; sie 
zwingt sie, die sogenannte Zivilisation bei sich selbst ein- 
zuführen, dh .  Bourgeois zu werden. Mit einem Wo< sie 
schafft sich eine Welt nach ihrem eigenen Bilde. " 

Diese 150 Jahre alten Gedanken finden sich wieder in 
den aktuellsten Versuchen, den Zusammenhang von Ka- 
pitalismus und Gewalt einerseits und die Möglichkeit von 

I Zivilisation trotz Kapitalismus andererseits zu klären. 
! Die empirische Wahrheit, daß es immer weniger Krie- 

ge innerhalb und zwischen ,.westlichen Demokratien", 
i also entwickelten kapitalistischen ..Wettbewerbsstaaten" 

gibt - der Kriegstypus der heutigen Zeit vielmehr der Bür- 
gerkrieg in einem ,,Schwellenland" ist. deutet darauf hin. 
daß. wie Sieaelbera in seiner einschläaiaen Studie ..Kaoi- 

< 2 2 ~ .. ~ ,~ 
talismus und Krieg" 1994 zeigt. das Kriegsgeschehen seit 
der Entstehung des kapitalistischen Weltsystems (ab 
etwa dem 16. Jahrhundert) vor allem an den Fronten der 
Ausbreitung des Kapitalismus zu finden ist und die wich: 
tigsten Konfliktursachen in den Transformationskonflik- 
ten der Gesellschaften von vorkapitalistischem Zustand 
zum .,modernen" Typ (Säkularisation. Stratifikation. Dif- 
ferenzierung etc.) bestehen. Phänomene von den Ge- 
walttaten der bereits von Marx beschriebenen ursprüng- 

lichen Akkumulation bis zu neuen Identitätskonflikten 
und des Fundamentalismus bzw. dem ,.Kampf der Kultu- 
ren" lassen sich so diskutieren. 

Gleichzeitig mit der blutigen Durchsetzung des Kapi- 
talismus entwickelt sich aber auch das. was Marx und 
Engels als bourgeoise Zivilisation bezeichneten. und wo- 
für Norbert Elias den Theorieversuch geliefert hat. 

Der ambivalente Prozeß der Zivilisation 
Norbert Elias' Hauptwerk ,Über den Prozeß der Zivili- 
sation" betrachtet den Zivilisationsprozeß insbesondere 
als die zunehmende und verfeinerte Naturbeherrschung 
und Selbstkontrolle des Menschen, die sich ungeplant 
durch die evolutionäre Entwicklung von immer komple- 
xeren Verflechtungszusammenhängen der Menschen 
und gesteigert nach der Herausbildung von staatlichen 
Gewaltmonopolen herstellt. 

Elias führt die Herausbildung des modernen Über-Ichs 
auf die Errichtung einer stabilen staatlichen Zentralgewalt 
mit einem dauerhaften Gewalt-Monopol zurück. Deren 
Formierung bildete den Auftakt für den Übergang mittel- 
alterlicher regionaler Feudalordnungen zu zentralisierten 
Herrschaftsformen und letzt- 

lich zum National- Das Kriegsgeschehen ist seit. der Ent- 
Staat. Die Leistung moderner 
Staaten besteht in der stehung des kapitalistischen Weltsy- 
Schaffung intern pazifizierter stems (ab etwa dem 16. Jahrhundert) 
Räume: Die stärkere Funktions- 
teiluna in diesen Gesellschaf- vor allem an den Fronten der Ausbrei- 
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ten mit Gewalt-Monopol. die tung des Kapitalismus zu finden. 
Verlängerung der Interdepen- 
denzketten, führt zu einer höheren Dichte von Abhängig- 
keiten der Menschen untereinander, der Schutz vor frem- 
der Gewalt (die im Mittelalter alltäglich sein konnte) wird 
gekoppelt mit der Notwendigkeit, sich selbst stärker zu 
disziplinieren. Zurückhaltung der Affekte. Weiterung des 
Gedankenraumes, Ablösung des Handeln8 vom Augen- 
blick sind die Folge - höflicher Umgang (moderne Verhal- 
tenselemente gehen in der Tat vom ,,Hofea. von höfischer 
Kultur aus). Planung. Wissenschaft und verfeinerte Kultur 
werden in einem Zivilisationsschub gefördert. Der 
menschliche Seelenhaushalt wird zu einer kontinuierlichen 
Regelung des Trieblebens umgeformt. Zwischenmenschli- 
che Zwänge und Gewalt verschwinden zwar nicht, aller- 
dings tritt mehr und mehr der Selbstzwang an ihre Stelle. 
Der Herausbildung politisch stabiler Zentralorgane ent- 
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spricht die Ausbildung und Verfestigung einer psychi- Blutrausch Tötende. ein Feind der Zivilisation ist (die G e  
schen Selbstzwana-Aooaratur. Außenkonflikte. Zwana sellschaft träat die Kosten entbundener Gewalt noch 
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,,Es gibt keine harmlosen Zivilisten" 
(lohn Rambo, ,.First Blood" (Rambo I), USA 1982) - , ,  - - 

und Gewalt - der ,,Kriegsschauplatz" wird teilweise nach nachträglich. 2.0. durch die Taten und Integrationsschwie- 
innen verlegt. Soziale und psychische Wandlungsprozesse rigkeiten von Kriegsveteranen), ist der ..Grausamkeitsar- Von der optimistischen Geschichtsphilosophie zur 

sind ein untrennbares Ge- beiter", der KZ-Kommandant, der seiner Familie ein guter pessimistischen Anthropologie 

Während der  Berserker. der im Blut- flecht. soießbüroerlicher Vater ist. mit ihr komoatibel. Hannah 1853 kommentierte Karl Marx in einem Zeitungsartikel 
-~ ~ 

rausch Tötende, ein Feind der Zivilisation Der 
Senghaas hat versucht. in ei- 

ist, ist der ,,Grausamkeitsarbeiter", der Theorie des zivilisatori- 

KZ-Kommandant, der seiner Familie e in schen bestehend 
aus staatlichem Gewaltmono- 

guter spießbürgerlicher Vater ist, mit ihr  Rechtsstaatlichkeit, Inter. , . 
kompatibel. dependenzen, Demokratie, 

sozialer Gerechtigkeit und 
Konfliktkultur. das als ldealmodell der Elemente einer kon- 
vergent gedachten Zivilisierung und Pazifizierung national 
wie international vorgeschlagen wird, eine praxisrelevante 
Persoektive vorzuschlaaen. Freilich ist sein optimistisches 
~ o d e l l  lediglich naiv oder affirmativ. wenn nicht die Ge- 
fährdungen und die selbsterzeugten Konfliktlagen der Zi- 
vilisation mitbedacht werden - und vom Kapitalismus eher 
geschwiegen wird. 

Zweifellos ist nämlich der Prozeß der Zivilisation, auf die 
Gewaltfrage bezogen, höchst ambivalent und prekär: Der 
internen Pazifizierung des Nationalstaates steht die Zentrali- 
sierung und Potenzierung der Gewalt in einem Staatensy- 
stem der anarchischen Konkurrenz gegenüber. Die Folgen 
eines Ausbruchs der kasernierten Gewalt sind heute infolge 
der mit modernen Massenvernichtungwaffen geführten 
.,demokratisierten" Kriege weitaus gefährlicher und tod- 
bringender (bis zum potentiellen Omnizid) als das Aufein- 
anderschlagen ,,wilder". .,unzivilisierter" Gruppen. Stämme 
oder Gesellschaften in prämoderner Zeit. 

Es gibt eine eigentümliche Gewalt der Zivilisation. die 
darüber hinaus (und von Elias vernachlässigt) nicht einfach 
in der technischen Steigerung oder der Intensivierung un- 
terdrückter Destruktivität aufgeht. sondern in dem liegt. 
was Jan Philipp Reemtsma - Alexander Mitscherlich auf- 
greifend - mit der Unterscheidung von (lustvoller) ,.heißerm 
und .,kalter" Grausamkeit zeigt: .,Die eine Form der Gewalt 
ist vorzivilisatorisch. Sie ist der (potentielle) Krieg aller ge- 
gen alle. (...) Die andere ist nicht Gewalt im Gefolge des 
Zusammenbruchs Gewalt monopolisierender Institutio- 
nen. sondern Gewalt durch sie: Auschwitz, der Gulag, die 
Folter in Militärdiktaturen." Während der Berserker, der im 
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Arendts Rede von der Banalität des Bösen meinte ja diesen 
Eichmann-Typ des Grausamen. 

Was z.0: Goldhagen über an Juden begangene Greu- 
el schreibt. könnte als einzigartig gesteigerte Kombinati- 
on von heißer und kalter Grausamkeit aedeutet werden. 
Auschwitz war Zusammenbruch und negative Steige- 
rung der Zivilisation zugleich. 

Damit wird die Ambivalenz von Zivilisation und Zivili- 
sationsparadigma am grellsten deutlich. Dahinter führt 
jedoch kein Weg zurück. Die illusionszerstörende und 
brutale Janusköpfigkeit der Moderne spiegelt sich in am- 
bivalenter Theorie. 

Reemtsma (1996: 139) drückt es lapidar aus: ,Der 
Mensch zählt Grausamkeit und Destruktivität zu seinen 
Fähigkeiten, wie er auch die Musik zu seinen Fähigkeiten 
zählt - that's it. Er kann, er muß nicht; er muß nicht, er 
kann." 

Bemerkenswert parallel argumentiert Altvater (1996: 
397) bezogen auf den Kapitalismus: .Die 'Erbanlagen' 
des Kapitalismus enthalten auch den Hang zu Aggressio- 
nen. Damit diese aber ausbrechen und Kriege angezet- 
telt werden, müssen bestimmte historische Konstellatio- 
nen gegeben sein, deren Zustandekommen politisch ver- 
hindert werden kann. Wäre dem nicht so, gäbe es keine 
politischen Chancen der Kriegsverhütung und der Frie- 
denssicherung. " 

Die Ambivalenzen sind vollständig. Der Kapitalismus 
kann Kriege produzieren oder zivilisiert werden. Die Zivili- 
sation kann pazifizieren, regredieren oder kalte Grausam- 
keit gebären. Damit gibt es nicht nur Ambivalenzen. son- 
dern auch Alternativen. Handeln entscheidet. Wir können. 
wir müssen nicht, wir müssen nicht, wir können. rpr. 
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Frieden durch Ziviliriening? Pmbleme - Ansätze - Perspektiven. Mün- 

die rücksichtslos-gewalttätige Kolonialpolitik des Empire 
in Indien: ,,Gewiß war schnödester Eigennutz die einzige 
Triebfeder Englands, als es eine soziale Revolution in Indi- 
en auslöste (...). Aber nicht das ist hier die Frage. Die Fra- 
ge ist, ob die Menschheit ihre Bestimmung erfüllen kann 
ohne radikale Revolutioniemng der sozialen Verhältnisse 
Asiens. Wenn nicht, so war England, welche Verbrechen 
es auch begangen haben mag, doch das bewußte Werk- 
zeug der Geschichte, indem es diese Revolution zuwege 
brachte. Dann haben wir, so erschüiternd das Schauspiel 
des Zerfalls einer alten Welt für unser persönliches Emp- 
finden auch sein mag, vor der Geschichte das Recht, mit 
Goethe auszurufen: 

Sollte diese Qual uns quälen, 
Da sie unsre Lust vermehrt, 
Hat nicht Myriaden Seelen 
Timurs Herrschaft aufgezehrt" 

Diese Sätze von Marx (MEW 9:133) muten die mei- 
sten heute nur noch brutal und zynisch an - die Lyrikvon 
Goethe gar höhnisch, obwohl sie lediglich distanziert- 
realistisch den Standpunkt der westlichen Zivilisation re- 
prasentieren, der auch unser Standpunkt ist. Sie formu- 
lieren den Glauben an Sinn und Gesetzmäßigkeit der Ge- 
schichte und die Etwartung der Überwindung gewalttä- 
tiger Zustände. kurz: Sie sprechen den Auftrag und das 
Versprechen der Aufklärung und des Humanismus aus, 
die Gesetze zu entschlüsseln. die der Gattung Mensch 
ein Leben in Humanität ermöglichen. 

Sie beschreiben Grausames, waren aber nicht selbst 
grausam. wenn man Grausamkeit als sinnlose, pure Ge- 
walt. Mordlust, definiert, wie es Max Horkheimer 1936 
(Gesammelte Schriften Bd. 4: 104) tat: ,,Eine Hauptwur- 
zel der Grausamkeit bildet die Verzweiflung an der Mög- 
lichkeit des allgemeinen Glücks. (...)Je stärker der Glau- 
be an die Befreiung der Menschheit ist, um so geringer 
auch der Wunsch nach Opfern. " 

Der zeitgenössische Soziologe Wolfgang Sofsky. Au- 
tor der erschütternd brillanten Studie ..Die Ordnuna des 

Zivilisation und Barbarei 
Der amb iva len te  Diskurs über Gewal tpo ten t ia le  und 
Zivi l is ierungschancen der kapital ist ischen Moderne 

von Frank Wilhelrny* 

die Tatsache, daß sich die nationalen Proletariate letztlich 
begeistert auf die Schlachtbank begaben und einander 
massakrierten. Auch die Kulakenvernichtung und die 
,.Säuberungs"-Exzesse des Stalinismus liegen zwischen 
ihnen. 

Die Vorstellung einer .,Gesetzmäßigkeit" der Ge- 
schichte zum Fortschritt. zur Humanität hin. war bei dem 
Direktor des Frankfurter Instituts für Sozialforschung zur 
bloßen Hoffnung degradiert, freilich noch nicht ganz 
suspendiert. 

Zwischen Horkheimer des Jahres 1936 und dem So- 
ziologen Sofsky (und uns allen) heute liegt: Der Zweite 
Weltkrieg, Auschwitz. der Gulag. Hiroshima. Der Kalte 
Krieg mit den vielen heißen Kriegen - die Wende 1989. 
dann Golfkrieg, Somalia, Jugoslawien, Ruanda ... Sofskys 
düster-pessimistisches Resumee hat einen einzigen Vor- 
zug. Von solcher Warte Iäßt sich Gewaltanwendung po- 
litisch nicht mehr legitimieren. Nur nützt das den Opfern 
nichts. wenn Gewalt zur 

schwarzen anthropologi- Für Frieden Iäßt sich semantisch k a u m  
schen Konstante erhoben ist. ~ ~ 

Dann ist die Persoektive ihrer mehr  kämpfen, wohl noch f ü r  die Zivili- 

auch die ihrer sation bzw. dieZivilisierung barbarischer 
bloßen Einhegung oder Zivili- 
sierung, ~ d ~ ~ l ~ ~ i ~ ,  ~ ~ ~ ~ ~ t ~ i ,  Verhältnisse. Aber d ie Zivilisation befin- 
und in der neuen. POstm0- de t  nicht gerade auf dem Vormarsch 
dernen Welt, in der es zur Ge- 
waltausübung gar keiner Le- 
gitimation. keiner Ideologie, manchmal keines Zweckes 
mehr bedarf. wäre wohl schon der Zwang zur Rechtferti- 
gung ein Fortschritt. 

Zerfallsgeschichte der Zivilisation oder ambivalen- 
t e  Normali tät 
Wer aktuell das Wort Frieden im Munde führt, gilt 
schneller als je zuvor als Träumer oder als gefährlicher 
Phantast. Im schlimmsten Falle wird sie oder er als feiaelr 

Ster 1996 
- - 

Max ~ i l l e d ~ a n r - G m r g  Saeffner (Hg.): Modernität und Barbarei. Sa- Terrors. Das Konzentrationslager", schreibt 1995 in sei- Lehnstuhlmoralistln denunziert, manchmal auch als 
ziologische Zeitdiagnare am Ende der 20. Jahrhunderts, Frank- nem ..Traktat über die Gewalt": .Dem Naturzustand foC nützlicheR ldiotln des westlich-imperialen Ethnozentris- 
fuWM 1996 
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Dieter Senghaas: Frieden als Zivilirieiungsprojekt, in: Vogt (Hg.) 1995, gründet wederauf einem unaufhaltsamen Drang zur Ge- . einräumen, daß sich die Zivilisation nicht gerade auf dem 
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1 2 Dar, war nun rurammenwächrt:weil es zusammengehört. dar 
oeJtrcn? Ilaa!<rcir. war. u i m  10 ianre ir l  er ner. n oen wert- 
ortzihen M Itaiookti nen orieit. r cn adf dcm Scnla<ntfelo M t-  
trlr.ropa ndk ear ndei Seibrtvern cnti.nq I J  uerein gcn 

selligkeit noch auf den Notwendigkeiten der Arbeit. Es 
ist die Erfahrung der Gewalt, welche die Menschen verei- 
nigt." 

Zwischen allen drei Zitaten liegen jeweils Welten - Er- 
eignisse, die die Erfahrungen prägten und die Horizonte 
erschütterten und verschoben. Zwischen Man: und Hork- 
heimer liegt der erste Weltkrieg, der erste Zusammen- 
bruch der fortgeschrittenen .,westlichen Zivilisation", die 
,,Saugpumpe" (wie ein deutscher General es ausdrückte) 

. .  . 
' ' !xistentiellen Res- 

sourcen einer ganzen Nation auszubluten und nicht 
mehr .nur" - wie im Kabinettkrieg der Vergangenheit - 
das gegnerische Heer zu füsilieren. Zwischen ihnen liegt 

Vormarsch befindet. Eric Hobsbawm 2.0. konstatiert ei- 
nen ,,allgemeinen Zusammenbruch der Zivilisation". wie 
man ihn in großen Teilen der Welt seit den BOer Jahren 
feststellen könne. er beschreibt ein säkulares Wachsen 
der Barbarei, die für ihn zweierlei bedeutet - den Zusam- 
menbruch moralischer Regelsysteme und die Aufgabe 
der Perspektive der Aufklärung. 

' Dr Frank Wilhelrny. Bonn, Politikwissenschahler, Mitglied der spw-Redaktion 
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GEWALT UND ZIVILISATION 

Gewalt und Zivilisation Strafe und Härte statt Therapie und Prävention heißt das 
neue Motto auf der Gesellschaftsebene, Abschreckung 
und Sicherheit statt Friedensstiftung und Zivilisierung 

Ein le i tung zum Hef tschwerpunk t  der Weltordnung heißt es - wie stets - im internationalen 
von frank Wilhelrny' Bereich 

Der dem Menschen ein WoMist ist kein Mensch, son- 
dern ein Wolf (Bert Brecht) 

E ine willkürliche Aufzählung: Bürgerkriege in Afrika. 
Massaker in Algerien, Schießereien in Albanien, An- 
schläge in Bosnien und Israel. Morde. Vergewalti- 

gungen. Hinrichtungen, die Goldhagendebane. die De- 
batte um Kindesmißbrauch. das Hammelburger Bundes- 
wehrskandalvideo etc. etc. Obwohl in aller Munde, ist 
Gewalt ein begrifflich und empirisch unklares Problem. 

Die immer wieder neu her- 
Die Weiqerunq, ernsthaft über Ursachen vortretende Bedrohlichkeit . - 

gewalttätiger Auseinander- 
gewal t tät iger  Konflikte z u  diskutieren, in VerqanQenheit - - - 
ist eine Seite. d ie Forderunqen nach und Gegenwart. in sozialer 

Gewalt und Gesellschaft 
Sich diesem Großphänomen Gewalt mit den begrenzten 
Kapazitäten eines spw-Schwerpunktes zu nähern. hieß 
zunächst für die Redaktion, die wichtigsten Themen zu 
identifizieren: 

Gewalt als Grundphänomen (der Natur, KulturRivili- 
sation) und der wissenschaftliche und gesellschaftliche 
(populäre) Metadiskurs, 

Gewalt gegen bestimmte Gruppen und ihre gesell- 
schaftliche Reproduktion, 

Krieg und Frieden: Zivilisierung der Staatenbeziehun- 
gen, regionale und globale Sicherheitssysteme. 

Zu allen drei Ebenen sind im Heft Beiträge vorhan- 
den. Ziel war es jeweils. das zu versuchen. was gernein- 
hin nicht (mehr) geschieht: Aufklärung über Hintergrün- 
de und Strukturen mit - w o  möglich - der Orientierung 
auf Alternativen zu verbinden, oder die Suche nach 
Handlungsoptionen vorzubereiten. - 

~ r u ~ ~ e / S p h ä r e .  der Gesell- ~ r a n k ~ i l h e l m ~  gibt eine Übersicht über den Diskurs repressivem Schutz und gewaltförmiger 
Schaft insgesamt und schließ- über Barbarei und Zivilisation in Öffentlichkeit. Politik 

Geqenwehr sind die andere Seite der Iich dem internationalen Sv- und Wissenschaft und beleuchtet die Ambivalenz der - 
gleichen Medaille. stem führt stets zu hekti- 

schen Scheindebatten in den 
Medien, die regelmäßig weder zur Aufklärung noch zur 
Lösung der jeweiligen Probleme beitragen. Ein diffuser 
doppelter Eindruck scheint sich öffentlich zu verbreitern: 
Gewalt nimmt überall zu und die Alternativen gleichzei- 
tig ab. Die Weigerung. ernsthaft über Ursachen gewalt- 
tätiger Konflikte, insbesondere sozioökonomischer aber 
auch oolitischer Art. zu diskutieren. ist eine Seite. die For- 
derungen nach repressivem Schutz und gewaltförmiger 
Gegenwehr sind die andere Seite der gleichen Medaille. 

Begriffe und Konzepte - eine Vorbemerkung für die an- 
stehende Neubestimmung der grundbegrifflichen Fun- 
damente linker Friedensentwürfe. 

Auf der grundsätzlichen Ebene, in diesem Fall aus zi- 
vilisationskritischer und körperbezogener Perspektive, 
setzt auch Kristina AugR an. um Gewalt gegen Frauen 
anders als üblicherweise zu beleuchten. lhre These ist. 
daß die Diskriminierung und gewalttätige Unterdrük- 
kung der Frau - im Anschluß an die Dialektik der Aufklä- 
rung - ursprünglich bereits mit dem Prozeß der Beherr- 
schung der Natur verkoppelt ist. 

Krieg u n d  Frieden 
lngo Siebert und Holger Thärichen zeigen die Rolle 

* Dr. Frank Wilhelrny, Bonn, Poliri~issenschafrler, Mitglied der spw-Redaktion einer ~esellschaftlichen Institution, der Wehr~flicht. bei - 
der Gewaltsozialisation und der Vermittlung undemo- 
kratischer. hierarchischer und patriarchaler Weltbilder 
und aggressiver Verhaltensmuster. lhre Schlußfolge- 
rung. hochaktuell und umstritten: Wehrpflicht abschaf- 
fon1 
,L, . .  

Der Leiter des Hamburger Friedensforschungsinsti- 
tut8 IFSH. Dieter 5. Lutz, liefert in seinem Aufsatz nicht 
nur eine Kritik an der NATO 1-Osterweiterunol iind der ~ ~ - ~- - 7.- ~ ~- 

herrschenden sicherheitspolitischen Werkelei und 
Konzeptionslosigkeit, er stellt auch die Grundzüge einer 
alternativen Sicherheitsstruktur für das 21. Jahrhundert 
vor. Stichworte sind die Durchsetzung einer interna- 
tionalen Rechtsordnung und die Einrichtung von 
regionalen ,,Systemen Kollektiver Sicherheit". deren 
Funktionsweise er am Beispiel erläutert. Lutz erinnert 
daran, daß ..Kollektive Sicherheit" in der Logik sozialde- 
mokratischer Programmatik angelegt sei. Zu wünschen 
ist. da8 sich auch die SPD - der Parteitag steht bevor - 
auf ihre eigenen konzeptionellen Fundamente besinnt. 

Wahid Sarnirny schließlich rundet den Schwerpunkt 
ab. indem er auf die Lage Afghanistans hinweist und 
über die komplizierten Einflußfaktoren eines mittlerweile 
von der Öffentlichkeit vergessenen bzw. verdrängten 
Bürgerkrieges informiert. m 

GEWALT UND ZIVILISATION 

ieder einmal ein Artikel über Gewalt gegen 
Frauen. Sind dazu nicht schon alle Statistiken W etliche Male aufgelistet worden. diverse Straf- 

Gewalt gegen Frauen - 
rechtsänderungen eingefordert und die finanzielle Not 
der Frauenhäuser oder Mädchentreffs ausführlich be- die Perspektive des 
klagt und beschrieben worden? 

Dennoch hat sich grundsätzlich sehr wenig getan. 
Zwar gibt es dann und wann einen kleinen oder größeren 
Erfolg zu verzeichnen. Wie auch jetzt mit der längst über- 
fälligen Reform des Vergewaltigungsstrafrecht, bei der 
nun die Vergewaltigung auch innerhalb einer Ehe strafbar 
wird. Doch die Debattm um das Widerspruchsrecht der 
Ehefrau haben wieder einmal gezeigt. wie schmal der 
Grad zwischen einer juristischen Verbesserung der Situati- 
on und völliger Augenwischerei ist. Nur auf großen Ein- 
spruch von verschiedenen Feminismus-unverdächtigen 
Frauenverbänden hin konnte verhindert werden, daß die 
Frau nach einer angezeigten Vergewaitigung erneut unter 
den Druck ihres gewalttätigen Ehemanns gerät. In der Re- 
gierungsvorlage (zu Beginn von Claudia Nolte unterstützt) 
war vorgesehen. daß die Frau die Anzeige zurückziehen 
kann und damit jegliche Strafverfolgung des Delikts un- 
möglich werden sollte. Eine sehr ungewöhnliche Rechts- 
konstruktion, die laut ihrer lnitiatorinnen den Schutz der 
Ehe zum Ziel hatte, was offensichtlich wichtiger ist als die 
körperliche Integrität der Frauen. 

Gewalt als Gmndpfeiler der Zivilisation 
Aber bei aller Freude über diesen Erfolg, es stellt sich troq- 
dem die Frage, ob sich nun real etwas an dem Geschehen 
in Deutschlands Ehebetten verändert. Denn dieser Aufsatz 
möchte die These belegen. daß es sich bei Vergewaltigun- 
gen oder auch sexuellem Mißbrauch nicht um unerklärli- 
che ,.Ausrutscher8' einzelner Männer handelt. sondern um 
die Grundstruktur unserer Gesellxhaft Die permanente 
Gewalt gegen Frauen ist Grundpfeiler unserer Zivilisation. 
Diese These ist nicht neu, scheint aber bei der medialen 
Vermarktung einzelner .Monstermänner" völlig in den 
Hintergrund getreten zu sein. Ziel dieses Textes ist es. den 
theoretischen Hintergwnd von Gewalt gegen Frauen zu 
beleuchten. Dabei geht es auch um die Verknüpfung von 
offener und struktureller Gewalt. 

Dies soll geleistet werden. indem Kritische Theorie 
und feministische Ansätze gegenübergestellt werden. In 
der kritischen Theorie wurde gerade ein 50. Geburtstag 
gefeiert und so liegt es nahe, die Dialektik der Aufklä- 
rung' auf diese Fragestellung hin zu untersuchen. 

Dialektik der Aufklärung 
Aufklärung gilt Adorno und Horkheimer als geschichtli- 
cher (Denk-) Prozeß. Aufklärung steht für die fortschrei- 
tende Organisation des gesellschaftlichen Lebens nach 
Gesichtspunkten seiner Berechenbarkeit durch die 
menschliche Rationalität. Sie soll das bisher Unbekannte, 
Unbegriffene greifbar machen, die Welt ,.entzaubern". 
Doch die Folgen der Aufklärung sind alles andere als po- 
sitiv. Horkheimer und Adorno sind der Meinung, daß 
sich Aufklärung in der Gegenwart zu einem totalen Be- 
trug der Massen umwandelt. So kommen sie zu ihren 
zentralen Thesen: Schon der Mythos ist Aufklärung und 
die Aufklärung schlägt in Mythologie zurück. Gerade 
letzteres wird klarer, wenn ein anderer Gesichtspunkt 
hinzugenommen wird: In der DdA findet sich das Modell 
der dialektischen Verschränkung von Subjektivität und 
Selbstdestruktion. Die Grundannahme der beiden Auto- 
ren lautet: Der Fortschrin menschlicher Selbstbehaup- 

weiblichen Körpers 
von Kristina Augst* 

tung produziert durch immer aufgeklärtere Formen der 
Herrschaft über die sowohl innere wie auch äußere Natur 
zugleich einen Fortschritt menschlicher Selbstverleug- 
nung und Selbstverstümmelung durch diese Herrschafts- 
formen. ,,Was die Menschen von der Natur lernen wollen 
ist. sie anzuwenden. um sie und die Menschen vollends 
zu beherrschen. (...)Jeder Versuch. den Naturzwang zu 
brechen, indem Natur gebrochen wird. gerät nur um so 
tiefer in den Naturzwang hinein." (DdA. 5. 26 und 35) 

Das eigentliche Motiv, was den Menschen bewegt, 
sein Handeln dieser Dialektik entsprechend einzurichten, 
ist sein Wille zur totalen Herrschaft über die Natur. Da 
der Mensch aber Naturwesen und nicht bloß Produkt ei- 
ner Zivilisation oder nur Geistwesen ist. wird das Schick- 
sal der Natur (nämlich beherrscht zu werden) zu seinem 
eigenen. Dieser Prozeß Iäßt sich - stark gerafft - wie folgt 
skizzieren: Die Selbsterhaltung des Menschen ist gleich 
mit der Emanzipation des Subjekts von der Natur. Der 
Mensch will sich von den Mächten der Natur befreien, 
indem er die Herrschaft über die Natur anstrebt. Die 
Herrschaft über die Natur wird durch die Produktivkräfte 
geleistet. Schließlich richten sich die von den Menschen 
hervorgebrachten Ordnungen und Mechanismen gegen 
die Menschen selber. Die von den Menschen geschaffe- 
ne, aufgeklärte ,,rationalem Gesellschaft wird dem Men- 
schen zur unbeherrschbaren Natur. der er ausgeliefert 
ist. 

Da sich der menschliche Wille zu Herrschaft über die 
Natur sowohl auf die äußere (also den Menschen umge- 
bende) wie auch die innere Natur bezieht, richtet sich 
dieses Streben auch gegen den Menschen selber. ,,Nicht 
bloß mit der Entfremdung der Menschen von den be- 
herrschten Objekten wird für die Herrschaft bezahlt: mit 
der Versachlichung des Geistes wurden die Beziehungen 
der Menschen selber verhext, auch die jedes einzelnen zu 
sich." (DdA S.. 50f.) Oder um es noch einmal im Duktus 
der DdA zu formulieren: ..Das von der Zivilisation voll- 
ends erfaßte Selbst löst sich auf in ein Element jener Un-. 
menschlichkeit. der Zivilisation von Anbeginn zu entrin- 
nen trachtete." (DdA. S. 53f.) 

Was Horkheimer und Adorno leider nur ansatzweise 
und nicht ausreichend betrachten, ist. daß dieser Wille 
zur Naturbeherrschung für Frauen und Männer ganz un- . 
terschiedliche Konsequenzen hat. Die unterschiedlichen 
Funktionen, die Männer und Frauen in den westlichen 
Gesellschaften haben. führen auch zu unterschiedlichen 
Positionen in diesem oben beschriebenen Prozeß. 

Die Rollenaufteilung zwischen Männern und Frauen 
beschreiben Adorno und Horkheimer so: ..Der Mann 
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muß hinaus ins feindliche Leben, muß wirken und stre- lndem Frauen die Natur zugewiesen wird. kann der 
ben. Die Frau ist nicht Subjekt. Sie produziert nicht. son- Mann sich - wenn er die Frau bewußt oder unbewußt of- 
dern pflegt die Produzierenden, ein lebendiges Denkmal fen oder implizit bekämpft oder abwertet - sich selbst 

Iänast entschwundener Zei- aanz der Geist-Seite zurechnen. Der Geist ist der Natur 
~ >~~ - ~~ * 

ten der geschlossenen Haus- überlegen. je weniger .,körperlichu oder ..emotional" 
In der Unterdrückung der Frau wird wirtschaft. Ihr war die vom mann ist, desto geistiger, vernünftiger, rationaler kann 
zuqleich die menschliche Körperlichkeit Mann erzwungene Arbeits- mann sein. Daher ist es auch gar kein Widerspruch, daß - 

teilung wenig günstig. Sie Topmanager oder Wissenschaftler im Angesicht einer zu 
bekämpft und unterdrückt. Das Streben wurde zur Verköroeruna der wechselnden Windel kapitulieren. sondern dies ent- 

~ 

nach der tota len Herrschaft über d ie bioloaischen ~unktion.>zum s~r icht  einer tieferen ~ o g / k .  Je weniger der Mensch mit 
< 

Natur  f üh r t  z u m  Streben nach der Herr- Bild der Natur. in deren 
terdrückung der Ruhmestitel 

schaft über  die Frau. dieser Zivilisation bestand. 
(L.) Wo Beherrschung der 

Natur das wahre Ziel ist. bleibt biologische Unterlegen- 
heit das Stigma schlechthin, die von der Natur geprägte 
Schwäche zur Gewalttat herausforderndes Mal." (DdA. 
S. 280, He~o rh .  d. d. Verf.) 

Die Frau als Projektionsfläche der unterdrückten 
Natur 
Einmal abgesehen von der behaupteten biologischen 
Unterlegenheit der Frau enthält dieser Abschnitt sehr viel 
bedenkenswertes und wahres. Die Frau repräsentiert in 
der westlichen Kultur die Natur. die Leiblichkeit und 
Triebhaftigkeit des Menschen. während der Mann mit 
Verstand. Kultur. Geist und Zivilisation gleichgesetzt 
wurde. Die Frau wird - wie AdornoIHorkheimer formulie- 
ren - zum Bild der Natur. Sie steht für die Natur. In der 
Unterdrückung der Frau wird zugleich die menschliche 
Körperlichkeit bekämpft und unterdrückt. Das Streben 
nach der totalen Herrschaft über die Natur führt zum 
Streben nach der Herrschaft über die Frau. 

Und dies geht noch einen Schritt weiter. lndem der 
Mann seine eigene Leiblichkeit verleugnet und zueinem 
rein rationalen Geistwesen mutiert und der Frau die Auf- 
gabe der Körperlichkeit, Sexualität. Triebhaftigkeit (in der 
christlichen Theologie damit gleichbedeutend die Sünde) 
zuweist. bekämpft er in der Frau seine eigene Natur. Die 
Frau gilt als Verführerin, der der Mann in einer ,.schwa- 
chen" Stunde unterliegt. Das traditionelle .Sie hat es ja 
gewollt und mich verführt!" der Vergewaltiger zeigt ge- 
nau diese Verschiebung an. Der Mann projiziert seine 
..Lust" und Gefühle auf die Frau. sie wird zur Trägerin der 
körperlichen Triebe. die ihn dann ,.übermannenu. Gleich- 
zeitio oeht es um einen Akt der Beherrschunq der Natur. 

seiner eigenen NatürlichkeiVKörperlichkeit/Reproduktion 
zu tun hat, desto besser kann er die Naturlseine UmwelV 
sich selber (gedanklich) beherrschen. 

Dies alles bedeutet. daß diese Aufteilung natürlich für 
Männer nicht folgenlos bleibt. Auch sie tun sich Gewalt 
an, indem sie ihre KörperIichkeitJGefühleflriebe verleug- 
nen bzw. auf die Frau projizieren. Dies wiederum heißt 
nicht, daß Frauen und Männer in der gleichen Situation 
sind. Frauen werden doppelt unterdrückt. Zum einen un- 
terliegen sie (wie Männer auch) einer Beschränkung auf 
nur einen Bereich der menschlichen Existenz, zum ande- 
ren wird in ihnen die Natur insgesamt bekämpft, wäh- 
rend der von den Männern repräsentierte Bereich aufge- 
wertet wird. 

Um den bisherigen Gedanken noch einmal zusam- 
men zu fassen: Daß die Aufklärung vorantreibende Mo- 
tiv. ist der Wille der MenschenIMänner zur Beherrschung 
der Natur. Da der Mensch aber selber Teil der Natur ist. 
bleibt dies auch für sein Selbstverhältnis nicht folgenlos. 
Um diesen Konflikt zu lösen, werden die Frauen mit der 
Natur gleichgesetzt. die menschliche Körperlichkeit ins- 
gesamt abgewertet und bekämpft. Die Frau wird be- 
kämpft. weil sie genau für diese Körperlichkeit steht. Die 
Reduktion der Frau auf ihren Körper ist zugleich Anlaß als 
auch Ziel der Unterdrückung. 

Mit diesen Bemerkungen soll der Bereich der kriti- 
schen Theorie fürs erste verlassen werden und feministi- 
sche Ansätze zu Rate gezogen werden. Aus dem bisher 
gesagten ergibt sich, daß der Körper der Frau ein strate- 
gisch entscheidender Kampfplatz unseres gesellschaftli- 
chen Systems ist. Aber schon bei der Frage, ob daher der 
(weibliche) Körper in den Blickpunkt der Analysen ge- 
rückt werden soll, unterscheiden sich die feministischen 
Geister. Meines Erachtens ist die Körperlichkeit des Men- 
schen (nicht nur der Frau) ein bisher in der gesamten 
Wissenschaft und Politik völlig unterbewertetes Faktum. 

In der feministischen Bewegung galt dem weiblichen 
Körper immer schon ein besonderes Augenmerk (..Mein 
Bauch gehört mir!"), aber wie gesagt. die Bewertung der 
Leiblichkeit und deren strategischer Stellenwert war um- 
stritten 

Die Perspektive des weiblichen Körpers 
Die Verbindung oder Gleichung von Frau und Natur und 
Mann und Geist ist in der feministischen Theorie altbe- 
kannt und schon in so ziemlich jedem wichtigen Werk 
westlicher Denker nachgewiesen worden. Daher will ich 
auf diesen Zusammenhang nicht noch einmal eingehen. 
Hier soll vielmehr die Frage von Gewalt gegen Frauen aus 
der Perspektive des weiblichen Körpers beleuchtet wer- 
den. (Kleine Bemerkung am Rande: Ich halte es für alles 
anderes als zufällig. daß die meisten feministischen An- 
sätze beim Subjekt einsetzen und weniger bei der Makro- 
ebene. Vielleicht verbirgt sich dahinter die Tatsache. daß 
Frauen jahrhundertelang jeder Subjekt-Status aberkannt 
wurde.) 

suchen. das vorhandene rechte Wäh- Egal. ob der Kanzlerkandidat der SPD 
lerpotential voll zu mobilisieren und Lafontaine oder Schröder heißen 
zugleich vor allem im Westen beste- wird: Bei einer absoluten Mehrheit für 
hende anti-kommunistische Emotio- SPD und GRÜNE wird die SPD ein Re- 
nen und Ängste. die bis in die gierungsbündnis dieser Parteien an- 
Stammwählerschaft der SPD hinein streben. Wenn es aber eine solche 
bestehen. zu schüren. Sie wird die Mehrheit nicht qibt. stehen die GRÜ- 
Abwehr einer von den Kommunisten 
abhängigen Linksregierung propa- 
gieren. Daß sie dadurch mittelbar im 
Osten die PD5 stärkt. nimmt sie ver- 
ständlicherweise in Kauf. Wenn die 
jetzige Koalition die Mehrheit verliert, 
ist die zweite Option der Union die 
,.Große Koalition". Je stärker aber die 
PD5 wird. desto größer erscheint die 
Chance, daß sich die SPD mehrheit- 
lich für eine solche Regierungskon- 
stellation entscheidet. 

In der SPD gibt es Tendenzen. 

NEN ja für die Biidung einer gemeinsa- 
men Minderheitsregierung - angeb- 
lich mangels .,Stabilität" - überhaupt 
nicht zur Verfügung. Für diesen Fall 
wollen sie selbst das. was sie der SPD 
als deren Ziel vorwerfen: die Bildung 
einer ..Großen Koalition". Sich selbst 
versprechen sie davon eine weitere 
Stärkung in der Opposition. Dieses 
parteitahische Kalkül steht deutlich 
im Kontrast zu dem Pathos. mit dem 
etwa Joschka Fischer das Jahr 1998 
zum Schicksalsjahr der Deutschen und 
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dieser Gefahr mit der Parole zu be- die Ablösung der CDUICSU aus der H.J. Bieling: Legitirnationsprohleme 
oeanen: Jede Stimme für die PDS ist Reqierunqsverantwortunq für unab- A.. - Y ,  
2 - 
eine Stimme für CDU und CSU. Das 
zielt im Ergebnis darauf. die PDS so 
weit zu schwächen. daß sie nicht 
mehr drei Direkt-Mandate und erst 
recht bundesweit keine 5% der Stim- 
men erreicht. Es herrscht also das 
Prinzip Hoffnung darauf, daß das 
mögliche Subjekt der Tolerierung 
sich bine doch verflüchtigen möge. 
Der Erfolg einer solchen Strategie er- 
scheint indes schon im Ansatz zwei- 
felhaft. Die PDS hatte 1994 in Berlin 
vier Wahlkreise unmittelbar für sich 
gewinnen können, teilweise mit b e  
trächtlichem Vorsprung. Selbst wenn 
es Wolfgang Thierse gelingt, seinen 
Wahlkreis zurückzuerobern. ist ange- 
sichts der auch durch den Zustand 
der Berliner SPD bedingten Stärke der 
PDS nicht auszuschließen. daß sie zu- 
sätzlich in einem anderen Wahlkreis 
obsiegt. zumindest aber die eriorder- 
lichen drei halten kann. Das gilt umso 
mehr. solange die SPD die Option auf 
eine ..Große Koalition" für die Bun- 
desebene nicht ausschließt. - Auch 
werden manche Wählerinnen und 
Wahler überlegen. ob nicht ohne die 
Parlamentssitze der PDS vielleicht 
doch noch eine knappe Mehrheit für 
Kohl im Bundestag zustande kom- 
men kann. 

Die GRÜNEN versuchen, sich mit 
der Losung zu profilieren. daß eine 
Ablösung von Kohl nur durch eine 
Wahl der GRÜNEN wirklich erreicht 
werden könne. Sie verweisen in d i e  
sem Zusammenhang gern auf die von 
der SPD nicht ausgeschlossene Mög- 
lichkeit einer ..Große Koalition". Damit 
können sie in einem bestimmten 
Wählerpotential der SPD beträchtlich 
Stimmen entziehen. Insofern treiben 
die GRÜNEN aber ein doppeltes Spiel. 

- - 
dingbar erklält. 

8. Der Wille zur Macht  und zum 
Wechsel 
Jenseits von Kritik an programmati- 
schen Verwässerungen rate ich der 
SPD. meiner früheren Partei. eindeu- 
tig auf einen politischen Wechsel 
ohne Rückversicherungsoptionen zu 
orientieren. Eine solche Perspektive 
ist angesichts der Hinterlassenschaf- 
ten der Kohl-Zeit in der Sache not- 
wendig. Sie ist glaubwürdig und sie 
ist in dem vom Grundgesetz gege- 
benen Rahmen machbar. Wenn 
glaubhaft ist. daß es keine .,Große 
Koalition" geben wird. sondern sich 
nur die Frage stellt. ob SPD und 
GRÜNE eine Minderheits- oder eine 
Mehrheitsregierung bilden können. 
wird gerade das zur Stärkung der 
SPD und zum Erringen der absolu- 
ten Mehrheit zusammen mit den 
GRÜNEN führen können. 

Ich rate - ganz ungefragt - dem 
Kanzlerkandidaten der SPD. wirkli- 
chen Willen nicht zum Erklimmen 
des Kanzlerthrons, sondern zur 
Macht zu zeigen - d e n  Willen. an- 
stelle der CDU/CSU Regierungsver- 
antwortung und Gestaltungsmög- 
lichkeiten unter Ausschöpfung aller 
verfassungsrechtlichen Möglichkei- 
ten zu übernehmen. Ich räume frei- 
mütig ein, daß das viel Phantasie 
und großen Mut erfordert. Mehr 
Phantasie und mehr Mut  jedenfalls, 
als - wohlabgesichert von einhelli- 
gem publizistischen Beifall - für ei- 
nen scheinbar waghalsigen Tabu- 
bruch an sozialdemokratischen 
Grundsätzen. Ein Kanzlerkandidat 
sollte aber genügend Phantasie und 
Mut haben. SPW 
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GEWALT UND ZIVILISATION 

Gmndgesetz 

Art. 63 (Wahl des Bundeskanzlers) Art. 67 (Mißtrauensvotum) 
(1) Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des Bun- (1) Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das Miß- 
despräsidenten vom Bundestage ohne Aussprache trauen nur dadurch aussprechen. daß er mit der 
gewählt. Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt 
(2) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der und den Bundespräsidenten ersucht. den Bundes- 
Mitglieder des Bundestages auf sich vereinigt. Der kanzler zu entlassen. Der Bundespräsident muß dem 
Gewahlte st i o m  Bundesorasidcnien Z J  ernennen Erwcnen entsprechen uno opn Gewah t ~ n  ernennen 
(31 Wir0 oer Vorqesch aqene nlcni qevranit so kann (2) Zw,scnen oem Anrrao i.no oer Wanl m~ssen acnt- 
der Bundestag binnen Vierzehn Tagen nach dem 
Wahlgange mit mehr als der Hälfte seiner Mitglieder 
einen Bundeskanzler wählen. 
(4) Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht zu- 
stande. so findet unverzüglich ein neuer Wahlgang 
statt. in dem gewählt ist, wer die meisten Stimmen 
erhält. Vereinigt der Gewählte die Stimmen der Mehr- 
heit der Mitglieder des Bundestages auf sich, so muß 
der Bundespräsident ihn binnen sieben Tagen nach 
der Wahl ernennen. Erreicht der Gewählte diese 
Mehrheit nicht. so hat der Bundespräsident binnen 
sieben Tagen entweder ihn zu ernennen oder den 
Bundestag aufzulösen. 

< 

undvierzig Stunden liegen. 
Art. 68 (Vertrauensfrage) 
(1) Findet ein Antrag des Bundeskanzlers, ihm das 
Vertrauen auszusprechen, nicht die Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, so kann 
der Bundespräsident auf Vorschlag des Bundeskanz- 
lers binnen einundzwanzig Tagen den Bundestag auf- 
lösen. Das Recht zur Auflösung erlischt, sobald der 
Bundestag mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen 
anderen Bundeskanzler wählt. 
(2) Zwischen dem Antrage und der Abstimmung 
müssen achtundvierzig Stunden liegen. 

Wenn glaubhaft ist, 
daß es keine .Große 

Koalition' geben 
wird, sondern sich 

nur die Frage stellt, 
ob SPD und GRUNE 

eine Minderheits- 
oder eine 

Mehrheitsregierung 
bilden können, wird 

gerade das zur 
Stärkung der SPD 
und zum Erringen 

der absoluten 
Mehrheit zusammen 

mit den GRUNEN 
führen können. 

5. Permanente Mehrheitsbildung 
Die eigentliche Problematik einer 
Minderheitsregierung liegt - bei vor- 
handener Mehrheit im Bundesrat - 
darin, im Bundestag die zur politi- 
schen Gestaltung erforderlichen 
Mehrheiten herzustellen. Als Aus- 
nahme vom Mehrheitserfordernis ist 
im Rahmen der Gesetzgebung in 
Artikel B1 zwar der Fall des ,.Gesetz- 
gebungsnotstands" vorgesehen, die- 
se Möglichkeit erscheint aber als nur 
begrenzt praktizierbar. Bedeutsamer 
sind da schon die Kompetenzen der 
Regierung im Bereich des Haushalts- 
Wesens nach den Artikeln 1 1 1 und 
113. Noch deutlich größeres Ge- 
wicht hat die Möglichkeit. durch die 
Verbindung von Gesetzesvorlagen 
mit der Vertrauensfrage und einer 
drohenden Parlamentsauflösung zu- 
mindest Teile der Opposition zum 
Einlenken zu veranlassen. 

Entscheidend sind indes weniger 
die formalen Rechte, sondern die 
politische Überzeugungskraft und 
das strategische Geschick beim Ge- 
winnen von Mehrheiten für die je- 
weiligen Vorhaben. Bei den Abstim- 
mungen käme es dann nicht so sehr 
auf den Sitzplatz im parlamentari- 
schen Rund an. sondern mehr auf 
die politischen Überzeugungen. Ge- 
genüber Absprachen zwischen den 
Fraktionsführungen und eingefahre- 
nen parlamentarischen Abstim- 
mungsmechanismus träten Transpa- 
renz und Argumentation stärker in 
den Vordergrund. Darin lägen auch 
Chancen für eine etwas andere par- 
lamentarische Kultur, die bei den 

Bürgerinnen und Bürgern mehr In- 
teresse wecken und Politikverdros- 
senheit abbauen könnte. 

Daß sich rechte wie linke Opposi- 
tion in einer solchen Konstellation 
für eine Dauerblockade entscheiden, 
ist eher unwahrscheinlich. Wenn 
dieser Fall gleichwohl einträte, hät- 
ten die Regierungsparteien die Mög- 
lichkeit des Befreiungschlags über 
den Weg von Vertrauensfrage und 
Neuwahlen unter selbst gewählten 
für einen Wahlsieg günstigen Vor- 
aussetzungen. 

6. Ehrliche Alternative: Große 
Koalition 
Wenn es für SPD und GRÜNE keine 
absolute Mehrheit gibt, ist die Alter- 
native zu einer etwaigen Minderheits- 
regierung keineswegs .,ein ganz stabi- 
les Projekt mit einer ganz stabilen 
Mehrheir dieser Parteien, sondern die 
..Große Koalition" aus CDUICSU und 
SPD. Niemand sollte sich darum her- 
umzumogeln versuchen. Manche hal- 
ten sich ehrlicherweise diese Option 
ohnehin ausdrücklich offen. 

Eine ,.Große Koalition" ist kein 
Wechsel und kein Neuanfang. sie ist 
die Fortsetzung von sechzehn Jahren 
Kohl-Zeit mit etwas Tünche. Ein sol- 
ches Regierungsbündnis würde Mas- 
senarbeitslosigkeit und soziale Unge- 
rechtigkeit. ökologische Fehlentwick- 
lungen und kulturelle Enge fortschrei- 
ben. Zugleich würde sich im Laufe der 
Entwicklung die Stmktur des deut- 
schen Parteiensflems - vor allem die 
Stellung der SPD in ihm - gwndlegend 
und dauerhaft verändern. 

Welche Entwicklungen zu be- 
fürchten sind, wird in Berlin vorge- 
zeichnet: SPD und CDU sind nach 
zweieinhalb Legislaturperioden ,.Gro- 
ßer Koalition" als Alternative nicht 
mehr identifizierbar. Im Gegenteil: 
Die Notwendigkeit von öffentlichen 
Investitionen und die Berücksichti- 
gung von Belegschaftsinteressen 
werden eher von der CDU als von 
der SPD betont. die sich geschichts- 
blind brüningscher Sparpolitik hin- 
gegeben hat. Schon jetzt ist abseh- 
bar. daß GRÜNE und PDS zulasten 
von CDU und SPD weiter wachsen 
werden. Ob bei den nächsten Wah- 
len ein anderes als das jetzige Regie- 
rungsbündnis überhaupt zahlenmä- 
ßig möglich sein wird. erscheint 
höchst zweifelhaft. Perspektivisch 
droht der Berliner SPD nach dem 
parlamentarischen Ende der Landes- 
FDP deren Rolle als Mehrheitsbe- 
schafferin für die CDU. Völlig offen 
ist die Frage nach einer Alternative. 
die offenbar nur aus einer weiteren 
qualitativen Veränderung des Partei- 
ensystems erwachsen kann. 

7.  Wahlkampf unter der Fuchtel 
der Tolerierung 
Die undifferenzierte und die Realität 
verzerrende Rede von der Tolerie- 
rung für die Situation einer mögli- 
chen Minderheitsregierung aus $D 
und GRÜNEN hat Konseouenzen für 
die zu erwartenden ~ahikampfstra- 
tegien der Parteien. 

Die CDUICSU wird durch einen 
polarisierenden Lagerwahlkampf, ob 
nun mit oder ohne rote Socken. ver- 

Wo auch immer in der feministischen Theorie über den 
weiblichen Körper geredet oder geschrieben wird, geht es 
sehr schnell auch um Gewalterfahmngen von Frauen bzw. 
die Unterdrückungszusammenhänge, in denen Frauen le- 
ben. ,.Mit anderen Worten: Es wird beschrieben, wie es 
kommt. daß ganz normale Frauen mit ihren ganz norma- 
len Körpern gravierende Probleme haben."' 

Gabriele Freytag vertritt in ihrem Aufsatz die These. 
daß es Parallelen zwischen der kollektiven Unterdrük- 
kungsgeschichte von Frauen und unserem individuellen 
Verhältnis zu unseren Körpern gibt. ..Wir tragen die Spu- 
ren dieser Geschichte an unserem Leib. (...)Vieles deutet 
darauf hin, daß wir letztendlich nicht besser dran sind als ' 

~ ~~~ 

unsere Mütter. Großmütter und Urgroßmütter. daß viel- 
mehr derKörper der Frau in den westlichen Industriena- 
tionen am Ende dieses Jahrtausends zu einem entschei- 
denden Kampfplatz geworden ist. auf dem das zuneh- 
mende weibliche Selbstbewußtsein zurückgeschlagen 
werden soll: Schlankheits- und Jugendlichkeitswahn. die 
Expansion der sog. Schönheitschirurgie sowie Pornogra- 
phie und Pornographisierung des Alltags sind Motor und 
Ausdruck dieser Entwicklung. Damit diese Strategien 
wirksam sind, muß der weibliche Körper für die Frauen 
zu einem Ort der Selbstunterdrückung werden. Frauen 
lernen. ihren realen Körper abzulehnen. besonders das. 
was an ihm weiblich ist. Sie sollen sich und ihresgleichen 
niemals liebevoll annehmen. sondern konkurrieren und 
verwundbar sein." (S. 73) 

Die Unterdrückung der Frau geschieht überfdurch die 
Unterdrückung ihres Körpers. An diesem Prozeß sind 
Frauen aktiv beteiligt. Die Abwertung des weiblichen 
Körpers geschieht nicht nur durch Männer, sie wird auch 
von Frauen vollzogen. sei es am eigenen Leib oder in 
Konkurrenz zu anderen Frauen. Wie bei Horkheimer und 
Adorno gezeigt ist die Unterdrückung der Frauen We- 
sensmerkmal unserer gesamten Gesellschaft. Dies be- 
deutet: Nicht nur Männer. auch Frauen haben einen tie- 
fen Frauenhaß in sich, den sie gegen sich und ihren Kör- 
per richten. Dies ist m. E. die perfideste Form von Gewalt 
gegen Frauen. die Aggressionen. die Frauen und Mäd- 
chen gegen sich selber ausüben. (Leider ist gerade diese 
Form ausgesprochen verbreitet.) Dies kann von dem 
Nicht-Wahrnehmen der eigenen Bedürfnisse. über die 
zigste Diät, bis hin zu Freß- oder Magersucht reichen. 
Und bedauerlicherweise schützt selbst ein sonst vorhan- 
denes feministisches Bewußtsein nicht vor dem internali- 
sierten Frauenhaß. 

Körperkonzepte von  Frauen 
Die gesellschaftliche Situation; in der Mädchen und Frau- 
en leben, führt zu zwei unterschiedlichen Körperkonzep- 
ten bei Frauen. (Diese führen dann noch zu ganz unter- 
schiedlichen Typenbildungen, der Einfachheit halber sei 
aber hier nur auf die Grundunterscheidung hingewie~en.)~ 

In dem ersten Körperkonzept ist der eigene Körper 
ein Instrument. das dem Menschen seine materielle Basis 
bietet und .,funktionierenw soll. Der Körper hat keinen 
besonderen Eigenwert, sondern das, was frau mit ihm 
erlebewund erreichen kann, steht im Vordergrund. Der 
weibliche Zyklus wird oftmals als Hemmnis erlebt. medi- 
zinische ,.Körpertechnologien" werden verwendet, um 
diezwänge der Natur zu überwinden. 

Das zweite Körpewerständnis versteht nun den eige- 
nen Körper als Ort der wahren und eigentlichen Gefühle 
und Bedürfnisse und die Gesellschaft als Ort des Zwangs. 
Hier wird ein ,.sich anvertrauen an die natürlichen Abläu- 

fe" wie Menstruation angestrebt. Hier wird gesehen. daß 
das Patriarchat auch unter die Haut geht. und Frauen 
versuchen sich auf ihren Körper und ihre (oftmals als un- 
verfälscht gedachten) Empfindungen zurückzuziehen. 

Einmal wird der Körper als Ort des Zwangs und die 
Gesellschaft/das Außen als Ort des möglichen Freiheits- 
Zugewinns betrachtet und das zweite Mal genau umge- 
kehrt. Die beiden Positionen lassen sich gut anhand eines 
Beispiels - der Empfängnisverhütung mittels der Pille - 
verdeutlichen. Während die eine Frau sich durch die Ein- 
nahme endlich frei und unabhängig fühlt und ihre Se- 
xualität dadurch sorglos zu genießen meint, lehnt die an- 
dere Frau die Pille als chemisch-technischen Eingriff in ih- 
ren Körper ab und sieht damit nur ihre sexuelle Verfüg- 
barkeit komplettiert. 

Ich denke, daß beide Körperkonzepte durch die Ge- 
walterfahrungen von Frauen geprägt und geformt sind. 
Dies macht ein erneuter Blick auf die Argumentation der 
DdA deutlich. Die Abwertung 
der Natur und der Versuch ih- Nicht nur Männer. auch Frauen haben 

Beherrschung ist das einen tiefen Frauenhaß in sich, den sie 
grundlegende Motiv unserer 
Gesellschaft und führt schluß- gegen sich und ihren Körper richten. 
endlich auch zu einem ge- Dies ist die perfideste Form von Gewalt 
störten Verhältnis der Men- 
schen zu sich selber. Ein rein gegen Frauen, die Aggressionen, die 
technisches Verständnis des Frauen und Mädchen gegen sich selber 
menschlichen Körpers wie- 
derholt daher nur die in unse- ausüben. 
rer Gesellschaft zugrunde ge- 
legte Abwertung und Ablehnung alles Körperlichen. Auf 
der anderen Seite ist auch der Körper kein herrschafts- 
freier Raum und auch die menschlichen Gefühle sind 
durch das Unterdrückungsverhältnis deformiert. 

Daher macht es meiner Meinung nach keinen Sinn 
Geist und Körper (oder Zivilisation und Natur) gegen ein- 
ander auszuspielen. Nur ein wahrhaft dialektisches Mitein- 
ander kann zu befreienden Handlungsstrategien führen. 

Für den politischen Raum heißt dies: Da hier bisher al- 
les Körperliche so gut wie gar nicht existent war, gibt es 
einen großen Nachholbedarf in Sachen Wahrnehmung 
der eigenen Körperlichkeit. Dies heißt zum Beispiel be- 
greifen. daß auch viele (feministische) Frauen ein ungu- 
tes Verhältnis zu ihrem eigenen Körper haben. Die richti- 
ge politische ..Haltung" zieht nicht automatisch ein ver- 
ändertes Handeln nach sich. Dieses muß erst eingeübt 
werden. 

Es tut mir leid. daß ich in diesem Aufsatz wenig über 
mögliche Veränderungsperspektiven und politische For- 
derungen schreiben konnte. Mir war es wichtiger noch 
einmal die tiefe Verstrickung unserer Kultur und der Ge- 
walt gegen Frauen auf allen Ebenen aufzuzeigen. Dies 
schließt ein deformiertes Verhältnis der Frauen zu ihren 
eigenen Körpern ein. Unsere Gesellschaft baut auf der 
Abwertung der Naturlder Frauen auf. 

Das Patriarchat reicht bis unter die Haut - Frauen wie 
Männern. *W 

1 ~ i e  ~eitenangaben und ~ i t a t e  beziehen sich auf folgende~urga- 
be: Max Harkheimer. Gerammeite Schriften Bd. 5: Dialektik der 
Aufklärung und Schriften 1940-1950, Frankfurtam Main 1987. 

2 Gabriele Freytag. Der weibliche Körper, in: Helga Bilden (Hg.). 
Das Frauentherapie Handbuch. 1992. 5.72-79. hier 8 .  72. 

3 Vgl. hierzu: Cornelia Helfierich. Die Austreibung der ,,Patriarchats 
unter der Haut". Feministische K6rperkanzepte und Aneignungs- 
rtrategien. in: Margit Brückner u . a  (Hg.). Die sichtbare Frau. Frei- 
burg 1994. 8. 118~148.  Helfierich differenziert in mehrere Kör- 
oertvoen. doch hinter diesen steht dar oben beschriebene Ma- ~ ~ 

deli.'~uch dar Beispiel weiter unten stammt von ihr. 
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Allaemeine Wehr~flicht Im folgenden wollen wir Gründe für die Wehrdienst- 
bereitschaft von Jugendlichen und die Folgen des Wehr- 

J I 
dienstes für den Sozialisationsprozeß von Jugendlichen 

I und Gewaltsozialisation darstellen. 
Die Wehrdienstbereitschafi von Juaendlichen ist da- 

von ingo Siebert und Hoiger Thärichen* 

Ende der Wehrpflichtarmeen 

D as Zeitalter der Wehrpflichtarmeen neigt sich in 
Europa dem Ende entgegen. 200 Jahre nach der 
" levk en masse" 1793. mit der die Epoche der 

auf der Wehrpflicht beruhenden Massenheere eingeleitet 
wurde. hat die Französische Nationalversammlung 1997 
die Aufgabe des Prinzips der Allgemeinen Wehrpflicht 
beschlossen. Bereits 1994 hatte Belgien die Wehrpflicht 
abgeschafft, die Niederlande folgten zwei Jahre später. 
In Spanien. Portugal und Rußland ist die Aufgabe der 
Wehrpflicht zur Jahrtausendwende geplant. In Deutsch- 
land ist es wohl nur noch eine Fraae der Zeit. bis sich die- - 
ser europäischeTrend auch hierzulande durchsetzt - und 
sei es aus finanziellen Gründen. 

Die Abschaffung der Allgemeinen Wehrpflicht ist aus 
unterschiedlichen Gründen längst überfällig. Die Wehr- 
oflicht stellt einen staatlichen Zwanasdienst dar. für den - 
es keinerlei Rechtfertigung mehr gibt. Zudem kann die 
von der Verfassung verlangte Wehrgerechtigkeit nicht 
mehr garantiert werden. Dienten in den beiden deut- 
schen Armeen 1989 zusammengenommen noch rund 
31 5.000 Wehrpflichtige, so werden in der auf 340.000 

reduzierten qesamtdeut- 

Der Disziplinierung und patriarchalen schenBundeswehr nur 
etwa 135.000 Wehrpflichti- 

Zurichtung des männlichen Bevölke- „ benötiat. Da iedoch um 
= -  ~- ~~ - ~ ,  

runqsteils durch die Sozialisationsinstanz das Jahr 2000 rund 420.000 - 
Wehrpflichtige pro Jahrgang Militär sind die entwickelten Ansprüche zur Verfügung stehen, kann 

von Juqendlichen an ein selbstbestimm- faktisch nur noch ein Drittel - 
eines Jahrgangs Wehrdienst tes und sinnhaftes Leben entgegenzu- 
leisten, Von einer Alloemei- 

stellen. nn Wehrpflicht kann also 
keine Rede mehr sein. Bei Bei- 

behaltung der Wehrpflicht sind weitere Abrüstungs- 
schritte kaum durchsetzbar, da mit jeder weiteren Perso- 
nalreduzierung das Problem fehlender Wehrgerechtig- 
keit verschärit würde. 

Es geht bei der Aufgabe der Wehrpflicht jedoch auch 
darum. die Militariserung der Gesellschaft an einem zen- 
tralen Punkt zurückzunehmen. Der Disziplinierung und 
patriarchalen Zurichtung des männlichen Bevölkerungs- 
teils durch die Sozialisationsinstanz Militär sind die ent- 
wickelten Ansprüche von Jugendlichen an ein selbstbe- 
stimmtes und sinnhaftes Leben entgegenzustellen. Ge- 
waltsozialisation und Männlichkeitskonstruktion sind 
wesentliche Elemente militärischer Zurichtung. die in der 
eingeübten Bereitschaft zur Verletzung des Tötungs-Ta- 
bus kulminiert; denn: "Letztlich kommt es darauf an. den 
Soldaten die Hemmung vor dem Töten zu nehmen" (so 
Oberleutnant Goelz bei einem Bundeswehrmanöver, FO- 
CUS 3811 996. S. 1 16). 

* lngo Siebert Student der Sozialwissenschaften, Juso-Landesverband Berlin; 
Holger Thärichen, Rechtsreferendar, Iuso-Landesverband Berlin 

bei zunächst ein Produkt der vom Militär angebotenen 
Möglichkeit. im zivilen Leben unerfüllt gebliebene Wün- 
sche wie zum Beispiel sinnliche körperliche Erfahrungen, 
Abenteuer und ,,Solidarität" zu kompensieren. Erwartet 
wird vom Militär eine Art Gegenwelt zu den Erfahrungen 
der Entfremdung. Vereinzelung und fehlenden Selbst- 
entfaltung. Die Langeweile und die Ohnmachtsgefühle 
im zivilen Alltag sollen durch als abenteuerlich und span- 
nend erwartete Manöver abgelöst werden. Wehrdienst- 
bereitschaft ist ein ..Resultat eines Identitätsbildungspro- 
zesses. den die Individuen als schmerzhaft. als Machtver- 
lust. als Vereinzelung, als unbefriedigende Behinderung 
ihrer Entfaltungschancen erleben" (Birkenbach 1987). 

Der Wehrdienst als Komoensationsort bietet sich vor ~~ ~ ~ 

allem deshalb an, weil er einen ,,Schutzw oder anders 
ausgedrückt eine zeitweise .Befreiung" von den Zwän- 
gen des zivilen Lebens bietet. Er unterbricht die zivile Bio- 
graphie der Jugendlichen und stellt sie unter den 
..Schutzn des Militärs. Den Preis, den die Jugendlichen 
zahlen müssen. ist allerdings der Verstoß gegen das G e  
waltverbot der zivilen Gesellschaft und gegen die eigene 
zivile Orientierung. Entscheidend für die Gesellschaft ist. 
daß die kompensierten Wünsche und Gefühlslagen in 
überwachbare Bahnen gelenkt werden. Damit werden 
die vorhandenen Protest- und Widerstandspotentiale, 
die gegebenenfalls die herrschende gesellschaftliche 
Ordnung in Frage stellen könnten, neutralisiert. Die Fra- 
ge, die sich hier anschließt, ist: Welchen Einfluß hat die 
Wehrpflicht auf die Identität und die Bewußtseinsbil- 
dung der jungen Männer? 

Die Wehrpfl icht behindert d ie Entwicklung zu  
einer selbstbestimmten u n d  selbstbewußten 
Persönlichkeit 
Für das Militär spielen die genannten Wünsche und G e  
fühlslagen allenfalls für die Werbung eine Rolle. In Zei- 
tungsanzeigen versucht die Bundeswehr. mit den Ansät- 
zen ..Abenteuer" und ,.Technik" Wehrpflichtige zu wer- 
ben. Die Bundeswehr ist für die Entwicklung einer star- 
ken und ausgewogenen Ich-Identität der Jugendlichen 
der denkbar ungeeignetste Ort. Die Struktur der Instituti- 
on Militär erfüllt nicht die Kriterien. die zur Herausbil- 
dung einer starken Ich-Identität notwendig sind wie 2.0. 
demokratische Strukturen. Freiwilligkeit. Selbstbestim- 
mung etc. Vielmehr ist das Militär das genaue Gegenteil. 

Die Jugendlichen werden aus den gewohnten sozia- 
len Zusammenhängen gerissen, um für Ca. ein Jahr, in ei- 
ner für die soziale Entwicklung hoch sensiblen Phase ih- 
rer Sozialisation, einer Institution anzugehören, die alle 
Lebensbereiche des Jugendlichen erfaßt. Diese Lebens- -~ ~ - 
welt ist geprägt von klaren Hierarchien, Isolierung. Kon- 
trolle, Gehorsam. Unterwerfung und Ritualisierungen. 
und wird deshalb als ..totale Institution" bezeichnet. Die- 
se Strukturen entmündigen den Jugendlichen, der in sei- 
ner bisherigen Entwicklung dazu angeleitet wurde, sich 
möglichst eigenverantwortlich zu verhalten. Sie wirken 
regressiv. Das Militär ist von einer unüberschaubaren 
Zahl von Normen und Verordnungen durchdrungen. Ge- 
rade am Anfang der Militärausbildung wird dem Jugend- 
lichen deren Zweckmäßigkeit oft verborgen bleiben. Dar- 
überhinaus führen Befehl und Drill zu einem Abbau der 

Interview mit Bundesprasident Roman Hemog 

Herzog: Sie müssen bedenken, daB sich der Bundes- denten gilt: Gibt es einen Kanzler. wen auch immer. 
präsident dabei eine ganze Reihe von Fragen zu stel- der eine parlamentarische Mehrheit zusammenkriegt. 
len hat, deren Beantwortung heute nicht absehbar ist dann muß der Bundespräsident den ernennen. Dazu 
- ob etwa eine Minderheitsregierung überhaupt die ist er verfassungsrechtlich verpflichtet, und damit ist 
Möglichkeit besitzt. durch Verhandlungen im Einzel- die Sache erledigt. 
fall Mehrheiten für ihre Gesetze zu bekommen. Die Spiegel: Nicht ganz, vielleicht gibt es eine rot-grüne 
andere Frage ist. ob nach Neuwahlen ein klareres Er- Minderheitsregierung, geduldet durch die PDS. Wie 
gebnis zu erwarten wäre. stehen Sie dazu? 
Spiegel: Kann s!ch ein Staat mit den Problemen wie Herzog: Der Bundeskanzler wird in geheimer Wahl 
Deutschland überhaupt eine Minderheitsregierung gewählt. Kein Mensch weiß, wer wen gewählt hat. 
leisten? Der Bundespräsident kann ja auch nicht einen beliebi- 
Herzog: Ich kann hier nicht versuchen. gescheiter zu gen Minderheitskanzler ernennen, sondern nur den 
sein als das Grundgesetz. Dieses Iäßt jedenfalls eine mit den meisten Stimmen. 
Minderheitsregierung zu. Spiegel: Aber Sie haben das Vorschlagsrecht ... 
Spiegel: Anders gefragt: Legen nicht die düsteren Herzog: ... an das jedoch das Parlament nicht gebun- 
Wirtschaftsprognosen und der Reformstau den Kraft- den ist. Da müßte ich erst mit den Parteiführern r e  
akt einer Großen Koalition nahe? den. mit jedem einzelnen. um zu sehen. welche 
Herzog: Wenn ein Bundeskanzler im Parlament eine Mehrheiten sich abzeichnen. Und auch dann weiß 
Mehrheit hat. und sei sie von einer Großen Koalition, niemand. was bei der Wahl wirklich herauskommt. 
dann muß ich ihn ernennen. Spiegel: Vielleicht sollten Sie in solch einer Situation 
Spiegel: Eine Große Koalition hat ja mal ein anderer noch mal Ihren Kommentar nachlesen. 
Bundespräsident empfohlen. Heinrich Lübke 1965. Herzog: Wenn diese Lage eintritt, können Sie sich 
Herzog: Der ist entsprechend dafur gescholten wor- darauf verlassen. 
den. Ich halte mich da zurück. Für den Bundespräsi- (AusZügeaus: Spiegel5111995) 

träge sind. Die zweite zeigt sich fak- tages, auch allgemein als Kanzler- Mißtrauen aussprächen und damit 
tisch darin, daß Mißtrauensvoten mehrheit bezeichnet. In einem drit- im Bundestag eine Mehrheit fänden, 
zum Sturz der Regierung weder ein- ten Durchgang ist vielmehr der bliebe das ohne praktische Konse- 
gebracht noch unterstützt werden. Kandidat gewählt. der die meisten quenzen. nur wenn sie gemeinsam 

Für die politische Situation in Stimmen erhält. Es reicht also die mit absoluter Mehrheit einen ande- 
Deutschland im Jahre 1998 stellt einfache Mehrheit. In diesem Fall ren Kanzler wählten (konstruktives 
sich die Frage einer durch die PDS hat der Bundespräsident dann die Mißtrauensvotum). fände ein Sturz 
.,politisch gestützten Minderheitsre- Wahl. entweder den Gewählten zu der Regierung statt. Selbst bei ange- 
gierung" nicht. Die Frage nach einer ernennen oder aber den Bundestag strengtester Phantasie übersteigt 
tolerierten Minderheitsregierung be- aufzulösen. Der jetzige Bundespräsi- das jedoch jegliche Vorstellungs- 
darf allenfalls dann einer Antwort. dent Roman Herzog hat schon tnde möglichkeit. 
wenn eine Minderheitsregierung auf 1995 gegenüber dem ,.Spiegel" (vgl. Neben dem Rücktritt oder dem 
das tolerierende Verhalten anderer die wiedergegebenen Auszüge) Tod eines Bundeskanzlers führt 
angewiesen ist. deutlich gemacht, daß er sich die sonst nur die Neuwahl des Bundes- 

Ernennung eines Minderheitskanz- tags dazu, daß die Amtszeit der 
4. Minderheitsregierung ohne lers sehr wohl vorstellen kann. Ent- Bundesregierung vorzeitig endet. Im 
Toieriewng schiede sich der Bundespräsident in- Gegensatz zu anderen Verfassungen 
Nach dem Grundgesetzes (vgl. die des für die Auflösung des Bundesta- kennt das Grundgesetz kein Recht 
entsprechenden wiedergegebenen ges und damit für Neuwahlen. was zur Selbstauflösung des Parlaments. 
Artikel) unterliegt - im Gegensatz eher unwahrscheinlich ist, stärkte Der Bundespräsident kann aus eige- 
etwa zu manchen Landesverfassun- das die Mobilisierungsfähigkeit von nem Entschluß den Bundestag nicht 
gen - die Amtszeit der Regierung SPD und GRÜNEN in Richtung auf auflösen, um dadurch Neuwahlen 
dem Grundsatz der Diskontinuität. das Erringen der absoluten Mehr- herbeizuführen. Diese Möglichkeit 
Nach jeder Neuwahl eines Bundes- heit. liegt vielmehr im wesentlichen in der 
tages muß auch die Neuwahl eines Im Ergebnis bedeutet diese ver- Hand des Bundeskanzlers, der die 
Bundeskanzlers stattfinden. der fassungsmäßige Möglichkeit, daß es Vertrauensfrage stellen und bei ih- 
dann die neue Regierung bildet. Die keinerlei Unterstützung durch die rem negativen Ausgang den Bun- 
alte Regierung kann nur solange PDS bedarf, um einen sozialdemo- despräsidenten um Auflösung des 
weiter amtieren, bis ein neuer Kanz- kratischen Kanzler mit einfacher Bundestages ersuchen kann. Die 
ler gewählt und ernannt ist. Schei- Mehrheit zu wählen. Wenn dieser Auflösung des Bundestages unter- 
tert die Neubestellung eines Bundes- Kanzler dann ernannt ist, bedarf es bleibt aber. wenn mit Kanzlermehr- 
kanzlers, so kommt es zur Auf- auch im übrigen während der ge- heit ein neuer Bundeskanzler ge- 
Iösung des Bundestags mit der Folge samten Legislaturperiode keiner To- wählt wird. 
von neuerlichen Parlamentswahlen. lerierung durch diese Partei, um die Konkret bedeutet das. da8 weder 

Das Grundgesetz kennt entge Regierung im Amt zu halten. Selbst die Wahl einer Minderheitsregierung 
gen landläufiger Meinung nicht nur wenn CDUICSU und PDS einem aus SPD und GRÜNEN noch deren 
die Wahl des Bundeskanzlers mit der Kanzler gleichzeitig. wenn auch aus Fortbestand von einem tolerierenden 
Mehrheit der Mitglieder des Bundes- unterschiedlichen Gründen. das Verhalten der PDS abhängig ist. 
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meinen Vorstellungen dürften gerade in den KRK- 
Kontingenten eher die Wehrpflichtigen als die.Berufs- 
und Zeitsoldaten das demokratiefeindliche und rassisti- 
sche Potential darstellen. Die verzweifelte Suche von 
Bundesverteidigungsministerium und Bundeswehrfüh- 
rung nach entsprechenden Einstellungsbarrieren ver- 
weist auf die eigentümliche Disfunktionalität, die die 
Eigendynamik militärischer Handlungsweisen für eine 
sich als "friedensbewahrend" profilierende Außenpolitik 
erlangen kann. SPW 

Sicherheitspolitik und die 
Stärke des Rechts 
V o n  der Jahrhundertchance zur verpaßten Chance? 

von Dieter 5. Lutz' 

"Europa befreit sich vom Erbe der Vergangenheit. Durch 
den Mut von Männern und Frauen, die Willensstärke der 
Völker und die Kraft der Ideen der Schlußakte von Helsin- 
k i  bricht in Europa ein neues Zeitalter der Demokratie, 
des Friedens und der Einheit an. 
Nun ist die Zeit gekommen, Mi der sich die jahrzehnte- 
lang gehegten Hoffnungen und Erwartungen unserer 
Völker erfüllen: unerschütterliches Bekenntnis zu einer 
auf Menschenrechten und Grundfreiheiten beruhenden 
Demokratie, Wohlstand durch wirtschafiliche Freiheit 
und soziale Gerechtigkeit und gleiche Sicherheit für alle 
unsere Länder. .. 
Das nun ungeteilte und freie Europa fordert einen Neu- 
beginn. Wir rufen unsere Völker dazu auf, sich diesem 
großen Vorhaben anzuschließen". 
,.Charta von Paris", Erklärung der Staats- und Regie- 
rungschefs der KSZE-Staaten vom 21. November 1990 in 
Paris' 

Die (verpaßte) Jahrhundertchance 

I n den Jahren nach 1989190 bestand die Jahrhundert 
chance. eine stabile und dauerhafte Friedens- und Si- 
cherheitsordnung in und für Europa zu schaffen. Ge- 

meint ist ein regionales System Kollektiver Sicherheit, wie 
es Kapitel Vlll der UN-Charta. aber auch Artikel 24 des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vorsieht. 
Diese Chance wurde (bislang) nicht genutzt. Die Eupho- 
rie der Pariser Charta von 1990 fand keine Umsetzung in 
die Realität. 

Auch nach dem Ende des Abschreckungssyxtems und 
nach der Auflösung des Warschauer Paktes sind für Eu- 
ropa so wichtige Staaten wie insbesondere Großbritanni- 
en und die USA weit davon entfernt. Souveränitätsabstri- 
che zugunsten einer effektiven und funktionierenden Si- 
cherheitsordnung hinzunehmen. ,.Jugoslawien" ist eine 
der Folgen, nicht die Ursache dieser Realität. 

1990 noch haben die damaligen Außenminister Edu- 
ard Schewardnadse und Jifl Dienstbier vorgeschlagen. die 
KSZE zu einem System kollektiver Sicherheit auszubauen. 

Dieter 5. Lutz, Direktor des Instituts für Fr;edensfonchung 
und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg 
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Die Eigendynamik der Tagespolitik und die Selbsterhal- 
tungskrah insbesondere der militärischen Bürokratien, 
Apparate und Organisationen des Westens waren stärker. 
Flankiert wurden sie - und mag es noch so zynisch klingen 
-durch das barbarische Morden im vormaligen Jugoslawi- 
en. Dieses beendete sowohl die Phase der Suche nach 
neuen Funktionen für die NATO nach der Auflösung des 
Warschauer Paktes als auch die ,,WeinerlichkeitU der orien- 
tierungslosen deutschen Bundeswehr nach dem ..Verlust 
des Feindes'' im Osten. Der Krieg in Bosnien-Herzegowina 
dagegen fand erst ein Ende. als die Kriegstreiber ihre 
Kriegsziele mehr oder weniger erreicht hatten. 

Heute. nur wenige Jahre nach der Pariser Charta, 
steht auf der sicherheitspolitischen Tagesordnung - 
gleichwohl oder je nach Perspektive: gerade deshalb - die 
Fortführung der NATO. Mehr noch: Angeführt wird die 
Tagesordnung in Ost und West von den Versprechungen 
und Erwartungen der NATO-Osterweiterung (amerika- 
nisch: NATO-Expansion). 

Gemessen an der Jahrhundertchance nach dem Epo- 
chenbruch von, 1989190 ist die Fortführung der NATO 
ein grundlegender Fehler. Diese Feststellung muß umso 
mehr für die Ausweitung der NATO nach Osten gelten. 
Militärbündnisse wie die Nordatlantik-Vertragsorganisa- 
tion (NATO) oder die Westeuropäische Union (WEU) um- 
schließen - mit oder ohne Osterweiterung - immer nur ei- 
nen Teil des europäischen Kontinents. Sie führen die 
Spaltung Europasin sichere und unsichere, stabile und 
instabile Zonen fort. Konflikte außerhalb ihrer Grenzen 
können sie nicht präventiv bearbeiten, wie das Beispiel 
des vormaligen Jugoslawien zeigt. Aber selbst Probleme 
zwischen den Partnern sind von Militärbündnissen kaum 
in den Griff zu bekommen. wie der jüngste Ägäis-Kon- 
flikt zwischen Türkei und Griechenland oder der seit Jahr- 
zehnten fortdauernde Zypern-Konflikt illustrieren. Mili- 
tärbündnisse sind dafür weder geschaffen noch ausge- 
legt. Darüber hinaus sind sie selbst ein latenter Faktor für 
Isolierungs- oder gar Bedrohungswahrnehmungen der 
von der Mitgliedschah ausgeschlossenen Staaten. Ge- 
gen-Bündnisse. Rüstungseskalationen und Abschrek- 
kungsdenken können die Folge sein. 

George F. Kennan, ehemaliger US-Diplomat und vor- 
mals Inspirator der amerikanischen .,Eindämmungspoli- 
t ik ,  schreibt hierzu in der .,International Herald Tribune" 
vom 6. Febniar 1997 bzw. in der Wochenzeitung .Die 
Zeit" vom 14. Februar 1997: ,,Die Ausweitung der NATO 
wäre der verhängnisvollste Fehler der ameflkanischen Poli- 
tik in der gesamten Ära nach dem Kalten Krieg. Solch eine 
Entscheidung, so steht zu erwarten. wird die nationalisti- 
schen. antiwestlichen und militaristischen Tendenzen in 
der öffentlichen Meinung Rußlands anheizen; sie wird sich 
nachteilig auf die Entwicklung der russischen Demokratie 

ren von Berufsarbeit und Zusam- 
menlebensformen ändern müssen. 

Zentral sind weiterhin Forderun- 
gen nach drastischer Kürzung der 
Standard-Arbeitszeit für alle mit 
dem Ziel, die erwerbsarbeitsfreie Zeit 
(auch) für eigene häusliche Aufga- 
ben und für kulturelle. politische 
und gemeinwesenorientierte Arbei- 
ten zu nutzen. W 
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scheft Frauenfarschung der Universität 
Bonn: Studium Feminale. Vonräge 
1984-1985. Bonn 1986.8 277 -288 

Sozialdemokratische Partei Devtschlandr: 
Antrag der Abgeordneten Ottmar 
Schreiner, ChriRel Hanewinckel. Ulla 
Schrnidt. weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD: Fdrderung der Be- 
rchaftigung in . privaten Haushalten 
durch Dienrtleirtungqutscheine und 
Dienrtleirtungragenturen - DS 13/5135 

Südwind und Katholische Arbeitnehmer-ile- 
wegung (Hrsg.): "Bürrten gegen den 
Strich - Frauen irn Re~nigungrgewerbe". 
Siegburg 1994 

1 Hier gibt er Verbindungen zu der inner- 
halb der Linken reit einiger Zeit geführ- 
ten Dirkurrion um einen öffentlich ge- 
förderten Berchäftigungrsektor. vgl. in 
spw inrb. Heft 90. 4/96, rum Schwer- 
punkt .Neue Gemeinwinrthatt". Anm. 
der Red. 

2 Deutaher Frauenrat. Katholischer deut- 
scher Frauenbund, Evangelische Frauen- 
hilfe in Deutschland. Deutsche Ange- 
rtelltengeweriüchaft und andere: Mit- 
tendrin und trotzdem draußen. Unter- 
schriftenaktion: te rozialversichero! Geringfügig Berchäftig- 

3 Mlnlnl  kann die- Arheifen lernen wie a 77" , , , , J > ,  - .. . . . 
Franzke. k t r id .  Jahanna Ludwig. Girela Ochs. Chrirtiane: Vor allem ein Frauenpro- lesen. schreiben und rechnen 

N.otz: Neuheraurgabe der Bucher von blem. Umfang und Struktur geringfügi- 4 Rosa Luxemburg: ..Der Wiederaufbau 
IOLJ~<P Ono-Peters: Dar Recht der Frau- oer Berchäftiouno in Deutschland. in: der Internationale". LGW4. 8. 32; ,.Ein- - ~ - ~  ~ 

en auf Erwerb. Leiprig 1997 
Frauenpalitircher Runder Tisch: Arbeitsplatz 

Privathaushalt - Die Arbeitsmarktper- 
spektiveflir Frauen? Berlin 1996 

Gerar. Norman: Rora Luxemburg Vorkämp- 
ferin für einen emanzipato"rchen Soria- 
lirmur. Köln 1996 

Gorr. Andre: Kritik der "ökonomirt-hen Ver- 
nunft. Berlin 1989 

Grewe. Maria. Katin Kaplan. Elinare Pabst: 
Dienstmädchen im Wandel der Zeit. 

cnformationen 1°F die Frau. Bonn April 
1996 

Odierna. Simane: Die Rückkehr der Dienrt- 
madchen durch die Hintertür. Empiri- 
sche Befunde und theoretische Vorar- 
beiten: Zur Analpe bezahlter Arbeit in 
Privathaurhalten. München 1992 

Ono, Louire: Dar Recht der Frauen auf Er- 
werb Hamburg 1866 

SeeS Baibara: Haurhaltrokonomie als Oko- 
nomie der Frau? In: Arbeitrgemein- 

Johannes Kiotzl 
Ulrich Schneider (Hg.) 

Die selbstbewußte 
Nation und ihr 
Geschichtsbild 
Geschichtslegenden 
der Neuen Rechten 
222 Seiten, DM 29.80 
ISBN 3-89438-1 37-X 

Wehmad&verbmhen 
Einleitung von Gert Meyer 
320 Seiten; DM 36.- 
ISBN 3-89438-138-8 

Dokumente über Verbre- 
chen an der sowjetischen 
Bevölkemng und an 
Kriegsgefangenen, die 
Massenvenchleppung zur 
Zwangsarbeit ... 

leitung zu Wiadimir Korolenko: Die Ge- 
schichte meines Zeitgenorren". LGW 4. 
5. 310 f.; ,,Zur russischen Revolution". 
LGW 4.8. 361. zit. nach Geras. Norman: 
Rara Luxemburg Vorkämpferin" fur ei- 
nen emanzipatorischen Soiialirmur. 
Köln 1996.5. 185 
zltiennach tazvom23. 1.1997 

Frank Dcppe 
Fin de Siecle 
Am Übergang zum 21. Jhdt. 
200 Seiten, DM 28,- 
ISBN 3-89438-121-3 

"Die knsengeschüttelte Ge- 
genwart analysiert Deppe i n  
d e i  brilliant geschriebenen 
Kapiteln" ( ND) 

Es mu8 um grund- 
sdtrliche Neuorien- 
tierung gehen, um 
Arbeit«nodelle, die 
selbst3ndige 
Existenzsicherung 
aus eigener Arbeit 
emäglichen eine gerechte und um 

Verteilung des 
Erarbeiteten. Es gibt 
keinen Grund, den 
Umgang mit 
hochtechnischen 
Anlagen höher m 
bewerten, als 
Kochen, Waschen 
und kranke Men- 
schen pflegen. 

Hermannus Pfeiffer 

Der Kapitalismus 
frißt seine Kinder - 

218 Seiten; DM 28.- 
ISBN 3-89438-139-6 

Über den Standort 
Deutschland, seine 
Gegner und seine glorrei- 
che Zukunft. 
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Dauernde Appelle 
an hausarbeitsver- 
weigernde Männer 

laufen ins Leere und 
selbs! der prakti- 

zierte Rollentausch 
Bndert nichts 

daran: Reih ise)  
Professionalisierung 

der Hausarbeit ist 
notwendig. 

tätskonzepte für Dienstleistungen 
aufweisen, und angesichts des aktu- 
ellen sozialpolitischen Kahlschlags. 
der u.a. Sorge-. Heil- und Pflegetä- 
tigkeiten betrifft. 

Dauernde Appelle an hausar- 
beitsverweigernde Männer laufen 
ins Leere und selbst der praktizierte 
Rollentausch ändert nichts daran: 
(Teilweise) Professionalisierung der 
Hausarbeit ist notwendig. Es waren 
vor allem Feministinnen, die immer 
wieder darauf hingewiesen haben, 
daß Hausarbeit nicht optimal orga- 
nisiert ist. Professionalisierung heißt 
Ausbildungsberufe und betriebliche 
Organisationsformen schaffen, die 
mit der unterschiedlichen Bezahlung 
von Frauen- und Männerarbeit 
ebenso aufräumen. wie mit persön- 
lichen Abhängigkeiten zwischen 
Herrinnen und Dienstbotinnen. Pro- 
fessionalisierung der Hausarbeit 
heißt nicht, daß alle Fetzt) unbe- 
zahlt geleisteten Arbeiten in profes- 
sionelle umzuwandeln sind. Profes- 
sionalisierung muß auch nicht hei- 
ßen. daß alle Arbeiten, die der B e  
friedigung immaterieller Bedürfnisse 
nach Kommunikation und Zuwen- 
dung unterliegen, den Kriterien der 
Lohnarbeit unterworfen und damit 
käuflich werden. Auch ändert weder 
die ideologische Aufwertung noch 
die Betonung der qualifikatorischen 
Elemente noch eine Bezahlung et- 
was an der geschlechtsspezifischen 
Zuordnung dieser Arbeiten. Sie sind 
für Männer ebensowenig attraktiv 
wie für diejenigen Frauen, die sich 
ihrer entlediqen. 

,.Frankfurter Küche" 1926 sagte. gilt 
auch heute noch: ,.Jede denkende 
Frau muß die Rückständigkeit bishe- 
riger Haushaltsführung empfinden 
und darin schwerste Hemmung ei- 
gener Entwicklung erkennenZ'l. Das 
heißt, sie muß etwas gegen die 
..Rückständigkeit" tun und nicht da- 
für sorgen. daß andere, untergeord- 
nete Frauen in ihrer Persönlichkeits- 
entwicklung gehemmt werden, in- 
dem sie an ihrer Stelle zu isoliert ar- 
beitenden Küchenarbeiterinnen de- 
gradiert werden. Statt auf weitere 
Individualisierung der Hausarbeit zu 
setzen, suchten erwerbstätige Ar- 
beiterfrauen schon früher nach an- 
deren Formen der Entlastung, näm- 
lich Vergesellschaftung der Hausar- 
beit (vgl. Drohsel 1996. 5. 115). 
Auch für August Bebel gehörte zur 
Zukunft der Hausarbeit in der sozia- 
listischen Gesellschaft die Zentralkü- 
che, die mit allen möglichen Maschi- 
nen und zweckmäßigen Hilfsmitteln 
eingerichtet war (1902. S. 227). In 
einer späteren Neuauflage seines 
Buches ,.Die Frau und der Sozialis- 
mus" berichtete er, daß es 1908 in 
Berlin bereits große Einbauküchen 
gab. in denen Essen für sämtliche 
Hausbewohner hergestellt wurde 
(Bebel 1929, 5. 420). 

Die Durchsetzung seiner Ideen 
scheiterte nicht zuletzt am bürgerli- 
chen Familienideal. nach dem der ei- 
gene Herd bekanntlich Goldes wert 
ist, und an dem sich auch die Arbei- 
ter orientierten. Daß es gerade die 
wohlhabenden Bürgerlnnen sind. 
die in vornehmen Restaurants essen. 

menwohnen" für weniger Privile- 
gierte. Es wurde vorgeschlagen. an 
Wohn- und Lebensmodellen. wie sie 
in den 2Oer und 60er Jahren vor al- 
lem in den Städten oder noch früher 
in Dorfgemeinschaften entwickelt 
worden sind, anzusetzen (2.8.. Ar- 
beiter-Siedlungs-Genossenschaften. 
Karl-Marx-Hof in Wien, später Chri- 
stiania in Kopenhagen u.a.). In der 
ehemaligen DDR vorhandene Ansät- 
ze sind bereits wieder reprivatisiert. 

Letztendlich geht es um die 
Schaffung sinnvoller. existenzsi- 
chernder Arbeit, die an den mensch- 
lichen Bedürfnissen nach Kommuni- 
kation und Kooperation ansetzt. im 
Bereich der Erwerbsarbeit. und um 
Umverteilung, Neuaufteilung und 
Neugestaltung der (jetzt) bezahlt 
und der (jetzt) unbezahlt geleisteten 
Arbeiten und der Verantwortung 
auf beide Geschlechter. Es wird 
nicht reichen, die mit Macht und 
Einfluß versehenen Positionen so zu 
verteilen. daß neben wenig macht- 
habenden Herren ebenso wenige 
machthabende Herrinnen sitzen. 
Demokratisierung der Gesellschaft 
heißt Einfluß-. Beteiligungs- und 
Mitsprachemöglichkeiten für alle Be- 
völkerungsgruppen. 

Im Blick auf die Professionalisie- 
rung der privaten Dienstleistungen 
wäre der längst notwendige Ausbau 
gesellschaftlicher Infrastruktur (Kin- 
derkrippen. Kindergarten. Kinder- 
horten. Ganztagsschulen. Treff- 
punkte und Einrichtungen zur B e  
treuung der älteren und alten Men- 
schen. Juaendzentren etc.) voranzu- 

auswirken; sie wird in den Ost-West-Beziehungen die At- 
mosphäre des Kalten Krieges wiederbeleben."' 

Ist es also wirklich so erstaunlich, wenn russische Politi- 
ker und Politikerinnen immer wieder eindringlich an die 
Zusagen des Westens erinnern: In allen Gesprächen und 
Verhandlungen in den ersten Jahren nach 1989. zum Bei- 
spiel in den Verhandlungen über die Wiedervereinigung 
Deutschlands. haben führende westliche Politiker zugesi- 
chert. daß es eine Ausdehnung der NATO nach Osten 
nicht geben werde. Ist es also verwunderlich, wenn selbst 
der sogenannte ..kleine Mann" auf den Straßen Moskaus 
fragt: Was haben wir dem Westen getan, daß er seinen 
Militärpakt bis an unsere Grenzen ausdehnt? 

Fehler hin oder her: Spätesten seit dem Madrider 
NATO-Gipfel vom 7. und 8. Juli 1997 muß die NATO- 
Osterweiterung als beschlossene Sache angesehen wer- 
den. Die amerikanischen Waffenverkäufer. aber auch die 
französischen. britischen und schwedischen sind darüber 
hinaus schon längst in den Hauptstädten der NATO-Bei- 
trittskandidaten unterwegs. Die Kandidaten selbst haben 
den Beitritt in ihren jeweiligen iändern zur patriotischen 
Sache erklärt. Insbesondere die Deutschen können und 
sollten angesichts ihrer geschichtlichen Vergangenheit 
nicht dagegen votieren. 

Allerdings ist die NATO-Osterweiterung noch nicht voll- 
zogen. Die ersten drei Beitrittskandidaten - Polen. Ungarn. 
Tschechien - sollen vielmehr erst zum 50. Jahrestag des Wa- 
shingtoner Abkommens im April 1999 aufgenommen wer- 
den. Noch also können die rechtlichen und politischen Rah- 
menbedingungen der NATO-Osterweiterung diskutiert und 
gegebenenfallls ergänzt oder verfeinert werden. Noch be- 
steht die Möglichkeit. potentiellen Gefahren die Spitze zu 
nehmen und auch die Interessen derjenigen Staaten, die 
der NATO nicht beitreten dürfen oder können. zu berück- 
sichtigen. Vielleicht kann sogar die NATO-Osterweiterung 
als Vehikel genutzt werden. die Ende der achtzigerlAnfang 
der neunziger Jahre verpaßte Chance der friedens- und 
sicherheitspolitischen Neuordnung Europas nochmals zu 
ergreifen. In jedem Fall gilt: Auch und gerade nach dem 
Madrider NATO-Gipfel vom Juli 1997 ..bleibt noch viel an 
konzeptioneller Arbeit zu leisten". wie der frühere Bundes- - . .  . . 

gen Ausnahmen verboten, ist insbesondere die Führung 
von Kriegen untersagt. Stellvertretend für dieses Gewalt- 
verbot nenne ich die Präambel und Artikel 2 Ziffer 4 der 
Charta der Vereinten Nationen von 1945 sowie - für Eu- 
ropa besonders bedeutsam, wenn auch ohne Rechtscha- 
rakter im engen Sinne - Punkt II des Prinzipienkatalogs 
der KSZE-Schlußakte von Helsinki vom 1. August 1975. 

Andererseits fehlen auch fünfzig Jahre nach Unter- 
zeichnung der UN-Charta noch immer die institutionel- 
len Konsequenzen, die erst das Gewaltverbot ermögli- 
chen, notfalls erzwingen. Gemeint sind obligatorische 
Regelungen der friedlichen Streitbeilegung einerseits und 
automatische Maßnahmen des kollektiven Beistandes 
andererseits. Dies gilt auch und gerade für den institutio- 
nellen Dreh- und Angelpunkt jeglicher zivilisierter Kon- 
fliktlösunq: die Forderunq nach einer effektiven (obliqa- . 
torischen) internationalen Ge- 
richts- bzw, Schiedsgerichts. Gemessen a n  der Jahrhundertchance 

barkeit. Nach wie vor existiert nach dem Epochenbruch von  1989190 
eine solche effektive Gerichts- 
barkeit als Korrelat des Ge- ist die Fortführung der NATO ein grund- 

waltverbotes nicht. Eine der legender Fehler. Diese Feststellung muß . 
Hauptaufgaben der gegen- 
wärtiaen Sicherheitsoolitik 

umso mehr  f ü r  d ie Auswei tung der  

müß; es deshalb nach mei- NATO nach Osten gelten. 
ner Auffassung sein. einen 
entsprechenden Gerichtshof zu schaffen. seinen Zugang 
für alle Streitparteien obligatorisch zu gestalten, ggf. 
aber auch die Beachtung seiner Entscheidungen zu er- 
zwingen." 

Von der Politik verlangt werden muß die Schaffung 
eines Systems Kollektiver Sicherheit in und für Europa auf 
der Basis einer Rechtsordnung mit völkerrechtlich über- 
prüfbaren und sanktionierbaren Grundlagen. M.a.W.: 
Die gegenwärtige defizitäre und fragmentierte und über- 
rüstete Sicherheitsarchitektur Europas ist in eine Europäi- 
sche Sicherheitsgemeinschaft auf der Basis einer Rechts- 
ordnung zu überführen, in der Streitkräfte zu Sanktions- 
instrumenten gegen den Rechtsbruch werden. An die 
Stelle von Intervention tritt Ordnungsrecht. an die Stelle 
des Rechts des Stärkeren tritt die Stärke des Rechts.Wie 

. < 

Es muß daher um grundsätzliche ohne die häusliche Küche zu vermis- treiben. Neben qualifizierten Ar- aul~enminister Hans-Dietrich Genscher bereits im OSZE- 
Jahrbuch 1996 schrieb: ,.Die bisherige Konzentration auf - l=+f C . m  Neuorientierung gehen, um Arbeits- sen. darauf hat Bebel auch schon beitsplätzen zur Betreuung und Pfle- -!B 

modelle. die selbständige Existenz- hingewiesen (5. 228). Zudem kann ge könnten so tariflich abgesicherte 
die sogenannte NATO-Erweiterung hat hierzu wenig ri 

Sicherung aus eigener Arbeit ermög- eine ,.Zentralküche" auch eine Entla- Erwerbsarbeitsplätze in Großhaus- 
beigetragen ... Gefordert ist deshalb ein neues Gesamtkon- ' ,'' 
zept. das im Sinne eines Harmel-ll-Berichts den Weg zu ei- " 

lichen und um eine gerechte Ver- stung der .,Privatküche" bedeuten. halten geschaffen werden. Authen- 
teilung des Erarbeiteten. Es gibt indem zu besonderen Anlässen mit tische Lebensbewältiquna, Solidari- ner tragfähigen Sicherheits- und Stabilitätsordnung von . , . . . . ., . . , . L 
keinen Grund. den Umgang mit 
hochtechnischen Anlagen höher zu 
bewerten als Kochen. Waschen und 
kranke Menschen pflegen. Diese 
Arbeiten müssen jedoch nicht 
isoliert in der Familie für andere aus- 
geführt werden und nicht einseitig 
einem Geschlecht als Hausfrau. 
Mutter oder Dienstmädchen zu- 
geordnet werden. Professionalisie- 
rung kann auch dazu führen. daß 
die sklavische Hausarbeit erleichtert 
wird. ohne Sklavenarbeit zu re- 
konstruieren. Hausarbeit kann wie 
jede andere Arbeitsform rationaler, 

Liebe und Zuneigung gekocht wer- 
den kann, ohne die tägliche Hetze 
und Putzarbeit. 

Im Rahmen eines Forschungs- 
projekts zur besseren Vereinbarkeit 
von Kind und Beruf waren befragte 
Männer und Frauen der Meinung. 
daß kollektive Modelle auch für die 
Erziehung von Kindern geeigneter 
seien: .,Kinder entwickeln sich besser 
in einer größeren Gemeinschaft. mit 
Menschen, die sich die Arbeit teilen" 
(Notz 1991, 5. 210). Die Befragten 
forderten größere Wohnungen mit 
Möqlichkeiten zu nachbarschaftli- 

- - 
tät mit und Verantwortung für an- 
dere Frauen heißt. daß die eigene 
Lebensweise nicht ..privat" ist. Nach 
wievor ist auch das Private politisch. 
Feministinnen sind auch verantwort- 
lich für die Bilder, die sich ihre Kolle- 
glnnen. Studentlnnen. Schülerlnnen 
und ihre eigenen Kinder von ihren 
Lebensmöglichkeiten machen. 
Wenn die Inanspruchnahme von 
Haushaltshilfen und Kinderfrauen 
und damit die Rekonstruktion der 
Dienstbotengesellschaft die Voraus- 
setzung für die Erwerbstätigkeit von 
(zuammenlebenden) Männern und 

vancouver ois wiaoiwoston weist.'" 
Ob es über Einzelschritte im Sinne eines konzeptio- 

nellen lnkrementalismus hinaus tatsächlich zu einem sol- 
chen Gesamtkonzept im engeren wissenschaftlichen Sin- 
ne kommt. scheint mir nach den bisherigen Erfahrungen 
seit der Zeitenwende von 1989190 allerdings eher un- 
wahrscheinlich. Gleichwohl -oder gerade deshalb - ist es 
dringend erforderlich. der als Realität mißverstandenen 
Tagespolitik immer wieder aufs Neue konzeptionelle 
Wegweiser zumindest anzubieten. Wie ein solcher Weg- ,' 

weiser. d.h. ein Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhun- 
dert, aussehen könnte. hat das Hamburger Friedensfor- 
schungsinstitut (IFSH) in den vergangenen Jahren inten- 
siv diskutiert. Seine Grundlagen finden sich in der Charta 
der Vereinten Nationen. 

aber auch humaner gestaltet wer- chen Kontakten, Gemeinschaftskü- Frauen ist, so heißt das - vorausge- 
den. chen. gemeinsamen Waschanlagen setzt wir wünschen eine Gesellschaft Vom Recht des Stärkeren zur Stärke des Rechts 

Spätestens seit Gründung der Vereinten Nationen 1945 Was Margarete SchütteLihotz- und Reparaturwerkstätten. Sie for- mit mehr Gleichheit und nicht eine 
ist Gewalt als Mittel der internationalen Politik mit weni- ky, die berühmte Erfinderin der derten auch ,.Projekte zum Zusam- refeudalisierte - daß sich die Struktu- 

Foto: Christaii Kiel. Mecr i i i i ch  
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eine solche alternative Sicherheitsarchitektur aussehen 
könnte, hat das Hamburger Friedensforschungsinstitut 
(IFSH) intensiv als ,.Sicherheitsmodell für das 21. Jahr- 
hundert" di~kutiert.~ 

Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft (ESG) 
a m  Beispiel des Konflikts u m  die Ägäis-Insel lmia 
(Kardak) 

Naturgemäß kann ein knapper Aufsatz einem Buch 
nicht bis ins Detail gerecht werden. Ich will deshalb 
nochmals an einem Beispiel illustrieren. wie eine funktio- 
nierende Kriegsverhütungspolitik im Rahmen einer ESG 
aussehen könnte. 

Nehmen wir als Beispiel den Ägäis-Konflikt der Grie- 
chen und Türken Ende Januar 1996. Für ihn scheint der 
Stoßseufzer Kants mehr als angemessen: ,.Aus so krum- 
men Holze. als woraus der Mensch gemacht ist. kann 
nichts ganz Gerades gezimmert   erden."^ 

Zur Erinnerung: Laut griechischer Heldensage durch- 
bohren Odysseus und seine ~ u m ~ a n e  mit einem glühen- 
den Pfahl das einzige Auge des menschenfressenden Zy- 

klopen Polyphemos. Voller 
A n  d ie Stelle der Intervention tritt Ord-  w u t  und Schmerz wirft der 

nungsrecht, an die Stelle des Rechts des blinde Riese dem fliehenden 
Odysseus und seiner Mann- 

Stärkeren tritt die Stärke des Rechts. schaft oewaltiae Felsbrocken - - 
hinterher, die heute noch aus 

der Ägäis ragen.' Jahrtausende später - Ende JanuarlAn- 
fang Februar 1996 - streiten sich die Türkei und Grie- 
chenland um einen dieser Felsbrocken, eine kleine, nur 
400 Quadratmeter große unwirtliche lnsel namens lmia 
(türkisch Kardak). 

Der Konflikt war ausgebrochen. nachdem ein kleines 
türkisches Schiff, die ,.Sigen Akad". während eines Ge- 
witters auf dem unbewohnten Felseneiland gestrandet 
war. Die griechische Küstenwache eilte dem Schiff zu Hil- 
fe. Mit dem Argument. die lnsel sei türkisches Territori- 
um. lehnte der türkische Kapitän der ,.Sigen Akad" aber 
die Hilfe der Griechen ab. Der Vorfall alarmierte die Ein- 
wohner der benachbarten griechischen lnsel Kalymnos. 
Der Bürgermeister von Kalymnos hißte am 25. Januar auf 
lmia die griechische Flagge. Zwei Tage später landete mit 
einem Helikopter ein Reporterteam der türkischen Tages- 
zeitung Hürriyet auf dem Felseneiland. Die türkischen 
Journalisten holten die griechische Flagge ein und hißten 
die türkische Flagge. Am 29. Januar ersetzte dann die 
griechische Marine die türkische Flagge wieder durch die 
griechische. Mittlerweile hatten beide Seiten. die Türkei 
und Griechenland. jeweils zehn Kriegsschiffe in das Kri- 
sengebiet geführt. Mit Raketen bewaffnete Flugzeuge 
überfliegen die See. Nur mit Mühe kann durch Anrufe 
des amerikanischen Präsidenten der Abzug der Kriegs- 
schiffe und Landungstruppen am 31. Januar herbeige- 
führt werden. Im Verlauf des Abzugs stürzt ein griechi- 
scher Marinehubschrauber beim Erkundungsflug ins 
Meer. Drei Soldaten werden vermii3t.B 

Trotz Abzugs der Kriegsschiffe kommt es zu keiner 
wirklichen Beilegung des Konfliktes. Die Gefahr des 
Wiederaufflammens des Konfliktes bleibt bestehen. ob- 
wohl allen Seiten klar ist, wie schnell der Konflikt in einen 
heißen Krieg umschlagen kann. Folgt man dem US-Ver- 
mittler Richard Holbrooke, so hat es sich bei den Drohun- 
gen der Türkei und Griechenlands nicht nur um hohle 
Phrasen gehandelt: ,,Wenn die USA nicht interveniert 
hätten, dann hätte die Türkei die lnsel besetzt. Ein Krieg 
wäre vermutlich die Folge ge~esen . "~  Auch der grie- 

GEWALT UND ZIVILISATION 

chische Verteidigungsminister Gerassimos Arsenis bestä- 
tigte diese Einschätzung: ,,Die Feuerkraft in der Gegend 
war immens. und jeder Zwischenfall hätte zu einem rich- 
tigen Krieg führen können."'0 

Von Bedeutung ist an diesem Beispiel nicht so sehr 
der Konflikt als solcher. sondern sein Verlauf und seine 
Beilegung bzw. Nicht-Beilegung. Obwohl beide Kontra- 
henten Mitglieder der NATO sind. gibt es keine zwingen- 
den regionalen Regeln, wie der Konflikt beigelegt wer- 
den muß. Es gibt keine europäische Institution. welcher 
der Konflikt vorgetragen werden muß und die für eine 
Lösung verantwortlich ist - und zwar obligatorisch und 
rechtlich verbindlich. Es gibt auch keine europäische 
Person oder Institution, die von sich aus, quasi auto- 
matisch. tätig wird. Es lag vielmehr im politischen Belie- 
ben. nicht in der Pflicht des amerikanischen Präsidenten. 
sich einzuschalten. Was. wenn Clinton zufällig keine Zeit 
oder keine Lust gehabt hätte. zu müde oder mit der Ab- 
wehr innenpolitischer Angriffe. wie z.B. gegenwärtig ge- 
gen seine Frau. beschäftigt gewesen wäre? Hat US-Ver- 
mittler Richard Holbrooke also recht. wenn er Europa 
wegen der ..offenkundigen Unfähigkeit" rügt. ,,den Kon- 
flikt zwischen Griechenland und Türkei allein beizule 
gen"? '' 

Würde ein reoionales Svstem Kollektiver Sicherheit in 
2 

und für Europa - eine Europäische Sicherheitsgemein- 
schaft (ESG) - bereits bestehen. so wäre der skizzierte 
Ägäis-Konflikt nicht nur schon längst beigelegt worden. 
sondern hätte vermutlich auch einen anderen Verlauf ge- 
nommen. wäre möglicherweise erst gar nicht entstan- 
den: 
1. Anders als die NATO. die als System Kollektiver Ver- 
teidigung nur gegen einen Feind von außen gerichtet ist, 
also nicht für Streitigkeiten der NATO-Mitglieder 
Griechenland und Türkei vorgesehen ist. wäre ein System 
kollektiver Sicherheit wie die ESG auch und gerade für 
Konflikte im Inneren des Systems zuständig. An die Stelle 
von Beliebigkeit und Zufälligkeit würden also Zuständig- 
keit und Automatik treten. 
2. Innerhalb der ESG gibt es Institutionen, Regeln, Me- 
chanismen. die je nach Konfliktstand greifen. und zwar 
im Sinne der friedlichen Streitbeilegung. Türkei und Grie- 
chenland könnten z.B. den Europäischen Sicherheitsrat 
anrufen. oder den Generalsekretär um Vermittlung 
bitten oder den Streit dem ESG-Gerichtshof vorlegen. 
Letztlich ist der Gerichtshoflbzw. Schiedsgerichtshof 
sogar obligatorisch und rechtsverbindlich nach dem 
Grundsatz ,.~ggressor ist, wer sich dem Gerichtshof ent- 
zieht". 
3. Sind die beiden Streitparteien nicht bereit. die Regeln 
der ESG zu achten, die Entscheidungen der zuständigen 
Institutionen zu respektieren oder vor dem Gerichtshof 
zu ziehen. so können diese Maßnahmen durch die ESG 
auch selbst - notfalls militärisch -erzwungen werden. 
4. Eskaliert der Konfliktfall, sind 2.6. schon Kriegsschiffe 
in der Adria aufoezooen. so kann der ESG-Generalsekre- 
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tär eigene Verfügungskräfte, also Militär, quasi als Puffer 
zwischen die Streithähne setzen. 
5. Kommt es gleichwohl zum Krieg, so muß die ESG 
dem Angegriffenen gegenüber dem Aggressor auch mi- 
litärisch Beistand leisten. Nochmals: Aggressor ist. wer 
sich letztlich dem Gerichtshof entzieht oder sich dem Ge- 
nchtsspruch nicht beugt. 
6. Im Optimalfall, der sicherlich noch nicht in der nahen 
Zukunft eintritt, wird es i m  Rahmen der ESG keine rein 
nationalen Streitkräfte mehr geben. Neben den bereits 
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fehlen, um die Hausarbeit selbst zu 
verrichten. Daher wäre zu allererst 
zu hinterfragen, wer welche Arbei- 
ten selbst verrichten kann und wer 
welche nicht mehr. noch nicht oder 
vorübergehend nicht selbst verrich- 
ten kann (vgl. auch Gorz 1989). Das 
wären dann notwendige Gemein- 
schaftsarbeiten. Und es wäre weiter 
danach zu fragen, was sinnvolle 
Konzepte sind. um diese Gemein- 
schaftsaufgaben zu lösen. 

Dienstbotenmodelle setzen auf 
gesamtgesellschaftlicher Ebene keine 
Zeit frei und verbessern nicht einmal 
das Ergebnis. das die Kunden durch 
eigene Arbeit hätten erreichen kön- 
nen.' Dienstmädchen schaffen ihrer 
Kundschaft freie Zeit für vermeintlich 
wichtigere Tätigkeiten. indem sie an 
ihrer Stelle arbeiten. Ihre eigene 
Hausarbeit müssen sie selbst ma- 
chen. auch dann. wenn sie berufstä- 
tige Mütter sind und selbst der Hilfe 
bedürften. Dienstmädchen werden 
daran gehindert, höhere Fähigkeiten 
unter Beweis zu stellen und sich wei- 
ter zu qualifizieren, sie bleiben in ei- 
nem niedrigen Sozialstatus und wer- 
den dafür bezahlt, einer speziellen 
Person gefällig zu sein, und sie sind 
weitgehend aus der öffentlichen 
Sphäre ausgeschlossen. Diese Exklu- 
sion kann durch Dienstleistungs- 
pools-, Agenturlösungen oder selbst- 
verwaltete (Frauen)projekte gemil- 
dert werden. vorausgesetzt. es steht 
(bezahlte) Zeit und Raum zum kollek- 
tiven Handeln zur Verfügung. Solan- 
ge Agenturen nur als ,,Einsatzlei- 
tung" dienen. ist auch dieser Aspekt 
hinfällig. Es besteht dann sogar die 
Gefahr zusätzlicher Hierarchisierung 
und doppelter Abhängigkeit. 

,,Abnorm sind im Grunde ge- 
nommen alle auf sozialer Ungleich- 
heit basierenden Verhältnisse". Die 
Erkenntnis ist alt. Rosa Luxemburg 
geißelte so die bürgerliche Gesell- 
schaft, sie kritisierte zudem. daß 
,.deren innerstes Lebensgesetz" die 
tiefste Unmoral ist, nämlich. ,.die 
Ausbeutung der Menschen durch 
die Menschen".' Die Begriffe Moral 
und Unmoral gilt es ebenso wie die 
Begriffe Solidarität und unsolida- 
risches Verhalten in die Geschlech- 
terdiskussion, aber auch in die 
feministische Diskussion aufzuneh- 
men. Heute wird allzuoft davon aus- 
gegangen, daß es an der Spaltung 
zwischen Arm und Reich nichts 
mehr zu ändern gäbe. und daß der- 
oder diejenige, die ihre Ellbogen am 
besten gebrauchen kann. auch die 
höchsten Auszeichnungen verdient. 

Denn: egal ob über Steuerver- 
günstigung oder direkte Subventio- 
nierung der Haushalte. eins haben 
die Modelle alle gemeinsam: Begün- 
stigt werden Haushalte mit hohem 
Einkommen, andere können sich 
nicht leisten. ihre Schmutzarbeiten 
abzugeben. Eine subventionierte Ar- 
beitsstunde kostet immer noch 15.- 
DM. Erwerbslose. (die meisten) Rent- 
nerlnnen und Personen. die aus ihrer 
eigenen Erwerbstätigkeit geringe 
Verdienste erzielen. werden nach wie 
vor kaum solche Dienstleistungen in 
Anspruch nehmen können. Besser- 
verdienende sollen in die Lage ver- 
setzt werden. etwas von ihrem Ver- 
dienst abzugeben. um für ,,Minder- 
qualifizierte" oder .Minderpriviligier- 
te" Arbeitsplätze zu schaffen. anstatt 
die qualifizierte Arbeit auf mehr Köp- 
fe zu verteilen. Die Logik knüph an 
das Projekt .,Familienlohn" an, der 
Männern zum Unterhalt ihrer haus- 
arbeitenden Ehefrau zugestanden 
werden sollte. 

Das wohl dringlichste Problem 
unserer Zeit ist zweifelsohne die 
hohe Erwerbslosigkeit. Die Rekon- 
struktion der Dienstbotinnengesell- 
schaft erscheint jedoch kein geeig- 
netes Mittel zur Lösung der Frauen- 
erwerbslosigkeit. Dies unter unter- 
schiedlichen Gesichtspunkten: . Der graue Arbeitsmarkt von ille- 
galer und ungeschützter Beschäfti- 
gung wird bleiben. Viele Migrantin- 
nen haben keine andere Wahl, 
schon gar nicht, solange ihnen das 
eigenständige Bleiberecht verwehrt 
wird. Diese Tatsache mindert neue 
Beschäftigungseffekte und schürt 
die Konkurrenz zwischen legalen 
und illegalen Arbeitskräften. 

Expertinnen gehen davon aus. 
daß die Beschäftigungseffekte ohne- 
hin gering sein werden, denn: wer 
nicht selbst putzen will, Iäßt heute 
ohnehin schon putzen, und das 
meist illegal. 

Die geschlechtshierarchische Ar- 
beitsteilung bleibt bestehen. Die 
meisten (EheFrauen sind für die 
nicht-delegierbaren Arbeiten ebenso 
zuständig. wie für die Organisation 
der Dienstbotinnen, die an ihre Stel- 
le treten. Das Begehren der Frauen, 
Männer in die Hausarbeit einzube- 
ziehen. wird abgewehrt. . Das Dienstbotenwesen wird neu 
belebt, anstatt dauerhafte Berufsbil- 
der für Dienstleistungen zu schaf- 
fen. 

Unbeliebte Tätigkeiten werden 
nicht verändert, sondern an andere 
(Frauen) delegiert. 

Der längst notwendige Ausbau 
und die personelle und qualitative 
Verbesserung von Infrastruktur für 
Kinder. alte Menschen. Kranke und 
Behinderte unterbleibt. 

Dienstbotinnen arbeiten isoliert 
in einzelnen Haushalten und können 
sich schlecht mit anderen gemein- 
sam gegen Ungerechtigkeit und 
Ausbeutung wehren. 

Die persönliche Abhängigkeit 
der Dienstboten durch Hausherrln- 
nen bleibt 

Kinder wachsen in eine Gesell- 
schaft, in der soziale Ungleichheit 
propagiert und honoriert wird. 

Denkbare Lösungsmöglich- 
keiten 
..Die Entwicklung unseres sozialen 
Lebens geht also nicht dahin, die 
Frau wieder ins Haus und an den 
Herd zu bannen, wie unsere Häus- 
lichkeitsfanatiker wollen" (Bebel 
1902. S. 229). Dieser Satz gilt heute 
wieder. Und wieder geht es sowohl 
um den Herd im Haus des eigenen 
Mannes wie auch um den Herd im 
Hause des Herren (oder der Herrin). 
Die Uhren der Modernisierung sol- 
len (wieder einmal) zurückgedreht 
werden. Ob das den Hävslichkeitsfa- 
natikern gelingt. wird auch davon 
abhängen, wieviel sich Frauen gefal- 
len lassen und wie sie mit anderen - 
statusniedrigeren Frauen - umzuge- 
hen gewillt sind. 

Die Emanzipation der Frauen und 
Männer von den ihnen qua Familien- 
lohn und Ehegattensplitting zuge- 
wiesenen Rollen als Bread-winner 
und Hausfrauen. verlangt eine ande- 
re Organisation der damit vakant 
werdenden unbezahlten Arbeitsplät- 
ze in den Privathaushalten. Diese 
kann durch eine veränderte Arbeits- 
teilung zwischen den Geschlechtern 
und durch eine Neuorganisation und 
Neust~kturierung der verschiedenen 
Arbeitsbereiche geschehen 

So besteht die Chance der Auf- 
hebung der geschlechtshierarchi- 
schen Arbeitsteilung. durch die 
Frauen auf die Privatsphäre und die 
personenbezogenen Dienstleistun- 
gen, soweit es um Haus-. Pflege- 
und Sorgearbeiten geht. festgelegt 
werden. Schließlich geht es darum, 
personenbezogene Dienstleistungen 
auf der gesamtgesellschaftlichen 
und individuellen Ebene zu optimie- 
ren und einer Bedienerlnnen-Gesell- 
schaft mit neuen sozialen Ungleich- 
heiten entgegenzuwirken. Sicher 
eine große Herausforderung ange- 
sichts der Defizite. die Produktivi- 

Expertinnen gehen 
davon aus, daß die 
Beschäfiigungseffek- 
te ohnehin gering 
sein werden. Der 
ldngst notwendige 
Ausbau und die 
personelle und 
qualitative Verbesse- 
rung von Infrastruk- 
tur für Kinder, alte 
Menschen, Kranke 
und Behinderte 
unterbleibt. 

i Zeitschrififür Sozialistische Politik und Wiitrchafi. Hefi 97. 1997 
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Besserverdienende 
sollen in die Lage 
versetzt werden, 
etwas mn ihrem 

Vertiiensi abzugp 
ben, um iür .Mim 

dequalifizierte' 
oder .Mindeprivili- 

gierte' Arbeitsplätze 
zu schaffen, anstatt 

die qualifi'erte 
Arbeir auf mehr 

Kdpfe zu verfeilen. 

Mit der vorgeschlagenen Agen- 
turlösung soll gewährleistet sein, 
daß sich reguläre Beschäftigungs- 
strukturen bilden, in denen profes- 
sionelle Arbeitgeber aktiv sind. Meh- 
rere Arbeitseinsätze in verschiede- 
nen Privathaushalten können ne- 
beneinander organisiert werden. Bei 
der Organisation in Agenturen ha- 
ben Beschäftigte verschiedene Ein- 
satzstellen. aber immer einen Ar- 
beitgeber. Wer geringfügig beschäf- 
tigte Frauen putzen Iäßt, bekommt 
keinen Zuschuß. Damit wird aller- 
dings die geringfügige Beschäfti- 
gung nicht abgeschafft 

Die in der Agentur beschäftigten 
Frauen sind in die Sozialversiche- 
rung einbezogen und können -aller- 
dings nur im Idealfall - eine eigen- 
ständige Existenzsicherung errei- 
chen. Für die Privathaushalte wird 
die Suche nach einer Hilfe für häusli- 
che Dienstleistungen erleichtert. Das 
als ,,Dienstmädchenprivileg" be- 
zeichnete Steuereinsparungsmodell, 
das einseitig hohe Einkommensbe- 
zieherlnnen begünstigt. soll zurecht 
wegfallen. 

Nach dem SPD-Modell können 
die Agenturen als Gewerbebetrieb 
organisiert sein, als Genossenschaft. 
gemeinnütziger bzw. sozialer Be- 
trieb, entweder selbständig oder als 
Bestandteil von Firmen oder Wohl- 
fahrtsverbänden. Das Modell for- 
dert, für die neuen Dienstboten 
,,normale Arbeitsbedingungen" zu 
schaffen. Zur Zeit bestehen eine Rei- 
he von Dienstleistungsagenturen, 
die meisten sind bereits staatlich 
subventioniert. Erfahrungen mit 
Modellversuchen zeigen, daß die 
Eingebundenheit in einen Kreis von 
Kolleginnen und die damit verbun- 
dene Möglichkeit des Erfahrungs- 
austausches von den Beschäftigen 
positiv gesehen wird. Durch die ge- 
meinsame Arbeit in Agenturen be- 
stände auch die Möglichkeit der ge- 
werkschaftlichen Organisierung und 
der betrieblichen Interessenvertre- 
tung. 

Unter dem Gesichtspunkt der 
Überlebensfähigkeit der Agenturen 
und damit der langfristigen Siche 
rung von Arbeitsplätzen wäre es 
sinnvoller. die Zuschüsse an die 
Agenturen selbst zu geben und 
nicht an die Haushalte, die die 
Dienstleistungen in Anspruch neh- 
men.' Genossenschaftlichen Organi- 
sationsformen und selbstverwalte- 
ten Projekte - insbesondere Frauen- 
projekte -, in denen sich die meist 
aus anderen Ländern kommenden 

Frauen selbst organisieren können 
(vgl. Südwind 1994). sind noch sel- 
ten. Sie sollten aber m.E. präferiert 
werden. Dieser Aspekt müßte dann 
bei Betiebsberatungen, die m.E. 
ebenfalls subventioniert werden 
müßten, aufgenommen werden. 
Denn die Schwierigkeiten der Exi- 
stenzgründung, gerade im Dienstlei- 
stungsbereich, der bereits Ca. 57% 
der Frauengründungen betrifft, dür- 
fen nicht übersehen werden (vgl. 
Notz 1997). Es ist fraglich, ob sie 
dem Konkurrenzdruck des illegalen 
Arbeitsmarktes Stand halten kön- 
nen. Viele Existenzgründerinnen 
können sich zudem selbst keine exi- 
stenzsichernden Einkommen aus- 
zahlen. 

Eiwartungen, die an die 
.,neuen" Konzepte gestellt 
werden 
Die Erwartungen an die Wiederauf- 
lage der Dienstbotinnengesellschaft 
sind mehrdimensional: . Die Hoffnung auf massenhaft 
neue Arbeitsplätze für ,.gering quali- 
fizierte Frauen". die sonst keine 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt ha- 
ben. Das Ifo-Institut erwartet 1.1 Mil- 
lionen dieser Arbeitsplätze. Die SPD 
rechnet mit 720.000 Vollzeitstellen, 
vorausgesetzt je 13 Haushalte, in d e  
nen Kinder unter 14 Jahren oder Per- 
sonen über 80 Jahren leben. nehmen 
die staatlich anzubietenden Subven- 
tionen in Anspruch und schaffen ge- 
meinsam eine Stelle. Freilich müßte 
man die im Bereich der Kinderbetreu- 
ung und Altenversorgung einzuspa- 
renden Stellen abziehen. 

Die Hoffnung auf die Wiederher- 
stellung des Familienfriedens. Die 
Männer werden endlich in Ruhe g e  
lassen. Besserverdienende Frauen 
werden entlastet, auf Kosten ande- 
rer Frauen. Eine Aufhebung der ge- 
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung 
rückt in weite Ferne. 

Im Gegenteil: solche Modelle 
verstärken die soziale Ungleichheit 
zwischen verschieden gut verdie- 
nenden Bevölkerungsgruppen und 
dienen der Fortschreibung tradierter 
Arbeitsteilungen zwischen den G e  
schlechtern. aber auch zwischen 
verschiedenen Frauengruppen. Die 
Strategie zielt auf eine .Refeudalisie 
rung". schlimmer noch: Ausbeu- 
tungsverhältnisse, die bislang den 
obersten Gesellschaitsschichten vor- 
behalten waren, sollen massenhaft 
ausgeweitet werden. Es gehört 
schon heute zum ,,guten Ton", eine 
Putzhilfe zu haben. 

M.E. reicht es nicht aus. wie im 
SPD-Antrag vorgesehen. die ,,Garan- 
tie normaler Arbeitsbedingungen" 
zu fordern. Die Gewerkschaft Nah- 
rung- Genuß-Gaststätten hat mit 
dem Deutschen Hausfrauenbund ei- 
nen Tarifvertrag abgeschlossen. Die 
Agenturen müßten als Arbeitgeber 
ebenfalls verpflichtet werden, mit 
den zuständigen Gewerkschaften 
entsprechende Tarifverträge abzu- 
schließen. 

Viele der Tätigkeiten, die durch 
die Agenturen vermittelt werden 
sollen; sind anspruchsvolle Tätigkei- 
ten, denen qualifizierte Ausbil- 
dungsberufe zugrunde liegen (Al- 
tenpflege, Krankenpflege. Haus- 
(halts)arbeiten, Hausaufgabenhilfe 
etc.). Zur Möglichkeit des Erwerbs 
von Qualifikationen für die Arbeit- 
nehmerlnnen und zur Verbesserung 
der Qualität der Dienste müßten 
entsprechende Qualifizierungen 
zum Grundsatz erhoben werden. 

Die Förderung der Beschäftigung 
in privaten Haushalten löst vielleicht 
kurzfristige Probleme. tradiert je- 
doch auch langfristige. Aus frauen- 
politischer Sicht ist die Abschaffung 
der Geringfügigkeitsgrenze sowie 
die Einbeziehung aller geringfügig 
Beschäftigen, auch im Handel, im 
Gastgewerbe und anderswo in die 
Sozialversicherungspflicht für alle 
Arbeitsbereiche zu fordern. Die In- 
itiative von DGB, verschiedenen Ein- 
zelgewerkchaften und Frauenver- 
bänden gegen geringfügige Be- 
schäftigungsverhältnisse ist ein gu- 
ter Beginn.' Letztlich geht es darum. 
existenzsichernde. sinnvolle Arbeits- 
plätze zu schaffen. Gewerkschaite- 
rinnen verweisen darauf, daß viele 
gut qualifizierte Personen einen 
qualifizieren Arbeitsplatz suchen, 
den sie im Privathaushalt nicht fin- 
den. Migrantinnen beginnen sich 
ebenso dagegen aufzulehnen. daß 
sie es sind. die immer wieder auf 
Pflege- und Putzjobs verwiesen wer- 
den. und sie setzen sich für niveau- 
volle. anspruchsvollere Arbeit in 
handwerklich-umwelttechnischen 
Bereichen ein (vgl. Frauenpolitixher 
runder Tisch 1996, S. 17, und 
Klippenstein 1996, S. 21 ff.). Auch 
sog. ,.Geringqualifizierte" haben ein 
Recht auf Menschenwürde und In- 
klusion in die öffentliche ökonomi- 
sche Sphäre. 

Was ist zu kritisieren? 
Dienstleistungsunternehmen oder 
Dienstmädchen werden bezahlt, ob- 
wohl einemlr weder Zeit noch Kräfte 

erwähnten Verfügungskräften werden Krisenreaktions- 
kräfte existieren, die entweder supranationaler oder mul- 
tinationaler Verantwortung unterstehen und entspre- 
chend strukturiert sind. Krieg im Rahmen der ESG wird 
dann kaum noch stattfinden können. Es ist jedenfalls 
kaum vorstellbar. daß eine multinationale Schiffsmann- 
schaft auf eine andere multinationale Schiffsmannschaft 
schießt, selbst wenn der (zufällig) türkische oder der (zu- 
fällig) griechische Kapitän im unwahrscheinlichen Fall 
den Befehl dazu geben sollte. 

Internationale Gemeinschaft, Partikularinteressen, 
Visionen 
Folgt man Bundespräsident Roman Herzog, so ist ,,für 
den Eintritt einer Utopie ... niemand verantwortlich. weil 
sie gar nicht eintreten kann. für die Erfüllung von Visio- 
nen sind wir es selbst." Visionen aber - so der Bundesprä- 
sident - ,,braucht der Mensch. wenn er menschenwürdig 
und verantwortlich leben will. und solche Visionen brau- 
chen auch Völker und Staaten. Die Hoffnung. ja die Ent- 
schlossenheit. den Bereich von Frieden, Freiheit und 
Wohlstand zu erweitern, ist keine Utopie und sie ist nicht 
die schlechteste Vision, die Europa sich wählen kann."" 

Zweifelsohne ist ein System Kollektiver Sicherheit in 
und für Europa. eine ESG. derzeit noch eine Vision -eine 
Vision allerdings. die nicht nur von der Verfassung der 
Bundesrepublik Deutschland in Artikel 24 Absatz 2 GG 
geteilt wird, deren Realisierung vielmehr bereits in den 
fünfziger Jahren von Sozialdemokraten gefordert wurde. 

Im übrigen war es schon immer die Sozialdemokratie, 
die es verstand, Visionen über den Tag hinaus zu entwik- 
keln und zugleich mit dem politischen Tagesgeschäft zu 
verbinden. Namen wie Willy Brandt, Egon Bahr oder Olof 
Palme stehen für den Mut zur Zukunft ohne Vernachläs- 
sigung der Alltagsnöte. Ohne Entspannungspolitik kein 
Ende des Ost-West-Konfliktes. Ohne ,,Wandel durch An- 
näherung" keine deutsche Einheit. Ohne ,,Gemeinsame 
Sicherheit" kein Gorbatschow. Ohne .,Strukturelle An- 
griffsunfähigkeit" kein Vertrag über die konventionellen 
Streitkräfte in Europa PIKSE). 

Wie bereits diese wenigen Stichworte illustrieren, 
liegt in der Logik der sozialdemokratischen Programma- 
tik der vergangenen Jahrzehnte die Vision eines Europäi- 
schen Systems Kollektiver Sicherheit: Ähnliches gilt im 
übrigen auch für die Forderung nach einer Sicherheits- 
ordnung auf der Basis einer Rechtsordnung. Bereits im 
Godesberger Programm der SPD von 1959 heißt es unter 
anderem: .Alle Völker müssen sich einer internationalen 
Rechtsordnung unterwerfen. die über eine ausreichende 
Exekutive verfügt. Der Krieg darf kein Mittel der Politik 
sein". (Hervorhebung - DSU. 

Die Zeit um 1989t90 war reif, der geschichtliche Au- 
genblick da, die Wegweisung des Grundgesetzes und zu- 
gleich Vision der Sozialdemokratie neu zu beleben. Nach 
dem Ende des Ost-West-Konfliktes bestand die Jahrhun- 
dertchance, aus der Vision Realität werden zu lassen. Ist. 
diese Chance bereits verpaßt? 

Nach den Eriahmngen der vergangenen Jahre ist mehr 
als Skepsis angebracht. ,.Natürlich" - so schreibt z.6. Curt 
Gasteyger vom Genfer lnstitut universitaire de hautes Mu- 
des internationales im jüngsten OSZE-Jahrbuch 1997 - 
,,wird jeder Staat, jede einsichtige Regie~ng (...) verkün- 
den, daß alle Anspruch auf 'Sicherheit' haben und deswe- 
gen 'Sicherheit' ein von allen gleichermaßen geteiltes Gut 
sei. Was das aber in der täglichen Praxis heißt, ist etwas 
ganz anderes."" Und der ehemalige Amsterdamer Bür- 

germeister Ed van Thijn ergänzt aus seinen Kenntnissen als 
Koordinator für die internationale Beobachtung der Wah- 
len in Bosnien-Herzeaowina: 
*eDie internationale Zur besonderen Tragik der friedens- und 
schaft gibt es nicht (...) Es ist 
eine Summe von Ländern, die sicherheitspolitischen Entwicklung nach 

alle ihre eigene Agenda ha- 1989/90 gehört es, daß auch die gegen- 
ben, kurzfristige Agenden (...) 
Es ist r>rachwoll, für die inter. wäri ige Sozialdemokratie sich weder auf 
nationale Gemeinschaft zu ar- ihre eigenen Wurzeln noch auf ihre eige- 
beiten, aber es ist auch ein 
dörfliches Gehabe. Das Häuf. nen Visionen besinnt. 

lein 'Internationals'. das hiei 
beieinandersim, unterscheidet sich kaum von einem b e  
liebigen Herrenclub in einer Pr~vinzstadt."'~ ,,Partikularin- 
teressen einzelner Staaten" - so auch Walter Jürgen 
Schmid und Michael Klepsch vom Auswärtigen Amt - wer- 
den ,,zunehmend vor das gemeinsame Interesse der OSZE- 
Staatengemeinschaft gestellt.'"5 

Letzteres - so hat man den Eindmck - gilt auch und 
vor allen Dingen für die USA. die - obgleich ein nicht-eu- 
ropäischer Staat - für die Sicherheit Europas nach wie vor 
unverzichtbar scheinen. Probleme bei der Etablierung 
der Schiedsgerichtsbarkeit, der Fortführung der Rü- 
stungskontrolle. der Diskussion einer Verrechtlichung 
der OSZE und andere mehr, darunter immer wieder auch 
Aspekte der Bewältigung des Bosnien-Konflikts, belegen 
diese Aussage.I6 Folgt man ferner dem vormaligen US- 
Botschafter Jonathan Dean. so ist ,.für die USA die bevor- 
zugte Organisation, die Priorität genießt. natürlich die 
NATO" 

Also nochmals: Skepsis ist mehr als angebracht. Eine 
internationale Gemeinschaft. die auf die Stärke des 
Rechts baut. ist zweifelsohne eine realisierbare Vision. 
Keiner der nationalen und internationalen Akteure 
scheint derzeit aber fähig oder auch nur bereit. mit visio- 
narer Kraft über den Tellerrand der Tagespolitik hinaus si- 
cherheitspolitisch im diskutierten Sinne gestaltend zu 
wirken. Dies trifft auch auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu. 

Zur besonderen Tragik der friedens- und sicherheits- 
politischen Entwicklung nach 1989190 gehört es, daß 
auch die gegenwärtige Sozialdemokratie sich weder auf 
ihre eigenen Wurzeln noch auf ihre eigenen Visionen be- 
sinnt. r p ~  

I Charta von Pans für ein neues Europa. Erklarung des Pariser 
KSZE-Treffens der Staats- und Regie~ngrchefs, in: Presse- und 
lnformationramt der Bundesregierung. Bulletin 137/1990. 5. 
1409. 

2 Kennan, George F.. Ein Fehler mit rchlimmenFolgen. Die NATO- 
Erweiterunri ist überflüsiq und wird Rußland verbittern. in: Die 
Zeit vom 14. Februar 1 9 9 f  

3 Genrrher. Hans-Dietrich. Die OSZE stärken - unwrzichtbare Vor- 
aussetzung einer dauerhaften und gerechten Friedenrardnung 
von Vancouver bir Wladiwostak. in: Institut für Friedenrfor- 
rchung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg/lFSH 
(Hrrg.). OSZE-Jahrbuch 1996, Baden-Baden 1996. 8. 54. 

4 Vgl.: Lutz. Dieter 5.. Der OSZE-Gerichtshof. in: Institut für Frie- 
denrforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Ham- 
buig/lFSH (Hrrg.).OSZE-Jahrbuch 1995. Baden-Baden 1995. 5. 
241 -253. 

5 Institut Mr Fiedenrfotwhung und Sicherheitspolitik an der Uni- 
verritst Hamburg (IFSH). Die Europäische Sicherheitrgemein- 
rchaft. Dar Sicherheitrmadell für dar 21. Jahrhundert. Bonn 
1995; lnrtitutefor Peace Research and Security Policy at the Uni- 
verrity of Hamburg (IFSH). The European Security Community 
(ESC). The Security Model for the Twenty-First Century. Baden- 
Baden 1996. 

6 Kant, Immaouel, Ideen einer allgemeinen Gexhichte in weltbur- 
geilicher Absicht. in: Werke in sechs Bänden. herausgegeben von 
Taman, Rdf. K6h 1985. Band 6.5.151. 
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7 Homer. lliar und Odyssee. In der Übersetzung von Johann Hein- 
rich Vors. Gülerrloh o.J. hier: Neunter Gesang. 5.493-506. 

8 Vgl. stellvertretend: Die Neue Zürcher Zeitung vom 31. Januar 
1996: SüddeutscheZeitung vom 31. Januar 1996. 

9 SüddeutrcheZeitunovom 1. Februar 1996. 
I 0  E00 
I I F,dnif.nei R.narcra~ vom 10 F e b i ~ a i  1996 8 . 2  
12 neirog. Roman. Demorrat e a r Fisaenrrlraleg e R E O ~  .no 

Be trage Oe< Bundeiprar oenten. heia.irqeq~o~n Mn Dielei S 
. d z  Baden-Baden 1997. S 99.60. vg a.<n S 67 

13 Ga$te,qer. CdC D e  OSZE !m neiien "mted. n nrlldl f.i Frie- 
aendsiich~nq .na 5cneihetrpo 1' a r  aei Jn reis l a l  r a m -  
C*,? F l n  -irq . 082:-.an.o~cn 1997. Raaen-Raaen 1997, S 
5.371. 

14 Vgl. ebd.: Vvan Thijn, Ed. Stimmungen in Sarajewo. Aunüge aus 
dem Tagebuch eines Beobachteir, 5. 189; ugl. auch 5.176. 191 

Afghanistan - das Debakel 
eines vergessenen Staates 
von Wahid Samimy* 

D aß sich Afghanistan seit etwa 20 Jahren in einem 
brutalen Zersetzungsprozeß befindet. ist die logi- 
sche Konsequenz des Zusammenwirkens externer 

und interner Faktoren, die das Schicksal dieses zentral- 
asiatischen Landes seit Jahrhunderten bestimmen. In die- 
sem Prozeß sind die heterogenen gesellschaftspoliti- 
schen Strukturen nicht allein für die historischen Ent- 
wicklungszyklen ausschlaggebend - wenn sie auch von 
großer Relevanz sind - sondern der geostrategische 
Standort ist ebenso von großer Bedeutung. Ohne Einbe- 
Ziehung aller Faktoren Iäßt sich'für den Außenstehenden 
weder die afghanische Gesellschaft noch der bis jetzt an- 
dauernde Krieg begreifen. 

Die Wechselwirkung zwischen inneren und äußeren 
Einflüssen Iäßt sich während der sowjetischen Invasion 
genauso demonstrieren. wie in der darauf folgenden Ära 
(ab 1992) der Islamisten. Hat sich der Zerfleischungspro- 
zeß unter den gemäßigten Islamisten, dem Staatspräsi- 
denten Burhanuddin Rabbani. fortgesetzt, so bekam d i e  
se Entwicklung unter der Herrschaft der radikalislamisti- 
schen Taleban eine neue obskure und noch grausamere 
Dimension. 

Ein Land am Kreuzweg der Kulturen 
Der afghanische Raum lag seit jeher am Kreuzweg der 
Kulturen, wirtschaftlich, religiös und nicht zuletzt militä- 
risch.. Ökonomisch stellte dieser Raum, gerade auch 
durch die durch Afghanistan laufende Seidenstraße ei- 
nen Knotenpunkt zwischen dem europäisch-afrikani- 
schen Mittelmeerraum und dem chinesischen Weltreich 
einerseits und den mittelasiatischen Steppen (Mongolei. 
Kasakistan. Tadschikistan) und dem indischen Subkonti- 

Wahid Samimy ist kooptiertes Bezirksvorstandsmitglied der Jusos Mittelrhein. 
Seine Familie und er mußten nach dem Putsch der DVPA wegen politischer 
Veiiolgung aus Afghanistan fliehen. 

15 Vql. ebenda: Schmid. Waller JürgenlKleprch. Michael, Auf dem 
n-cg ~ I L  enei e.iooa x n e n  S rlernclrarcn i e r t d i  - Dci SP trag 
uci loi.mr I .  r Screr-etrru~pciaion S 3 ' 1 1 1 .  $9 wenda 
a.:n r<or53n 12 n ~ o e r  D e y\ erer . ~ e ~ ~ r . ' ~ n o , k o n : ~ i e - z  
und der L~rrabonner ~ipfel vom 2. und 3. ~ezember 1996. S. 
322. 

16 Vgl. ebenda: Caflirch, LuciuYCuny. iaurence. DerVergleichs- und 
Schiedrgerichtshof der OSZE: Aktuelle Probleme. 5. 382; Schmid. 
Walterlurgenl Kleprch. Michael. ebenda. 8. 321; Wenig. Marcur. 
Der volkerrechlliche Statur der OSZE - Gegenwartiger Stand und 
Perspektiven. ebenda. 5. 399. 400; Calic. Marie-Janine, Der Bei- 
trag der OSZE ?ur Demokratirierung Bosnien-Herregowinar. 
ebenda, inrber. 5 .  147, 156; Van Thijn, Ed, ebenda, 8. 160, 162, 
7 7 "  ,,, ,,-,,,-. 

17 Vgl. ebenda: Dean, Jonathan. Die USA und die OSZE: Noch im- 
mer eine morganatische Beziehung. 5.40. 

nent andererseits dar. Durch diese jahrhundertelange 
Wecnst- W r k ~ n g  von oKonom scnem A~sra,scb rel g o- 
ser Einf ~ ß l a n m e  ,no mi *rar x n e n  Erooer~nosz.aen st - 
in diesem geographischen Raum eine sehr differenzierte 
Gesellschaftsform entstanden. die durch verschieden re- 
ligiöse Hintergründe. ethnische Strukturen und sprachli- 
che Zugehorigke ten cnaraktcris ert 1st Es g br uner drei- 
ßig verscniedene VoIi(8zLgehor gkellen m heut,gen Af- 
ghanistan. 

Auch im 19. Jh. bestand diese Wechselwirkung fort, 
was sich an den Konflikten zwischen den imperialisti- 
schen Großmächten England und Rußland zeigte. Ruß- 
land lieferte sich mit den aus Indien kommenden Englän- 
dern erbitterte Kämpfe um den Hegemonialanspruch, 
ohne daß jedoch eine Seite einen Machtzuwachs hätte 
verbuchen können. Nachdem die Engländer 1947 Indien 
verließen. traten die Amerikaner an deren Stelle. Der Kal- 
te Krieg hinterließ auch in Afghanistan seine Spuren. Die 
Sowjets verstärkten ihr Engagement zunehmend. Es 
wurden Entwicklungshilfekredite zu besonders günsti- 
gen Konditionen vergeben. Die afghanische Armee wur- 
de mit Waffen beliefert, nicht ohne die dazugehörigen 
..Militärberater" mitzuschicken. Ganze Generationen von 
afghanischen Ingenieuren und akademischen Fachkräf- 
ten erhielten in Moskau ihre Ausbildung. wozu natürlich 
auch die ideologische Schulung im Sinne der KPdSU ge- 
hörte. Im Zuge dieser Maßnahmen wurde in Afghanistan 
eine kommunistische Kaderpartei installiert, die DVPA 
(Demokratische Volkspartei Afghanistans). die dann 
1978 putschte und sich so an die Macht setzte. Das 
Spektrum der Moskauer Strategie. die im Staatsstreich 
1978 kulminierte. reichte von militärischer lnfiltrierung 
über kulturelle Beeinflussung bis hin zur ökonomischen 
Unterwanderung. 

Der Putsch hatte zwei Tatsachen manifestiert. Zum 
einen war der sowjetisch-amerikanische Dualismus zu- 
gunsten der Sowjetunion entschieden worden. Zum an- 
deren war die Abhängigkeit Afghanistans von der So- 
wjetunion endgültig besiegelt. Fast der gesamte Außen- 
handel wurde mit den Sowjets bestritten. Die Armee 
wurde vereinnahmt. indem 4000 ,.Militärberater" nach 
Afghanistan geschickt wurden. Innerhalb der ersten drei 
Monate nach dem Putsch wurden 30 Verträge mit den1 
kommunistischen ..Bruderstaat" geschlossen. Tausende 
von tatsächlichen oder vermeintlichen Regimegegnern 
wurden umgebracht. 

Da aber diese neue Regierung keinen Rückhalt in der 
Bevölkerung hatte. demnach sich auf Dauer nicht hätte 
halten können, wurde der damalige Staatschef Amin 
umgebracht. und die Sowjetmacht marschierte am 27. 

Anforderungen, einen Anstieg der 
haushaltsorientierten Dienstlei- 
stungsangebote bedingt. weil die 
Nachfragen nach flexiblen ,.Einfach- 
dienstleistungen" im Servicebereich 
(private Kinderbetreuung. Reini- 
gungshilfen. Wäscheversorgung. 
Einkaufshilfen etc.) zunehmen. Über 
das tatsächliche Ausmaß der Be- 
schäftigungseffekte sind sich Exper- 
ten uneinig: erwarten die einen bis zu 
einer Million neuer Arbeitsplätze al- 
leine in Privathaushalten. so gehen 
andere Argumente dahin. daß eine 
Stabilisierung alter und die Einrich- 
tung neuer Tätigkeits- und Aufga- 
benbereiche nicht an den zu erwar- 
tenden Beschäftigungseffekten zu 
messen sei. sondern vor allem auf ei- 
ner Bedarfsanalyse basierenmuß. Si- 
cher muß die Massenerwerbslosig- 
keit als Problem skandalisiert werden. 
Sie darf jedoch nicht politisch instru- 
mentalisiert werden. Am gesell- 
schaftlichen und individuellen Bedarf 
und Nutzen anzusetzen hieße. so- 
wohl von der Angebots- als auch von 
der Nachfrageseite aus zu gehen und 
daraus Konzepte zu entwickeln, die 
am Wohl der menschlichen Gemein- 
schaft und an der Aufhebung der so- 
zialen Ungleichheit orientiert sind. 

Bei den heute diskutierten Kon- 
zepten geht es primär darum: . die Nachfrage nach Dienstlei- 
stungen zu erweitern, indem auch 
weniger Privilegierte (z.0.. Alleiner- 
ziehende) Dienstleistungen in An- 
spruch nehmen können. 

die ~ienitleistungsangebote'für 
die Betreuung von Kindern. alten. 
kranken und behinderten Personen 
ZU erweitern. 

weitere haus- und personenbe- 
zogene Dienstleistungen (Wäsche- 
pflege. Versorgung, Reinigung. 
HausiHof- und Garten-Service etc) 
anzubieten. 

bezahlte Arbeitsplätze zu schaf- 
fen, insbesondere für formal ..ge- 
ringqualifizierte" Arbeitnehmerin- 
nen und für Langzeitarbeitslose, 

Defizite in der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie. insbesondere un- 
zureichende öffentliche Angebote 
für Kindererziehung und Altenhilfe- 
und pflege zu kompensieren, 

vorhandene ungeschützte Be- 
schäftigungsverhältnisse sozial ab- 
zusichern und künftig versiche- 
rungspflichtige Beschäftigungsstel- 
len zu schaffen, . Fonds/Ressourcen außerhalb der 
öffentlichen Budgets für Dienstlei- 
stungen im sozialpolitischen Interes- 
se zu mobilisieren, 

für personenbezogene Aufga- 
ben, beispielsweise in der Alten-und 
Familienpflege zu qualifizieren. 

Als Zielgruppe. für die die neuen 
Arbeitsplätze zu schaffen sind, wer- 
den meist berufliche Wiedereinstei- 
gerinnen. erwerbslose oder langzeit- 
erwerbslose Frauen und Sozialhilfe- 
empfängerinnen genannt. Auch sol- 
che, 8enen unterstellt wird. daß sie 
nicht ohne Weiteres in den ,.norma- 
len'' Berufsalltag zu integrieren seien 
und für die eine Chance besteht. in 
den privaten Haushalten hausar- 
beitsnahe Tätigkeiten mit geringen 
Qualifikationsanforderungen ohne 
branchenbezogene Spezialkenntnis- 
se zu übernehmen. Ca. 90% der Be- 
schäftigten in privaten Haushalten 
sind heute Frauen. Ein nicht gerin- 
ger Teil arbeitet illegal, überwiegend 
Frauen, die keine Aufenthaltsbe- 
rechtigung undloder Arbeitserlaub- 
nis haben. Der Sozialversicherung 
sind lediglich 36.000 Beschäfti- 
gungsverhältnisse in Privathaushal- 
ten gemeldet (ISG 1993). Die Schät- 
zungen über sozialversicherungs- 
freie Beschäftigung schwanken zwi- 
schen 700.000 (Ochs 1996) und 1.4 
- 2.4 Millionen (Odiema 1992). 
Nach dem Sozioökonomischen Pa- 
nel sind in 9% aller Haushalte 
Dienstbotinnen tätig. das sind 2.65 
Millionen derartiger Arbeitsverhält- 
nisse. Hinzu kommen 4.6% der 
Haushalte mit 1.4 Millionen gele- 
gentlich tätiger Dienstbotinnen. 

Was ist neu an  den ,,neuen 
Konzepten"? 
Neu an diesen Konzepten ist nur. 
daß die personenbezogenen Dienst- 
leistungen subventioniert werden. 
Andererseits sind subventionierte 
Arbeitsplätze in verschiedenen Wirt- 
schaftsbereichen und Teilarbeits- 
märkten üblich. Unüblich ist es aller- 
dings, daß die Subvention an die 
Person geht, die die Ware kauft. 

Die Bundesregierung fördert im 
Rahmen ihres ,.Programms für mehr 
Wachstum und Beschäftigung" die 
Schaffung von sozialversicherungs- 
pflichtigen Arbeitsplätzen im Haus- 
halt. Dazu wurde der Sonderausga- 
ben-Höchstbetrag für den Abzug 
von Personalkosten bei der Einkom- 
menssteuer auf 18.000 DM (gegen- 
über früher 12.000 DM) im Jahr er- 
höht (Blüm 1997. S. 1). Das "neue 
Verfahren" der steuerlichen Förde- 
rung soll Familien mit Kindern. be- 
rufstätigen Alleinerziehenden, ,,Älte- 
ren, die die notwendige Hilfe aus der 
eigenen Familie nicht erhalten kön- 

nen" und erwerbstätigen Ehepaaren 
das Leben erleichtern und denjeni- 
gen helfen. die als Dienstmädchen 
Arbeit mit Sozialversicherungs- 
schutz erhalten (ebd.). Denn Vor- 
aussetzung für Absetzbarkeit ist die 
Schaffung eines sozialversicherungs- 
pflichtigen Arbeitsverhältnisses. 
Durch .,Haushaltsschecks" nach 
französischem Vorbild sollen die Ar- 
beitgeberpflichten gegenüber der 
Sozialversicherung erleichtert wer- 
den. Bisher geltende Einschränkun- 
gen. die die Steuervergünstigung an 
das Vorhandensein von mindestens 
zwei Kindern (bei Alleinerziehenden 
eines) unter 10 Jahren oder die Hilfs- 
bedürfigkeit einer im Haushalt le- 
benden Person banden. sind seit 
dem 1.1 .I997 aufgehoben. Das 
,.Dienstmädchenprivileg" gilt somit 
für alle Privathaushalte, die es sich 
leisten können. 

Vergleiche mit dem französi- 
schen Modell dürfen allerdings nicht 
außer acht lassen. daß in Frankreich 
alle Beschäftigungsverhältnisse sozi- 
alversicherungspflichtig sind. Aus- 
nahmen gibt es nur für kleine Arbei- 
ten wie Zeitungsaustragen. Die 
Dienstleistungsschecks werden dort 
nur für eine wöchentliche Arbeits- 
zeit von höchstens acht Stunden 
ausgegeben (vgl. Huber-Barat 
1995). 

Bei dem Modell, das die SPD ent- 
wickelt hat, geht es u.a. darum, die 
dienstbaren Frauen nicht mehr ver- 
einzelt der Herrschaft auszuliefern. 
sondern sie in Dienstleistungspools, 
Dienstleistungszentren oder -agen- 
turen zu organisieren. Sie sollen vor 
allem für solche Haushalte nützlich 
sein, die lediglich stundenweise Un- 
terstützung im Haushalt brauchen. 
Ein entsprechender Antrag an den 
Deutschen Bundestag (DS 1315135) 
sieht die Ausgabe von Dienstlei- 
stungsgutscheinen vor, die ebenfalls 
an die Arbeitgeberlnnen gehen und 
nur bei staatlich anerkannten Agen- 
turen eingelöst werden können. Der 
maximale Zuschuß beträgt 1.200 
DM im Jahr, also 100 DM monatlich, 
bzw. 1.800 DM und 150 DM bei ei- 
ner zweiten förderungsfähigen Per- 
son im Haushalt. Voraussetzung: ein 
Kind unter 14 Jahren oder eine Per- 
son über 80 Jahren, die keine Lei- 
stungen der Pflegeversicherung er- 
hält, lebt im Haushalt. Da 40% der 
Kosten übernommen werden sollen. 
bis zu einer Höhevon 1.200 DM. er- 
gibt sich umgerechnet eine Förde- 
rung von maximal 10 Stunden im 
Monat. 

Unter dem Gesichts- 
punkt der Übe* 
bensfähigkeit der 
Dienstleistungs- 
agenturen u n d  damit 
der langfristgen 
Sicherung von 
Arbeitsplätzen wäre 
es sinnvoller, die 
Zuschüsse an die 
Agenturen selbst zu 
geben und nicht an 
die Haushalte, die 
die Dienstleistungen 
in Anspruch neh- 
men. 
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Wi(e)der die Rückkehr 
der Dienstbotinnen- 
gesellschaft 
Von Gisela Notz 

Die fordewng der 
Beschäftigung in 

privaten Haushaken 
löst vielleicht 

kurzfristige Pro- 
bleme, tradiert 

jedoch auch 
langfristige. 

D ie wissenschaftliche Betrach- 
tung des .Mikrokosmos" 
Haushalt ist alt. Bereits Ari- 

stoteles sah ihn als Modell für eine 
gelungene Integration sozialer und 
ökonomischer Beziehungen (Seel 
1986, S. 281 ). In der modernen Ge- 
sellschaft scheint die ,.richtige Ord- 
nung" mit dem Eindringen der Frau- 
en in die Sphäre der Erwerbsarbeit 
durcheinandergeraten zu sein. Nun 
kann nicht mehr davon ausgegan- 
gen werden. daß Frauen diese Ar- 
beiten weiterhin kostenlos und aus 
Liebe übernehmen. Mit Hilfe ande- 
rer Frauen, die mit niedrigerem Sta- 
tus versehen sind. soll die ,,alte Ord- 
nung'' wieder hergestellt werden. 

In der frauenpolitischen Debatte 
herrscht leider keine Einigkeit dar- 
über. daß das Vereinbarkeitsdilem- 
ma von Beruf und Familie für Frauen 
nur gelöst werden kann, wenn die in 
Haus und Familie geleistete Arbeit 
neu bewertet und zwischen Frauen 
und Männern neu verteilt wird. 
Wenn das der Fall wäre, bräuchten 
wir uns nicht mit Modellen zur Re- 
konstruierung von dienstbaren Frau- 
en und Mädchen zu beschäftigen. 

Dienstbotinnen gibt es bereits 
Hausangestellte und Kinderfrauen 
für privilegierte und Putzfrauen für 
weniger privilegierte Haushalte gibt 
es bereits massenweise. Aber ledig- 
lich 30.000 ,.privateu Arbeitgeberln- 
nen setzen jährlich Haushaltshilfen 
von der Steuer ab und nehmen das 
,,Dienstmädchenprivileg" in An- 
spruch. Die meisten Dienstbotinnen 
arbeiten in sozialversicherungsfrei- 
en. ungesicherten Arbeitsverhältnis- 
sen stundenweise. Sie sind selten bei 
einer Reinigungsfirma angestellt 
und wenn dies der Fall ist, gelten 
auch dort meist sog. geringfügige 
Arbeitsverhältnisse unterhalb der 
Sozialversicherungsgrenze (West 
610 DM -Ost 520 DM). 

Dr. Gisela Nota Sozialwissenschatlerin, arbeitet im Forschungs- 
institut der Friedrich-Ebert-Stifiung in Bonn 

Die wohl am häufigsten anzu- 
treffenden Dienstbotinnen sind heu- 
te die Hausfrauen. Nicht so sehr ins 
Gewicht fallen einige Hausmänner. 
die sog. Karrierefrauen das Leben er- 
leichtern. Hausfrauen sind auch die 
für die Hausarbeit zuständigen teil- 
zeitig oder ebenfalls in ungeschütz- 
ten Beschäftigungsverhältnissen 
mitverdienenden oder auch voller- 
werbstätigen Frauen. vor allem 
wenn sie Mütter sind. Das Leitbild 
der bürgerlichen Familie mit der 
Hausfrauenmutter wurde seit Ende 
des 19. Jahrhunderts für die Arbei- 
terklasse ebenfalls zum erstrebens- 
werten Ziel, wenn es auch aufgrund 
der materiellen Lebensumstände 
meist ein nicht zu realisierender 
Traum blieb (vgl. Notz 1996, S. 11). 

Das Problem der Wiederbele- 
bung eines alten (Dienstmädchen) 
modells kommt auf, weil berufstäti- 
ge Frauen die Übernahme der Haus- 
arbeiten mehr und mehr verwei- 
gern. Das Dilemma der Hausarbeits- 
verweigung von Frauen ist ebenfalls 
nicht neu. Die Strategien, Frauen auf 
die Hausarbeit zu verpflichten, sind 
nach wie vor phantasievoll (vgl. Gre- 
weu.a.,o.J.,S.12). 

Auch für die .,neuen" Dienstbo- 
tinnen gilt, was Lilly Braun um die 
Jahrhundertwende schrieb: .,Der Ar- 
beiter verkauft einen, wenn auch 
den allergrößten Teil seiner Arbeits- 
kraft, der Dienstbote verkauft seine 
Person" (1979, 5. 46). Und heute 
gibt es keine Dienstbotenvereine, 
wie sie sich im Zusammenhang mit 
der ,,alten" Frauenbewegung, seit 
1899 von Berlin ausgehend. überall 
gegründet hatten. um für mehr 
Rechte dieser extrem ausgebeuteten 
Klasse zu kämpfen. Die Frage. ob 
unter emanzipatorischen Gesichts- 
punkten eine Ausweitung des Be- 
schäftigungsfeldes von Dienstboten 
überhaupt wünschenswert ist. wird 
heute kaum diskutiert. 

Wie kommt  es zur Neuauflage 
der Dienstmädchengesellschaft? 
Den aktuellen Diskussionen um die 
Bedeutung von personenbezogenen 
Dienstleistungen liegen unterschiedli- 
che Motivationen, die sich aus Analy- 
sen der gegenwärtigen Versorgung. 
verbunden mit unterschiedlichen Ziel- 
vorstellungen einer künftigen Arbeits- 
poliik ableiten. zugninde: 

Im Hinblick auf das Ziel, sozial- 
staatliche Kosten zu minimieren und 
den Arbeitsmarkt zu entlasten, las- 
sen sich vier Ansatzpunkte auffüh- 
ren: 

ARBEIT - ZEIT UND GELD 

Die Rekonstruktion der Haus- 
frauenfamilie. Staatliche Maßnah- 
men wie Erziehungsgeldgesetz und 
Pflegeversicherung u.a. sind geeig- 
net. Frauen - zumindest vorüberge 
hend - in der Familiefest- und damit 
vom Arbeitsmarkt fern zu halten. 

Ideologische Aufwertung von 
ehrenamtlichen unbezahlten Arbei- 
ten - auch solche mit Selbsthilfe- 
aspekten - besonders im Bereich der 
personenbezogenen Dienstleistun- 
gen. 

Materielle Aufwertung des Haus- 
frauenstatus durch Forderungen 
nach Lohn für Hausarbeit. Familien- 
geld und Anerkennung von Famili- 
enarbeit bei der Rentenberechnung 
bei gleichzeitigem Verzicht auf eine 
Beteiligung an ökonomischer Tätig- 
keit in der öffentlichen Sphäre. 

Vernetzung des sozialen Kapitals. 
indem Familien und andere Lebens- 
formen in ihren Selbsthilfepotentia- 
len gestärkt und in ihrer Fähigkeit an- 
deren zu helfen. unterstützt werden. 

Diesen mit viel ideologischem 
Aufwand betriebenen Strategien 
sind Grenzen gesetzt. Nicht zuletzt. 
weil Frauen in den ..neuen Bundes- 
ländern" ungebrochen an ihrer Er- 
werbsneigung festhalten wollen 
und bei Frauen in den ,.alten Bun- 
desländern" zunehmende Erwerbs- 
neigung konstatiert wird. Beides er- 
scheint nach Ansicht konservativer 
Politiker und auch Wissenschaftler 
wie eine unheilbare Krankheit. Des- 
halb. und weil die Einbeziehung der 
meisten Männer in die Hausarbeit 
ein Traum ist. den nur Frauen träu- 
men, wird darüber nachgedacht. 
wie man andere Frauen für diese Ar- 
beiten begeistern kann. 

Aber auch im Hinblick auf das 
Ziel. die Erwerbslosigkeit von Frauen 
abzubauen und die Erwerbsquote 
von Frauen weiter zu erhöhen. wird 
auf einen Ausbau des personenbe- 
zogenen, insbesondere des konsum- 
orientierten Dienstleistungsberei- 
ches aesetzt. In der Kommerzialisie- 
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rung der Hausarbeit wird ein Ar- 
beitsmarktresewoir für die Zukunft 
gesehen. Es geht nicht mehr nur um 
die ideologische Aufwertung, son- 
dern um die gesellschaftliche und 
privatwirtschaftliche Organisation 
von Reproduktionsarbeit. 

Hervorgehoben wird der Sektor 
der häuslichen Dienste als Wachs- 
tumssegment des Arbeitsmarktes. 
Wobei davon ausgegangen wird, 
daß die Zunahme der höherentlohn- 
ten weiblichen Erwerbstätigkeit, ver- 
bunden mit steigenden beruflichen 

GEWALT UND ZIVILISATION 

Dezember 1979 mit 120.000 Soldaten und ihrer geball- 
ten Kriegsmaschinerie in Afghanistan ein. Die damalige 
Planung sah vor, innerhalb eines halben Jahr das gesam- 
te Land unter Kontrolle gebracht zu haben. was bekann- 
termaßen nicht gelang. Von 1979 bis 1989 tobte der 
Kampf der sogenannten Mudjaheddin gegen die Invasi- 
on. Da die Sowjets ihr ,,Vietnam" in Afghanistan sahen, 
weil man nicht in der Lage war. einen entscheidenden 
militärischen Vorsprung zu erkämpfen. zog die Armee 
wieder ab. 

Man schätzt. da8 in diesem Krieg etwa 1 Million Af- 
ghanen umgekommen sind, etwa eine halbe Million 
Menschen, besonders Kinder. von den sowjetischen Mi- 
nen zerfetzt wurden und sechs Millionen Menschen in 
alle Welt geflüchtet sind. Zum Vergleich: Die Bevölke- 
rungszahl vor dem Krieg betrug etwa 15 Millionen Men- 
schen. Die offiziellen Angaben der sowjetischen Stellen 
sprachen von 14.000 toten Soldaten. Die westliche Mili- 
tärunterstützung, besonders der Amerikaner. betrug 
sechs Milliarden Dollar. Damit fand in Afghanistan einer 
der letzten großen Stellvertreterkriege vor dem Ende des 
Kalten Krieges statt. 

Innerhalb der deutschen Linken gab es über die Ein- 
schätzung des Afghanistankonflikts keinen Konsens. Die 
Positionen reichten von Gruppierungen. die im Ein- 
marsch einen weiteren Beweis für den hegemonialen 
und sozialimperialistischen Expansionsdrang der Sowjet- 
union sahen. bis hin zu Positionen. z.B. der DKP. die den 
Einmarsch als eine .,militärische Hilfe" bezeichnete , der 
..auf der Basis gültiger Verträge und Normen" zustande 
gekommen sei und nichts anderes darstelle als die Wahr- 
nehmung der .,internationalistischen Pflichten" durch die 
Sowjetunion. 

Der Status Quo 
Nach 14 Jahren erbitterten Widerstand kamen afghani- 
sche lslamisten am 28. April 1992 an die Macht. Afgha- 
nistan kam nicht zur Ruhe, sondern stürzte in eine neue 
Dimension der politischen Zerreißprobe. Die Hintergrün- 
de dieser Tragödie, die selbst Insider überraschte. sind 
vielfältig. 

Der Islam, der in den Jahren des Widerstandes gegen 
die Übermacht der Sowjets eine große Mobilisierungs- 
kraft besessen hatte und die gegensätzlichen Positionen 
integrieren konnte, konnte nun die heterogen geprägten 
ethnisch und kulturell bedingten Gegensätze der afgha- 
nischen Gesellschaft nicht mehr länger vertuschen. Der 
als gemäßigt apostrophierte Staatspräsident Rabbani 
wurde von seinen ehemaligen Kampfgenossen, unter an- 
derem von dem Radikalislamisten Gulbuddin Hekmatyar 
abgelehnt. nicht aufgrund seiner religiös-politischen 
Vorstellungen, sondern aus einfachem machtpolitischen 
Kalkül, das zunehmend ethnisch geprägt war. 

Der Tadschike Rabbani, der eine gut organisierte Par- 
tei (Dschamiate lslami - Islamische Gesellschaft) und eine 
starke militärische Hausmacht besaß. hatte mit seiner 
Machtübernahme die Kontinuität der 250 Jahre dauern- 
den politischen Vorherrschaft der Paschtunen gebro- 
chen. Hekmatyar wurde wegen seiner Zugehörigkeit zu 
den paschtunischen Volksstämmen im Kampf gegen sei- 
nen Ziehvater Rabbani unmittelbar unterstützt und von 
anderen Paschtunen toleriert. In diesem ethnisch g c  
prägten Streit wollten aber ebenso andere Volksstämme 
Afghanistans. unter anderem Usbeken, Hasaras, die aus 
dem Widerstand sehr stark und selbstbewußt hervorgin- 
gen, ihr politisches Schicksal selbst in die Hand nehmen. 

Diese ethnische Diversität, die im krassen Gegensatz 
zur despotischen Herrschaft der lslamisten stand. brach- 
te entsprechende parteipolitische Organisationen hervor, 
deren in patriarchalischen Gedankengut behafteten Füh- 
rer diesen Gegensatz zur Durchsetzung ihrer Machtbe- 
sessenlieit zu instrumentalisieren versuchten. Letzten En- 
des kämpfte jeder gegen jeden, indem die einzelnen 
Gruppierungen Zweckbündnisse eingingen, um sie an- 
schließend wieder zu verlassen. 

Die anarchischen Verhältnisse, die nicht militärisch 
aufgelöst werden konnten, riefen die ohnehin auf der 
politischen Bühne anwesenden Anrainerstaaten zum 
noch stärkeren Engagement 
hervor. Betrachtete die irani- Die Entstehuna der  Taleban als ..Ord- 
sche Führung den Tadschiken nungsmacht" hat zu einer neuen und 
Rabbani als leaitimen Macht- ~~< ~ ~~~ 

haber in Afahanistan. kämof- verstärkten Polarisieruna der searnen- 
te dagegei pakistan' in "Ii- 

tären ~ese l l s cha f t  Afghanistans geführt. 
anz mit Saudi-Arabien, in- 
dem sie immer noch den in 
die Ecke gedrängten Hekmatyar unterstützten. 

Die drei aus der Auflösung der Sowjetunion hervor- 
gegangenen Anrainerstaaten Tadschikistan, Usbekistan 
und Turkmenistan befanden sich in einer widersprüchli- 
chen Situation. Um sich von der nunmehr russischen Ab- 
hängigkeit zu befreien und eine eigene gesellschaftspoli- 
tische Entwicklung voranzutreiben, benötigten sie den 
Zugang zu den internationalen Märkten. die in ihrer Per- 
spektive am Besten durch Afghanistan und in Zusam- 
menarbeit mit internationalen Konzernen wie Unucal 
(amerikanische Ölgesellschaft), die saudische Deltaoil 
und den argentinischen Ölkonzern Bridas zu gewährlei- 
sten war. Damit bekommt der Afghanistankonflikt 
gleichzeitig eine internationale Dimension, die vorerst 
durch regionale lnteressenkonstellationen zum Tragen 
kommt. Die Etablierung einer fundamentalistischen Re- 
gierung in Afghanistan bedeutet aber gleichzeitig eine 
eklatante Gefahr für die aus der kommunistischen No- 
menklatura hervorgegangene neue politische Elite. die 
sich mit islamischen Widerstand im eigenen Land kon- 
frontiert sieht. 

Foto Chrr t jan Kiel Meerburrh 
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GEWALT UND ZIVILISATION BONN APART 

Das Pilotprojekt Taleban als Ordnungsmacht 
Tahrike lslami Taleban - Islamische Bewegung der Taliban. 
so der Name dieser scheinbar aus dem Nichts erschiene 
nen sogenannten Gotteskrieger. Die in den pakistanischen 
Koranschulen. den ..Madrassahs" ausgebildeten jungen 
Krieger marschierten zum erstenmal im Oktober 1994 auf 
die ehemals zweitgrößte Stadt Afghanistans, Kandahar. 
zu. Die meist jungen Männer stammten zum größten Teil 
aus den Flüchtlingslagern in Pakistan. Hier wurden sie in 
unmittelbarem Zusammenwirken von fundamentaiisti- 
schen Kreisen Pakistans. finanziert von erzkonservativen 
arabischen Kreisen. in den Koranschulen zu einem diffu- 
sen mittelalterlichen Islamverständnis erzogen und an- 
schließend mit Waffen ausgestattet. Zu diesem Kern an 
Taleban-Kämpfern kamen nach und nach ,.traditionelle" 
Mudjaheddin hinzu. 

Enttäuscht von den erbitterten Machtkämpfen in Ka- 
bul versuchte die pakistanische Regierung. diese Gruppe 
der Taleban an strategisch wichtigen Knotenpunkten im 

Süden als Ordnungsmacht 
Der Krieg in Afghanistan stellt einen zu instrumentalisieren. um 

typischen Konflikt eines Landes der Drit- die nach 
menistan zum Zwecke dei 

ten Welt dar, bei dem die Vielfalt der 01. und ~ ~ ~ b ~ f ö ~ d ~ ~ ~ ~ ~  

ethnischen, kulturellen und religiösen che'zusteiien. Selbst zur 
Überraschung des pakistani- 

Strukturen innerhalb des Staatsgebildes „hen aina 
< 0 

mit kontrovers gelagerten Interessen- dieses Vorhaben auf. weil die 
ansässigen Lokalmatadoren 

konstellationen der Anrainerstaaten ver- hoffnungslos zerstrinen wa. 
flochten ist. ren. Die entschlossenen Tale- 

bankämpfer wurden nach 
und nach durch professionelle Kräfte der ehemaligen af- 
ghanischen Kommunisten, die sich seit langem in der 
Obhut der pakistanischen Regierung befanden, und 
durch Krähe des pakistanischen Innenministeriums ver- 
stärkt und ausgebildet. 

Das Versprechen Pakistans. durch die Taleban-Milizen 
auch den illegalen Opiumanbau und Handel unterbinden 
zu wollen, erbrachte seitens der Amerikaner eine gewisse 
Toleranz. zumal die amerikanischen Interessen mit denen 
der Pakistaner im Hinblick auf den Bau der Öl- und Gas- 
pipeline und der Unterbindung des Opiumhandels 
korrespondierten. Zur Enttäuschung der Amerikaner 
florierte der Opiumhandel allerdings verstärkt unter den 
Taleban. Auch das Anliegen, die Pipeline zu bauen. konn- 
te nicht begonnen werden, da die Taleban trotz der Ein- 
nahme der Hauptstadt Kabul im Herbst 1996 nicht das 
gesamte Land unter ihre Kontrolle bringen konnten. In Ka- 
bul wurde wie auch in anderen Städten ein sechsköpfiger 
Schora-Rat gebildet. der als ein Provisorium die Regie- 
mngsgeschäfte in die Hand nehmen sollte. Was dies kon- 
kret hieß. zeigte sich dann ein wenig später. 

Als erstes wurden die ohnehin schon eingeschränk- 
ten Rechte der Frauen auf ein Minimum reduziert. Es 
wurde ein Arbeitsverbot verhängt. womit den Frauen 
jede ökonomische Basis entzogen wurde. Zu diesem 
Zeitpunkt waren 70% des lehrenden Personals Frauen. 
Weiterhin lebten 35.000 Witwen. die meist nur durch 
ihre Arbeit das Überleben der Familie sicherstellen kann- 
ten, in Kabul. Sämtliche Ausbildungsstätten für junge 
Mädchen wurden sofort geschlossen und die Schleier- 
pflicht wurde rigoros durchgesetzt. Musikanten mußten 
ihre Instrumente als ,.Werkzeuge des Teufels" zerstören. 
Dies ging einher mit Bücherverbrennungen, dem symbo- 
lischen Hängen von Fernsehern und der Unterdrückung 

jeder künstlerischen Aktivität. Natürlich blieben auch 
Verhaftungen und Hinrichtungen nicht aus. 

Damit wurde Kabul innerhalb weniger Tage in ein 
Trauerhaus verwandelt, in dem das Wort Menschenrech- 
te keinerlei Bedeutung mehr fand. Die Taleban haben 
sich durch ihr mittelalterliches und obskures Islamver- 
ständnis zumindest moralisch ins Abseits begeben. Doch 
nicht minder schuldig sind die von außen wirkenden 
Kräfte. die das Machtgefüge in Afghanistan zu verändern 
suchten und suchen. Erst diese Kräfte haben das Entste- 
hen der Taleban in der jetzigen Form möglich gemacht. 

Zukünftige Perspektive 
Der Krieg in Afghanistan stellt einen typischen Konflikt ei- 
nes Landes der Dritten Welt dar, bei dem die Vielfalt der 
ethnischen. kulturellen und religiösen Strukturen inner- 
halb des immer noch nicht ausgeprägten Staatsgebildes 
mit kontrovers gelagerten lnteressenkonstellationen der 
Anrainerstaaten verflochten ist. Die Tiefe dieses Konflikts. 
dessen Ausgang schwer vorhersehbar ist, wird um so 
deutlicher. je mehr man die Rolle der multinationalen 
Konzerne betrachtet. 

Je stärker ein derartiger Konflikt regionalisiert und 
durch die Einflußnahme der Multis quasi ..privatisiert" 
wird. , desto schwieriger wird es sein, eine gerechte und 
friedliche Lösung zu finden. Eine Strategie der militäri- 
schen Lösung würde die Gegensätze allenfalls unterdrük- 
ken. Das Potential dieses Konflikts in Afghanistan wird 
weiter bestehen bleiben und damit eine weitere Runde der 
bewaffneten Auseinandersetzung einleiten. Bezogen auf 
den Afghanistankonflikt kann darauf geschlossen werden, 
daß eine Lösung nur unter Beteiligung aller relevanten Par- 
teien gefunden werden kann. Hierbei müssen sich die An- 
rainerstaaten wie Pakistan und der Iran ebenso auf einen 
Konsens einlassen. Die Öl-Multis wären auch gut beraten. 
sich so weit wie möglich aus dem Konflikt herauszuhalten 
und ihre finanziellen Interessen nicht auf Kosten der Men- 
schenrechte um jeden Preis durchsetzen zu wollen. 

Die Entstehung der Taleban als ;.Ordnungsmacht" 
hat zu einer neuen und verstärkten Polarisierung der 
segmentären Gesellschaft Afghanistans geführt. Den 
Talebanmilizen, die aus den paschtunischen Volksstäm- 
men rekrutiert und von ihnen vorbehaltlos unterstützt 
werden, stehen andere afghanische Volksstämme 
gegenüber: Tadschiken. Usbeken und Hazaras. Diese 
Stämme haben eine Zweckallianz unter dem Namen 
..islamische Einheitsfront zur Rettung Afghanistans" ge- 
bildet. 

Die Taleban gehen davon aus. daß sie trotz ihrer 
wiederholten Niederlagen das ganze Land befrieden 
können. Diese Militärstrategie wird sich als Illusion er- 
weisen, zumal die anderen Kräfte in Afghanistan nicht 
die Vorherrschaft einer bestimmten Gruppe akzeptieren 
werden. Sie kämpfen für demokratische Selbstbe- 
stimmung. die durch politische Partizipation an der Zen- 
tralmacht gewährleistet werden kann. Darüber hinaus 
werden sich die Talebangegner für einen gemäßigten 
islamischen Staat, in dem allgemeine Menschenrechte 
geachtet werden. zumindest verbal einsetzen. Trotz des 
Mangels einer demokratischen Bewegung, die nach 
westlichem Muster politische Partizipation und Huma- 
nität einfordert, wird der Aufbau einer föderalen Struk- 
tur. unter Berücksichtigung der ethnischen und kultu- 
rellen Begebenheiten des Landes als erster Ansatz zu 
einem politischen Neuanfang bewertet werden können. 
Ipvr 

napp ein Jahr vor der Bundes- 
tagswahl stellt sich allgemein K ie Frage, ob es ein ..Weiter so 

Deutschland" geben wird, oder ob 
Chancen für einen neuen Aufbruch 
bestehen. Und falls es einen neuen 
Aufbruch gibt. welche Rolle kann 
dann die sozialistische Linke im All- 
gemeinen und die sozialdemokrati- 
sche im Speziellen spielen. und in 
welcher Verfassung befinden sie 
sich ? 

Die Linke.. . 
Die Schwäche der Sozialdemokratie 
besteht nach Meinung der konser- 
vativen Presse- und Medienland- 
Schaft insbesondere darin. daß sie 
sich bisher offiziell noch nicht auf ei- 
nen Kanzlerkandidaten geeinigt 
habe. Dies genau könnte eigentlich 
zur Stärkung der Partei und der 
Parteilinken genutzt werden. Es gibt 
zur Zeit noch keine Fixierung auf 
eine Person und damit auch noch 
Spielraum. linke Vorstellungen im 
einem sozialdemokratischen Regie- 
rungsprogramm festzuschreiben. Im 
Zwiespalt der Erwartungen der 
kritischen Teile der Partei und Ge- 
sellschaft gegenüber Oskar Lafon- 
taine und der Befriedigung neo- 
liberaler Bedürfnisse durch Gerhard 
Schröder bieten sich gute M ö g -  
lichkeiten, mit konkreten Initiativen 
den Gestaltungsanspruch der Linken 
in Partei und Gesellschaft zu 
formulieren und die Basis auszu- 
bauen! 

Aber der innovative Impuls der 
,.Linkenz'. das Ringen um bessere 
Konzepte und Modelle zur Lösung 
der dringendsten zivilisatorischen 
Probleme, scheint seit der Wahl von 
Oskar Lafontaine zum Parteivor- 
sitzenden verkümmert. Es hat zwar 
eine Menge von Schwerpunkt- und 
Zielgruppenveranstaltungen der SPD 
gegeben. aber fehlende Diskussions- 
angebote und -möglichkeiten haben 
diese Kongresse (2.6. den Inno- 
vationskongreß oder den Außen- 
politischen Kongreß) zu etwas 
größeren Pressekonferenzen werden 
lassen. Den Höhepunkt dieses 
diskussionsfreien Prozesses wird der 
Parteitag zum Ende dieses Jahres 
bieten. Innerhalb von zwei Tagen 
sollen vier .,große Themenkom- 
plexe" und obligatorische Wahlen 
durchgezogen werden. Es ist keine 
Kunst sich vorzustellen, wieviel Zeit 
für Diskussionen in einer der 
größten Hallen der Bundesrepublik 
im Heimatland von Gerhard Schrö- 
der eingeplant werden kann. 

. . . die SPD . . . 
Gleichzeitig gebärdet sich der 
Wunsch-Kanzlerkandidat der Ham- 
burger Medienmaschinerie, Gerhard 
Schröder. wie die Axt im Walde der 
sozialdemokratischen Grundwerte. 
Er zeichnet eine Sozialdemokratie, in 
der selbst Helmut Schmidt und 
Hans-Jochen Vogel zu natürlichen 
Verbündeten vieler Linker in der SPD 
werden könnten, die sich für die eu- 
ropäische Integration und gegen 
den Überwachungsstaat einsetzen 
wollen. 

In derber Stammtischmanier 
wird von Schröder ein längst über- 
wundener Widerspruch zwischen 
Ökonomie und Ökologie neu aufge- 
baut. Der Orwell'sche Staat. der alle 
mißliebigen Subjekte abhört, beob- 
achtet und ,,Fremdee bei Normver- 
stößen abschiebt. Iäßt grüßen. 
Gleichzeitig gauweilert er in unan- 
genehmer Kongruenz mit Stoiber 
und Brunner gegen die insbesonde- 
re in der europäischen Sozialdemo- 
kratie unumstrittene weitere Inte- 
gration Europas. 

Die Sozialdemokratie scheint auf 
dem Weg von der Partei. die für 
,.Freiheit, Gleichheit. Brüderlichkeit" 
kämpfte. zur Vereinigung. die für 
..Unternehmerfreiheit. Leistung und 
Selbstverantwortung" steht. Das 
Gespann LafontaineISchröder hat 
vielleicht System. War es vor Jahren 
noch Lafontaine, der von den Linken 
- mit Schröders Unterstützung - für 
das Abrücken vom vollen Lohnaus- 
gleich und der Veränderung an der 
libeialen Asylgesetzgebung kritlsiert 
wurde. ist es heute Schröder, der 
sich für keinen Tabubruch zu schade 
ist. 

. . . und die Grünen 
Im anderen Teil der rot-grünen Per- 
spektive versuchen die junge Wilden 
(Berninger & Co.) Hand in Hand mit 
Joschka Fischer, Rezzo Schlauch und 
Teilen der selbsternannten .,linken 
Grünen" (Trittin), die grüne Partei zu 
einem grün-oliven Bündnis aus Dol- 
larnoten mit Natohelmen umzu- 
funktionieren. Ein schlechter Ab- 
klatsch der FDP des 21. Jahrhun- 
derts. der sich gegen Vollbeschäfti- 
gung wendet und verbunden mit 
neuen privatwirtschaftlichen Model- 
len gerade Teile der eigenen mittel- 
ständischen und esoterisch ange- 
hauchten Mitgliedschaft erreichen 
kann! 

Was bleibt nun für die Linke und 
die emanzipatorischen Kräfte dieser 
Republik? 

Regierungs- 
Programm statt 

Rotweinfü hrer 
Die Linke muß sich einmischen! 

von Michaei Rüter* 

Was b le ibt  für die Linke? 
Die Linke muß die Sinn- und Grund- 
fagen des Lebens wieder stellen. Es 
geht nicht darum, den Lebenszyklus 
der Menschen immer weiter den 
Maschinenlaufzeiten anzupassen. 
sondern den Produkionsprozeß 
nach den Bedürfnissen der Mensch- 
heit auszurichten. Mit anderen Wor- 
ten, ein großer Teil der Gesellschaft 
ist für klassische sozialistische Lö- 
sungsansätze ansprechbar. Konzep- 
te, so wie sie bei den Jusos erarbeitet 
wurden, zur aktiven Arbeitsmarkt- 
politik. zum doppelten Lebenswurf 
junger Frauen und zur staatlichen 
Flankierung von Arbeitszeitverkür- 
zungsmodellen treffen genau die 
Bedürfnislage. 

Offen bleibt eigentlich die Frage. 
warum sich die Linke in Gänze nicht 
an diesem Prozeß beteiligt. und statt 
dessen starr auf Fischer und Trittin. 
sowie Lafontaine und Schröder 
schielt, die in der Gefahr sind. zu 
neoliberalen Musterknaben zu mu- 
tieren. 

Wer sich jetzt nicht einmischt 
und nur noch sich selbst als links de- 
finiert. ist nicht nur mitschuldig. 
wenn sich in diesem Land nichts än- 
dert. Auch zukünftig können die ei- 
genen Ressourcen dann nur für 
noch weiter zu entwickelnde ,,linke 
lndividualisierungsmodelle" einge- 
setzt werden. 

Es hat zwar seinen Charme. sich 
auf die individuelle Realisierung he- 
donistischer Lebenskonzeptionen, 
den Konsum der besten Bordeaux- 
Weine. mildesten Havannas und das 
Studium von Restaurantführern zu 
beschränken. doch irgendwann 
wird man von der gesellschaftlichen 
Realität eingeholt! rprv 

Im Zwiespalt der 
Erwartungen der 
kritischen Teile der 
Partei und Gesell- 
schaft gegenüber 
Oskar Lafontaine, 
und der Befriedi- 
gung neoliberaler 
Bedürfnisse durch 
Gerhard Schmder 
bieten sKh gute 
Möglichkeiten, mit 
konkreten Initiativen 
den Gestaltungsan- 
spruch der Linken in 
Partei und Gesell- 
schaft zu formulie- 
ren und die Basis 
aumbauenl  

* Michael Rüter ist Bundesgeschäftsführer der lungsozialistlnnen 
in der 5PD 
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Die SPO rnuß sich 
klar und sichtbar 

von den Positionen 
des Neoliberalismus 

abgrenzen. Die 
Wirtschafl hat den 

Menschen m 
dienen, nicht 

urngekehh 

gegen den alleinigen Vorteil der Akti- 
eninhaber im internationalen Maß- 
stab eintreten. Gleichzeitig ist auch 
der Kampf gegen Ausbeutung über 
den Preissektor und auf dem Woh- 
nungsmarkt und für die Rechte der 
Konsumenten zu führen. 

3. Die SPÖ muß sich klar und 
sichtbar von den Positionen des 
Neoliberalismus abgrenzen Die Wirt- 
schaft hat den Menschen zu dienen. 
nicht umgekehrt. Nicht die Werktä- 
tigen haben den Betrieben nachzu- 
ziehen. sondern Betriebe sind dort 
anzusiedeln, wo die Menschen sie 
brauchen. Flexibilisierung darf nicht 
nur der Wettbewerbsfähigkeit der 
Betriebe dienen. sie muß der Le- 
bensqualität der Werktätigen zugu- 
te kommen. Arbeit muß wieder Vor- 
rang gegeiiüber dem Kapital be- 
kommen. Dies muß sich auch in den 
Entscheidungsstrukturen ausdrük- 
ken. Privatisierung und Deregulie- 
rung dienen letztendlich der kapita- 
listischen Profitmaximierung auf Ko- 
sten gesamtstaatlicher Steuerung 
zum Wohle der Mehrheit und der 
Versorgungssicherheit (soziale Dien- 
ste. Bildungswesen. Gesundheitswe- 
Sen. öffentlicher Verkehr). Die SPÖ 
muß durch eine Reaktivierung der 
Gemeinwirtschaft diesem Trend ent- 
gegenwirken. Sie muß auch gegen 
die Entsolidarisierung in unserer Ge- 
sellschaft kämpfen. Es geht nicht an. 
daß ein Teil der Bevölkerung reicher 
wird und ein anderer Teil unver- 
schuldet unter die Armutsgrenze 
sinkt. Dazu gehört die Schaffung 
eines einheitlichen Arbeits- und Pen- 
sionsrechts. Das Kapital muß zur 
Finanzierung von Beschäftigung ver- 
halten. die vorhandene Arbeit auf 
alle gerecht aufgeteilt werden. Die 
Einführung der 32-Stunden-Woche 
bei vollem Lohnausgleich. insbe- 
sondere bei den unteren Einkom- 
mensgruppen, ist daher unerläßlich. 
Partei und Gewerkschaft müssen 
wieder eine einheitliche Linie vertre- 
ten. 

rerschaft übernehmen. Die Entwick- 
lungszusammenarbeit muß - auch 
im Interesse Österreichs - verstärkt 
werden. um dem immer bedrohen- 
der werdenden Sozial- und 
Ökodumping der weltweit operie- 
renden Finanzmächte und Konzerne 
entgegenzuwirken. Die Neutralität 
gibt Österreich im Besonderen die 
Möglichkeit, ohne Rücksicht auf 
Paktinteressen und politischen Inter- 
essen. Menschenrechtsverletzungen 
in der Welt anzuklagen und alle Be- 
wegungen. die für die Menschen- 
rechte kämpfen. zu unterstützen. 

5. Die SPÖ muß für besondere 
Solidarität mit politischen Flüchtlin- 
gen stehen. Osterreich muß beden- 
ken. daß in den Jahren zwischen 
1934 und 1945 das Leben tausen- 
der unserer Mitbürger gerettet wur- 
de, weil es Länder gab, die den Ver- 
folgten ihre Grenzen öffneten. Die 
SPÖ muß auch dafür stehen, daß die 
im Lande lebenden Menschen aus- 
ländischer Herkunft in diese Solidari- 
tät einbezogen werden und die glei- 
chen Rechte und Pflichten wie die 
österreichische Bevölkerung haben. 
Wir sind aber gegen einen unkon- 
trollierten Zustrom von Menschen. 
der verschärfter Ausbeutung. dem 
Wohnungswucher und dem Lohn- 
dumping Tür und Tor öffnen würde. 
Für alle müssen menschenwürdige 
Wohnungen und Arbeitsplätze vor- 
handen sein. 

6. Die SPÖ miiß den permanen- 
ten Dialog mit Menschen verschie- 
denster Weltanschauungen suchen - 
besonders mit der Jugend und sol- 
chen, die interessenmäßig zu uns 
gehören. sich aber enttäuscht von 
uns abgewandt haben. Keine Ge- 
meinschaft und keine Zusammenar- 
beit darf es mit einer Partei geben, 
die sich selbst ausgrenzt durch ein 
Nahverhältnis zahlreicher Spitzen- 
funktionäre zur rechtsradikalen Sze- 
ne. das auch vom Höchstgericht 
festgestellt wurde. Auch dürfen die 
Möglichkeiten des demokratischen 
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facto Monopole im Medienbereich 
eintreten. Inhaber von Printmedien 
dürfen nicht auch noch im Bereich 
der elektronischen Medien Einfluß 
gewinnen. Neue Technologien sollen 
durch geeignete Maßnahmen Infor- 
mation. Kommunikation und Mei- 
nungsbildung für breiteste Bevölke- 
rungsschichten erschließen. 

8. Die SPÖ muß alles, was sie in 
der Gesellschaft durchsetzen will, im 
eigenen Bereich vorleben. Dies gilt 
für Funktionäre wie für Mitglieder. 
Die Mitgliedschaft ist nur attraktiv. 
wenn sich die Mitglieder mitgestal- 
tend einbringen können. Neue 
Möglichkeiten der Telekommunika- 
tion bieten hier neue Chancen. Die 
Kommunikation in der Partei darf 
nicht auf die zwischen ,.oben" und 
,,unten" beschränkt sein, die Vernet- 
zung muß einen permanenten Mei- 
nungsaustausch zwischen allen Ebe- 
nen und Organisationen der Partei 
ermöglichen. 

9. Die SPÖ muß in ihrer Öffent- 
lichkeitsarbeit auch die Unterschiede 
zu anderen Parteien. insbesondere 
auch zum Koalitionspartner. deut- 
lich machen. Gegenteilige Stand- 
punkte sind herauszuarbeiten, Kom- 
promisse sind als solche klarzustel- 
len. Auch die Schönfärberei gegen- 
über allen Entwicklungen in der EU. 
die wir noch aus der Zeit der Ab- 
stimmungs-Kampagne beibehalten 
haben. muß einer kritischen Haltung 
Platz machen. Wir müssen klarstel- 
len. wo die EU einseitig Unterneh- 
mer- und Produzenteninteressen 
dient und welche Aufgaben sich der 
europäischen Sozialdemokratie stel- 
len, um die EU zu einer sozial ge- 
rechten und ökologisch verträgli- 
chen Wirtschafts- und Sozialge- 
meinschaft zu transformieren. 

10. Die SPÖ muß ihre Politik der 
Durchsetzung sozialdemokratischer 
Ziele unterordnen. DieTeilnahme an 
der Regierung kann daher nicht 
Selbstzweck sein. Weiters muß die 
SPÖ für andere Koalitionsformen als 

PI~raIism,s nicht jenen zJgute kom- d e gegenwanlge offen sein. wenn 
Neutralität und internationale men. o!e s e irn Falle eiaener Macht- s ch herausstel en so1 te oaß d e 
Solidarität 
4. Die SPÖ muß sich uneinge- 
schränkt zur immerwährenden Neu- 
tralität Österreichs bekennen und 
dafür eintreten, daß diese Neutrali- 
tät im Sinne einer aktiven Friedens- 
politik in Europa und in der Welt ge- 
nutzt wird. Darüber hinaus ist ein 
Eintritt in die NATO grundsätzlich 
abzulehnen. Die SPÖ muß in 'der 
Friedens-. Außen- und Entwick- 
lungspolitik wieder die Themenfüh- 

- 
ausübung anderen nicht gewähren 
würden. 

7. Die SPÖ bekennt sich zum Plu- 
ralismus auch im Bereich der Kunst 
und Kultur. Nie darf es Sache der R e  
gierenden oder der Meinungsmacher 
sein, zu entscheiden, was Kunst ist. 
Wir bekennen uns auch zum Pluralis- 
mus im Medienbereich. Allerdings 
darf sich die Meinungsfreiheit nicht 
auf die Medieninhaber beschränken. 
Die SPÖ muß gegen Kartelle und D e  

~ ~~ ~~. ~~~ ~- 

ÖVP nicht zu konstruktiven Kompro- 
missen bereit ist. Aber auch vor 
einem Gang in eine glaubwürdige 
Opposition sollte sich die SPÖ nicht 
scheuen. IPW 

Kontaktpersonen 
Alfred Heinrich, Jürgen Hirsch, 
Alfred Kohlbacher, Theodor Maier, 
Helg Gutleb. 
Adresse der Initiative: 
Postfach 3027, A 1141 Wien 

EUROPA UND DIE LINKE 

Mit  drei weiteren Artikeln setzen wir unsere Debatte zu ,,Europa und die Linke" fort. Heiko Thornas stellt Eckpunkte 
eines linken Europa-Projektes aus grüner Sicht vor. Horst Arenz und Uwe Hiksch befassen sich mit der Euro-Debatte 
der SPD. Ralf Hansen widrespricht - maßgeblich gestützi auf völkerrechtliche Überlegungen -den in der spw 3197ab- 
gedruckten Thesen der spw-Autorinnengruppe. Alle drei Artikel sind aus Platzgründen und zur Vermeidung der Wie- 
derholung bereits vorgetragener Argumente gegenüber den ursprünglichen Texten wesentlich gekürzt 

Die SDW-Redaktion 

Europadebat- befreundeten Staaten. denn das 
Akteure ernst würde nur zu einer Stärkuna neaati- Eck~unkte eines - - I 

u h a f t e r  als bisher nach einer ver deutscher Interessenrxilitik füh- - -  - - 
eigenen Wahrnehmung und Strate- ren. Allerdings überschüttet die 
gie über und für die Europäische In- "Transatlantische Fixierung" bei eini- 
tegration und den hierzu einzu- gen Linken jedwedes kreatives Den- 
schlagenden Weg suchen. Hier soll ken. Es kommt darauf an, sich über- 
versucht werden, einige wenige all dort von der angeblichen Realpo- 
Grundprobleme zu skizzieren. die litik der G7 und anderer elitärer Or- 
m.E. für die Formulierung und Um- 
setzung eines "linken Europaprojek- 
tes" von Bedeutung sind. Ein "linkes 
Europaprojekt" muß die Vorausset- 
zungen für ein ziviles. ökologisches 
und soziales Reformprojekt für Ge- 
samteuropa herauskristallisieren: 

In te rna t iona l i s ie~ng nüchtern 
analysieren 
1) Der Mythos. der während der 
Standort-Debatte um die Globalisie- 
rung aufgebaut worden ist. muß 
durch eine Debatte um die wirklich 
realen Entwicklungen der weltwirt- 
schaftlichen Interdependenzen und 
Dependenzen ersetzt werden. Die 
Definitionsmacht. die die Konserva- 
tiven in der Debatte um die Auswir- 
kungen der Internationalisierung 
der Wirtschaft auf die Bundesrepu- 
blik gewonnen haben. muß hierzu 
überwunden werden. 

Es geht nicht um ein Leugnen 
der realen Prozesse; es muß sich 
aber die nüchterne Erkenntnis 
durchsetzen. daß die sog. "Globali- 
sierung" nicht vom Himmel gefallen 
ist wie eine Naturkatastrophe und 
sich deshalb auch mit Instrumenten 
wie der Kapitalertragssteuer Tobin- 
Tax, einer ökologischen Steuerre- 
form und anderem gestalten Iäßt. 
Das neoliberale Projekt muß been- 
det werden. wenn die EU zu einer 
Vorreiterin für eine europäische und 
internationale Politik werden soll. 
deren Leitbilder nachhaltige Ent- 
wicklung. Einhaltung der Men- 
schenrechte. sowie gerechte Umver- 
teilung sind. 

ganisationen zu verabschieden. 
Das alte Verständnis von interna- 

tionaler Politik. in dem die Fixierung 
auf die USA eine Grundkonstante 
darstellt. hat z. B. dazu geführt, daß 
bei vielen Sozialdemokraten (bei 
Bündnis 901Die Grünen hat sich nur 
noch niemand getraut, es laut zu sa- 
gen) ein deutscher Sitz im UN-Si- 
cherheitsrat als sinnvoller Schritt an- 
gesehen wird, ohne sich Gedanken 
darüber zu machen, welch verstaub- 
te Konzeption damit weiter entwik- 
kelt werden soll. Der Gegenvor- 
schlag eines Europäischen Sitzes 
wird von sich zum linken Spektrum 
zählenden Autoren mit dem Hin- 
weiß auf eine neue Dimension, die 
damit geschaffen würde, abgelehnt. 
So unkreativ ist überhaupt kein Pro- 
jekt, ob links oder rechts. möglich. 
Ähnliches gilt für die Neugestaltung 
der Europäischen Sicherheitsord- 
nung, wie sie euphemistisch ge- 
nannt wird. 

Die europäische lntegrat ion neu 
gestalten 
3) Die lntegration Europas ist kein 
Selbstzweck. Deshalb muß jeder In- 
tegrationsschritt auf seine Zukunfts- 
tauglichkeit überprüft werden. Nach 
40 Jahren reicht die friedensförder- 
ne Dimension der EU alleine nicht 
mehr aus, um jedwede lntegration 
zu legitimieren. Weitere Integrati- 
onsschritte sollten genau so wie die 
Politik des Rates der Europäischen 
Union. die Einführung des Euro und 
die Regierungskonferenz daran ge- 
messen werden, ob sie mögliche zu- 
künftiae Reformen verbauen oder in - 

Westfixierung überdenken die Richtung "Zivilmacht Europa" 
2 )  DieTradition der Westfixierung ist weisen. Hieraus ergibt sich zwangs- 
zu überdenken und neu zu gestal- läufig, daß die EU nicht mehr stän- 

linken Europa- 
Proiektes 

4) Der Einigungsprozeß bedarf 
einer neuen demokratischen Legiti- 
mation und Wirklichkeit. Will man 
die lntegration auf ein tragfähiges 
Fundament bauen. bedarf es in 
Deutschland und in allen anderen - 
alten, wie zukünftigen- Staaten der 
EU einer breiten Verfassungsdiskus- 
sion über die zukünftige Ausgestal- 
tung der Europäischen Union. Der 
Bundesregierung geht es in der Re- 
gierungsverhandlung eindeutig um 
die Effizienzsteigerung und nicht 
um die mindestens gleichberechtig- 
te Forderung nach mehr Demokra- 
tie. Selbst das von ihr favorisierte 
Subsidiaritätsprinzip ist im letzten 
nur ein Instrument zur Aufgabentei- 
lung und eignet sich nicht zum Ver- 
fassungsprinzip einer Union. Die 
Maastricht II Konferenz zeigt an ei- 
nigen Punkten deutlich, wie sich 
Frankreich, Großbritannien. aber 
auch Deutschland eine zukünftige 
Kompetenzverteilung vorstellen: Su- 
pranationalität mit intergouvern- 
mentaler Zusammenarbeit, ohne ad- 
äquate Kontrolle, geschweige denn 
einer Legislative und Judikative, die 
ihren Namen zu Recht trägt. 

Kommen wir nun zu den Akteu- 
ren und der Strategie die zur Umset- 
zung der gerade skizzierten Forde- 
rungen notwendig sind. Notwendig 
hierfür ist ein breites Bündnis von 
Krähen aus Parteien. Gewerkschaf- 
ten und sonstiger Zivilgesellschaft 
Erinnert sei an den Alternativgipfel 
gegen Maastricht, aber durchaus 
auch an die Erfurter Erklärung. Ob 
ein solches Bündnis für die nächste 

- 
von Heiko Thomas* 

Solange es nur 
dagegen oder dafCr 
gibt, wKd Eumpa 
nicht zu einem linken 
Pmjeki für das 
ndchste Jahrhundert 
werden können. 

ten. Beabsichtigt ist ausdrücklich dig von ihrem Ende oder ihrem An- 
* Heiko Thomas ist Sprecher der Landesarbeitsgemeinschaii nicht der Abbruch oder auch nur fang her beurteilt werden darf, son- Frieden, Europa von Bündnis 901Die Grünen in 

eine Einschränkung der besonderen dern eine Analyse der einzelnen Poli- NRW. Grundlage des Textes ist ein Referat auf auf der 
Beziehungen zur USA und anderen tikfelder von Nöten ist. spw-Fnihjahrstagung 97. 
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Bundestagswahl und darüber hin- 
aus zustande zu bringen ist, ist reine 
Spekulation . 

Wenn aber. dann müßte dieses 
Bündnis probieren, eine Atmosphä- 
rein Deutschland zu schaffen, in der 
eine Ablehnung eines Teilschrittes 
zur Integration nicht als Ablehnung 
der Integration insgesamt mißver- 
standen wird. 

Die SPD darf dem 
Stabilitätspakt nicht 
zustimmen! 
von Horst Arenz und Uwe Hiksch* 

Die SPD darf der 
.Entschließung über 
den Stabilitak und 

Wachstumspkt' 
nicht zustimmen. Die 

SPD muß auch ihre 
Zustimmung zum 

Arnsterdarner 
Vertrag von den 
Ergebnissen des 

Beschäfiigungsgip- 
fels in Luxemburg 
abhdngig machen 

1 Deutschland und Europa 
brauchen den Euro. Die explo . sionsartige Ausdehnung der 

internationalen Finanzmärkte. die 
wachsende Ausrichtung der Wirt- 
schaft an den Renditeansprüchen 
der institutionellen Anleger (Pensi- 
onsfonds, Shareholder Value), die 
gestiegene Bedeutung der rein spe- 
kulativ motivierten Anlagestrategien 
haben zu erheblichen Verschiebun- 
gen in den Währungsrelationen und 
zu zunehmenden Unsicherheiten 
auf den Finanzmärkten geführt. Wir 
brauchen neue Regulierungsinstru- 
mente. um das auf den Finanzmärk- 
ten herrschende .,Faustrecht wie im 
Mittelalter" (Hankel) einzudämmen. 
Über die Abschaffung der Spekulati- 
on zwischen den nationalen Wäh- 
rungen der Mitgliedsländer der EU 
hinaus schafft die einheitliche Wäh- 
rung die Möglichkeit einer stärkeren 
Kontrolle der Finanzaktivitäten der 
Banken und Kreditinstitute. 2.0. 
durch per europäischer Gesetzge- 
bung durchgesetzter verstärkter 
Bankenaufsicht insbesondere bei 
Devisenoperationen. und einer Ab- 
schaffung des Steuerdumpings zwi- 
schen den Mitgliedsländern. Wir 
brauchen über Europa hinaus In- 
strumente zur Koordinierung der Fi- 

Daraus folgt die Notwendigkeit 
einer verstärkten Debatte um Euro- 
pa und seine einzelnen Politikfelder. 
Die politische Stimmung ist 2.Z. gut. 
mit dieser Strategie zu beginnen. 
Die Menschen verstehen, daß die EU 
mittlerweile an einem Punkt ange- 
langt ist, an dem nicht mehr das Ziel 
alleine wichtig ist, zumal dieses nie- 
mand zu konkretisieren vermag. 

Finanzmärkte führt kein Weg vorbei 
- wir brauchen zudem eine größere 
Unabhängigkeit Europas vom US- 
Dollar. Der Euro ist der monetäre 
Hebel (unter etlichen anderen He- 
beln), damit Europa sein gewaltiges 
Gewicht auf den Weltmärkten in 
diese Richtung zur Geltung bringen 
kann.' 

Gegen monetaristische Positio- 
nen zum Euro 
2. Allerdings kann das nicht der von 
monetaristischer und neo-liberaler 
Ideologie beherrschte Euro sein, wie 
er sich in der Konzeption der Bun- 
desregierung darstellt. Konsolidie- 
rung durch Sparpolitik in Zeiten der 
Rezession vertieft nur die Krise der 
Staatsfinanzen. Einer solchen Wäh- 
rungsunion kann und darf die SPD 
nicht ihr Plazet geben. Ohne ein 
.Gleichgewicht zwischen Wirt- 
schafts- und Währungspolitik" 
(Delors) würde die Währungsunion 
nur die Massenarbeitslosigkeit und 
Sparpolitik verschärfen und die Spal- 
tung Europas zwischen den Kernlän- 
dern einer kleinen Währungsunion 
und den außen vor bleibenden Mit- 
gliedsländern vertiefen. 

3. Eine Verschiebung der Wäh- 
rungsunion ist abzulehnen. Sie ver- 
längert die deflationäre Politik in der 
EU und führt zu einem erneuten 
Aufwertungsschub für die DM und 
einer neuen Spekulationswelle auf 
den Finanzmärkten. 

4. Die französische Regierung 
hat durch die beschlossenen Steuer- 
erhöhungen für Unternehmen und 
Ausgabenkürzungen zulasten des 
Verteidigungshaushalts deutlich ge- 
macht, daß auch andere Wege als 
Sozialabbau zur Reduzierung des 

EUROPA UND DIE LINKE 

sondern daß es ähnlich wie in der 
deutschen Politik zu Bündnissen bei 
bestimmten Fragen kommen muß. 
Vielleicht ist dieses sogar eine Chan- 
ce auf die notwendige Europäisie- 
rung der Debatte. Solange es aber 
nur dagegen oder dafür gibt. wird 
Europa nicht zu einem linken Projekt 
für das nächste Jahrhundert werden 
können. SPW 

heute schon erledigt und wird be- 
reits von Schäuble, Lamers und Tei- 
len der FDP abgelehnt. 

Beschäftigungspolitisch nutzba- 
r e  Spielräume betonen 
5. Die SPD muß ihre unter ganz an- 
deren Bedingungen erfolgte Zustim- 
mung zur in der Entschließung des 
Bundestages vom Dezember 1992 
geforderten "engen und strikten 
Einhaltung der Kriterien" überwin- 
den. Sie muß sich unmißverständlich 
von dem ,,Geschwätz von Leuten. 
die vom Maastricht-Vertag nichts 
verstanden haben" (Helmut 
Schmidt), über das 3.0- oder 3.00- 
Kriterium distanzieren und klar ma- 
chen, daß dies nichts mit einer "Auf- 
weichung" der Kriterien oder des 
Euro zu tun hat. Der behauptete Zu- 
sammenhang von erhöhter Neu- 
und Staatsverschuldung. höherer In- 
flation und höheren Zinsen ist nicht 
allgemeingültig. Trotz massiv erhöh- 
ter Staatsschulden und Haushaltsde- 
fiztiten bewegen sich in Deutsch- 
land Zinsen und Inflationsrate auf ei- 
nem Nachkriegsrekordtiefstand. 
Daß heute Ökonomen wie Paul 
Krugman, Thurow u.a. über den Tod 
der Inflation schreiben. daß in allen 
führenden Industrieländern seit 
nunmehr 6. 7 Jahren eine anhalten- 
de Entwicklung fallender Inflations- 
raten stattfindet - die im Kern nicht 
auf die Währungsunion, sondern 
auf die anhaltende Massenarbeitslo- 
sigkeit zurückgeht -, ficht unsere 
Stabilitätsfetischisten nicht an. Die 
Fiskalkriterien des Maastricht-Vertra- 
ges sind ökonomisch unsinnig. viel 
wichtiger wäre z.B. die Sparquote. 
Die Konzentration der Debatte auf 
das Haushaltsdefizit zeigt nur die 

nanz- und Wanr~ngsari vitalen der Haushaltsoef zit exlstleren Dennocn Borniertheit ihrer Anhanger Die 
fjnrenden lnoustrlelanoer An der werden d ese Maßnahmen nacn Efn- SPD.B~nderta~sIrartion muß sich in - 
Re-Regulierung der internationalen ~chätzung der Regierung das 3.0- der Frage der beschäftigungs~oli- 

Kriterium verfehlen. Eine Währungs- tisch nutzbaren Spielräume der Fis- 
union ohne Frankreich macht aber kalkriterien profilieren. Dies bedeu- 

* H ~ ~ ~ ~ A ~ ~ ~ ~  in w;ssenschafil;cher~bgwrdneten.~itarbe;ter keinen Sinn. D.h. Waigels (und Tiet- tet mitnichten. das Haushalts-Desa- 
bei der SPD-Bundestagsfraktion, Uwe Hiksch ist Mitglied des meyers) anhaltendes Beharren auf ster dieser Regierung zu legitimie 
Deutschen Bundestages. der 3.0-Eintrittsschwelle hat sich ren. 
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mit finanzieller Unterstützung der 
Stiftung Deutsche Jugendmarke 
e.V.. zur Zeit projektorientiert zu er- 
arbeiten und öffentlichkeitswirksam 
im Rahmen der neuen Kampagne 
..Online mit der Natur" nach außen 
ZU vertreten. 

Eine erste Modellmaßnahme im 
Rahmen dieser Kampagne fand im 
Frühjahr 1997 auf Hallig Hooge im 
schleswig-holsteinischen Watten- 
meer mit 14 Jugendlichen aus Thü- 
ringen statt. Eine ganze Hallig als 
Entdeckungsraum. neue Erfah- 
rungshorizonte und Herausforde- 
rungen, das Eintauchen indas völlig 
andersgeartete Tagesgeschehen der 
einheimischen Inselbevölkerung, di- 
rekter Kontakt zu den Menschen 
und zu einer grandiosen. aber auch 
bedrohten Natur gehörten zu den 
ganz anderen und wichtigen Erfah- 

D er Zusammenbruch des eu- 
ropäischen Kommunismus 
mit all seinen diktatorischen 

und grausamen Praktiken - sowie 
der einhergehende ,.Siegeszug" des 
Kapitalismus, hatten auch die öster- 
reichische Gesellschaft und damit 
auch die Sozialdemokratie verunsi- 
chert. Die vierzigjährige österreichi- 
sche Neutralität - als wichtige Identi- 
tät mischen den politischen Macht- 
blöcken. droht von der globalen 
Macht des Marktes hinweggewischt 
zu werden. Dieser gewalttätigen 
realen Macht - mit der einhergehen- 
den Zerstörung des Kulturgutes .So- 
zialstaat". muß sozialistische Aufklä- 
rung entgegengestellt werden. 

Das warlist der gesellschaftliche 
Hintergrund einer schon zweimal 
(1971 und 1975) gestarteten Initia- 
tive für eine sozialistisc~e Politik der 
SPO - nur unter völlig veränderten 
Bedingungen. Eine im April 1997 
einberufene Konferenz erarbeitete 
das Grundsatzpapier der Initiative - 
bisher stellten sich über zwölfhun- 
dert Unterstützerlnnen mit Ihrer Un- 
terschrift hinter das sozialistische 
Forderungsprogramm. Mit großem 
Interesse wurde es auf dem nachfol- 
genden Parteitag in Linz autgenom- 
men - auch da unterschrieben viele - 
auch Regierungsmitglieder. Die jetzt 
folgenden Themenkonferenzen ver- 
suchen, Schwerpunkte aufzuarbei- 
ten- aus sozialistischer Sicht. versu- 
chen. die SPÖ wieder zu einer Pro- 
testpartei zu erweitern. Der drohen- 
den Gleichgültigkeit. Mutlosigkeit 
und der ohnmächtigen Akzeptanz 

rungen, die über eine normale Insel- 
besuchstour oder Wattwanderung 
hinausgingen. 

Deutlich bestätigt hat sich die 
Vermutung, daß sich Jugendliche. 
die sich sehr unterschiedlich in der 
Gesellschaft verorten und sehr un- 
terschiedliche Lebensstile sichtbar 
nach außen tragen und vertreten. in 
einer von der Natur geprägten Um- 
gebung ohne die gewohnten Mög- 
lichkeiten zur Freizeitgestaltung in- 
tensiver und vorbehaltsloser aufein- 
ander einlassen und bereit sind. Ver- 
antwortung füreinander zu über- 
nehmen. Die Wahrnehmung der Be- 
drohung eines sensiblen Lebensrau- 
mes gekoppelt mit der Möglichkeit. 
durch die Unterstützung der Schutz- 
station Wattenmeer etwas Prakti- 
sches für den Umweltschutz zu tun. 
bot einen handlungsorientierten 

des Neoliberalismus muß Solidarität 
entgegengestellt werden - in Öster- 
reich und global. 

Iürgen Hirsch, Wien 

Für eine sozialistische Politik 
der SPÖ 
Die unterzeichneten Genossinnen 
und Genossen sowie Sympathisanten 
stimmen überein. daß der Kampf ge- 
gen den globalisierten Kapitalismus 
und seine für den Großteil der Men- 
schen verheerenden Folgen. sowie 
der Kampf gegen faschistische Ten- 
denzen und Rechtspopulismus eine 
starke. einige und geschlossene Sozi- 
aldemokratie erfordern. Dieser 
Kampf muß auf nationaler. europäi- 
scher und internationaler Ebene ge- 
führt werden. Jede Zersplitterung 
und Abspaltung ist daher schädlich. 
Ziel der Sozialdemokratie muß eine 
gerechte, demokratische Gesell- 
schaft, frei von Ausbeutung von 
Mensch und Natur, und daher die 
Überwindung des Kapitalismus sein. 
Wir sind überzeugt, daß unsere Ziele 
nur.durch eine kämpferische Politik 
auf Basis unserer Grundwerte er- 
reichbar sind. Unminelbares Ziel muß 
es sein. das europäische Kulturgut 
,,Sozialstaat" mit demokratischer Re- 
g u l i e ~ n g  des Wirtschaftsprozesses 
zu verteidigen und auszubauen. An- 
dernfalls droht weiterer Schwund an 
Mitglieden und Wählern, besonders 
aber unter jungen Menschen. Der 
momentane Optimismus und die 
Aufbruchstimmung können nur an- 
halten, wenn Akzente gesetzt wer- 
den, wobei der personellen Erneue 

Rahmen für Umweltpädagogik ohne 
erhobenen Zeigefinger. IPW 

Weitere Informationen und 
Materialien gibt es bei der 
Natudreundejugend Deutschlands. 
Haus Humboldtstein. 
53424 Remagen-Rolandseck. 
Telefon 02228-8041. 
Telefax 02228.8434. 
e-mail: nfjd@gaia.de. internet: 
http://www.gaia.de/nfjd. 

Literaturhinweise: 
Beck, Ulrich: Risikagesellschaft - Auf dem 

Wes in eineandere Moderne. FrankfurV 
~ a i  1986. 

Btihnirch, Lothar und Münchrneier, Richard: 
Pädaoooik der Juaendraurnr. Zur 8e- 
gruniung und ~ r a i r  einer razialräurnli- 
chen Jugendpädagogik. Weinheiw 
München 1990. 

Vorwärts zu Taten! 
lnitiative für eine sozialistische Politik der SPÖ 

rung auch eine klare inhaltliche Posi- 
tionierung folgen muß. 

Um die frühere Schlagkrafi unse- 
rer Bewegung wiederherzustellen, 
fordern wir: 
1. Die SPÖ muß die Interessen aller 
durch das kapitalistische System Be- 
nachteiligten. zum Beispiel der 
Lohn- und Gehaltsempfänger, aber 
auch der Arbeitslosen, Kleingewer- 
betreibenden und Kleinbauern. ver- 
treten. Deshalb stehen wir uneinge- 
schränkt zu den im Frauenvolksbe- 
gehren enthaltenen Forderungen. 
Nur wenn wir diesen Menschen 
durch Aufklärung und Taten ihre 
Klassensituation bewußt machen. 
werden sie politisches Bewußtsein 
entwickeln. ihre Gegner in Großka- 
pital und Hochfinanz erkennen, ge- 
gen rechtspopulistische Parolen resi- 
stent sein und die SPÖ unterstützen. 

2. Die SPÖ darf nichts verspre- 
chen. was sie nicht halten kann. Der 
wichtige Kampf um Arbeitsplätze 
kann im Zeitalter der ökonomischen 
Globalisierung und der daraus fol- 
genden sich verschärfenden Vertei- 
lungsungleichheit nur durch interna- 
tionale Solidarität erfolgreich sein. Sie 
muß daher für das Primat der Politik 
und gegen das Primat der Profitmaxi- 
mierung und der Finanzspekulation 
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.,Nur scheinbar öde: lugend im Wan" 

MAGAZIN 

fühlssituation in der wandernden 
Gruppe oder bei Outdoor-Aktivitä- 
ten, sind sozialräumliche Kategorien 
(BöhniscWMünchmeier). Sie führen 
hin zu neuen Formen der Konflikt- 
austragung. fördern das Denken in 

"=4 Zusammenhängen oder ermögli- 
chen es gar erst. Fordert die sozial- 

Es soll für Kinder und 
Jugendliche möglich 

werden, Freiheit zu 
erleben (und dies 

mnugsweise in der 
Natur) und Gesial- 

tungsmöglichkeiten 
für den Urlaub, aber 
auch darüber hinaus 

aufzuspüren. 

sen glaubt. welche Urlaube sie will, 
kann 2.0. bei sich verschlechternden 
ökonomischen Bedingungen. die 
Kinder und Jugendliche bekanntlich 
zuerst treffen. nur mehr schlecht als 
recht mit anderen Formen von Frei- 
zeit-Thrill substituiert werden. Zuge- 
geben, das Bild der Droge suggeriert 
mehr Festgelegt-Sein als wir nach 
Freiheit strebenden und auf Unab- 
hängigkeit bedachten touristischen 
Individuen gerechterweise unterstel- 
len dürfen. Aber wer nach den gro- 
ßen Ferien nichts zu erzählen hat 
oder ,,nur" im nächsten Mittelgebir- 
ge war, hat zunächst ein Problem. 

Kinder und Jugendliche fahren 
nicht in erster Linie in Urlaub. um zu 
fliehen, aber weil es im Urlaub be- 
sonders gut geht, werden dort auch 
Fluchtbedürfnisse ausagiert. Dieser 
feine Unterschied weist darauf hin. 
daß es nicht um Kilometerdistanzen 
geht, sondern um Freiräume und 
Gelegenheiten. in denen das Gefühl 
von Freiheit aufkommt. Stand früher 
häufig die Flucht vor der Enge des 
Elternhauses im Vordergrund, sind 
es heute die alltäglichen Belastun- 
gen in Schule. Clique und Familie. 
die zunehmend Streß verursachen. 
bis hin zu psychosomatisch beein- 
flußten Erkrankungen, die Flucht- 
tendenzen auslösen. 

Wandern neu entdecken 
Das Wandern ist für die Naturfreun- 
de seit Beginn ihrer Bewegung vor 
über hundert Jahren das zentrale 
Medium des Naturerlebnisses. 
Längst ist Wandern jedoch nicht 
mehr der ,.normale" Urlaub bei den 
Naturfreunden, schon gar nicht bei 

Kinder- und Jugendreisen. Zudem ist 
Wandern häufig belastet durch Er- 
fahrungen aus Schule und Eltern- 
haus. Dennoch setzt die Naturfreun- 
dejugend weiterhin erfolgreich auf 
das Wandern - in einer erweiterten 
und jugendgerechteren Form aller- 
dings. 

Einen wichtigen konzeptionellen 
Baustein stellt die Einbeziehung der 
Ausübung von Natursportarten dar, 
was den Begriff des Wanderns deut- 
lich erweitert und attraktiver gestal- 
tet. Auch hier ist es wichtig. daß Na- 
tursport keine isolierte Situation dar- 
stellt, sondern immer eingebunden 
in eine Auseinandersetzung mit Na- 
tur, Kultur und Landschaft ist. Na- 
tursport verbindet Naturerfahrung 
mit Abenteuer und manchmal mit 
Thrill. Auch die jeweils vorherrschen- 
den Formen des Naturerlebnisses 
sind kulturellen Prägungen und ge- 
sellschaftlichen Entwicklungen un- 
terworfen. Jede Zeit und jede Gesell- 
schaft entwickelt ihren eigenen Blick 
auf die Natur, ihr eigenes Verhältnis 
zur Umwelt und eigene Formen der 
Nutzung von Natur. Kinder, Jugend- 
liche und andere Natursportler müs- 
sen sich dabei oft gegen Kritik vertei- 
digen. Alle Erfahrungsberichte von 
Aktiven belegen aber. daß für sie 
Natur und Naturerlebnis untrennbar 
und unersetzbar zur Ausübung der 
Natursportarten dazugehört und sie 
diesem Bereich eine große subjektive 
Bedeutung beimessen. 

Der pädagogische Wert des 
Wanderns hingegen ist unbestrit- 
ten: .,Ausgesetzt-Sein" und ,.Aufein- 
anderangewiesensein", zwei idealty- 
pische Momentaufnahmen der Ge- 

räumliche Jugendpädagogik eine 
.pädagogische Inszenierung des 
Aufeinanderangewiesenseins" (Böh- 
nisch/Münchmeier), ist diese bei ei- 
ner Gruppensituation ..draußen" 
schon situationsimmanent vorhan- 
den, braucht nicht mehr inszeniert 
zu werden. 

Wanderungen und Outdoor-Ak- 
tivitäten sind daher nicht nur Lern- 
orte. sondern Lebensorte. sind weit- 
gehend alltagsintegrierte Jugend- 
räume. ,,Neuartige Möglichkeitsräu- 
me" (Beck) entstehen durch die Be- 
wegung im Raum geradezu pla- 
stisch vor Geist und Augen der Wan- 
dernden, gemeinsame Erfahrungs- 
zusammenhänge verdichten sich zu 
,,Anregungsmilieus" (Böhnischl 
Münchmeier). aus denen wiederum 
Absprachen für neue Vorhaben und 
Projekte entstehen können. Unter- 
wegs wird so in exemplarischer Wei- 
se ein Projektmilieu geschaffen, das 
Erfahrungen und Modellmaßnah- 
men in andere verbandliche Zusam- 
menhänge zu transportieren hilft. 

Die Naturfreundejugend 
Deutschlands verfolgt bei ihren An- 
geboten und Aktivitäten in den Be- 
reichen Wandern und Natursport 
kein rein erlebnispädagogisches 
Konzept. Sie verfolgt nicht die Ab- 
sicht, Ausnahmesituationen zu in- 
szenieren, denen der Bezug zum All- 
tag der Jugendlichen weitgehend 
fehlt. Auch hier soll nicht in erster Li- 
nie das Fluchtmotiv bedient werden, 
es soll keine Gegenwelt zum Alltag 
inszeniert werden. Stattdessen soll 
es für Kinder und Jugendliche mög- 
lich werden, Freiheit zu erleben (und 
dies vorzugsweise in der Natur) und 
Gestaltungsmöglichkeiten für den 
Urlaub. aber auch darüber hinaus 
aufzuspüren. 

Das Projekt Online m i t  der 
Natur 
Ihren spezifischen Ansatz des Wan- 
dern~, der Wandern, Natunport und 
Naturschutz miteinander verknüpft. 
Aspekte der Gesundheitsförderung 
berücksichtigt und über Umwelt- 
und Erlebnispädagogik das Wan- 
dern auch zu einem sozioökologi- 
schen Erlebnis macht, versucht die 
Naturfreundejugend Deutschlands. 

EUROPA UND DIE LINKE 

6. Die SPD muß. nachdem auf 
dem Amsterdamer Gipfel der Stabili- 
tätspakt beschlossen worden ist, 
deutlich machen. daß ein Kernele- 
ment dieses Pakts für sie nicht ak- 
zeptabel ist. Die darin enthaltenden 
Aussagen über das ,.übermäßige 
Defizit", das den lntewentionsme 
chanismus bis hin zu finanziellen 
Sanktionen auslöst, beziehen sich 
auf den Referenzwert 3.0% des 
Haushaltsdefizit. Die bei übermäßi- 
gern Defizit zu zahlende Einlage 
setzt sich zusammen aus einem 
Grundbetrag von 0.2% des BIP und 
einer variablen Größe von einem 
Zehntel des über den Referenzwert 
hinausgehenden Haushaltsfehlbe- 
trages. Dieser Referenzwert kann 
dann aber nicht 3.9% sein, sondern 
nur 3.0%. Die Sanktionskriterien des 
Stabilitätspakts schreiben damit fak- 
tisch den Referenzwert auf 3.0 % 
fest. Der in den Schlußfolgerungen 
des Europäischen Rates verabschie 
deten .,Entschließung über den Sta- 
bilitäts- und Wachstumspakt" darf 
daher von der SPD nicht zugestimmt 
werden. Die SPD muß auch ihre Zu- 
stimmung zum Amsterdamer Ver- 
trag von den Ergebnissen des Be- 
schäftigungsgipfels in Luxemburg 
abhängig machen. Das Gleichge- 
wicht zwischen Wirtschafts- und 
Währungspolitik, das Bedingung der 
Zustimung sein muß, ist mit Amster- 
dam nicht erreicht. 

Gegen neue Gräben in Europa 
7. Die Neu-Positionierung der SPD in 
der Euro-Debatte muß auch das 
komplette Schweigen in der Partei 
zur Frage der Aufnahme Italiens. 
Spaniens und Portugals in die erste 
Gruppe der EWU-Mitgliedsländer 
beenden. Eine verschobene Aufnah- 
me Italiens würde gefährliche Fol- 
gen für die finanzielle und wirt- 
schaftliche Situation des Landes 

nach sich ziehen und zu einem Wie- 
deraufleben der nationalistischen 
und separastischen Tendenzen füh- 
ren. 

Die SPD muß schleunigst eine 
Debatte nicht nur darüber begin- 
nen, wer auf jeden Fall zur ersten 
Gruppe gehören soll, sondern auch. 
wie mit dem Problem der Nicht- 
EWU-Mitgliedsländer. der ,,pr&insm 
umzugehen ist. Die auf dem ECO- 
FIN-Treffen im April letzten ~ahr is  in 
Verona gefassten Beschlüsse zum 
EWS II laufen auf eine Konzentration 
von Machtbefugnissen der ,,ins" zu 
Lasten der ,,pr%insv hinaus. Diesen 
soll die Möglichkeit der Währungs- 
paritätsänderung genommen wer- 
den, zugleich sollen sie aber die 
Hauptlast der Devisenmarktinte~en- 
tionen tragen.2 Eine solche Konzep- 
tion muß zwangsläufig die Gräben 
zwischen den Mitgliedsländern der 
EWU und den Aspiranten vertiefen. 

B. Die SPD muß deutlich ma- 
chen, da8 Deutschland eine Vorrei- 
terrolle gegen Massenarbeitslosig- 
keit und Sozialabbau spielen muß. 
Als die Nation mit der größten Wirt- 
schaftskraft in der EU und als die Na- 
tion, die am meisten von der EWU 
profitieren wird. muß es seine Positi- 
on in diese Richtung zur Geltung 
bringen. 

Für Beschähigungspolitik 
mobilisieren 
9. Den Ängsten der Bevölkerung um 
ihre - im übrigen extrem ungleich 
verteilten - Vermögensguthaben 
kann primär durch eine sozial ge- 
rechte Steuerreform begegnet wer- 
den - dies wäre ein zukunftsfähiger 
Beitrag zur Entwicklung von Stabili- 
tätsbewußtsein. Damit sind jedoch 
ganz grundsätzlich die erheblichen 
konzeptionellen Defizite der Partei 
im Blick auf die Umsetzung der poli- 
tischen Programmatik auf die Ebene 

Eine Replik zu: Krämer, Ralf u.a.: ren von "Raus aus der Sackgasse" 
Raus aus der Sackaasse - Kurskorrek- wollen die Verenauna der Diskussi- 

des Alltagsbewußtseins der Bevölke- 
rung berührt. Defizite, ohne deren 
Aufarbeitung dem plattesten Popu- 
lismus in der Partei Tür und Tor ge- 
öffnet wird. Angesichts der immer 
dramatischeren Defizite der Partei 
mit Blick auf die Mobilisierung ihrer 
Stammwählerschaft und vor allem 
der Unterschichten kann es sich die 
SPD nicht mehr leisten, diese Chance 
zu versäumen. 

10. Fazit: Der Euro schafft wich- 
tige Voraussetzungen. um die ge- 
genwärtige Dominanz der Finanz- 
märkte und Renditeinteressen der 
Vermögenstitel über die realwirt- 
schaftlichen Investitions- und Be- 
schäftigungsanforderungen und die 
i n  F11 vorherrschende Steuer- . -. &. 

a,mp ngpol tir. zugdnsten der Kapi- 
talse~re zur,c*z~drangen una dein- 
ternationale Koordinierung der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
wichtigsten Industrieländer auszu- 
bauen. Der Euro schafft aber nur 
Voraussetzungen, deren Durchset- 
zung von der Entwicklung der politi- 
schen Kräfteverhältnisse abhängt. 
Die SPD muß die neue Qualität, die 
mit dem Sieg von Labour und PS in 
Europa erreicht ist, politisch umset- 
zen. Die Euro-Debatte kann auf die- 
ser neuen Basis zum Instrument ei- 
ner politischen Mobilisierung für 
eine Beschäftigungsoffensive in Eu- 
ropa werden. SPW 

1 Die gegenüber der Forderung nach 
mehr internationaler Regulierung und 
Kontrolle der Finanzmerkte von der Re- 
gieningrkoalition. aber auch von nam- 
haften Sozialdemokraten vorgebrachte 
Kritikder idealinirchen Spinnerei ist völ- 
lig unangebracht. Vgl. H. Pfeiffer. Rere- 
gulation der Finanimarkte? in: Blatter 
für deutsche und internationale Politik, 
Hefr 6/97: "Aufricht. Kontrolle und Re- 
gelwerk sind die heimlichen Wunschbtl- 
der von vielen Bankern und Politikern." 

2 ZU recht formuliert daher dar lfo-lnrti- 
tut. ddß ..Rechte und Pflichten arymme- 
trisch rwirchen den 'ins' und den 'outr' 
verteilt sind." (ifo-Schnelldienst 12/96) 

Die SPD muB die 
neue Qualität, die 
mit dem Sieg von 
Labour und PS in 
Europa eneicht ist, 
politisch umsetzen. 
Die Euro-Debatte 
kann auf dieser 
neuen Basis zum 
Instrument einer 
politischen Mobili- 
sierung für eine 
Beschäftigungsof- 
fensive in Europa 
werden. 

Aus der einen - - - 
turfür Europa, in: spw 03/97, 5. 29 on zwischen "Euro oder National- - . - - 

staaterei" durch eine linke Negation 
Zwischen politischer Union und des Euro überwinden2. Die Autoren- Sackgasse in das 
nationalistischem Separatismus gruppe begibt sich damit in das 
A useinandersetzung um die Fahrwassereiner Richtung der linken nächste Dead-End? 

e k u n f t  der EU, wird, immer - proeuropäischen - EU - Kritik in 
ehr auf eine Diskussion "Ja" Frankreich. jenseits der amtierenden von Ralf Hansen* 

oder "Nein" zum Euro konzentriert, französischen Regierungskoalition3. 
obwohl die politische Strukturierung die für den Euro ist4. 
der europäischen Gesellschaften Die These. die ich gegen die Au- 
selbst das Zentrum der politischen toren hier vertreten werde. lautet: * Ralf Hansen, Düsseldoif. studiert Jura mit Schwerpunki 
Auseinandersetzung ist'. Die Auto- Der Weg zu einer demokratisch und Europarecht an der Universität Köln, Mitglied der SPD 
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Der Weg zu  einer 
demokratisch und 

rechtsförmig 
stmkturierten EU 

führt nur noch über 
umfassende Politisie 
rungen der Notwen- 

digkeit politischer 
Regulationen auf 

eumpäischer Ebene 
im Hinblick auf 

erneute vertragsän- 
dernde Regierungs- 

konferenzen nach 
Einführung des Euro. 

rechtsförmig strukturierten EU führt 
nach Ingangsetzung des euroinstal- 
lierenden Vertragsmechanismus des 
Art. 109 j EGV nur noch über umfas- 
sende Politisierungen der Notwen- 
digkeit politischer Regulationen auf 
europäischer Ebene im Hinblick auf 
erneute vertragsändernde Regie- 
rungskonferenzen nach Einführung 
des Euro. Der Abbruch des Projektes 
von Maastricht. der die Folge der 
Realisierung dieses Programmes 
wäre. würde ein Scheitern des Pro- 
jektes einer Politischen Union we- 
nigstens riskieren. Die Konzentration 
der Diskussion auf die Einführung 
oder Nichteinführung des Euro führt 
in die Irre und erfolgt zeitlich zu 
spät. 

Normative Grenzen einer 
politischen Umsteuerung 
Bei der Diskussion um den "Euro" 
wird nicht selten übersehen. daß der 
Maastrichter Vertrag einen rechtli- 
chen Automatismus in Gang gesetzt 
hat. der selbst bei anderen aktuellen 
Mehrheitsverhältnissen in den Mit- 
gliedsstaaten nach abschließender 
Ratifizierung des Vertrages von 
Maastricht nur noch schwer zu 
stoppen ist. Die normativen Struktu- 
ren des Maastrichter Vertrages wer- 
den von der Autorengruppe jedoch 
in keiner Weise berücksichtigt. 

Art. 109 j Abs.2 und 3 EGV nor- 
mieren einen Stufenplan für die Ein- 
führung der dritten Stufe der EWU, 
der letztlich zu einem Beschluß des 
Europäischen Rats in der Zusammen- 
setzung der Staats- und Regierungs- 
chefs im Frühjahr 1998 führen wird. 
für den die in Art. 109 j Abs.1 5.3 
EGV genannten Kriterien lediglich 
"Maßstäbe" bilden. Angesichts zahl- 
reicher lnterpretationspielräume der 
in den Protokollen Nr. 5 und 6 zum 
EUV näher präzisierten Konvergenz- 
knterien. entpuppt sich der Streit um 
"Dreikommanull" immer mehr als ein 
Streit um des Kaisers Bart, der selbst 
von neoliberaler Seite nicht ernstge- 
nommen wird5. Von neokonsewati- 
ver Seite wird ohnehin kein substan- 
zielles "Nein" zum "Euro" vorgetra- 
gen, sondern nur eine Verschiebung 
gefordert. bis alle Konvergenzkriteri- 
en "buchstabengetreu" erfüllt sind. 
Gleichzeitig wird am Einführungster- 
'min ZOO2 bei Verkürzung der Einfüh- 
rungsphase auf ein Jahr durchaus 
festgehalten, sofern nur der Stabili- 
tätspakt von Dublin, der in Nachah- 
mung US- amerikanischer Vorbilder 
in Richtung 0.0% geht eingehalten 
wird6. Das eigentliche Anliegen der 

Neoliberalen ist der Stabilitätspakt 
von Dublin. Ein resolutes rechtes 
"Nein" zum Euro erfolgte bisher nur 
innerhalb des neurechten Diskurses, 
allerdings aus Gründen. die mit Euro 
und Binnenmarkt selbst nichts zu tun 
haben, sondern sich gegen die EU in 
jeder Form. als "Zerstörerin" der 
"ethnischen Volksnationen" richten'. 

Der Zeitpunkt des Eintritts in die 
dritte Stufe wurde auf der Tagung 
des Europäischen Rates vom Dublin 
im Dezember 1996 ausdrücklich auf 
den 01 .01.1999 festgelegt. Übrig 
bleibt daher nur noch der Anfang 
1998 zu erwartende Beschluß über 
den unwiderruflichen Eintritt i n  die 
dritte Stufe der EWU. Dies bedeutet. 
daß alle im Beschluß genannten Län- 
der, die zum 01 .01.1998 die Kriteri- 
en erfüllen. an der EWU teilnehmen 
müssen. sofern sie keinen Vorbehalt 
gezeichnet haben (United Kingdom, 
Dänemark)8. Es ist angesichts von 
Art. 109 j Abs.4 EGV auch keines- 
wegs abwegig, daß die EG sich bei 
nicht termingerechter Einführung 
des Euro trotz Erfüllung der Kriterien. 
unter Umständen horrender Scha- 
densersatzansprüche aufgrund Ver- 
letzung von Primärrecht ausgesetzt 
sehen würde. Es dürite durchaus dis- 
kussionsfähig sein, daß sich - auch 
angesichts der bereits erlassenen EG- 
Verordnungen - diesbezüglich sub- 
jektive Rechte herleiten lasseng. 

Auf eine Ablehnung im Rahmen 
der Entschließungen von Bundestag 
und Bundesrat zu hoffen. die 
europarechtlich keine Funktion ha- 
ben. sondern erst in einer zweifel- 
haften deutschrechtlichen Ausle- 
gung durch das BVerfG in den Ver- 
trag hineingelesen wurden'O, dürfte 
angesichts der breiten Zustimmung 
- aus durchaus unterschiedlichen 
Gründen - in fast allen Parteien illu- 
sorisch sein. Die einzige Hoffnung - 
auch der linken - Euro-Gegner hängt 
daher im Prinzip daran. daß die Kri- 
terien des Art. 109 j Abs.2 EGV nicht 
erfüllt werden und dies zu einem 
Negativentscheid entweder der 
deutschen Institutionen oder des 
Europäischen Rates führt - ein nicht 
mit letzter Sicherheit ausschließba- 
res Szenario". 

Eine Stützung derartiger Aussa- 
gen würde auch eine klare Analyse 
voraussetzen. daß die von der Kon- 
zeption her ordoliberalen Konver- 
genzkriterien. die auf der Basis 
durchaus fraglicher Daten gesetzt 
worden sind, ingesamt dysfunktio- 
nal sind. Dagegen ist einzuwenden, 
daß der Anreiz zu einer konsequen- 

ten Haushaltsdisziplin die Funktion 
des Staates grundsätzlich eher stärkt 
als schwächt und angesichts der 
durch die amtierende Regierungs- 
koalition herbeigeführten Lage auf 
nationaler Ebene zunächst unaus- 
weichlich sein wird. Hohe Verschul- 
densquoten des Staates führen un- 
ter geltenden Bedingungen zu einer 
Erhöhung der Abhängigkeit vom Ka- 
pitalmarkt". Haushaltsdisziplin 
schließt angemessene Regulation 
des Wirtschaftssystems und des Ar- 
beitsmarktes keineswegs aus. 

Sozialdemokratische Europa- 
pol i t ik  nach Einführung des 
"Euro" 
Es ist illusorisch anzunehmen. der 
Euro ließe sich zwar nicht verhindem. 
aber noch vor dem 01 .O1 .I999 unter 
anderen Bedingungen als den gege- 
benen einführen oder aber verhin- 
dern. um damit die Voraussetzungen 
für eine bessere politische Union zu 
schaffen. Die Einführung des Euro 
wird nicht zum Untergang der euro- 
päischen ldee führen. Ohnehin muß 
diese ldee immer im Kampf mit dem 
institutionalisierten Diskurs von Herr- 
schaftswissen ausgefochten werden. 
Um die Folgen der Globalisierung in 
Europa angemessen zu verarbeiten, 
bedarf es einer regulierenden Wirt- 
schafts - und Sozialunion, die in Am- 
sterdam noch nicht durchgesetzt 
werden konnte'l, deren Durchset- 
zung aber bei künftigen Regie~ngs- 
konferenzen keineswegs auszuschlie- 
ßen ist. Jenseits eines "Ja" oder 
"Nein" zum "Euro" eröffnet sich da- 
her die Perspektive, die - völlig kon- 
tingente - Konstruktion von Maas- 
tricht evolutionär durch eine neue 
Konstmktion zu ersetzen. spw 
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5 5. etwa die Aurführungen von Norbert 
Walter in: Blatter fUr deutscheund inter- 

erzicht auf Flugreisen. keine 
Getränkedosen. keine Wan- 
derung abseits der Wege, V 

kein Snowboarden im Tiefschnee, 
Respekt vor den Einheimischen nicht 
nur beim Fotografieren - lang ist die 
Liste der Ge- und Verbotsschilder für 
den politisch. ökologisch und sozial 
korrekten sanften Touristen. Für 
Touristlnnen im Kinder- und Ju- 
gendalter reihen sich diese Verbote - 
bei aller vorhandenen oder zu ver- 
mittelnden Einsicht in ihre Sinnhaf- 
tigkeit - leicht in die lange Reihe der 
für sie ohnehin schon bestehenden 
Verbote ein: ~ausordnungen beach- 
ten, kein ruhestörender Lärm. 
Nachtruhe. no Sex. Drugs & Techno. 
Schnell entsteht, wie so oft. der Ein- 
druck, daß alles. was Spaß macht. 
verboten ist, Erlebnis so nicht statt- 
finden kann. sich ein cooler Urlaub 
nicht mit sanftem Tourismus ver- 
trägt und sanfte Teamerlnnen be- 
stimmt langweilig sind und Erlebnis 
und Abenteuer blockieren. 

Die linke Tourismuskritik der ver- 
gangenen Jahre (wie auch ökologi- 
sche Gruppen und andere den so- 
zialen Bewegungen entstammende 
Gruppierungen) hat häufig mit Uto- 
pien und Szenarien, die von Verzicht 
und Verboten geprägt waren. gear- 
beitet. Dabei wurde selten darauf 
geachtet, ob diese für Jugendliche, 
also die potentiellen Umsetzerlnnen 
undloder Betroffenen dieser Utopi- 
en. überhaupt erstrebenswert wa- 
ren. 

Dennoch setzen viele Jugend- 
verbände auf Angebote, die sich 
dem sanften Tourismus verpflichtet 
fühlen; die Naturfreundejugend 
Deutschlands (NFJD) hat den sanf- 
ten Tourismus sogar zu ihrem Aus- 
hängeschild gemacht. Flugreisen, 
um (sanften?) Ökotourismus im 
Dschungel zu erleben, sind bei der 
NFJD daher ebenso tabu wieTeame- 
rlnnen. die unter Erlebnispädagogik 
vor allem umweltschädigendes 
Abenteurertum in freier Wildbahn 
verstehen. Denn wichtig für die 
Reiseentscheidung von Kindern und 
Jugendlichen (oder ihren Eltern) sind 
vor allem die Glaubwürdigkeit des 
Veranstalters, die Persönlichkeit der 
Teamerlnnen und ihre Glaubwürdig- 
keit sowie die Übereinstimmung der 
Grundsätze des Veranstalters mit 
dem alltäglichen Verhalten der 
Teamerlnnen während der Reise. 

Diese in der langen Tradition der 
Kinder- und Jugendreisen immer 
wieder unter Beweis gestellte Glaub- 
würdigkeit wächst aber gerade nicht 

durch ein penetrantes Durchsetzen 
oder Vorexerzieren w>n buchstaben- 
getreu einzuhaltenden Verhaltens- 
regeln. sondern vielmehr durch ein 
Verhalten. das ein ökologisches Um- 
denken ebenso zum Ausdruck 
bringt wie die Freiwilligkeit und 
Selbstverständlichkeit des Einhal- 
tens von Grenzen und des Akzeptie- 
rens von Einschränkungen. die der 
sanfte Tourismus auch mit sich 
bringt - neben vielen neuen Mög- 
lichkeiten zu Entdeckungen und Er- 
fahrungen, die der eigentliche Ge- 
winn sind und im Vordergrund ste- 
hen sollten. Verzicht bedeutet dann 
nicht Leiden und Versagung. son- 
dern Ausgefüllt-Sein durch neu ent- 
deckte Gestaltungsmöglichkeiten, 
die das im Urlaub so heftig ersehnte 
Gefühl von Freiheit wecken. 

Die alltägliche Erfahrung aus Fe- 
rienfreizeiten und internationalen 
Begegnungen, aus Reisen und Wan- 
derungen zeigt. daß das Bedürfnis 
nach Erlebnis. Thrill oder Abenteuer 
auch mit unkonventionellen und 
zum Teil sehr einfachen Mitteln ge- 
stillt werden kann. Um Abenteuer in 
der eigenen Umgebung zu erleben, 
tut's auch eine Survival-Tour im 
Thüringer Wald oder im Sauerland. 
Bedürfnisse nach jugendgerechten 
Ausdrucksmöglichkeiten können 
auch erfolgreich in kreative und 
künstlerische Prozesse einfließen, 
etwa im Rahmen von Forscher- 
Camps oder Umwelterlebniswo- 
chen, die Umwelterfahrung mit be- 
wußter Mediennutzung vom Com- 
puter bis zur Videokamera verbin- 
den und zur Weite~erarbeitung der 
gewonnenen Ergebnisse in künstle- 
rische Prozesse einladen. Ebenso ist 
Erlebnis und Thrill beim Natursport 
nicht notwendigerweise mit einer 
weiten Anreise in die Alpen oder in 
überlaufene französische Schluch- 
ten verbunden. 

Nachhaltiger Tourismus 
Die Diskussion um Nachhaltigkeit 
hat die touristische Diskussion be- 
fruchtet und belebt. Auch sie ist je- 
doch in Deutschland nicht frei von 
der oben beschriebenen Anfälligkeit 
für einseitige Utopien. So kann es 
etwa für die Naturfreundejugend 
nicht darum gehen. die ins Utopi- 
sche weitergedachten Ideen be- 
stimmter linkskatholischer Lebens- 
welten (wie bei der BUND-MISERE- 
OR-Studie), Einfach-Leben-Lebens- 
welten (aus dem ökologisch-asketi- 
schen Bereich mit Hang nach 
Rechts, auch als ökodiktatorisch be- 

Sanfter Tourismus 
mit der NFJD 

Die Natur f reunde jugend Deutschlands 
im Spagat  zw ischen moral insauren Ve rbo ten  

und Erlebnisgesellschaft 

von Ansgar Drücker* 

schimpft) oder intellektuell-touristi- 
scher LebensArt (wie in Teilen der 
bürgerlichen Tourismuskritik: Es 
müssen nur alle Menschen lernen. 
.,richtigm und niveauvoll Urlaub zu 
machen) auf alle Menschen zu über- 
tragen und zu einem Idealbild zu 
verdichten, das nicht nur viele spon- 
tan ablehnen, sondern in dem sich 
auch nach dessen utopischer Ver- 
wirklichung nur wenige Kinder und 
Jugendliche wohlfühlen würden. 
Auch und gerade nachhaltiger Tou- 
rismus muß die Individualisierung 
der Lebenswelten berücksichtigen, 
ja als wesentlichen Ausgangspunkt 
wählen. denn wo sonst wenn nicht 
im Urlaub stehen die individuellen 
Bedürfnisse des einzelnen so stark 
im Mittelpunkt. 

Der sanfte Tourismus verspricht. 
daß Urlaub nicht in erster Linie ver- 
zichtvoller und lustärmer, sondern 
echter und authentischer wird. da& 
er zwar auf den ersten Blick vielleicht 
nicht so exotisch wirkt. dafür aber 
lebensnaher ist und gerade deswe- 
gen ganz neue Erfahrungen ermög- 
licht - auch damit kann man wer- 
ben. Menschen im Urlaub. vorallem 
wenn sie in Gruppen auftreten. sind 
in anregender Atmosphäre beson- 
ders offen für soziale und ökologi- 
sche Erfindungen. Daraus Iäßt sich 
eine eigene Reisekultur zimmern, die 
auch die jugendliche Suche nach 
Entwürfen für den eigenen Lebens- 
stil aufgreift. 

Dw sanfie Tourismus 
vempricht, daß 
Urlaub nicht in erster 
Linie &chtvoller 
und lustärmer, 
sondern echter und 
authentischer wird, 
da6 er zwar auf  den 
ersten Blick vielleicht 
nicht so exotisch 
wirkt, dafür aber 
lebensnaher ist und 
gerade deswegen 
ganz neue Erfahrun- 
gen ermöglicht. 

Mobi l i tä t  und  Flucht 
Wenn wir anerkennen, daß Urlaub 
(und Mobilität) ein Teil der Identität 
von vielen Kindern und Jugendlichen 
geworden ist und identitätsstiftend 
wirkt, müssen wir seine vielfältigen 
Sinngebungen und Bedeutungen 
ernst nehmen. Eine Gesellschaft, die 
vom Urlaub und vom Reisen abhän- 
gig geworden ist und genau zu wis- 

' Ansgar Drücker ist Diplom-Geograph und arbeitet als 
Bildungsreferent in der Bundesgeschäitsstelle jugend der Naturfreunde- Deutschlands. 
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MAGAZIN EUROPA UND DIE LINKE 

Das Buch stellt die 
Frauenpolitik in den 
Zusammenhang mit 

anderen Politikiel- 
dem, mehr noch, 

arbeitet die Spaltung 
von (Familien)- 

fauen und (Karrie- 
rdmänner in vielen 

Fällen als "Zentral- 
achse' gesellschaftli- 

cher Spaltungen 
insgesamt heraus. 

Öffentlichkeit" als auch viele Män- 
ner der Politikszene nach einem 
Aufstöhnen ob der Berufung von 
Claudia Nolte nicht konsequent dar- 
auf gedwngen haben, diese politi- 
sche Fehlbesetzung rückgängig zu 
machen. lhre Antwort ist. daß 
Männer. immer noch von der Angst 
vor einer wirklich starken Partnerin 
geprägt. sich in der falschen Sicher- 
heit wiegen, die "Frauenfrage sei 
geregelt". Viele von der Frauen- 
bewegung geprägte Frauen sind zu 
bescheiden in ihren Ansprüchen 
und kleinkariert geworden. Und wie 
so oft wird eine Frau. hier Claudia 
Nolte. verharmlost und die Trag- 
weite ihrer Politik mit dem Konzept: 
"Die Schwachen helfen den Starken 
und sich selbst", die im Kern auf 
tiefe Einschnitte im Sozialstaat zielt, 
für die Gesamtgesellschaft wird 
unterschätzt. 

Problematisch: Die Linke u n d  
d ie Frauen 
"Vom Versagen der Traditionslinken 
und der grünen Innovation" heißt 
das Kapitel, in dem Mechtild Jansen 
darlegt, wieso aus ihrer Sicht sowohl 
die SPD, als auch die Gewerkschaf- 
ten, die sozialistisch-kommunisti- 
sche Traditionslinke und zu Teilen 
auch die Grünen verfehlt haben. der 
schleichenden Aushöhlung frauen- 
politischer Erfolge etwas entgegen- 
zusetzen und mit der Frauenpolitik 
"sich selbst haben links liegen las- 
sen". Sie skizziert den Weg der 
Frauenbewegung "von der Auto- 
nomie in die Differenzierung" mit 

dem entscheidenden Wendepunkt 
1989 und der Vereinigung. lhre The- 
se ist. daß die Frauenbewegung. die 
zunächst nach der Wende als 
einzige zusammenarbeitete und sich 
gegenseitig durch Erfahrungsaus- 
tausch befruchtete, von den domi- 
nierenden politischen Grundkon- 
stellationen und ihren Spaltungslini- 
en geschwächt wurde. Es gelang 
den Frauen nicht. die vielen An- 
liegen, Projekte und Einzelthemen in 
einen Zusammenhang zu stellen 
und die wesentlichen Gemeinsam- 
keiten neu zu definieren. Das Tren- 
nende überwog vielfach das Ge- 
meinsame. gemeinsame Gegenwehr 
erlahmte. 

Pionierinnen der gesellschaftli- 
chen Veränderung 
Dennoch macht Mechtild Jansen die 
Frauen "als Pionierinnen der gesell- 
schaftlichen Veränderung" zum ent- 
scheidenden Subjekt auf dem Weg 
in eine neue Gesellschaft aus, in der 
geschlechtliche und soziale Spaltun- 
gen minimiert sind. Das Ziel ist, ein 
neues Verständnis von Arbeit zu in- 
stallieren. das Arbeit als gesellschaft- 
liche Gesamtarbeit begreift, die ge- 
schlechtsspezifische Trennung in 
~ro'duktions- und Reproduktionsar- 
beit endgültig aufhebt und Frauen 
sowie Männern Zugang zu allen Le- 
bensbereichen öffnet. Sie entwickelt 
einige Kriterien einer solchen Gesell- 
schaft, eine genauere Ausführung 
Iäßt sie im Vagen. 

Zentralachse gesellschaftlicher 
Spaltungen 
Das Buch zeichnet sehr stringent die 

Kirchen und Verbänden". Wiederfin- 
den können sich die angesproche- 
nen Menschen in dem Buch nur 
schlecht! Im Gegenteil: insbesonde- 
re die "Abrechnung" mit der Frau- 
enpolitik der SPD- und Gewerk- 
schaftsfrauen ist hart. 

Viele Kritikpunkte sind berech- 
tigt: die SPD hat niemals ein Grund- 
satzprogramm gehabt. das eine Fe- 
minisierung der Gesellschaft hinrei- 
chend durchdekliniert oder gar in 
den Mittelpunkt gerückt hat. Und 
die Gewerkschaften haben viel zu 
lange klassische. an Männern orien- 
tierte Tarifpolitik gemacht und die 
gesellschaftliche Sprengkraft des 
Anspruches von Frauen auf gleiche 
Teilhabe am Erwerbsarbeitsmarkt 
sträflich vernachlässigt. Dennoch 
hat es in beiden Organisationen 
Frauen gegeben. die für diese Ziele 
gekämpft haben und sich als Teil 
von Frauenbewegung und Partei 
oder Gewerkschaft begreifen. 

Sie haben Anteil z.B. an der Insti- 
tutionalisierung der Frauenbewe- 
gung, die in dem Buch als eine wich- 
tige. wenn auch mit Wiäersprüchen 
behaftete Voraussetzung für weite- 
res erfolgreiches Agieren der Frau- 
enbewegung analysiert wird 

Die Idee, das Aufkündigen des 
männlichen Normalarbeitsverhält- 
nisses als Dreh- und Angelpunkt zur 
Aufhebung der geschlechtsspezifi- 
schen Arbeitsteilung und als Einstieg 
zur Beseitigung der patriarchali- 
schen Machtverhältnisse zu ma- 
chen, haben Jusos unter dem Kon- 
zept der "Doppelten Umverteilung" 
bereits Anfang der 90er diskutiert. 
Immerhin bleibt nicht unerwähnt. 

E n t ~  C*  Jng der Fra~enpo t se t da8 ein ahn ches (onzept Te des IW~DERSPRUCHI I983 nacn es stell sie n den Zu- DGB-Gr~nasarzoroarammes 1996 . > I _ 1 sammenhang mitanderen Politikfel- ist. Im Kern entspricht es der Zu- 

Polilirchps Lernen undArbe#lrpC&k 1 
: hm, ".x~.",..*.>a.m . *.oa..'..ee-.:e:..-"-.. 
A G . - .  ..,.,. ..,-.. ,;e-..; .-.-.. " ".".. ." .-, .,.. ".....,,,~. . h.. l. .-D .̂.L.,. .11"9..1~.4... 
0 a.. - D.# *.. "..."v~>. .. a ..., I 

dern, mehr noch, arbeitet die Spal- 
tung von (Familien)-Frauen und 
(Karriere-)Männer in vielen Fällen als 
,,Zentralachse" gesellschaftlicher 
Spaltungen insgesamt heraus. Es 
macht deutlich: "Was heute den 
Frauen geschieht, geschieht morgen. 
auch den Männern" und ruft nach 
Gegenwehr. Zumindest mit Worten. 
Was das Buch vermissen Iäßt. ist die 
genaue Verortung und strategische 
Positionierung der Handlungsträge- 
rlnnen. In ihrem Vorwort schreibt 
Mechtild Jansen. das Buch richte 
sich an alle. an die "bundesrepubli- 
kanische Öffentlichkeit". namentlich 

kunftsvision der neuen Gesellschaft. 
die Mechtild Jansen am Ende ihres 
Buches entwim. Insofern ist es scha- 
de, daß sie in ihrem Buch nicht den 
Versuch macht. bestehende Ansätze 
zu benennen und zusammenzufüh- 
ren. vielleicht sogar den Versuch zu 
machen, es zu einer zentralen For- 
derung oder einem Aktionsvor- 
schlag zu formulieren. Die Linke hät- 
te so einen Impuls bitter nötig. In 
den 80er Jahren hat Mechtild Jansen 
das als Vorreiterin der Quotendis- 
kussion trefflich getan. Diesmal 
bleibt denjenigen, die eine frauen- 
und gesellschaftspolitische Wende 

"junge Frauen und junge Manner. wollen. d e  hoiindng. aaß a ~ f  d e  
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I n der beschäftigungspolitischen 
Diskussion wird in der letzten Zeit 
immer häufiger vom sogenannten 

holländischen Modell gesprochen. 
Die irn Vergleich zu Deutschland 
günstige Lage sei das Ergebnis einer 
zwar nicht immer populären. aber 
letztlich doch sachlich erfolgreichen 
Politik. Zur Erläuterung der ver- 
meintlich günstigen Stellung der 
Niederlande wird auf verschiedene 
Indikatoren verwiesen. An erster 
Stelle wird zumeist der in den letz- 
ten Jahren kontinuierliche Anstieg 
der Beschäftigtenzahl, der sich auch 
in einer Reduzierung der Arbeitslo- 
senquote niederschlägt genannt. So 
beträgt die Arbeitslosenrate 1996 
'nur noch' 6,770, wobei in den 
nächsten Jahren eine weitere Ab- 
nahme prognostiziert wird. Auch im 
langfristigen Vergleich seit 1983 sei 
der Beschäftigungsanstieg mit ins- 
gesamt 1.5% in den Niederlanden 
höher als etwa in der Bundesrepu- 
blik mit 0.4%. 

Die günstigen Arbeitsmarktzah- 
len werden zumeist in einem Atem- 
zug mit den angeblich günstigen 
Rahmenbedingungen in den Nieder- 
landen genannt. So sei die Kosten- 
struktur bei wesentlichen Kostenfak- 
toren (Lohnstückkosten. Energieko- 
sten. Kosten für Telekommunikation 
etc.) im Vergleich mit Deutschland 
merklich günstiger. (Vgl. HAZ vom 
29.3.1997) In Verbindung mit dem 
nunmehr schon über mehrere Jahre 
über dem europäischen Durch- 
schnitt liegenden Wirtschaftswachs- 
tum hat sich mittlerweile auch die 
Haushaltslage der Niederlanden er- 
heblich verbessert. Die günstige Ein- 
nahmesituation veranlaßte die Re- 
gierung im Frühjahr 1997, kurzfri- 
stig Steuererleichterungen zur För- 
derung von Kaufkraft und Beschäfti- 
gung zu beschließen. "Damit wird 
jedoch nicht der Haushalt belastet. 
sondern ein durch Steuermehrein- 
nahmen sowie Minderausgaben im 
Sozialbudget überraschend entstan- 
dener Finanzierungsspielraum ge- 

nutzt." (Handelsblatt vom 
23.4.1997) Immerhin geht es dabei 
um ein Entlastungsvolumen von 
über drei Mrd. Gulden, dies ent- 
spricht etwa drei Mrd. DM. 

Besonders interessant an der nie- 
derländischen Entwicklung ist die 
Rolle, die den Tarifparteien allge- 
mein zugeschrieben wird. So hebt 
der Präsident des niederländischen 
Metallarbeitgebewerbandes in ei- 
nem Interview mit dem Handelsblatt 
hewor, "daß die Reformen vor allem 
durch ein Konsensmodell hätten 
durchgesetzt werden können, das in 
den Niederlanden eine besondere 
Tradition habe. Das System des 'per- 
manenten sozialen Dialogs'. der 
auch zwischen Politik und Sozial- 
partnern institutionalisiert sei. habe 
sich bewährt." (Handelsblatt vom 2.1 
3.5.1997) 

Faßt man die gängige.Diskussion 
zusammen, wird folgende Konstella- 
tion als holländisches Modell be- 
zeichnet: Umverteilung von unten 
nach oben durch Lohnzurückhal- 
tung. Sozialabbau und Steuersen- 
kungen sowie eine umfassende Fle- 
xibilisierung des Arbeitsmarktes. Die- 
se Politik wird dabei im wesentlichen 
sozialpartnerschaftlich zwischen der 
Regierung, den Unternehmern und 
den Gewerkschaften ausgehandelt 
und letztlich gemeinsam getragen. 
Als Erfolg des 'Modells' sinken die 
Arbeitslosenzahlen, die wirtschaftli- 
che Entwicklung verläuft überdurch- 
schnittlich gut und die Staatsfinan- 
zen können durch konjunkturbe- 
dingte Mehreinnahmen konsolidiert 
werden. 

In der Diskussion wird sugge- 
riert. daß eine neoliberale Politik ge- 
paart mit einem bestimmten Verhal- 
ten der Tarifpartner maßgeblich die 
vermeintlichen beschäftigungspoliti- 
schen Erfolge der Niederlande be- 
gründen und die letztlich nicht ge- 
leugneten Nachteile dieser Politik 
kompensierten. Betrachtet man aber 
die in der Diskussion unterstellten 
Erfolgsfaktoren genauer. ergeben 

Vorbild 
oder Propaganda? 

Anmerkungen zum sogenannten 
holländischen Modell 

loachim Schuster* 

sich erhebliche Zweifel an der obi- 
gen Argumentation. 

Erfolgsfaktoren im einzelnen 
a) Die positive wirtschaftliche Ent- 
wicklung ist maßgeblich einer offen- 
siven Exportorientierung geschul- 
det. die auf einer realen Unterbe- 
wertung des Gulden durch die Kop- 
pelung der Wechselkursentwicklung 
an die DM in Verbindung mit einer 
moderaten Lohnentwicklung ba- 
siert. Abgesehen davon, daß eine 
solche Strategie grundsätzlich nicht 
für alle Staaten erfolgversprechend 
sein kann. weil nicht alle Staaten 
mehr exportieren als importieren 
können. verbietet sich eine solche 
Strategie eigentlich vollkommen für 
die Bundesrepublik als dominanter 
Ökonomie in Westeuropa. Schon 
die heutige extreme. mit einer strik- 
ten Stabilitätspolitik gekoppelte Ex- 
portorientierung Deutschlands er- 
weist sich als Hemmschuh für die 
westeuropäische Entwicklung, da 
durch das egoistische Verhalten der 
Bundesrepublik letztlich die wirt- 
schaftliche Entwicklung in den an- 
deren Staaten eher behindert wird. 
Eine solche wirtschaftspolitische 
Strategie ist zudem immer dem Risi- 

Hauptverantwortlich 
für die positive 
Beschäftigungsbilanz 
der Niederlande ist 
die deutliche, im 
europäischen 
Vergleich weit 
übem'vrchschniitli- 
che Aumeitung der 
Teilzeitarbeit. 

* Dr loachirn Schuster, Politikwissenschaffler. Institut für 
angewandte Sozial- und Politikwissenschaff (ispw) in Bremen, 

Mitglied der spw-Redaktion. 
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h v611igern Kontrast 
zur Argumentation 
der Propagandisten 

des 'Modells 
Holland' ist es die 

hohe Zahl (über 10% 
der niederländischen 

Beschäftigten) der 
durch die Invalidi- 

tätsversicherung 
finanzierten Er- 

werbsunfähigen, die 
den Arbeitsmarkt 
spürbar entlastet. 

ko ausländischer Gegenmaßnahmen 
ausgesetzt bzw. vom ausländischen 
Konjunkturverlauf abhängig. Die Ex- 
portorientierung ist für ein kleines 
Land eine rationale politische Orien- 
tierung und kann unter bestimmten 
Bedingungen recht erfolgreich sein. 
Eine dominante Ökonomie sollte je- 
doch neben der eigene Entwicklung 
immer auch die Verhältnisse in den 
anderen Ländern im Blick haben und 
in der eigenen strategischen Aus- 
richtung berücksichtigen. 
b) Die gelobte Haushaltskonsolidie- 
rung über den Sozialabbau kann kei- 
ne Begründung für die im Vergleich 
relativ gute beschäftigungspoliti- 
sche Entwicklung darstellen. Zwar 
hat es in den letzten Jahren erhebli- 
che Einschnitte in das soziale Netz 
gegeben, bis heute haben die Sozi- 
alausgaben jedoch im Vergleich zu 
Deutschland immer noch ein höhe- 
res Niveau. Zudem schreitet der So- 
zialabbau auch in der Bundesrepu- 
blik rapide voran. 

Der Sozialstaat ist aber in einer 
anderen Perspektive eine Ursache 
für die gute Arbeitsmarktbilanz, die 
allerdings in einem vollständigen 
Kontrast zur Argumentation der 
Propagandisten des 'Modells Hol- 
land' steht.'~ie hohe Zahl (über 10% 
der niederländischen Beschäftigten) 
der durch die Invaliditätsversiche- 
rung finanzierten Erwerbsunfähigen 
entlastet den Arbeitsmarkt spürbar. 
Es zeigt sich, daß Sozialpolitik 
durchaus auch . arbeitsmarktpoliti- 

sche Effekte aufweist. Inwieweit 
eine derartige Reduzierung der Ar- 
beitslosenzahlen auf Dauer finan- 
zierbar ist, bzw. inwieweit diese Art 
der Arbeitsmarktpolitik von den Be- 
troffenen positiv aufgenommen 
wird, sei dahingestellt. Fakt ist je- 
doch. daß die offizielle Arbeitslosen- 
statistik davon erheblich profitiert 
hat. 
C) Hauptverantwortlich für die posi- 
tive Beschäftigungsbilanz ist die 

deutliche, im europäischen Ver- 
gleich weit überdurchschnittliche 
Ausweitung der Teilzeitarbeit. Auch 
hierdurch werden die neoliberalen 
Propagandisten des Modells Lügen 
gestraft. Die Beschäftigungserfolge 
beruhen nicht auf besonders günsti- 
gen Rahmenbedingungen, sondern 
schlicht auf der Umverteilung vor- 
handener Arbeit. allerdings in einer 
Form. in der die Kosten der Arbeits- 
zeitverkürzung fast vollständig auf 
die abhängig Beschäftigten abge- 
wälzt werden. Allerdings muß her- 
vorgehoben werden. daß die Teil- 
Zeitarbeit in den Niederlanden sozi- 
al- und arbeitsrechtlich Vollzeittätig- 
keiten gleichgestellt ist. Dennoch ist 
die in den Niederlanden gängige 
Praxis von Teilzeitarbeit sozialpoli- 
tisch nicht unproblematisch, weil 
mit dieserTätigkeit für einen erhebli- 
chen Teil der Teilzeitbeschäftigten 
keine eigenständige Lebensführung 
gewährleistet ist. 
d) Die Kompromißorientierung der 
Tarifpartner in den Niederlanden 
scheint ebenfalls kein außerge- 
wöhnlicher Faktor zu sein. Der nie- 
derländische Korporatismus weist in 
vielerlei Hinsicht ähnliche Züge auf 
wie der deutsche. wobei der Grad 
der lnstitutionalisierung und die Ein- 
beziehung des Staates sicherlich 
ausgeprägter ist. Allerdings war die 
Kampfkraft der Gewerkschaften in 
den Niederlanden zu Beginn der 
80er Jahre nicht ausreichend. um 
Angriffe auf soziale Errungenschaf- 

ten seitens der R e  
gierung und der 
Unternehmen ab- 
zuwehren. Vor 
dem Hintergrund 
der Massenar- 
beitslosigkeit wa- 
ren sie gezwun- 
gen. erhebliche 
Zugeständnisse zu 
machen, haben 
aber gleichzeitig 
versucht. aus die- 
ser Lage das Beste 
zu machen. Dies 

hat im Ergebnis zur tariflichen Re- 
glementierung auch von prekären 
Arbeitsverhältnissen oder der Teil- 
zeitbeschäftigung geführt. 
e) Ein wesentlicher Unterschied be- 
steht dagegen beim Verhalten der 
Arbeitgeber. In Deutschland ist bei 
den Arbeitgeberverbänden eine im- 
mer größere Distanz und Abkehr 
von dem sozialpartnerschaftlichen 
Kompromiß der Nachkriegszeit zu 
verzeichnen, während die niederlän- 

dischen Arbeitgeber dazu bereit zu 
sein scheinen. diesen Kompromiß 
auch auf Basis neuer ökonomischer 
Entwicklungen zu erneuern. 

Modell für Deutschland? 
Eingangs erwähnte euphorische 
Stimmen entlarven sich angesichts 
der realen Entwicklung und deren 
Ursache11 mehr als neoliberale Pro- 
paganda denn als richtige Einschät- 
zung der Vorgänge im Nachbarland. 
In oberflächlicher Manier werden 
Einzelaspekte der Entwicklung her- 
vorgehoben, um damit wirtschafts- 
politische Rezepte anzupreisen. de- 
ren Wirkung höchst umstritten ist. 
Es hat mit seriöser Auseinanderset- 
zung nichts zu tun. wenn der Ver- 
weis auf das angebliche 'Vorbild 
Niederlande' nur dazu führt. den 
Gewerkschaften einreden zu wollen, 
daß sie nur im Konsens weitere 
Lohnkürzungen. Sozialabbau und 
eine Flexibilisierung des Arbeits- 
marktes hinnehmen sollten, und 
schon würde die Beschäftigung stei- 
gen. 

Zwei Elemente der niederländi- 
schen Politik sind aber meines Erach- 
tens durchaus auch für die Bundes- 
republik von großem Interesse und 
können unter Umständen vorbild- 
haft für die deutsche Entwicklung 
werden: 
1. Wenn auch mehr aufgrund un- 
günstiger gesellschaftlicher Kräfte- 
verhältnisse erzwungen. sind ein er- 
heblicher Teil der arbeitsrechtlichen 
Flexibilisierungsmaßnahmen von Ab- 
kommen zwischen den Tarifpartnern 
begleitet worden. Es bleibt weiteren 
Untersuchungen vorbehalten. ob die 
dort gefundenen Regelungen wirk- 
lich ein gewisses Schutzniveau für die 
Beschäftigten festschreiben. Dabei 
wäre zu prüfen, welche Regelungen 
sich auch in anderen Ländern als 
sinnvoll erweisen könnten, zumal die 
Flexibilisierung der Arbeitsmärkte in 
allen hochentwickleten Ländern in 
den letzten Jahren erheblich ausge- 
weitet wurde. 
2. Der Anteil von Teilzeitarbeit an 
den Beschäftigungsverhältnissen hat 
in der Bundesrepublik noch keines- 
wegs seinen Höhepunkt erreicht. 
Viele Beschäftigte sind durchaus be- 
reit, weniger zu arbeiten, auch 
wenn dies mit entsprechenden Ein- 
kommensverlusten verbunden ist. Es 
gibt eine relativ große Gruppe von 
Beschäftigten. die von ihrem Ein- 
kommensniveau her in der Lage und 
willens ist. auf Einkommen zu ver- 
zichten, um dadurch mehr Zeit für 

Erfolge organisieren! 
Dies alles wird von einem zentralen 
Schlagwort markiert, das auch im- 
mer wieder durch die Medien gegei- 
stert ist: Nicht die Politikverdrossen- 
heit der Jugend. sondern die Ju- 
gendverdrossenheit der Politik ist 
das Problem. 

Die Antwort darauf, wie es mög- 
lich ist, Politik wieder an die Jugend- 
lichen heranzuführen, kann nicht 
endgültig sein. Die konsequente An- 
wendung von Projektarbeit inner- 
halb des JUSO-Verbandes ist ein 

im Rahmen der Ausein- 
andersetzung um die 
Umlagefinanzierung ge- 
bildeten Bündnisse die- 
nen. Im JUSO-Schülerln- 
nenbereich gibt es mit 
dem Zeitungsprojekt 
..links" schon gute An- 
sätze, auch an den 
Hochschulen müssen JU- 
SOS verstärkt zum orga- 
nisierenden Kern einer 
Jugendlinken werden. 

Thematische Schwer- 

(GGGGG sie vertrauen 1 
Umfrage unter jugendlichen mischen 12 und 24 Jahren; Werte auf 
elner Skala von i (sehr wenig Vertrauen) bis 5 (sehr viel Vertrauen) + - I- 4 t 

Schritt in die richtige Richtung. punMe müssen, dort $ 
mehr Jugendliche zu erreichen, gelegt werden, womit 

1 

kann aber lange nicht alle Probleme Jugendliche erreichbar 
in Zusammenhang mit dem gänzlich sind. Tragfähige und 

: 
anderen Verständnis der jungen Ge- umsetzbare Konzepte 

i 
i 

neration von Politik lösen. zum Abbau von Massen- 

Notwendig ist es. sich noch mehr arbeitslosigkeit und Aus- $ 

an den konkreten und alltäglichen b i ldungsplatzmangel  fl fi 
Problemen der Jugendlichen zu ori- müssen zugespitzt ver- ~ k ~ s m i l ~ a u d i e , ~ ,  

entieren. das kann aber nicht einfach mittelbar aemacht wer- 
im luftleeren Raum passieren. sondern 
möglichst dort, wo viele Jugendliche 
einen Teil ihres Lebens verbringen - 
in den Bildungseinrichungen. 

Zentrales Erfolgskriterium für die 
JUSOS wird dabei auch sein, ob wir 
es schaffen. unsere Bündnisfähigkeit 
weiterzuentwickeln. Mit linken. radi- 
kalreformerischen Jugendlichen aus 
Gewerkschaften, Jugendverbänden. 
lnteressenvertretungen und unab- 
hängigen regionalen Initiativen 
müssen gemeinsam Projekte entwik- 
kelt und durchgeführt werden - 
nicht nur. aber auch weil damit die 
Erfolgschancen am höchsten sind. 
Als Anknüpfungspunkte können die 

Rezension zum Buch "Das Claudia- 
Nolte-Phänomen" von Mechtild 
Jansen, erschienen im Dietz-Verlag, 
DM 36;. Mechtild lansen ist 
Sozialwissenschaftlerin, freie Publi- 
zistin, Autorin vieler frauenpolitischer 
Veröffentlichungen und lebt in Köln. 

M it dem Buch "Das Claudia- 
Nolte-Phänomen" liefert 
Mechtild Jansen eine 

ausführliche Analyse der Frauen- 
politik der CDU als zentralen B e  
standteil der Wende von einer 
linkskonservativen zur rechtskonser- 
vativen Erneuerung am Anfang der 
90er Jahre. Die Frauenministerinnen 
der CDU von Rita Süßmuth als 

- 
den. Zahlenspiele nützen dabei 
nichts, unsere Vorschläge müssen 
symbolisch erfahrbar sein. Das The- 
ma Solarer Umbau eröffnet die Mög- 
lichkeit. am Thema ,.Umweltver- 
schmutzung". das für die Jugend- 
lichen ein Thema ist. das ihre persön- 
liche Zukunft ausgesprochen stark 
beeinträchtigt anzuknüpfen. es zu 
politisieren und in größere Zusam- 
menhänge zu setzen. 

Um an den realen und als indivi- 
duell angesehenen Schwierigkeiten, 
die Jugendliche haben. anzusetzen. 
und dem kollektive Lösungsmöglich- 
keiten entgegenzusetzen, muß die 
Ausbildungsförderung wieder Stär- 

"begabte, unkonventionelle politi- 
sche Seiteneinsteigerin" über Ursula 
Lehr und Angela Merkel bis zu Clau- 
dia Nolte als "weibliches Subjekt für 
die Objektrolle Frau". beschreibt sie 
als rasante Spirale abwärts vom 
emanzipativen Anspruch selbstbe- 
wußter Frauen zu einem neuen 
Frauenbild: "Tapfer - angepaßt - 
dressiert". 

Als verbindend zwischen diesen 
Frauen macht sie lediglich zwei 
Gemeinsamkeiten fest: die Überein- 
stimmung in konservativ politischen 
Grundsätzen der CDU und insbeson- 
dere dem Bild ihrer Basis der "Fami- 
lie als Keimzelle des Staates", das 
einer wirklichen Feminisierung der 

ker in den Mittelpunkt politischer 
Auseinandersetzung gerückt wer- 
den. Durch die Forderung. über eine 
weitreichende Erhöhung der Erb- 
schaftsteuer eine elternunabhängi- 
ge Jugend- und Auslbildungsförde 
rung für alle Jugendlichen zu finan-. 
zieren, kann die Möglichkeit des Ein- 
greifen~ von Politik veranschaulicht 
werden. 

Für unsere politische Arbeit muß 
dabei immer gelten: .,Jeder Schritt 
wirklicher Bewegung ist wichtiger 
als ein Dutzend Programme." 
(Karl Marx) W 

Nur ein verschwin- 
dend geringer Teil 
der "Kinder Kohls' 
kann sich vorstellen, 
daß die großen 
Zukunftsproblerne 
der Massenarbeitslo- 
sigkeit und der 
Umweltverschmut- 
zung von der Politik 
gelöst werden 
können. 

Die Nolte-Wende 
Von Uta Bierrnann* 

Gesellschaft im Prinzip diametral 
entgegensteht. 

Das "Claudia-NoltePhänomen" 
aber ist mehr: Jansen geht in ihrem 
Buch der Frage nach, wieso sowohl 
die "frauenpolitisch aufgeklärte 

* Uta Biermann ist Wissenschafflerin am Max-Planck-Institut 
für Chemie, Mitglied der spw-Redaktion und lebt in Mainz. 
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Shell? - 
Boykottier ich! 
Krise, Jugend und Politik 

Heike Schneppendahl* 

Jugendliche wollen 
sofort mitbestimmen 

können, ihre 
eigenen besonderen 
Fähigkeiten einbrin- 

gen können, ihr 
Engagement rnuß 

schnell und konkret . 
Erfolge zeitigen, 

aber genauso muß 
der Ausstieg 

jederzeit möglich 
sein, und es muß 

Spaß machen. 

J ugendliche sind unpolitisch und 
interessieren sich nicht für gesell- 
schaftliche Veränderungen. sie 

sind spaßgeil und oberflächlich. ge- 
hen zu jeder Love Parade und nie zu 
einer Demo, nehmen künstliche 
Drogen, die nicht bewußtseinser- 
weiternd sondern -verengend sind 
usw. usf. 

Mit diesen Klischees räumt die 
12. Shell-Jugendstudie gründlich auf. 
macht aber gleichzeitig deutlich, daß 
Interesse an Politik heute nicht mehr 
mit den hilaßstäben von vor 20 Jah- 
ren gemessen werden kann. Jugend- 
liche heute haben einen gänzlich an- 
deren Begriff von Politik als die Gene- 
rationen zuvor. Klassische Indikato- 
ren, die bislang politisches Engage 
ment angezeigt haben, wie ,.zur 
Wahl gehen", ,,Eintritt in eine Partei" 
..Besuch von politischen Versamm- 
lungen" sind der Realität und Sicht- 
weise von Jugendlichen mittlerweise 
nicht mehr angemessen. 

.Die gesellschaftliche Krise hat 
die Jugend erreicht" 
Daß die sogenannte ,.Spaßgenerati- 
On'' in Wirklichkeit keine ~ r h d e  für 
allzu viel Soaß hat. zeiot die Antwort . 2 ~ ~-~ 

auf die (offen gestellte!) Frage nach 
dem Hauptproblem der Jugendli- 
chen: JedeR zweite nennt die Ar- 
beitslosigkeit! Und dies um so häufi- 
ger. je älter die Jugendlichen sind. 
Bei dieser Antwort gibt es keine si- 
gnifikanten Unterschiede zwischen 
jungen Frauen und jungen Männern 
oder zwischen west- und ostdeut- 
schen Jugendlichen. Massenarbeits- 
losigkeit ist eine .,prägende Genera- 
tionenerfahrung". Um es mit den 
Worten der Verfasser (der Frankfur- 
ter Sozialforscher Arthur Fischer und 
der Berliner Erziehungswissenschaft- 
ler Richard Münchmeier) zu sagen: 
Die gesellschahliche Krise hat die Ju- 
gend erreicht. 

Vorbei ist die alles überlagernde 
Beschäftigung mit sich selbst und 

Heike Schneppendahl ist stellvertretende Juso-Bundes- 
vorsitzende und lebt in Bochum. 

der eigenen Identitätsfindung in der 
Pubertät und kurz danach. Die B e  
Ziehung zu den Eltern. Experimente, 
mit dem anderen Geschlecht. Pro- 
bleme in der Schule oder Ausbil- 
dung rangieren weit abgeschlagen 
hinter den Auswirkungen der Krise 
der Erwerbsarbeit. In Ostdeutsch- 
land steht der Mangel an Lehrstellen 
an zweiter Stelle. in Westdeutsch- 
land die Umweltverschmutzung. 

Bei der Betrachtung der persönli- 
chen Zukunft halten sich ganz allge- 
mein Optimismus und Pessimismus 
die Waage, auffällig ist allerdings. 
daß von allen Untergruppen die jun- 
gen Frauen aus Ostdeutschland ihre 
persönliche Zukunft am pessimi- 
stischsten einschätzen. Betrachtet 
man die Ausbildungs- und Arbeits- 
marktsituation dort, ist das auch 
eine gar nicht so unrealistische Beur- 
teilung ... 

Jugend ohne .,Schonraum" 
Jugend ist ,,einmal eine subjektive 
biographische Lebensphase, in der 
Aufgaben der inneren Entwicklung, 
des Lernens, der Identitätsbildung 
anstehen: sie ist zum anderen eine 
gesellschaftlich bestimmte Lebensla- 
ge. abhängig von gesellschaftliche 
Bedingungen und Erwartungen. vor 
allem aber von der Zukunft und Zu- 
kunftsfähigkeit der zentralen Rege- 
lungen und Grundlagen unserer Ar- 
beitsgesellschaft."' 

Die Ergebnisse der Shell-Studie 
zeigen, daß Jugend kaum noch ein 
Schonraum zwischen Kindheit und 
dem Ernst des Lebens ist, in dem die 
eigene Persönlichkeit entwickelt 
werden kann. Eine Folge daraus ist, 
daß die Freizeitbeschähigung. die 
bei den Jugendlichen in den letzten 
Jahren am stärksten an Bedeutung 
gewonnen hat. die berufliche Wei- 
terbildung ist (von den 18 - 24jähri- 
gen geben über die Hälfte an, daß 
sie sich in ihrer Freizeit häufig bzw. 
sehr häufig beruflich weiterbilden). 
Gleichzeitig kann sich nur ein ver- 
schwindend geringer Teil der ,,Kin- 
der Kohls" vorstellen. daß die gro- 
ßen Zukunftsprobleme der Massen- 
arbeitslosigkeit und der Umweltver- 
schmutzung von der Politik gelöst 
werden können. Kein Wunder also, 
daß Jugendliche sich nicht in den 
klassischen politischen Großorgani- 
sationen engagieren, wenn sie ih- 
nen die Lösung der Probleme gar 
nicht zutrauen. Und so dumm ist 
das gar nicht, was Jugendliche sich 
in diesem Zusammenhang denken, 
nämlich daß nicht Politikerlnnen, 

sondern ,,die Wirtschaft" regiert. 
Trotzdem belegt die Studie auch, 
daß die Jugendlichen heutzutage 
eher mehr über Politik wissen als 
beispielsweise ihre Eltern. 

Einen ,.Schuldigen" benennen 
können oder Bescheid wissen über 
Politik führt aber nicht automatisch 
dazu. daß die Jugendlichen sich auch 
politisch oder gar parteipolitisch en- 
gagieren. im Gegenteil hat es oft Re- 
signation und das Bewußtsein feh- 
lender Alternativen zur Folge. 

Die ..lnstitutionendistanz" ist 
weiter angestiegen - in Ostdeutsch- 
land noch mehr als in Westdeutsch- 
land, den schlechtesten Vertrauens- 
bonus überhaupt haben politische 
Parteien, direkt danach folgen Bun- 
destag und Bundesregierung. Im 
Gegensatz dazu genießen Bürgerin- 
itiativen, Umweltschultz- und Men- 
schenrechtsgruppen relativ viel Ver- 
trauen. 

Politisches Engagement: nicht 
weniger, sondern anders! 
Die Voraussetzungen, die (politische) 
Gruppen insbesondere bezüglich ih- 
rer Arbeits- und Umgangsformen 
bieten müssen. um für Jugendliche 
interessant zu sein, sind nicht ganz 
leicht zu erfüllen. Jugendliche wollen 
sofort mitbestimmen können und 
nicht erst die sogenannte Ochsen- 
tour durchlaufen müssen, sie wollen 
ihre eigenen besonderen Fähigkeiten 
einbringen können, ihr Engagement 
muß schnell und konkret Erfolge zei- 
tigen. aber genauso muß der Aus- 
stieg jederzeit möglich sein. und last 
but not least muß das Engagement 
auch richtig Spaß machen. 

Auffällig ist. daß ausgesprochen 
viele junge Frauen mit hohem 
Bildungsniveau gesellschaftskriti- 
sche Vorstellungen haben. Reform- 
ideen vertreten, eine große Sympa- 
thie für bürgerschaftliche. ökologi- 
sche und alternative Bewegungen 
haben, aber gleichzeitig am wenig- 
sten an die Möglichkeit glauben, 
ihre Ideen politisch zur Geltung zu 
bringen. 

Auf die Frage. welche politische 
Partei derldem Jugendlichen am 
nächsten steht. antworten 38% 
keine! (Zugleich stellte es für die Ver- 
fasser der Studie ein großes Problem 
dar. Jugendliche zu finden, die über- 
haupt nicht gesellschaftlich engagiert 
sind). 20% der Jugendlichen ent- 
scheiden sich für Bündnis '901Die 
Grünen, 18% für die SPD, 15% für 
die CDWCSU und jeweils 2% für FDP, 
PDS, ,.Republikaner .und andere. 

andere Aktivitäten zu erhalten. Zeit- 
souveränität wird heutzutage zu ei- 
nem durchaus angestrebten Ziel. 
Insbesondere für Männer werden 
aber zur Zeit in Deutschland kaum 
Teilzeitarbeitsplätze angeboten. Hier 
könnte eine Teilzeitoffensive anset- 
zen. Allerdings sollte davon nicht die 
vollständige Lösung der Beschäft- 
gungsprobleme in der Bundesrepu- 
blik erwartet werden. "Mehr Be- 
schäftigung durch einen Teilzeit- 
boom würde (...) nicht notwendi- 
gerweise zu einem gleich großen 
Abbau der Arbeitslosigkeit führen. 
weil gleichzeitig eine - sozialpolitisch 
durchaus erwünschte - Mobilisie- 
rung der sogenannten 'Stillen Reser- 
ve' zu erwarten wäre. Eine arbeits- 
marktpolitische Förderung der Teil- 

uftverunreinigungen, atomare 
GAUS. das Ozonloch und der L reibhauseffekt kennen keine 

nationalstaatlichen Grenzen. Um- 
weltkatastrophen oder schlicht die 
Folgen politischer (Fehl-) Entschei- 
dungen im Umweltbereich betreffen 
Millionen Menschen über alle Gren- 
zen hinweg. 

Das Versprechen der Europäi- 
schen Union auf dem Weltumwelt- 
gipfel 1992 in Rio de Janeiro. die CO2 
Emissionen erheblich zu verringern. 
wartet noch auf seine Einlösung. 
Dem Ratsbeschluß vom 3. März 
1997, den CO2 Ausstoß bis zum Jahr 
2010 um 15%. bezogen auf den 
Stand von 1990. zuverringern. müs- 
sen Taten folgen. 

Der europäische Elektrizitätsbin- 
nenmarkt ist der wirtschaftliche Teil 
einer richtigen Antwort auf die 
Zeichen der Zeit. Vorbei die Zeiten, in 
denen Ressourcenpolitik und Ver- 
sorgungssicherheit auf nationalstaat- 
licher Ebene gedacht werden konn- 
ten, vorbei die Zeiten. in denen 
Energiepolitik unter rein versor- 
gungstechnischen Maßgaben ohne 
Rücksicht auf ökologische Risiken 
oder nachkommende Generationen 
gedacht wurde: Hier muß europäisch 
gedacht werden, um angemessene 
Maßnahmen treffen zu können. Die 
Europäische Union muß jetzt als 
politischer Akteur 'die entscheiden- 
den energiepolitischen Weichen stel- 
len. will sie nicht den technologi- 
schen, industriellen und ökologi- 
schen Entwicklungen Japans und 

zeitbeschäftigung stößt (darüber 
hinaus. 1.5.) auf Grenzen, weil die 
Akzeptanz dieser Beschäftigungs- 
form in hohem Maße von der 'Flexi- 
bilität in den Köpfen' der beteiligten 
Arbeitsmarktakteure abhängig zu 
sein scheint." (Walwei 1997. 5. 175) 

Solche 'mentalen Hindernisse' 
sind sowohl auf Seiten der Arbeitge- 
ber wie auch der abhängig Beschäf- 
tigten durchaus vorhanden und 
können nur relativ langsam über- 
wunden werden. Und eine politi- 
sche Teilzeitoffensive wird nur dann 
keine sozialpolitisch negativen Fol- 
gen aufweisen, wenn sie auf freiwil- 
ligen Entscheidungen für eine redu- 
zierte Arbeitszeit und die damit ver- 
bundenen Einkommenseinbuße be- 
ruht. W 

Amerikas im Energiebereich hinter- 
her hinken. Mit einer konsequenten 
Energiepolitik gibt sich die EU die 
Möglichkeit, ihre energiepolitischen 
Versprechen in die Tat umzusetzen 
und den technologischen und indu- 
striellen Sprung ins 21. Jahrhundert 
zu vollziehen. 

Eine Strategie für die Zukunft: 
Erneuerbare Energien i n  die EU! 
Energiepolitik kann nicht für sich 
allein betrachtet, sondern muß im 
Zusammenhang mit einer Reihe 
komplexer Faktoren diskutiert wer- 
den. Dadurch können energiepoli- 
tische Zielsetzungen nur im abge- 
stimmten Zusammenspiel von Ent- 
wicklungsmaßnahmen für Energie- 
technologien und landwirtschaftli- 
chen Maßnahmen in bezug auf die 
Nutzung von Biomasse Maßnahmen 
aus den Bereichen der Verkehrs- und 
Finanzpolitik. sowie der Forst- und 
Agrarpolitik erfolgreich in die Tat um- 
gesetzt werden. 

Mit dem Weißbuch für eine Ge- 
meinschaftsstrategie muß daher ein 
Aktionspaket verabschiedet werden, 
das sowohl einen detaillierten Um- 
setzungsplan für die vorgeschlage- 
nen Maßnahmen enthält als auch 
konkrete Hinweise auf Finanzie~ngs- 
möglichkeiten. Unterteilt in bindende 
und unterstützende Unionsmaßnah- 
men muß eine kohärente europäi- 
sche Strategie zur konsequenten För- 
derung erneuerbarer Energiequellen 
folgende Elemente im einzelnen be- 
inhalten: 

DIW (1997): Die Niederlande - Berchäfii- 
gungrpalitircher Vorbild?, in: DIW-Wo- 
chenbo.'?** M. ' C  

ifo-Institut 
schnel 

OECD ( I !  
D=.;, 

=,,.,,,, ,",. ," 
(1997): Niederlande. in: ifo- 

Idienrt, Nr. 9 
397): Wirtrchaftsaurblick. Juni. 

, -,,, 
Schmid. Günther (19971: lobwunder Nieder- 

lande - Eine moderne ArbeitrmarW- und 
Berchäfligungspolitik, lungen 76. Juni in: WB-Mittei- 

Slomp H./ Kun P. Tudyka (1993): Niederlan- 
de. in: Birpinck. Reinhardl Wolfgang Le- 
cher(Hrrg.)Tarifpolitik undTarifryrterne 
in Europa - ein Handbuch über 14 euro- 
päische Länder. Bund-Verlag. Käln 

Walwei. Ulrich (1997): MehrTeilieitberchäf- 
tigung durch flexiblere Arbeiuzeitarran- 
gementr? - Eine Analpeauf der Barir ei- 
ner internationalenVergleichr, in: Dieter 
SadowrtV Kerrtin Pull: Vorschlage jen- 
~ei ts  der Lohnpolitik - Optionen für 
mehr Berchänigung 11. Campus. Frank- 
fun 

Perspektiven 
~rneuerbarer Energien 

in der Europäischen 
Union 

von Mechtdd Rothe* 

Bindende UnionsmaDnahmen 
oder: Ord'nunasoolitische - .  
Rahmenmaßnahmen in Zeiten 
voranschreitender Liberalisie- 
rung 
Der Energiebinnenmarkt muß durch 
eine Reihe ordnungspolitischer Maß- 
nahmen begleitet und sein weiteres 
Voranschreiten sorgfältig beobachtet 
werden. Die systematische Einfüh- 
rung erneuerbarer Energien und ent- 
sprechender Technologien darf nicht 
behindert werden. Erneuerbare Ener- 
gieformen müssen einen fairen 
Marktzugang erhalten: Das Bemühen 
um Markteinführung und Markt- 
durchdringung für die regenerativen 
Energien darf nicht Sache des priva- 
ten Engagements bleiben; sie ist vor 
allem eine staatliche Aufgabe, der 

Vorbei die Zeiten, in 
denen Ressourcen- 
politik und Vemr- 
gungssicherheit auf 
nationalstaatlicher 
Ebene gedacht 
werden konnten 
oder Energiepolitik 
ohne Rücksicht auf 
ökologische Risiken 
oder nachkommen- 
de Generationen 
gedacht wurde. 

* Mechtild Rothe ist Mitglied im Ausschuß für Forschung, 
technologische Enwicklung und Energie und stellv. Vorsitzende 
der Gruppe der SPD-Abgeordneten im Europäischen Parlament. 

sie lebt in Bad Lippspringe. 
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„Die PROKLA ist eine der um Längen 
besseren Zeitschriften in dem ohnehin 
dünnen Marktsegment 'kritische Sozial- 
wissenschatt' ..., viele ihrer Beiträge er- 
setzen so manches Buch." 

(Ingwer Schwensen/ Miiieiweg 36) 
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sich sowohl die regionalen. nationa- 
len als auch der europäische Gesetz- 
geber stellen müssen. 

Im Gegensatz zu konventionellen 
Energien können regenerierbare En- 
ergien einen positiven Gesamteinfluß 
auf Gesellschaft und Umwelt haben. 
Momentan reflektieren die Preise aus 
nuklearen oder fossilen Brennstoff- 
trägern hergestellter Energie nicht 
die realen Kosten. die zur Herstellung 
dieser Eneraie benötiat werden. We- 

d - 
der die sozialen Kosten noch die öko- 
logischen Kosten (Braunkohleabbau 
über Tage, Zwischen- oder Endlage- 
rung von nuklearen Brennstäben) 
werden gegenwärtig in die Kosten- 
kalkulation für Energiepreise mit ein- 
bezogen. Für diese Kosten muß - no- 
iens volens - die Gesamtgesellschaft 
aufkommen. ohne da8 ihr tragfähige 
energiepolitische Alternativen gebo- 
ten würden. Das Argument der ho- 
hen Kosten für die Nutzung erneuer- 
barer Energien erfährt somit eine er- 
hebliche Relativierung. Ein wichtiges 
Etappenziel auf dem Weg zu einer 
kohärenten Gemeinschaftspolitik im 
Bereich der erneuerbaren Energien ist 
daher die Internalisierung der exter- 
nen Kosten der Energieherstellung: 

Einführung einer Energiesteuer 
Die Einbeziehung der sozialen und 
ökologischen Kosten durch eine B e  
steuerung von konventioneller Ph- 
märenergie ist längst überfällig. Eine 
Steigerung der Energiepreise muß 
daher spürbar erfolgen. Eine stufen- 
weise und mit Steuenenkungen in 
anderen Bereichen flankierte Politik 
führt auch nicht zu einer Gefährdung 
der Wirtschaft, der Exportchancen 
der Industrie oder zu sozialen Neben- 
effekten zu Lasten der schwächeren 
Bevölkerungsteile. 

Einspeiseregelung 
Unabhängig von einer solchen Steu- 
erreform ist der faire Zugang zum 
Markt für erneuerbare Energietech- 
nologien sicherzustellen. Im Strom- 
markt ist eine gemeinschaftsweite 
Einführung einer Einspeiseregelung 
gefordert. Vorarbeiten gibt es hier 
bereits aus einer Reihe von Initiativen 
zur Förderung der erneuerbaren En- 
ergien. hier sei insbesondere auf den 
Entwurf einer Richtlinie für ein Euro- 
päisches Einspeisegesetz von Euroso- 
lar hingewiesen. 

Energierahmenprogramm 
Aus grundsätzlichen energiepoliti- 
schen Überlegungen heraus ist ein 
Energierahmenprogramm sinnvoll. 

ÖKOLOGISCHER UMBAU 

Das Europäische Parlament hat die 
Kommission aufgefordert, ein sol- 
ches vorzulegen, und erwartet eine 
gesonderte Haushaltszeile für rege- 
nerative Energiequellen. 

Mittelfristig ist die Verabschie 
dung eines Europäischen Vertrages 
zur Förderung solarer Energien anzu- 
streben. In einem solchen Vertrag 
müßten Ziele, Programme, und fi- 
nanzielle Vorkehrungen zugunsten 
erneuerbarer Enerqien festqelegt . . 
werden. Gleichzeitig könnten mit ei- 
nem solchem Vertrag die entspre- 
chenden juristischen Grundlagen für 
eine Reihe der unten angesproche 
nen Fördermaßnahmen und Hilfen 
geschaffen werden. 

Eine Konzertierte Aktion 
zur Förderung erneuerbarer 
Energien 
Markteinführungshilfen 
Der Energiemarkt in seiner jetzigen 
Form ist nicht gottgegeben, sondern 
das Resultat von jahrzehntelanger 
Struktur- und industriepolitik zugun- 
sten der Kernenergie. Deshalb wer- 
den die erneuerbaren Energien den 
liberalisierten europäischen Energie- 
markt nicht ohne Starthilfe erobern 
können. Während in Japan und den 
USA die industriepolitische Bedeu- 
tung der erneuerbaren Energien 
längst erkannt ist, zögert die EU aus 
kurzsichtigen vermeintlich wottbe 
werbspoiitischen Erwägungen her- 
aus noch mit der Förderung der So- 
larenergien. Um den erneuerbaren 
Energien eine faire Einstiegschance 
auf dem liberalisierten Binnenmarkt 
zu geben. ist ein zeitlich begrenztes 
Aktionspaket vonnöten (2. B. strate- 
gische Marktstudien wie in Großbri- 
tannien). Experten gehen davon aus. 
daß z.B. die skandinavischen Länder 
einen großen potentiellen Markt für 
den Absatz von Photovoltaik-Anla- 
gen darstellen. etwa für die Strom- 
versorgung der Sommerhäuser in ab- 
gelegenen Gegenden. 

Zur Förderung des Außenhandels 
in diesem Bereich müsseri Exportan- 
reize geschaffen werden. Renewable 
Energy Trade Events, die mit Regie- 
~ngsmit te ln der USA in Ländern La- 
teinamerikas mit großem Erfolg 
durchgeführt werden. ließen sich si- 
cherlich auch auf die EU und ihre 
Nachbarregionen in Form von ge- 
samteuropäischen und mediterranen 
Messen für erneuerbare Energien an- 
wenden. 

Wichtige Hilfen für Kleinerzeuge- 
rinnen von Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen sind Krediterleichte- 

MAGAZIN 

rende Eingriff in Grundrechte unse- Hans-Jochen Vogel erklärte erst vor der der Zwei-Drittel-Mehrheit be- 

res Grundgesetzes - beim Asylrecht - kurzem. in Kenntnis der Folgen wür- dürite - nutzt eine solche Einsicht 

ist auch nach Ansicht von damaligen de er heute einer Grundgesetzände- aber nichts, auch wenn die SPD 

Befürwortern der Änderung des Art. rung nicht mehr zustimmen. Für wieder die Mehrheit im Bundestag 
16 GG ein schwerer Fehler gewesen. eine Rückgängigmachung - die wie- hat. W 

D as Ergebnis der Hamburger 
Bürgerschaftswahl war ein 
Desaster für die SPD. Nach- 

dem die SPD bei den Umfragen im- 
mer um die 40% lag, erreichte sie 
mit 36.2% ihr niedrigstes Ergebnis 
seit Kriegsende. Doch dieses Ergeb- 
nis überrascht nur auf den ersten 
Blick. Mehrere Gründe gibt es für 
dieses Abschneiden: 

GNnde für das Desaster der SPD 
1. Die SPD hat sich im ihren Wahl- 
kampf als Hamburg-Partei darge- 
stellt. Leistungsbilanz und die .,Ein- 
heit" von Stadt und Partei war das 
Wahlkampfkonzept. Die Anti-Kohl- 
Stimmung wurde nicht für eine of- 
fensive Auseinandersetzung mit der 
unsozialen Bonner Sparpolitik. und 
damit auch gegen die CDU und FDP 
in Hamburg, genutzt. 

2. Die Gefahr, die von den 
Rechtsextremisten ausgeht, wurde 
unterschätzt. Demzufolge fand - im 
Gegensatz zu der vorherigen Bür- 
gerschaftswahl - eine offensive Aus- 
einandersetzung mit den Rechtsex- 
tremisten nicht statt. 

3.  Trotz anderslautender Abspra- 
chen in der Wahlkampfkommission 
wurde von Henning Voscherau das 
Thema Innere Sicherheit quasi im Al- 
leingang zum Top-Thema dieser 
Wahl gemacht. 

4. Mit seiner Wählerbeschimp- 
fung drei Tage vor der Wahl (O-Ton 
Voscherau: ,,Es gibt eine Schmerz- 
grenze. wenn die unterschritten ist. 
werden es die Wähler am Sonntag 
abend zu hören bekommen") hatt 
sich Henning Voscherau gerade bei 

Sachverstand Henning Voscherau 
hier hat. 

Vorbehaltlich genauerer Wahl- 
analysen zeichnet sich schon jetzt 
folgender Trend ab: 

DVU prof i t iert  von  Fehlern 
der SPD 
Gerade in den traditionellen sozial- 
demokratischen Hochburgen ist die 
Wahlbeteiligung geringer als im 
Landesdurchschnitt. Die rechtsextre- 
me DVU dürfte gerade in diesen 
Bereichen überdurchschnittlich gute 
Ergebnisse erzielt haben. Demzufol- 
ge hat es die SPD mal wieder nicht 
geschafft, die Modernisierungverlie- 
rer. wie sie im Soziologendeutsch 
bezeichnet werden, für sich zu ge- 
winnen. Das ist aber überhaupt 
nicht verwunderlich. Diese Men- 
schen stehen am unteren Rand der 
sozialen Skala, sie sind bedroht von 
Arbeitslosigkeit. Niedriglöhnen, 
Wohnungsnot und Perspektivlosig- 
keit. Da die SPD genau diese Themen 
nicht in den Mittelpunkt ihres Wahl- 
kampfes gestellt hat, konnte sie die- 
se Wähler auch nicht motivieren, 
SPD zu wählen. Sie blieben zu Hause 
oder wählten DVU. 

Das gute Abschneiden der 
Rechtsextremisten - die DVU verfehl- 
te mit4,9% nur knapp den Einzug in 
die Bürgerschaft - zeigt einmal 
mehr, daß die Rechtsextremisten 
nicht mit ihren eigenen Themen zu 
schlagen sind. Der Versuch. ihre 
Themen zu besetzen, scheiterte bis- 
her immer. Der Wähler wählt eben 
lieber das rechtsextremistische Origi- 
nal. statt der schlechten rechtssozi- 

Das SPD-Desaster 
von Hamburg 

von Björn Wieie' 

für. daß sie in der Kooperation mit 
der SPD kein eigenes Profil aufbauen 
konnte und scheiterte an der 5% 
Hürde. 

In einer dreistündigen Krisensit- 
zuna am Montaa nach der Wahl no- - - 
minierte der SPD-Landesvorstand 
Ortwin Runde neuen Bürgermeister- 
kandidaten. Der der Linken zuge- 
rechnete ehemalige Landesvorsit- 
zende, Sozial- und Finanzsenator 
wird auch von einem Teil der Partei- 
rechten getragen. Insofern kann von 
einer breiten Zustimmung für Ort- 
win ausgegangen werden. Gleich- 
zeitig erhoffen sich viele Linkedavon 
einen programmatischen Aufbruch. 
Ob diese Hoffnung berechtigt ist, 
wird sich zeigen. Fest steht jedoch, 
daß in Zukunft sachliche Diskussio- 
nen nicht mehr durch einen über- 
mächtigen Bürgermeister abge- 
würgt werden. Damit dürfte die po- 
litische Selbstblockade der Hambur- 
ger SPD überwunden sein. 

Insbesondere gilt Ortwin Runde 
in der Öffentlichkeit als Befürworter 
von Rot-Grün. Sicher ist, daß er die 
Möglichkeit einer solchen Koalition 
sehr gelassen sieht. Einen Automa- 
tismus zu Rot-Grün bedeutet das je- 
doch nicht. Dieses Projekt kann 
trotzdem scheitern. und die Gründe 
dafür können bei den Grünen lie- 

vielen sozialdemokratischen Wähle aldemokratischen Kopie. gen. die gegenwärtig ihre Forderun- 
rlnnen unbeliebt gemacht. Während aen für eine Koalition in die Höhe zu 

die SPD einen sehr geschlossenen 
und einheitlichen Wahlkampf ge- 
macht hat. ist der Spitzenkandidat 
der Partei ganz offensichtlich in den 
Rücken gefallen. Da er damit keinen 
Erfolg hatte, ist sein Rücktritt nur 
folgerichtig und zu begrüssen. Da es 
absehbar war, daß dieses Verhalten 
nicht zum Erfolg führen würde. 
zeigt sich daran auch. wie wenig po- 
litischen Gespühr und analytischen 

Die AntCKohl- 
Stimmung nicht für eine wurde 

offensive Auseinan- 
dersetzung m i t  der 
unsoz;alen Bonner 
Sparpolitik, u n d  
damit auch gegen 
die CDU und FDP ;n 
Hamburg, genutlt. 

> ~ 

~ ~ ~ 

Rot-Grün noch nicht gelaufen schrauben scheinen. Überzogene 
Das Abschneiden der anderen Par- Forderungen der Grünen wird aber 
teien ist wenig überraschend. Die auch Ortwin Runde und die linke 
CDU hat nach ihrem historischen SPD nicht schlucken können. W 

Tiefstand bei der letzten Bürger- 
schaftswahl (25.1%) ihr Ergebniss 
normalisiert. Die Grün-Alternativen 
legten erwartungsgemäß leicht zu 
und die FDP schaffte den Einzug in 
die Bürgerschaft wieder nicht. - ~ i e  * Bjöm Wiele, Diplom-Poiitologe. Sprecher des JUSO-Landes- 
STATT-Partei erhielt die Quittung da- vorsfandes Hamburg 
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Die Ä l l d e ~ n g  des 
A r t  13 GG war vom 

Wmbadener SPD- 
Parteitag an eine 
ganze Reihe von 
Voraussetzungen 
und rechtrrtaatli- 

chen Bedingungen 
geknüpfl worden, 
deren unbedingte 

Einhaltung von den 
Befürwortern des 

Großen Lauschan- 
griffs immer wieder 

versichert wurde. 
Das vorliegende 

~ g e b n i s  entspricht 
dem nicht, 

B. Einigung der Kommission 
KantherISchiiylSchmidt-Jomig/ 
Beckstein vom 28.8.97 
Vergleicht man diese Einigung mit 
dem Wiesbadener Beschluß, so ist 
festzustellen, daß sie zentrale Vor- 
aussetzungen und rechtsstaatliche 
Bedingungen des immer wieder b e  
schworenen verbindlichen Gesamt- 
konzepts von Wiesbaden nicht ent- 
hält. 

Dies kann man schon pauschal 
daraus ersehen. daß der Vertreter 
des Leitantrags in Wiesbaden, das 
Parteivorstandsmitglied Uli Maurer. 
der auch der Verhandlungskommis- 
sion angehörte. eindeutig erklärt 
hat, wesentliche Bedingungen seien 
nicht eingehalten 

Die Wertung im einzelnen bestä- 
tigt dieses Ergebnis leider nur zu 
deutlich: 

Im präventiven Bereich bleibt es 
bei Gefahr irn Verzug (und diese 
wird sehr oft vorkommen) bei der 
Anordnung durch bestimmte Poli- 
zeibeamte. Die Eingrenzung "ge- 
genwärtige Gefahr für Leib und Le- 
ben" ist nicht erfolgt, sondern stark 
ausgeweitet auf "dringende Gefah- 
ren für die öffentliche Sicherheit. 
insbesondere einer gemeinen Ge- 
fahr oder einer Lebensgefahr". 

Im repressiven Bereich fehlt die 
vorherige Zustimmung einer parla- 
mentarischen Kommission. Bei der 
(anschlies-senden) Genehmigung 
durch Richter wird der Vorbehalt 
des Kollegialgerichts bei Gefahr im 
Verzug wieder durch den Einzelrich- 
ter ersetzt. Die Voraussetzung einer 
Zwei-Drittel-Mehrheit für die einfa- 
chen Gesetze ist nicht im Texi des 
geänderten Art. 13 GG enthalten. 
Das mögen zwar manche "verfas- 

sungsästhetisch" für richtig halten. 
dieses Fehlen bedeutet aber ein evi- 
dentes Minus an rechtsstaatlicher 
Absicherung. Das zeigt sich etwa 
daran, daß in den Katalog der in B e  
tracht kommenden "besonders 
schweren Straftaten" mit einfacher 
Mehrheit auch schwerpunktmäßig 
Demonstrationsstraftaten und ähnli- 
ches gepackt werden könnte. Inter- 
essant ist, daß im gegenwärtig ver- 
handelten Straftatenkatalog be- 
zeichnenderweise Korruptions-, 
Steuer-, Wirtschafts- und Umwelt- 
delikte gar nicht erst auftauchen. 

Verwertungsverbote etwa bei 
abgehörten. zeugnisverweigerungs- 
berechtigten Verwandten. Ärzten. 
Seelsorgern, Rechtsanwälten. Abge- 
ordneten und anderen sind nicht 
verfassungsrechtlich abgesichert. 

Im Bereich des Zugriffs auf ver- 
dächtiges Vermögen wird jetzt ein 
anderer Weg als der in Wiesbaden 
vereinbarte beschritten. Die vorgese- 
henen Maßnahmen im Zusammen- 
hang mit dem Steuerrecht werden 
weit hinter den Versprechungen von 
Wiesbaden zurückbleiben. Eine in- 
tensive Untersuchung mit Polizei- 
und Finanzfachleuten anfang dieses 
Jahres hat ergeben. daß bei 11 typi- 
schen Fallgestaltungen in 8 Fällen 
ein steuerlicher Zugriff nicht mög- 
lich. in 3 Fällen eventuell denkbar 
wäre. 

C. Weiteres Vorgehen 
Es ist evident, daß essentielle Vor- 
aussetzungen von Wiesbaden im 
Verhandlungsergebnis vom 28. Au- 
gust 1997 fehlen. Dennoch haben 
erste allgemeine Behandlungen im 
Pareteivorstand und in der Bundes- 
tagsfraktion Mehrheiten für die ge- 
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plante Änderung des Art. 13 GG er- 
geben. 

Allerdings hat der Parteirat am 
16. Juni 1997 einstimmig in Anwe- 
senheit auch von Oskar Lafontaine 
und Rudolf Scharping beschlossen: 
"Der Parteirat hält es für unabding- 
bar, bei den Verhandlungen mit der 
Regierungskoalition über ein Ge- 
samtkonzept zur Bekämpung der 
Organisierten Kriminalität alle Bedin- 
gungen zur etwaigen Einführung 
des Großen Lauschangriffs des 
Wiesbadener Parteitags vom 18. No- 
vember 1993 einzuhalten." 

Jetzt formiert sich auch der Wi- 
derstand in vielen Bereichen der 
SPD. wie Beschlüsse und Interventio- 
nen auf vielen Ebenen zeigen. Die 
Schwierigkeit für diejenigen, die 
schon bisher immer wieder andere 
zum Widerstand motivieren wollten. 
lag auch darin. daß keine Rückkop- 
pelung aus den Verhandlungen 
stattfand. Das unglaubliche Ergeb- 
nis stand dann erst Ende August 
greifbar im Raum. Die nächste Par- 
teiratssitzung am 13. Oktober dieses 
Jahres ist daher von großer Bedeu- 
tung und die Diskussion wird und 
muß sich auch auf dem Bundespar- 
teitag Anfang Dezember abspielen. 
Es besteht noch eine reelle Chance. 
die notwendige Zwei-Drittel-Mehr- 
heit in Bundestag und Bundesrat zu 
verhindern 

Zum einen steht das Rechts- 
staatsverständnis unserer Partei auf 
dem Prüfstand. Die Entwicklung der 
vergangenen Monate ist schon be- 
sorgniserregend genug. Diejenigen, 
die schon in Wiesbaden mit "Nein" 
gestimmt haben oder hätten. sind 
gefordert. sich erst recht gegen die- 
ses Verhandlungsergebnis zu wen- 
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einem "Ja" entschieden haben oder 
hätten. gilt das Gleiche. Hier steht 
auch die vielbeschworene Verläß- 
lichkeit der SPD als Mitglieder- und 
Programmpartei auf dem Spiel. Ge- 
rade in diesem Bereich haben wir I . :.. 

I eine breite Offentlichkeit in die Dis- 
kussion mit einbezogen. Bei einer 
Hinnahme einer solchen Mißach- 
tung von Diskussionsergebnissen, 
um die hart gerungen wurde. kön- 
nen wir uns das alles sparen. 

1 Die SPD als Partei der Freiheit 
trägt eine besondere Verantwor- 
tung, wenn es um die Änderung 
von Grundrechten als dem wesentli- 
chen Merkmal demokratischer Ver- 

I fassungen geht. Der letzte gravie- 
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rungen: Gegenwärtig sind nur weni- 
ge Banken bereit, Hypotheken, die im 
Rahmen eines Hauskaufs oder Haus- 
baus aufgenommen werden. auf 
Photovoltaikanlagen, die Bauherren 
installieren möchten, auszudehnen. 
Statt Abschreckung potentieller 
Kleinerzeugerlnnen sind hier Anre- 
gungen und Initiativen gefragt. die es 
Bauherren ermöglichen, die Kosten 
der Anlagen über einen Zeitraum von 
20 Jahren gemeinsam mit den Haus- 

der Austausch zwischen Expertinnen 
und Experten aus dem Forschungs- 
betrieb der erneuerbaren Energien 
auf europäischer Ebene ermutigt und 
gefordert werden. 

Bildung und Ausbildung 
Dies hat zudem positive Auswirkun- 
gen auf den Bildungs- und Ausbil- 
dungsbereich. Nach Möglichkeit soll- 
ten Aspekte des Energiesparens, der 
Gewinnung und Nutzung von Ener- 

daß bei einem umfassenden Einsatz 
emeuerbarer Energien rund 700 
Mio. Menschen in Entwicklungslän- 
dern bis zum Jahre 2010 zum ersten 
Mal Zugang zur Stromversorgung 
haben könnten. Berücksichtigt man. 
daß es sich um Energieanlagen han- 
delt, die vor Ort installiert und die mit 
örtlichem Potential arbeiten werden; 
kann man sich leicht die sozial-. 
struktur- und entwicklungspoliti- 
schen Nebeneffekte für die betreffen- 

kosten abzuzahlen. gie aus erneuerbaren Quellen in rele- den Regionen und Länder vorstellen. 
Bereits auforund der Zieloruooen vante Ausbildunas- und Studienaän- Um so überraschender ist es. daß er- 
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(Bauherren, kleinere und mittlere Fir- 
men) solcher Programme wird deut- 
lich. daß die EU nur Anregungen ge- 
ben und den finanziellen Rahmen 
setzen kann. Um die Programme 
bürgernah und möglichst unbüro- 
kratisch zu gestalten, ist die hier eine 
enge Zusammenarbeit der EU mit 
den Mitgliedstaaten und den Regio- 
nen gefordert. 
Forschung und Entwicklung 
Während in der Europäischen Union 
die erneuerbaren Energien voiwie- 
gend aus umweltpolitischen Ge- 
sichtspunkten gefördert werden, 
wird sowohl in Japan als auch in den 
USA die strategische Rolle der Solar- 
technologien für die Industrie immer 
mehr erkannt. Den Solartechniken 
wird dabei ein zukünftiger Stellen- 
wert zugerechnet. der den industriel- 
len Marktperspektiven der Informati- 
onstechnologien im 21. Jahrhundert 
entspricht oder über diese hinaus- 
geht. Neben effektiven Programmen 
zur Markteinführung bedarf es daher 
eines umfassenden Forschungspro- 
gramms. Während die Technologien 
in einigen Bereichen (Windenergie. 
Photovoltaik) längst marktreif ist. 
gibt es in anderen Bereich noch For- 
schungsbedarf. Diese Bereiche sind 
im Einzelnen: Wellenenergie. Kataly- 
se, Pyrolyse, Biomasse. und Energie 
aus Methanol. Weitere Beispiele für 
marktorientierten Forschungsbedarf 
sind Projekte zur Verbesserung der 
derzeitigen Leistungs- und Lärmstan- 
dards 2.0. bei der Windenergie und 
der Verbesserung der Produktquali- 
tät der Photovoltaik-Anlagen. 

Der Forschung zugunsten Erneu- 
erbarer Energien muß daher im Fünf- 
ten Forschungsrahmenprogramm 
eine besondere Rolle zugewiesen 
werden. Fördermittel in mindestens 
der gleichen Höhe wie die heute 
noch vorgesehenen Förderausgaben 
für Kernfusionsforschung müssen für 
Forschungsvorhaben im Bereich der 
erneuerbaren Energien zur Verfü- 
gung gestellt werden. Ebenfalls muß 
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ge (2.5. Elektroinstallateurlnnen, Ar- 
chitekturstudiengänge) integriert 
werden. Mit EU-Forschungsgeldern 
können zusätzlich neue Studiengän- 
ge, die der Interdisziplinarität inter- 
nationaler Umwelt- und Energiepoli- 
tik Rechnung tragen, geschaffen und 
europäische Forschungszentren fi- 
nanziert werden. Für-bereits Berufs- 
tätige in relevanten Branchen sollten 
entsprechende berufliche Qualifikati- 
onsmöglichkeiten. am besten in Zu- 
sammenarbeit mit den Arbeitsäm- 
tern angeboten werden. 

Erneuerbare Energien in den 
Außenbeziehungen der EU 
Berücksichtigt man die Energiesitua- 
tion in den angrenzenden Regionen 
der EU, so wird die Bedeutung derer- 
neuerbaren Energien für die Außen- 
wirtschaftsbeziehungen der EU. aber 
auch für ihre Außenpolitik deutlich. 
Durch den konseauenten Einsatz er- 
neuerbarer ~nergien wird sich die Im- 
portabhängigkeit der EU von Öl aus 
Drittstaaten verringern. Die Gewin- 
nung von Primärenergie aus Kohle 
geht aus wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten in den osteuropäischen 
Staaten bei einem leicht steigenden 
Energiebedarf zurück. Gleichfalls ist 
anzunehmen, daß die Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion weiterhin 
auf Erdaas setzen werden und ihre - 
Primärenergieerzeugung zu Beginn 
des nächsten Jahrtausend wieder 
den Stand der Energieerzeugung der 
Sowietunion erreichen wird. ExDer- 
ten gehen davon aus. daß die CO2 
Emission weiterhin im Anstieg begnf- 
fen sind, aber wahrscheinlich niedri- 
ger als zu SU-Zeiten sein werden. Da- 
her ergibt sich auch hier sowohl aus 
ökologischen als auch wirtschaftli- 
chen Überlegungen heraus ein drin- 
gender Kooperationsbedarf in Fragen 
der Energiepolitik 

Eine ausreichende Energieversor- 
gung ist weiterhin ein Schlüsselbe- 
reich in der Entwicklungshilfe. Exper- 
tenberechnungen haben ergeben, 

neuerbare Energiequellen bislang 
eine unzureichende Rolle bei den 
Entwicklungsprogrammen spielen. 

Spezifische EU-Programme zur. 
Förderung Erneuerbarer Energi- 
en 
Darüber hinaus müssen spezifische 
EU-Programme zur Förderung Erneu- 
erbarer Energien geschaffen werden, 
die als Anstoß oder Demonstrations- 
projekte dienen können. So ist die 
Wiederauflage des ALTENER Pro- 
grammes dringend geboten: Es ge- 
lang ALTENER I in Ansätzen, die Ak- 
tionen von Mitgliedsstaaten zu un- 
terstützen und für eine gemein- 
schaftliche Zielsetzung im Bereich der 
erneuerbaren Energieträger zu wer- 
ben. Ein besser ausgestattetes ALTE- 
NER II muß diese Arbeit aufgreifen 
und vertiefen. Weitere notwendige 
Programme sind Pilotprojekte wie ein 
1 Mio. Dächer- 'und Fassaden- Pro- 
gramm für Photovoltaikanlagen, ein 
Programm zur Förderung der Ener- 
gieproduktion aus Biomasse sowie 
ein Programm zur Förderung von 
offshore Windanlagen in der Euro- 
päischen Union. Das Klassenziel einer 
nachhaltigen Energiepolitik für die 
Zukunft kann nur erreicht werden, 
wenn es gelingt. erneuerbare Energi- 
en nach dem Ablauf der Pilotprojekte 
zum wirtschaftlichen Selbstläufer zu 
machen. 

Die Förderung regenerativer En- 
ergieträger darf nicht nur Objekt zeit- 
lich begrenzter spezifischer Piiotpro- 
gramme bleiben, sondern muß zur 
Querschnittsaufgabe ausgebaut wer- 
den. 
Die Rolle der Landwirtschaft 
Biomasse ist ein vielversorechender 
alternativer Brennstoffträger. Gegen- 
wärtig sind in der EU etwa 5 Mio. ha 
Land stillgelegt. Mit Blick auf die an- 
stehende Erweiterung der europäi- 
schen Union und der notwendigen 
Reform der Agrarpolitik sollten daher 
Möglichkeiten des gezielten Anbaus 
von Energienutzpflanzen auf eventu- 

l m  Gegensatz Zü 

konventionellen 
Enegien können 
regenerierbare 
Energien einen 
positiven Gesamtein- 
fluß auf Gesellschaff 
und Umwelt haben. 

Wahrend in lapan 
und den USA die 
industriepolitische 
Bedeutung der 
erneuerbaren 
Enegien längst 
erkannt ist, zdgert 
die EU aus kumich- 
tigen vemeintlich 
wettbewerbspoliti- 
schen Erwägungen 
heraus noch mit der 
Fordemng der 
Solarenergien. 
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ell sogar größeren Flächen geprüft 
werden. Gleichzeitig müssen jedoch 
gesetzliche Regelungen geschaffen 
werden. um Monokulturen von Ener- 
gienutzpflanzen zu verhindern. Da es 
sich bei potentiellen Energienutz- 
pflanzen um anspruchslose befall-re- 
sistente Pflanzen handelt, die wenig 
Wasser benötigen. kann auf den Ein- 
satz von Pflanzenschutz- und Dünge- 
mittel nahezu verzichtet werden. Um 
negative Umwelteffekte zu vermei- 
den. sollte dies ebenfalls in einer ver- 
bindlichen Regelung niedergelegt 
werden. Ideale Energienutzpflanzen 
sind stark zellulosehaltige Pflanzen 
wie etwa Zuckerhirse. 

Standardisierung und Normie- 

rung 
Es ist an der Zeit, europäische Mini- 
malanforderungen an Technologie- 
Normen im Bereich der erneuerbaren 
Energien zu setzen. Europäische Nor- 
menstandards sind nicht nur not- 
wendige vertrauensbildende Maß- 
nahmen gegenüber den europäi- 
schen Verbraucherlnnen in einem 
noch jungen und mit dem Ruch des 
Experimentellen behafteten Energie- 
sektor, sondern ein entscheidendes 
Element zur Erleichterung der Ein- 
führung erneuerbarer Energien auf 
dem Europäischen Binnenmarkt. 
Weiterhin kann davon ausgegangen 
werden. daß die europäische For- 
schung durch die Standardisierung 
von Normen einen Schub erhalten 
wird. da der Transfer kompatibler 
Technologien erheblich erleichtert 
werden dürfte. 

Konzertieite Aktion mit Mit- 
aliedstaaten und ihren Reaionen - 
Sollen die EU Programme zur Förde 
rung erneuerbarer Energien kein 
Tropfen auf dem heißen Stein bleiben. 
so ist eine konzertierte Aktion der EU, 
der Mitgliedstaaten und der Regionen 
das Gebot der Stunde. Um zu einem 
wirklichen Sonnenaufgang für die 
Photovoltaikzu kommen. müssen sich 
die Mitgliedstaaten zusätzlich zu den 
EU-Maßnahmen auf eine Reihe von 
Maßnahmen einigen und sich auf 
eine rasche Umsetzung verpflichten. 
Partnerinnen aus dem öffentlichen 
wie privaten Sektor der EU müssen ei- 
nen PaM für erneuerbare Energien 
schließen und gemeinsam ein jeweils 
auf die Region abgestimmtes Förder- 
Programm entwickeln. 

Energiesparmaßnahmen sind un- 
verzichtbar und nur dann effektiv. 
wenn sie lokal initiiert und durchge- 
führt werden. Wichtig ist hier das En- 

gagement der lokalen und nationa- 
len Behörden. die mit gutem Beispiel 
vorangehen müssen. Dies gilt insbe- 
sondere für leicht umsetzbare Maß- 
nahmen wie verbesserte Wärme- 
schutzwrordnungen bei Neubauten, 
Fensterdichtungen und verbesserte 
Isolierung von öffentlichen Gebäu- 
den. Die lokalen Bebauungsvonchrif- 
ten sollten zugunsten Erneuerbarer 
Energien geändert werden. Dies gilt 
för Privatbauten. aber um so mehr 
für öffentliche Gebäude: Es muß bin- 
dende Vorschriften für die Installati- 
on von Photovoltaikanlagen auf Dä- 
chern und an Fassaden öffentlicher 
Gebäude geben. Öffentliche 
Schwimmbäder sind ebenfalls je 
nach örtlichen Gegebenheiten aus 
Quellen erneuerbarer Energien zu be- 
treiben. Schlüsselrolle muß dabei der 
konsequente Ausbau des Öffentli- 
chen Personennahverkehrs, ausgerü- 
stet mit modernen Gas- . Elektro- 
und Solartechniken auf Kosten des 
Auto-Individualverkehrs, vor allem in 
den Städten und innerhalb der Re- 
gionen. haben. 

Beschäftigungsperspektiven und 
erneuerbare Energien 
Die konsequente Förderung erneuer- 
barer Energiequellen in einer Region 
ist gleichzeitig auch Industrie- und 
Stwkturpolitik: Es ist anzunehmen. 
daß sich durch die verstärkte 
Nutzung erneuerbarer Energien neue 
Berufsfelder und Perspektiven vor 
allem in ländlichen Gegenden (Bio- 
masse. Windenergie) ergeben wer- 
den. Aber auch in städtischen Regio- 
nen ist mit zusätzlichen Arbeitsplät- 
zen zu rechnen: Vor allem im Bereich 
Handel und Installation von Photo- 
voltaikanlagen werden neue Beschäf- 
tigungsverhältnisse insbesondere in 
mittelständischen Firmen ,entstehen. 
Sich hier auf verbindliche Zahlen für 
neue Arbeitsplätze auf Unionsebene 
festzulegen. wäre sicherlich abenteu- 
erlich. da die Expertenschätzungen 
allein für die Bundesrepublik zwi- 
schen 5.000 und 13.000 schwanken 
und darüber hinaus von einer Viel- 
zahl unbekannter Faktoren (Umfang 
und Erfolg der Programme, Markt- 
entwicklung nach Ende der Pilotpro- 
gramme, Einstieg der großen Betrie- 
be in die Produktion) abhängig sind. 
Ungeachtet dieser Unwägbarkeiten 
gehen Expertenschätzungen jedoch 
davon aus, daß bei einer optimalen 
Nutzung des Potentials der Erneuer- 
baren Energien bis zu 1 Mio. Arbeits- 
plätze auf EU-Ebene entstehen kön- 
nen. 

KMU als Hoffnungsträger der 
Energiepolitik 
Die Erfahrungen sowohl mit breit an- 
gelegten Forschungsprogramme als 
auch regionalen Initiativen haben ge- 
zeigt. daß die großen Energieversor- 
gungsunternehmen nur zögerlich in 
den heimischen Markt der erneuer- 
baren Energien einsteigen. In einigen 
Fällen sind sogar Abwanderungen 
entsprechender Großbetrieb in die 
USA bekannt (RWE). Die kleinen und 
mittleren Unternehmen hingegen 
zeigen Mut und Bereitschaft. sich 
dieser neuen Herausforderung zu 
stellen. Daher muß den spezifischen 
Bedürfnissen der KMU bei der Konzi- 
piemng und Durchführung neuer 
Programme besonders Rechnung ge- 
tragen werden (Krediterleichterun- 
gen, lnvestitionshilfen etc.). 

Fazit: An Ideen für Programme. 
Projekte und Pilotversuche besteht 
kein Mangel. Jetzt ist der politische 
Wille der beteiligten Akteure auf eu- 
ropäischer Ebene gefordert, ernst zu 
machen mit den Absichtserklämn- 
gen: Es gilt. einen europäischen Akti- 
onsplan vorzulegen und in die Tat 
umsetzen. damit die erneuerbaren 
Energien in der Europäischen Union 
eine wirkliche Perspektive haben. 
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D ie Einführung des großen 
Lauschangriffs bei der Straf- 
verfolgung wird seit vielen 

Jahren diskutiert. Es geht dabei um 
das Abhoren von Gesprächen ohne 
Wissen der Beteiligten auch durch 
heimlich in Wohnungen angebrach- 
te Wanzen. Das geht sehr viel weiter 
als das vielfach verharmlosend be- 
nutzte Schlagwort vom "Abhören 
der Gangster" suggeriert. Es geht 
keineswegs nur um "Gangsterwoh- 
nungen". sondern um alle Wohnun- 
gen, in denen sich ein bestimmter 
besonders schwerwiegender Straf- 
taten Beschuldigter "vermutlich auf- 
hält". Dies können auch Wohnun- 
gen völlig Unbeteiligter und Gut- 
gläubiger sein. Zum anderen wer- 
den ja keine Monologe Beschuldig- 
ter aufgezeichnet, sondern Gesprä- 
che mit anderen oder auch nur un- 
ter anderen, die unter Umständen 
ebenfalls völlig unbeteiligt sind. Wie 
schnell hier aus einzelnen Abhörak- 
tionen Hunderte und mehr Betroffe- 
ne werden können, zeigen Zahlen 
aus anderen Ländern, aber auch das 
lawinenartige Anwachsen abgehör- 
ter Gespräche bei den Telefonüber- 
wachungen. Diesen gegenüber hat 
die Möalichkeit des Abhörens von 

4 

Wohnungen viel weitgehendere 
Auswirkungen. Niemand kann in 
seinem privatesten Bereich sicher 
sein. für sich zu sein und nicht unter 
Überwachung zu leben. Die Einbu- 
ßen für ein menschenwürdiges. un- 
befangenes Leben mit einem bei zu- 
nehmender Technisierung immer 
wichtiger werdenden letzten unan- 
tastbaren Bereich liegen auf der 
Hand - ebenso für die Gesellschaft 
insgesamt. für die eine freie Kom- 
munikation ein tragendes Element 
ist. Nicht zuletzt haben die Erfah- 
rungen mit autoritären Systemen in 
früherer Zeit. aber auch bis vor kur- 
zem in einem Teil Deutschlands, 
dazu geführt, der verfassungsmäßi- 
gen Garantie der ~nverlet~lichkeit 
der Wohnung. wie sie jetzt in Artikel 
13 des Grundoesetzes enthalten ist. - 
eine zentrale Bedeutung zuzumes- 
sen. 

A. Diskussionen der SPD bis zum 
Beschluß des Wiesbadener 
Parteitags im November 1993 
Seit Anfang der 90er Jahre wurde 
eine breite Diskussion in der SPD 
zum Großen Lauschangriff geführt. 
Von konservativer Seite wurde dies 
immer wieder zum Maßstab für die 
Politik der Inneren Sicherheit der So- 
zialdemokratie gemacht und als 

Kernpunkt einer Bekämpfung der 
organisierten Kriminalität darge- 
stellt. 

Auf dem Wiesbadener Bundes- 
parteitag im November 1993 fand 
eine sehr intensive und leidenschaft- 
liche Debatte statt. die an dieser 
Stelle nicht im einzelnen nachge- 
zeichnet werden kann, umfaßt doch 
alleine das Protokoll eines eigenen 
Forums "Öffentliche Sicherheit" 
über 90 gedruckte Seiten, dasjenige 
der mehrstündigen Diskussion im 
Plenum des Parteitags knapp 80 ge- 
druckte Seiten. 

Bei der ersten Abstimmung im 
Plenum wurde zunächst eine Mehr- 
heit für die Ablehnung des Großen 
Lauschangriffs festgestellt. Dann 
wurde die Abstimmung nach einiger 
Zeit wiederholt, wobei sich eine 
ganz knappe Mehrheit für die Ein- 
führung des Großen Lauschangriffs 
ergab. Die Änderung des Art. 13 GG 
war dabei allerdings an eine ganze 
Reihe von Voraussetzungen und 
rechtsstaatlichen Bedingungen ge- 
knüpft worden, deren unbedingte 
Einhaltung von den Befürwortern 
des Großen Lauschangriffs immer 
wieder versichert wurde. 

1 .  Diese wesentlichsten Voraus- 
setzungen waren: 
a) Der bisher schon mögliche 
Lauschangriff im präventiven Be- 
reich zur Verbrechensverhinderung 
in den Polizeigesetzen sei oft zu weit 
gefaßt und müsse eingegrenzt wer- 
den. (Zum Verständnis: im präventi- 
ven Bereich geht es um die Verhin- 
derung noch nicht eingetretener 
Schäden. Deswegen kann im Ex- 
tremfall das unmittelbar gefährdete 
Leben etwa bei Geiselnahme auch 
durch lnkaufnahme des Todes des 
Geiselnehmers als letztes Mittel ge- 
rettet werden. Im Rahmen der Straf- 
verfolgung. um die es bei der Neu- 
einführung geht, steht aber die Ver- 
wirklichung des staatlichen Strafan- 
Spruchs in Frage. der allenfalls Ein- 
griffe in die Fluchtfähigkeit, nicht 
aber in das Leben zuläßt.) 

Die Anordnung des präventiven 
Lauschangriffs müsse daher mit ei- 
nem durchgehenden Richtervorbe- 
halt. auch bei Gefahr im Verzuge, 
versehen werden. Weiterhin solle 
nur.eine gegenwärtige Gefahr für 
Leib und Leben als Eingriffsvoraus- 
setzung ausreichen. 
b) Für den durch Änderung des Art. 
13 GG überhaupt erst zu ermögli- 
chenden Großen Lauschangriff im 
-Bereich der 'repressiven Strafverfol- 

Der Große 
Lauschangriff 

Es ist höchste Zeit zum Widerstand 

von Klaus Hahnzog* 

gung müsse insbesondere ein 
Grundrechtsschutz durch Verfahren 
gewährleistet werden. Dazu sollten 
unter anderem gehören: 

vorherige Zustimmung einer par- 
lamentarisch gewählten Kommissi- 
On. 

Entscheidung durch ein Kollegi- 
algericht, 

Beachtung von Verwertungsver- 
boten. die sich etwa aus Zeugnisver- 
weigerungsrechten ergeben. 

Die Verabschiedung aller Geset- 
ze zur Einführung der elekironi- 
schen Beweissicherung sollte an die 
Zustimmung von zwei Dritteln der 
Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tags gebunden werden. 
C) Es wurde weiterhin im Beschluß 
betont. daß entscheidende Bedeu- 
tung einer besseren Zugriffsmög- 
lichkeit auf verdächtiges Vermögen 
zukommt. Nur eine Bündelung der 
vorgesehenen Maßnahmen könne 
erfolgreich sein. "einer entsprechen- 
den Ergänzung des Art. 13 GG wer- 
den wir deshalb nur zustimmen. 
wenn die für die wirksame Bekämp- 
fung der Geldwäsche erforderliche 
Änderung des Art. 14 GG erreicht 
werden kann." 

2. Vor der Abstimmung wurde 
von den Befürwortern immer wieder 
betont. daß es sich um ein Gesamt- 
konzept handele. So erklärte der da- 
malige Parteivorsitzende Rudolf 
Scharping laut Protokoll unter ande- 
rem: "Wenn das dem einen oder an- 
deren hilft: Ich verstehe das als ein 
Geamtkonzept und will auch per- 
sönlich dafür einstehen. das es als 
Gesamtkonzept verstanden und 
durchgesetzt wird, daß die Verbin- 
dung zwischen der Beschlagnahme- 
möglichkeit für kriminell erworbenes 
Vermögen auf der einen Seite und 
Fragen des Artikels 13 Grundgesetz 
auf der anderen Seite bei schwerster 
Kriminalität in den engen rechts- 
staatlichen Grenzen aufrechterhal- 
ten, wird." 

Ww xhnel l  aus 
einzelnen Abhörak- 
tionen Hunderte und 
mehr - unter 
Umständen Mllig 
unbeteiligie - 
Betroffene w r d e n  
können, zeigen 
Zahlen aus anderen 
Ländern, aber auch 
das lawinenartige 
Anwachsen abge- 
hörter Gespräche be i  
den Telefonübenva- 
chungen. 

Dr Klaus Hahnzog. Vorsitzender des Ausschusses für 
Verfassungs; Rechts- und Parlamentsfragen im Bayerischen 

Landtag, Bundesvorsitzender der ~rbeitsgerneinschaft 
sozialdemokratischer luristinnen undJuristen (ASII 
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Neben vielen 
problematischen 

Punkten fehlen 
zentrale Fonlerun- 

gen einer linken, 
solidarisch-äkologi- 

schen Alternative zur 
neoliberalen Politik. 

A u ~ i t u n g  öffentli- 
cher ZukunftsinvestC 
tionen, die langfristi- 
ge Stabilisierung der 
Massenkaufkaft, die 

Verkürzung der 
Arbekszeit oder die 

aktive Arbeitsmarkt- 
politik fehlen oder 

tauchen allenfalls in 
Halbsätzen auf. 

spielen aber real 
keine Rolle in der 

Konzention. 

und Rente oder Arbeislosenunter- 
stützung fallen für noch mehr Betrof- 
fene unter die Sozialhilfeschwelle. 
Auf der anderen Seite: Würden die 
heutigen Sozialhilfesätze und eine 
Einkommensanrechnung von 50%. 
wie sie der Antrag vorsieht, zugrun- 
degelegt. könnten viele Bezieher sol- 
cher Kombi-Löhne höhere Einkom- 
men erzielen als heutzutage Beschäf- 
tigte in unteren Lohngruppen. Diese 
müßten also auch subventioniert 
werden. und der steuerliche Freibe- 
trag für das Existenzminimum müßte 
mit dem Schwellenwert, bis zu dem 
Arbeitseinkommen subventioniert 
wird, harmonisiert werden. Die Folge 
wären gewaltige Mehrausgaben und 
Steuermindereinnahmen oder - und 
das ist die realistischere Perspektive 
angesichts der öffentlichen Finanzkri- 
se und der bisherigen Diskussion 
über das ,,Lohnabstandsgebot" -eine 
weitere drastische Senkung des ge- 
sellschaftlich normierten Existenzmi- 
n imum~.~  Wie teuer dieses Konzept 
den Staatshaushalt kommen wird 
und wie die neuerlichen Milliarden- 
subventionen aufgebracht werden 
sollen. bliebt unerwähnt: Angesichts 
des Zustandes der Sozialkassen und 
von 2.1 Billionen DM Staatsschulden 
sind diese Vorschläge schlicht aben- 
teuerlich. 

Linke Alternativen durchsetzen! 
Neben vielen problematischen 

Punkten, die hier nichtalle diskutiert 
werden konnten, fehlen wichtige 
Forderungen einer linken. solida- 
risch-ökologischen Alternative zur 
neoliberalen Politik. Insbesondere 
zentrale Strategien für eine wirksa- 
me Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keitI0 wie die Ausweitung öffentli- 
cher Zukunftsinvestitionen, die lang- 
fristige Stabilisierung der Massen- 
kaufkraft, die Verkürzung der Ar- 
beitszeit oder die aktive Arbeits- 
marktpolitik fehlen oder tauchen al- 
lenfalls in Halbsätzen auf. spielen 
aber real keine Rolle in der Konzep- 
tion. Fazit: In dem Antrag steht zwar 
zurecht, ,,Deutschland braucht ei- 
nen Aufbruch nach vorne und einen 
Politikwechsel" [I ] ,  aber dieser An- 
trag beschreibt den notwendigen 
Politikwechsel in dem, was die über- 
wältigende Mehrheit der Wählerln- 
nen bedrückt, jedenfalls nicht. 

Die argumentative Linie der An- 
tragsbefünvorter in den nächsten 
Monaten ist klar: für Innovation und 
Konsens und gegen Ideologie und 
Bedenkenträgertum. Dabei ist es nur 
scheinbar innovativ, alle Technologi- 

en zu fördern. ohne nach der gesell- 
schaftlichen und ökologischen Sinn- 
haftigkeit zu fragen - auch hier ist 
.Zielgenauigkeit" am Platze. Ein po- 
litischer lnnovationsbegriff der Sozi- 
aldemokratie muß darauf setzen. 
Problemlösungen für die nächsten 
Jahrzehnte zu entwickeln. Dazu 
wird die Fördewng von Produktent- 
wicklung genauso gehören wie 
neue politische Steuerungskonzepte 
und Formen der Zusammenarbeit - 
in jedem Fall ist mehr gestaltende 
Politik als bloße Rahmensetzung ge- 
fragt. 

Die Linke hat im Vorfeld und auf 
dem Bundesparteitag die Aufgabe. 
neben der Kritik des Leitantrags ihre 
Alternativen deutlich zu machen 
und durchzusetzen, sei es in Form 
eigener Anträge oder durch weitrei- 
chende Änderungen am Antrag des 
Parteivorstands. Es liegen auch be- 
reits Anträge vor, auf die sich die 
Linken dabei beziehen können, etwa 
der Antrag, Wege aus der Krise" des 
Landesverbands Bayern". vom Lan- 
desverband Schleswig-Holstein .Zu- 
kunftsinvestitionsprogramm Arbeit 
und Umwelt", und ein Alternativpa- 
pier des Juso-Bundesvorstandes. Die 
Kernpunkte sind: . Den .,Auf in den Standort- 
kampf'-Parolen müssen Vorstellun- 
gen zur internationalen Kooperation 
der Ökonomien entgegengestellt 
werden. 

Die Rolle des Staates als indu- 
striepolitischer Pionier und als Nach- 
frager auf dem Binnenmarkt muß 
gestärkt werden. Hier setzen die 
Vorstellungen in Richtung eines 
.,ökologischen Zukunftsinvestitions- 
programms" an. Ein großer Teil der 
Programme muß dabei Arbeitsplät- 
ze in Ostdeutschland schaffen. 

Die Notwendigkeit einer neuen 
Offensive der Arbeitszeitverkürzung 
muß betont und Vorschläge entwik- 
kelt werden, wie dies durch staatli- 
che Politik gefördert werden kann. 

Anstelle der Förderung eines 
Niedriglohnsektors sind Konzepte 
aktiver Arbeitsmarktpolitik und öf- 
fentlich geförderter Beschäftigung 
in gesellschaftlichen Bedarfsfeldern 
sowie zur Förderung von Frauen- 
gleichstellung gefragt. . Verteilungspolitische Kernaus- 
sagen dürfen nicht fehlen. Ohne 
Verteilungsgerechtigkeit gibt es 
keine Mobilisierung der Wählerln- 
nen. Unsere steuerpolitischen Vor- 
stellungen müssen die Phrase der 
.Innovation und Gerechtigkeit" mit 
Inhalten füllen. 

Es sind konkrete Programme für 
den ökologischen Umbau nötig. u.a. 
zur Förderung einer solaren Energie 
wende und im Verkehrssektor. 

Eine Bildungsoffensive muß zu- 
kunftsorientierte Bildung und Wei- 
terbildung für alle (und nicht nur 
wirtschaftsbezogene Qualifizierung) 
ermöglichen und erfordert eine bes- 
sere Finanzaustattung der Schulen. 
Hochschulen und Wissenschaft so- 
wie eine solidarische Umlagefinan- 
zierung der beruflichen Bildung. 

1 dokumentiert in der ZEIT vom 
19.9.1997 

2 von Benjamin Mikfeld. Hermann Scheer 
und Sigrid Skarpelis-Sperk 

3 Vgl. die diesem Heft beiliegende Erklä- 
runq .Wir brauchen nicht nur einen Re- 
gierÜngswechsel - wir brauchen einen 
wirt~~hanSpolitis~hen Richtungrwech- 
sel". 

4 Demokratiemüdiqkeit und Wahlenthal- 
t.ng oaei ~ma;ent ennq a ~ f  ip<nle 
verrne ntl che .A ternat ren" in50 re - 
tenr 102 al Stnwacnerer rt oann "21 dce 
logische Konsequenz. 

5 Äußerung anläßlich der Vomellung der 
ag. .Srhröder-Papiers" am 09.09.97 in 
Dresden. 

6 Er geht hier also keinsfallr um die ..Be- 
freiung vom Zwang zur Erwerbsarbeit" 
durch ein allgemeiner Grundeinkom- 
men. von dem einige "undogmatirche 
Linke" träumen, sondern es besteht 
weitgehende Übereinstimmung zu Kon- 
zepten der Konrewativen und Liberalen. 
2.0. sind die entsprechenden Parragen 
in der Koalitionrvereinbarung von 1994 
inhaltlich vollig derkungrgleich. Vgl. 
dazu und zu d& gesamten Pioblemat;k: 
Gerhard Bäckerllohanner Steffen: 
Zwangrbeschäftigung. in: Blätter fUr 
deutrche und internationale Politik I1 
95.5. 55-66. hier: 5. 62; rowieaktueller: 
Gerhard BäckerANalter Hanerch: Der 
Kombi-Lohn: Ein Schlürsel zum Abbau 
der Arbeitrlorigkeit. in: WSI-Mineilun- 
gen 10197. gekurn dokumentiert in: FR 
vom 29.0997, 5. 10 

7 Dazu paßt, daß mittlerweile ja auch ei- 
nige SPD-Politiker fordern. den Druck 
auf Jugendliche zu erhöhen. jede ange- 
botene Aurbildungrrtelle anzunehmen. 
ma l  wo und in welchem Beruf. Daß er 
um ein auswahlfähiqes Anqebot qualifi- 
I pner Ad<m d,no,-u dtre-genen n ~ ß  
>no aaß ro dar ~.JIIIIIPCW d.1 Ire,? BP- 
%f<- ~ P ~ A C O P  t$odt~ndh ziir D<005ti- 

rieren. 
8 Vgl. zu dieser Debatte u a .  die Beiträge 

im Schwerpunkt ,.Neue Gemeinwitt- 
schaft" der spw 4/96. 

9 Vgl. auch dazu BäckerlSteffen. a.a.0.. 
inrb. 5. 57 und 62f.. und BäckerIHa- 
nerch. a.a.0.  

10 wie r;e etwa in den jährlichen Memo- 
randen der AG Alternative Wirtrchaftr- 
politik oder im Berliner Memorandum 
dargestellt sind. vgl. dazu die Berpre- 
chung von Ralf Krämer: Memoranden 
ZU, Halbierung der Arbeitslorigkeit. in: 
spw 4197.5 6f. 

11 Vgl. die erste Fassung: Sigrid Skarpelir- 
Sperk: Wege aus der Knre. in: rpw 1/97, 
5. 33-36 

Otto Bauer ist an allem schuld! 
Is Otto Bauer mit 57 Jahren 
am 4. Juli 1938 im Exil in Pa A is starb. da schien alles zer- 

stört und verloren. wofür er g e  
kämpft hatte: die sozialistische Ar- 
beiterbewegung in Österreich. ihre 

' weltweit bewunderten Aufbaulei- 
stungen im Roten Wien. die Demo- 
kratie und zuletzt auch die Unab- 
hängigkeit der Republik Deutsch- 
Österreich, die wenige Monate zuvor 
dem ,.Anschluß" zum Opfer gefallen 
war. Den Kommunisten galt er als 
Verräter. den Konservativen und Kle- 
rikalen als heimlicher Bolschewist. 
Otto Bauer ist zu Lebzeiten und 
auch später für viele Niederlagen 
und Fehlentwicklungen der österrei- 
chischen und der europäischen Ar- 
beiterbewegung haftbar gemacht 
worden. Bis heute steht eine seltsa- 
me Einheitsfront der linken und 
rechten Kritiker des Austromarxis- 
mus (von Lenin bis Leser, s. Litera- 
turangaben), seines Dritten Weges 
und Otto Bauers im besonderen. Die 
Abneigung der Anti- und ..wahren" 
Marxisten aller Couleur gilt einem 
Mann, der wie kaum ein anderer die 
theoretische und politische Alterna- 
tive des demokratischen Sozialismus 
zum Kommunismus und Reformis- 
mus verkörpert hat. Die kurzlebige 
Wiederentdeckung des Austromar- 
xismus und Otto Bauers im beson- 
deren, die in den siebziger und acht- 
ziger Jahren stattfand, paßte und 
paßt all denjenigen nicht. die nach 
wie vor die Unvereinbarkeit von 
marxistischer Theorie und demokra- 
tischem Sozialismus behaupten. Ei- 
nes ihrer wichtigsten und bleiben- 
den Ergebnisse war die neunbändi- 
ge Ausgabe (leider noch immer kei- 
ne Gesamtausgabe) von Arbeiten 
Otto Bauers2. eine große editorische 
Leistung der österreichischen Sozial- 
demokratie, die, anders als die deut- 
sche, sich ihrer marxistischen Traditi- 
on durchaus nicht schämt. 

Theorie und Politik 
Otto Bauer war einer der produktiv- 
sten und wichtigsten marxistischen 
Theoretiker diese Jahrhunderts. aber 
er war alles andere als ein reiner 
Theoretiker. Er arbeitete seit 1907 
als Fraktionssekretär der sozialde- 
mokratischen Fraktion im Reichtstag 
(die stärkste mit 87 Abgeordneten 
aus fünf Nationen). Von November 
1918 bis Juli 1919 war er Außenmi- 
nister der neugegründeten Republik 
Deutsch-Österreich; zugleich war er 
Vorsitzender der staatlichen Soziali- 

sierungskommission. Autor des sozi- 
aldemokratischen Sozialisierungs- 
plans und konnte wichtige Reform- 
gesetze (wie das österreichische Be- 
triebsrätegesetz von 1919) durch- 
setzen. Seit Februar 191 9 war er Ab- 
geordneter und wurde rasch zum 
Wortführer der Sozialdemokratie in- 
nerhalb wie außerhalb des Parla- 
ments, obwohl er weder Partei- 
noch Fraktionsvorsitzender war. 
Otto Bauer liebte die ihm zugefalle- 
ne Führerrolle nicht, war dennoch 
ein fleißiger Parlamentarier, der die 
,.Kärrnerarbeit" in den Ausschüssen 
nicht scheute. ein häufiger (er hat 
von 1919 bis 1933 mehr als 130 R e  
den im Plenum gehalten - eine Aus- 
wahl seiner Parlamentsreden findet 
sich in der Werkausgabe Bd. V, 
731ff.). ein geliebter und gefürchte 
ter Debanenredner; er war ein über- 
aus produktiver Journalist - er 
schrieb beinahe täglich einen Artikel 
für die ,,Arbeiterzeitung" - zudem 
ein Venammlungsredner und Wahl- 
kämpfer von Format (eine kleine 
Auswahl seiner Artikel für die Arbei- 
terzeitung, seiner Parteitags- und 
Wahlreden findet sich in der Werk- 
ausgabe Bd. V und VI). 

Unter seiner Führung erreichte 
die Massenpartei SDAP (mehr als 
730.000 Mitglieder, d.h. mehr als 
ein Zehntel der Gesamtbevölkerung 
von 6.5 Millionen) regelmäßig um 
die40% der Stimmen bei allen Wah- 
len zum Nationalrat (mit dem Wahl- 
erfolg vom April 1927 - 42.3% - als 
Höhepunkt), errang und behauptete 
sie eine absolute Mehrheit von fast 
60% in Wien (das zugleich Stadt 
und Bundesland war) und war in al- 
len Industriegebieten stark vertreten 
(fast die Hälfte der Österreicher lebte 
in sozialdemokratisch regierten G e  
meinden). Die KP blieb eine ohn- 
mächtige Sekte. Otto Bauer hat eine 
Vielzahl von politischen Program- 
men und Plänen für die österreichi- 
sche Sozialdemokratie verfaßt oder 
entscheidend geprägt - so das Na- 
tionalitätenprogramm von 1918. 
das Sozialisierungprogramm von 
1919120. die Finanzpläne von 1921 
und 1931, Arbeitsbeschaffungspro- 
gramme von 1931132. das Agrar- 
Programm der SDAP von 1925 und 
schließlich das Linzer Programm der 
SDAP von 1926 (111,1001-1015 und 
111, 1017-1039). Alle diese Program- 
me hat er auf Parteitagen der SDAP 
in öffentlichen Reden verteidigt (be- 
rühmt sind seine Programmreden 
auf dem Linzer Parteitag von 1926) 
und durchgesetzt. 

Otto Bauer (1 881 -1 938) 

Die Mühen 
des Dritten Wegs1 

von Michael R. Krätke* 

Wie sein Vorbild Victor Adler war 
Otto Bauer ein großer Lehrer der Ar- 
beiterbewegung. ständig unterwegs 
zu Reden und Vorträgen, an der 
Wiener Arbeiterschule und Arbeiter- 
hochschule (einige von seinen Vorle- 
sungsreihen dort, so vor allem seine 
,.Einführung in die Volkswirtschafts- 
lehre". sind als Mitschriften erhalten 

Otto Bauer .war der 
theoretisch und 
politisch bedeutend 
ste Kopf des 
austrornarxistischen 
- .  . 

geblieben, siehe Werkausgabe Bd. 
Denkenr (Wolfgang - Abend- IV. 587ff.. vgl. auch Bd. VI, 205ff.1, ., . 

auf Kongressen und Versammlun- rorn) 

gen aller Teilorganisationen der So- 
zialdemokratie und der Gewerk- 

Michael U.. Kräfke, Professor für Politikwissenschafi an der 
Universität Amsterdam. 
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schaften (einige seiner Reden an Par- 
teiorganisationen sind wiedergege- 
ben in der Werkausgabe, Bd. VI, 
301ff.). Als Frontoffizier der k.u.k. 
Armee im ersten Weltkrieg wußte er 
aus eigener Erfahrung. wovon er 
sprach. wenn er vor Krieg und Bür- 
gerkrieg warnte. Er war ein tapferer 
Mann. der weder aufgebrachten 
Volksmengen noch revolverschwin- 
genden Faschisten, wie sie damals 
auch ins österreichische Parlament 
Einzug hielten. aus dem Wege ging. 
Im Gegensatz zur herrschenden Le- 
gende war er sich als Sozialist und 
Führer der weitaus stärksten politi- 
schen Partei und sozialen Bewegung 
seiner Verantwortung für das Land 
sehr bewußt. Er hat das Wort von 
der ,,Verantwortung vor den Müt- 
tern des Landes" geprägt. was heute 
pathetisch klingt. aber sehr ernst ge- 
meint war. Für ihn galten auch im 
Umgang mit politischen Gegnern 
moralische Normen. Anstandsre- 
geh. die er zu den notwendigen 
Voraussetzungen einer funktionie- 
renden Demokratie zählte (vgl. VII, 
40Bf.). 

Er stammte aus dem gebildeten. 
wohlhabenden jüdischen Bürger- 
tum: die Leitung der väterlichen Tex- 
tilfabrik zu übernehmen. schlug er 
aus. Er kam als Theoretiker, .,vom 
wissenschaftlichen Sozialismus her'' 
zur Arbeiterbewegung: ,.Als Marxist 
wollte und will ich ihr dienen", 
schrieb er 1910 (I, 763). Trotz chro- 
nischer Zeitnot war er ein äußerst 
produktiver und überraschend viel- 
seitiger Autor: Es gibt kaum ein Ge- 
biet der Sozialwissenschaften - von 
den ungelösten Problemen der 
Manschen Politischen Ökonomie. 
über dieTheorie der Nation und des 
modernen (Nationa1)Staates. die 
Funktionsweise der modernen, par- 
lamentarischen Demokratie. die So- 
ziologie der modernen Massenpar- 
tei, die Agrarfrage, die Untersu- 
chung der Struktu~eränderungen 
des Kapitalismus nach dem zweiten 
Weltkrieg, die Analyse der Entwick- 
lung des sozialistischen Experiments 
in der Sowjetunion, die Kulturge- 
schichte bis hin zur Erkenntnistheo- 
rie und Philosophiegeschichte, mit 
dem er sich nicht in Buch- oder Auf- 
satzform gründlich befaßt hat. So- 
weit es nach Marx eine politische 
Theorie gibt. die sich auf die neue 
Realität von Kapitalismus und parla- 
mentarischer Demokratie mit allge- 
meinem Wahlrecht nach den Um- 
wälzungen von 1917118 einläßt. fin- 
det sie sich bei Otto Bauer. 

Ot to  Bauer u n d  der ,,Austro- 
marxismus" 
In der Wiener sozialistischen Stu- 
dentenbewegung entstand um die 
Jahrhundertwende eine Gruppe 
marxistischer Intellektueller. zu der 
Otto Bauer als Jüngster stieß. Diese 
Gruppe um Karl Renner, Rudolf Hilf- 
erding, Max Adler, Gustav Eckstein 
gab seit 1904 die ,,Marx-Studien" 
heraus. in denen sie die .,bewußte 
Verknüpfung der marxistischen 
Denkresultate und -methoden mit 
dem gesamten Geistesleben, das ist 
mit dem Inhalt der philosophischen 
und sozialwissenschaftlichen Arbeit 
unserer Zeit" herstellen wollten (wie 
es im Vorwort zum ersten Band 
hieß). Seit 1907 war Otto Bauer ei- 
ner der Herausgeber der neuen 
Theoriezeitschrift Der Kampf. 

Die Austromarxisten wollten sich 
über die Grundlagen der Marxschen 
Theorie verständigen und sich der 
zeitgenössischen Kritik stellen. Sie 
wollten neue Erfahrungen verarbei- 
ten, Marx' Theorie auf neuen Ar- 
beitsfeldern erproben. sich mit der 
Sozialwissenschaft ihrer Zeit ausein- 
andersetzen. Hilferding tat das als 
Ökonom. Renner als Rechts- und 
Staatstheoretiker. Adler als Philo- 
soph und Wissenschaftstheoretiker 
und Otto Bauer als Soziologe, der 
sich das politisch vordringliche Pro- 
blem der nationalen Konflikte vor- 
nahm. Bis 1914 waren sie sich über 
ihr Arbeitsprogramm einig: ..Was sie 
vereinigte, war nicht etwa eine be- 
sondere politische Richtung. son- 
dern die Besonderheit ihrer wissen- 
schaftlichen Arbeit'' (VIII. 11). die 
aus der Auseinandersetzung mit den 
wichtigsten philosophischen und 
sozialwissenschaftlichen Strömun- 
gen ihrer Zeit - außerhalb wie inner- 
halb des ,,Marxismus" - entstand. 
Sie kritisierten einander öffentlich 
und machten eifrig Gebrauch von 
den O/or)Arbeiten der anderen. Ihre 
letzte gemeinsame Arbeit. geplant 
als Studie über den Manismus in der 
Praxis, beendete der Kriegsausbruch 
1914. 

Es ist gängig. aber grundfalsch. 
die Austromarxisten einfach dem 
..Marxismus der II. Internationale" 
zuzuschlagen. Sie setzen sich mit 
eben dieser Gestalt des zur Partei- 
doktrin mutierten Marxismus aus- 
einander. und sie brechen mit den 
Scheingewißheiten (Zusammen- 
bruch und Endkrise des Kapitalis- 
mus. Notwendigkeit des Sozialis- 
mus) der Orthodoxie. ohne dem Em- 
pirismus der Revisionisten oder dem 
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beitslosigkeit vermeiden - vermin- 
dern wird sie sie nicht. Im Grunde 
kapituliert sie vor der Massenarbeits- 
losigkeit und insbesondere vor der 
Herausbildung eines neuen ..Mezzo- 
giorno" in Ostdeutschland. 

Auch Zielsetzungen wie der Ab- 
bau von Chancenungleichheiten 
oder der ökologische Umbau der In- 
dustriegesellschaft scheinen nur 
noch dann angestrebt zu werden. 
wenn mehr qualifizierte Arbeitneh- 
merinnen benötigt werden oder 
Umwelttechnologie exportie* wer- 
den kann. Dabei wird alles als inno- 
vativ angesehen. was aufdem Welt- 
markt auf Nachfrage stoßen könnte. 
Dazu gehören selbstverständlich 
ökologische Zukunftstechnologien. 
aber auch Bio- und Gentechnologie 
und andere riskante und problema- 
tische ~echnologien. Lediglich zur 
Atomenergie wird festgestellt: ..Die 
SPD bleibt bei der Ablehnung der zu 
risikoreichen Atomkraft" [I71 - so 
ziemlich die schwächste und unkon- 
kreteste Formulierung. die man 
wählen konnte. 

Verzicht au f  Urnverteilung 
Obwohl die meisten ökonomischen 
Analysen belegen. daß die stagnie- 
renden Masseneinkommen (Löhne 
und Sozialeinkommen) für die Bin- 
nenmarktschwäche verantwortlich 
sind und das eklatante Auseinander- 
klaffen der Reichtumsschere offen- 
kundig ist. wird im Leitantrag fast 
vollständig außer acht gelassen. daß 
die derzeitige ökonomische und so- 
ziale Lage der Republik etwas mit 
der Durchsetzung von Interessen 
und veränderten Verteilungsverhält- 
nissen zu tun hat. Es ist eine völlige 
Fehleinschätzung, daß dieokonomi- 
schen und sozialen Probleme über- 
wiegend durch Innovationssteige- 
rung bei Beibehaltung der Vertei- 
lungsungleichheiten zu lösen sind. 

Der Satz im Abschnitt zum Sozi- 
alstaat. daß .,nicht alles finanzierbar 
(ist), was wünschenswert ist" 1231. 
ist ebenso banal wie in die Irre füh- 
rend. Er lenkt nur ab von der Frage, 
wie eine solidarische Finanzierung 
des Notwendigen organisiert wer- 
den kann. Diese scheitert nicht am 
mangelnden gesellschaftlichen 
Reichtum, sondern nur an seiner fal- 
schen Verteilung, insb. am zuneh- 
menden ,.Ausstieg" der Unterneh- 
men und reicher Privathaushalte aus 
der Finanzierung des Staates und 
der Infrastrukturen. Auch bei den 
Aussagen zum Bildungswesen ist 
zwar von allem Möglichen die Rede, 

aber nicht von der unabdingbaren 
Verbesserung der Finanzausstattung 
für Schulen und Hochschulen; die 
Finanzkrise wird nicht einmal als 
zentrales Problem benannt. Eben- 
falls nicht die Rede ist von mehr D e  
mokratie und Chancengleichheit. In- 
soweit - denn für seine bzw. ihre 
Äußerungen zur Bildungspolitik gilt 
das erst recht - hat Clement auch 
nur die halbe Wahrheit gesagt, als er 
seine (und wohl auch Schröders) Po- 
sition so formulierte: ,.Von dem Ziel 
der sozialen Gerechtigkeit durch 
Umverteilung müssen wir uns verab- 
schieden, wir können nur noch 
Chancengleichheit her~tellen."~ In 
Wahrheit bleibt auch der Ansatz zur 
Chancengleichheit auf der Strecke. 

Die Spaltung der Arbeltsgesell- 
schait  
Auch den Autorlnnen des Antrags 
ist klar, daß es für einen Teil der Ge- 
sellschaft keinen Platz in der ..inno- 
vativen Standortgemeinschaft" ge- 
ben wird. Hier lautet die Lösung: 
Aufbau eines Niedriglohnsektors, 
der staatlich subventioniert wird. 
.Für neue Arbeitsplätze mit niedri- 
gen Stundenlöhnen sollen die Mit- 
tel, die bisher für die Finanzierung 
von Arbeitslosigkeit verwendet wer- 
den, zur Entlastung von Sozialveßi- 
cherungsbeiträgen dienen." I201 
Damit sollen neue Arbeitsplätze v.a. 
bei personenbezogenen privaten 
Dienstleistungen geschaffen wer- 
den. Sozialhilfeempfängerlnnen sol- 
len von zusätzlich verdientem Geld 
einen höheren Anteil als bisher be- 
halten dürfen. .im Gegenzug zu die- 
sen positiven Anreizen für eine Ar- 
beitsaufnahme werden wir die ge- 
setzlichen Möglichkeiten anwenden, 
die sicherstellen, daß Sozialhilfe- 
ernpfänger angebotene Arbeit auch 
annehmen." [2116 Ergebnis ist ein 
verschärfter Zwang für Soziallei- 
stungsempfängerlnnen, (im Zusam- 
menwirkung mit der bereits vollzo- 
genen Abschaffung bisheriger Zu- 
mutbarkeitsgrenzen im Arbeitsför- 
derungsgesetz, von deren Wieder- 
einführung nirgends im Papier die 
Rede ist. trifft das auch Empfänge 
rlnnen von Arbeitslosenunterstüt- 
zung), jede noch so miese und mies 
bezahlte Arbeit anzunehmen. um 
damit aus der Arbeitslosenstatistik 
zu verschwinden.' 

Hier geht es weder um den Ver- 
such der (Re-)Integration von ar- 
beitsmarktpolitischen Problemgrup- 
pen in reguläre und existenzsichern- 
de Arbeitsverhältnisse noch um den 

Aufbau eines öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektors. der sich an 
tariflichen Standards des ersten Ar- 
beitsmarktes orientiert und sich auf 
die Bearbeitung sozialer, kultureller 
und ökologischer Bedarfsfelder rich- 
t e te  Die Zielsetzung ist ausdrücklich 
die Schaffung eines neuen Niedrig- 
lohnsektors und damit die Abseg- 
nung einer Polarisierung des Ar- 
beitsmarktes in einen hochqualifi- 
zierten und gutbezahlten Kernbe 
reich und ein Billiglohnsegment. in 
dem überwiegend unterhalb der bis- 
herigen niedrigsten Tariflöhne Jobs 
im Bereich konsum- und personen- 
bezogener Dienstleistungen verrich-. 
tet werden und der den dort Be- 
schäftigten (vor allem Frauen) so gut 
wie keine Aufstiegsperspektiven er- 
öffnet. Damit wird zugleich die 
Haushälterin und der Gärtner in sehr 
gut verdienenden Haushalten sub- 
ventioniert, während auf der ande- 
ren Seite dringende gesellschaftliche 
Bedarfsfelder wie der Ausbau des 
8ildungswesen und öffentlicher Kin- 
derbetreuungseinrichtungen als an- 
geblich unfinanzierbar unbefriedigt 
bleiben und die Forderung nach ei- 
ner höheren ..Zielgenauigkeit sozia- 
ler Transferleistungen" L241 in einer 
Weise vorgetragen wird, die durch- 
aus als Begründung für eine Fortset- 
zung des Sozialstaatsabbaus ver- 
standen werden kann. 

Senkung des Existenzminimums 
Damit verabschiedet sich die Sozial- 
demokratie nicht nur von der Forde- 
rung nach Vollbeschäftigung. Dieser 
Vorschlag öffnet die Schleusentore 
zur Demontage von tariflichen Stan- 
dards und setzt über massive Mit- 
nahmeeffekte der Unternehmen so- 
wie verschäriten Konkurrenzdruck 
auf bisher nicht subventionierte Be- 
schäftigte eine Abwärtspirale von 
Lohnsenkungen in Gang. So wird 
das Lohnniveau im gesamten Be- 
reich eher niedrig qualifizierter oder 
durch großes Überangebot an Ar- 
beitskräften gekennzeichneter Be- 
schäftigungen nach unten gezogen 
und die soziale, Polarisierung insge 
samt vergrößert werden. Zudem 
wird die Entkopplung zwischen in- 
novativer Kernbelegschaft und ei- 
nem Billiglohnsektor mit prekären 
Beschäftigungsverhältnissen eine 
weitere Entmachtung kollektiver In- 
teressenvertretung zur Folge haben. 

Zugleich sinken mit den Löhnen 
auch die Einnahmen der Sozialversi- 
cherungen und die Leistungsansprü- 
che der Beschäftigten noch weiter, 

Der Vorschlag zur 
Förderung eines 
Niedriglohnsektors 
öffnet die Schleu- 
sentore zur Demon- 
tage von tariflichen 
Standards und setzt 
über rnassk 
Mitnahmeeffekte 
der Unternehmen 
sowie verschärften 
Konkurrenzdruck auf  
bisher nicht subven- 
tionierte Beschäftig- 
te eine Abwäftspira- 
le von Lohnsenkun- 
gen in Gang. 
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Politi kwechsel haupt ist weniger das emphatische Daß wirtschaits- und sozialpoliti- 
Bekenntnis zu Innovation und Soit- sche Positionen. die im Berliner 
zentechnologien sonderlich span- Grundsatzprograrnm noch eine her- 

oder ,,lnnovation" fast nend; allen diese Töne relevanten sind zurecht politischen von vorragende wie eine Stellung Politik ausgewählter einnehmen, 

a la Schröder? Kräften in allen entwickelten In- Wachstumsfelder. Wirtschaftsde- 
dustriegesellschaften zu hören - mokratie oder Gleichstellung der 
Stillstand kann schließlich keine ge- Geschlechter, nicht mehr auftau- 

Kritik des Antrags ,,Innovationen für Deutschland" sellschaftliche Maxime sein. Bemer- chen, wundert kaum noch. Es ist 
des SPD-Parteivorstands kenswert ist, daß hier in erzter Linie aber unerträglich. wenn ,.Sozialde- 
von Ralf Krämer, Benny Mikfeld und Sigrid Skarpelis-Sperk' auf die Entfesselung der Marktkräfte mokratie" mehr als ein Marketingla- 

Dies ist eine im Kern 
neoliberale Position. 

Die notwendige 
Alternative zur 

hemchenden Politik 
wird damit nicht 

formuliert. Der 
schwerwiegendste 
Mangel ist jedoch, 

daß der Antrag 
keine wiiksdme 

Strategie zur 
Bekämpfung der 

Massenarbeitslosig- 
keit aufzeigt, 

I n den letzten Wochen hai ein 
Leitantrag des SPD-Parteivor- 
Stands für den Bundesparteitag 

Anfang Dezember unter dem Titel 
,,Innovationen für Deutschland" gro- 
ße öffentliche Resonanz gefunden, 
der auf den kurz zuvor von Kanzler- 
kandidatenkandidat Schröder veröf- 
fentlichten ,.Eckpunkten einer sozi- 
aldemokratischen Modernisierungs- 
und Reformpolitik"' basiert und die 
wirtxhaftsoolitische Marschrich- 
tung der SPD im Wahlkampf vorge- 
ben soll. Zwar wurde der Antrag im 
Parteivorstand am 15.09.97 bei nur 
drei Gegenstimmen' als Diskussions- 
grundlage beschlossen. doch an- 
schließend interne Kritik und Anre- 
gungen in der Pressekonferenz 
übergangen. Ein breiter Konsens 
wurde präsentiert, den es gar nicht 
gibt. Insbesondere von Gewerk- 
schafterlnnen. Parteilinken und Ju- 
sos wurde bereits heftige Kritik ge- 
übt.3 

Neoliberale G~ndor ien t iemng  
Auf seinen 25 Seiten (in der dem 

Parteivorstand vorgelegten Fassung, 
darauf beziehen sich auch im fol- 
genden die Seitenzahlen) enthält 
der Antrag ..Innovationen für 
Deutschland" viele Passagen, die be- 
kannte sozialdemokratische Ziele 
wiederholen und auch eine Reihe 
von Forderungen zur Förderung von 
Innovationen, gegen die grundsätz- 
lich nichts einzuwenden ist. Aller- 
dings ist das häufig so schwammig 
und unkonkret formuliert, daß zu 
viele - auch problematische - Inter- 
pretationen möglich werden. Über- 

und die öffentliche Förderung der so 
vorgegebenen Entwicklungsrichtun- 
gen gesetzt wird und dies zugleich 
als zentraler Ansatz gegen Massen- 
arbeitslosigkeit und soziale und öko- 
logische Krise verkauft wird. 

Dies ist eine im Kern neoliberale 
Position. Die notwendige Alternative 
zur herrschenden Politik wird damit 
nicht formuliert. Auf Forderungen 
zur sozialen und ökologischen 
Steuerung von Innovation und sozi- 
al-ökonomischer Entwicklung wird 
weitgehend verzichtet. Der Staat 
wird weitgehend auf eine Nacht- 
wächter- und Moderatorenrolle re- 
duziert, gibt den Anspruch auf de- 
mokratische Gestaltung gesell- 
schaftlicher Verhältnisse auf und 
entzieht sich somit seiner Verant- 
wortung." Die Frage nach Alternati- 
ven zu einer Strategie des bedin- 
gungslosen Standortwettlaufs und 
nach Möglichkeiten. die internatio- 
nalisierte Ökonomie in demokratisch 
regulierte Bahnen zu lenken, wird 
erst gar nicht gestellt. Eine grund- 
sätzliche Kritik der neoliberalen 
Standort- und Globalisierungsde- 
batte - deren Notwendigkeit Oskar 
Lafontaine in seinen Reden immer 
wieder betont - wird nicht vorge- 
nommen. 

Der schwerwiegendste Mangel 
ist jedoch, da8 der Antrag keine 
wirksame Strategie zur Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit aufzeigt. 
Äußerungen wie die Schröders. so 
könnten zwei Millionen Arbeitsplät- 
ze geschaffen werden, sind sachlich 
nicht nachvollziehbar und politisch 
gefährlich. weil sie auf Basis der hier 
vorgestellten Politik überhaupt nicht 
einzulösen sind. Außerdem reichen 
zwei Millionen neue Arbeitsplätze 
angesichts einer Arbeitsplatzlücke 
von minlerweile über 7 Millionen bei 
weitem nicht aus. Die SPD braucht 
ein ernstzunehmendes Konzept zur 
Wiederaewinnuna der Vollbeschäf- 

bel sein soll. 

Innovative Standortgemein- 
schafi statt sozial-ökologische 
Umbaupolitik 
Im wesentlichen soll sozialdemokra- 
tische Wirtschaftspolitik darin beste- 
hen. die richtigen Rahmenbedin- 
gungen für die Beteiligung deut- 
scher Unternehmen am internatio- 
nalen Standortwettlauf herzustellen. 
Dieser soll aber nicht in erster Linie - 
das bleibt immerhin als Abgrenzung 
von den Neoliberalen übrig - über 
Kostenkonkurrenz und insb. Lohn- 
kostensenkung, sondern über Quali- 
tätsvoßprünge in Branchen mit ho- 
her Technologieintensität ,.gewon- 
nen" werden. 

Die Logik des Textes wird viel- 
leicht arn besten an folgendem Zitat 
deutlich: ,Mit einer neuen Politik 
wollen wir die Ziele der europäi- 
schen Aufklärung und der europäi- 
schen Sozialdemokratie Freiheit, Ge- 
rechtigkeit, Solidarität und Teilhabe 
vewirklichen. Ökonomische Moder- 
nisierung und soziale Modernität 
müssen in Einklang stehen. Für diese 
Ziele wollen wir arbeiten. Um sie zu 
erreichen, müssen wir Deutschlands 
Stellung im Bereich wichtiger Spit- 
zentechnologien verbessern. " [ l  ] 

Zwar gibt der Antrag auch einen 
makroökonomischen, gesamtwirt- 
schaftlichen Rahmen vor. der kurz 
die Notwendigkeit einer konjunktur- 
gerechten Fiskalpolitik. einer Stär- 
kung der Binnenmärkte, einer Stabi- 
lisierung der Wechselkurse. einer 
wachstumsgerechten Zinspolitik 
und einer europäischen Harmonisie- 
rung der Steuerpolitik zumindest er- 
wähnt. Im Vordergrund steht je- 
doch die mikroökonomische Dimen- 
sion, d.h. eine Verbesserung der be- 
triebswirtschaftlichen Angebotsbe- 
dingungen durch eine Ausweitung 
von Forschungs- und Entwicklungs- 
Aktivitäten. die Flexibilisieruna des - - 

* Ralf Krämer ist Sozialwiszenschafiler und Mitglied derspw- tigung - ein Zwischenziel wäre die Bildungssystems, die Förderung von 
Redaktion; Benny Mikfeld ist Mitglied des SPD-Parre;voßtands Halbierung der Arbeitslosigkeit bis Existenzgründungen und den Ab- 
und Juso-Bezirksvorsitzender Westliches Westfalen; Sigrid- 
Skarpelis.Sperk in ökonomin, MitglieddesSPD~Parteivorstands zum Ende der Legislaturperiode - bau staatlicher Regulierungen. Da- 
undnellv. Wirtschafrspolitische Sprecherin d e r S p ~ - ß ~ n d ~ ~ t ~ g +  und dieses Papier bietet dafür keine mit kann Politk aber höchstens eine 
fraktion sowie ~itherausgeberin der spw. Perspektive. weitere Erhöhung der Massenar- 

Moralismus der ethischen Soziali- 
sten auf den Leim zu gehen. Bevor 
sie es politisch tun. gehen sie bereits 
theoretisch einen dritten Weg - zur 
Erneuerung der sozialistischen 
Thwrie. Der gemeinsame Versuch. 
die ,,marxistische Geschichtsauffas- 
sung auf komplizierte, aller ober- 
flächlichen, schematischen Anwen- 
dung der Marxschen Methode spot- 
tende Erscheinungen anzuwenden" 
(Vlll. 1 lf.), führt sie zu einer metho- 
disch reflektierten, undogmati- 
schen. empirisch und historisch 
wohlinformierten Version von ..sozi- 
alwissenschaftlichem" Marxismus. 
In der politischen Wissenschaft ist 
Otto Bauer ihr Hauptvertreter. 

Marxismus als empirische 
Sozialwissenschaft 
Als Otto Bauer zur Sozialdemokratie 
stieß. war der ..Marxismus" so etwas 
wie die herrschende Lehre des Sozia- 
lismus und Marx-Kritik große Mode 
in der offiziellen, akademischen So- 
zialwissenschaft geworden. Bauer 
sah die zeitgenössische Marx-Kritik 
als Chance. die von Marx begründe- 
te Sozialwissenschaft von den Eier- 
schalen ihrer Entstehungszeit und 
von der Zwangsjacke des ,,Vulgär- 
rnarxismus" zu befreien. Der Vulgär- 
marxismus (gemeint sind Kautsky 
und Lenin neben vielen anderen) wie 
sein Gegenstück, der Revisionismus, 
pflegt einzelne, ähnlich klingende 
Aussagen, in denen Man die allge- 
meinsten Resultate seiner Forschun- 
gen zusammenfaßte, aus ihrem hi- 
storischen und systematischen Zu- 
sammenhang zu reißen und sie in 
ihrer allgemeinsten Fassung zu dog- 
matisieren - mitsamt der Marxschen 
Redeweise. Die Methode sowie der 
theoretische Erklärungs- und Be- 
gründungszusammenhang der ein- 
zelnen Aussagen gehen dabei verlo- 
ren - zusammen mit dem Reichtum 
an modifizierenden Einzeluntersu- 
chungen und relativierenden Aussa- 
gen, die es bei Marx und Engels 
eben auch gibt. Das gilt auch für die 
,,landläufige Marx-Kritik", die von 
Marx nur weiß. was auch der Vul- 
gärmarxismus weiß (vgl. VII. 929f; 
IX. 65f u.0.). 

Die Austromarxisten waren die 
ersten. die Marx' Hauptwerk Das Ka- 
pital vollständig in allen drei Bänden 
studieren konnten (1885 erschien 
der zweite, 1894 der dritte Band, bis 
1909 waren die Theorien über den 
Mehrwert in Kautskys gekürzter 
Ausgabe erxhienen). Sie lasen es 
daher nicht mehr, wie noch Marx' 

Zeitgenossen. als .ein historisches 
Werk". Otto Bauer ist einer der aller- 
ersten. der im Manschen Kapital die 
Konturen und die Methode einer 
neuen Wissenschaft entdeckte. Er 
las es als eine systematische. theore- 
tische Untersuchung. in der Marx 
seine .,eigenartige Methode" zu- 
gleich vorführt und begründet (vgl. 
VII, 927, 931ff.). Soll die Marnche 
Theorie ,.kein Schema sein, das uns 
beherrscht, sondern nur eine Me- 
thode. die wir beherrschen" (VII, 
938). muß man ihre Eigenarten be- 
griffen haben. 

Die zeitgenössische Schulphilo- 
sophie des Neukantianismus bestritt 
prinzipiell die ,,Möglichkeit einer 
kausalen Gesetzeswissenschaft von 
der gesellschaftlichen Entwicklung" 
(IX. 755). mithin die Möglichkeit ei- 
nes wissenschaftlichen Sozialismus. 
Dagegen behauptete Otto Bauer - 
im Anschluß an Max Adler -. daß 
Man in der Tat eine empirische. ex- 
akte. kausale. mathematische Geset- 
zeswissenschaft vom sozialen Leben 
begründet habe (vgl. VII, 880, 891, 
932); seine Methode sei die der 
,.modernen Wissenschaft", die 
empirische Mannigfaltigkeit auf 
allgemeine Gesetze, qualitative Be- 
stimmungen auf meßbare quantita- 
tive Veränderungen zu reduzieren 
suche. Marx' .,begriffliche Bearbei- 
tung" des historischen Materials 
habe im Kapital das .,erste mathe- 
matische Bewegungsgesetz der Ge- 
schichte" erbracht (Vll. 936f; VIII. 
196) und eine diskursive. ,,ihrem 
ganzen Verfahren nach mathemati- 
sche Wirtschaftslehre" begründet 
(11, 929). Marx' Daßtellungsweise sei 
zu verbessern, weg von der Bilder- 
sprache, hin zu eindeutiger abstrak- 
ter Begriffsbildung (VIII, 378). Die 
vielgenihmte Dklektk sei jedoch 
durchaus kein Unsinn. Marx ahme 
im Kapital m a r  Hegels Verfahren 
nach. aber er löse es aus seiner 
ontologischen Verkleidung. Das 
kann er, so Bauer, weil Hegel bei der 
.Durchführung der Dialektik im ein- 
zelnen". in seiner Logik, der Natur- 
wissenschaft seiner Zeit folge und 
eine ,.Beschreibung des Verfahrens 
der mathematischen Naturwissen- 
schaft" (11. 921) gebe. 

Daraus folgt: Marxismus ist keine 
Philosophie, keine Weltanschauung. 
sondern steht für empirische Sozial- 
wissenschaft. Der sozialwissen- 
schaftliche Marxismus ist mit allen 
mbglichen Weltanschauungen und 
Philosophien vereinbar, weshalb die 
Austromarxisten prinzipiell, nicht 

aus taktischen Erwägungen, Religi- 
on und Philosophie zur Privatsache 
erklären. Für die .,Wissenschaft von 
der Entwicklung der menschlichen 
Gesellschaft"(lll, 492). die der Sozia- 
lismus braucht, ist es gleichgültig. 
welche Weltanschauung die richtige 
ist, die der Materialisten (Plecha- 
now. Lenin). die der Positivisten oder 
die der Kantianer (Max Adler). Was 
von der Philosophie im traditionellen 
Sinn bleibt. ist ein Zweig der Sozial- 
wissenschaft, die .,historisch-soziale 
Erkenntnislehre'' (11, 933). die die 
Weltbilder und Philosophien, mit- 
samt den jeweils vorherrschenden 
Auffassungen von Natur- und Sozi- 
alwissenschaft ,.in ihrer gexhichtli- 
chen Abhängigkeit, in ihrer zeitli- 
chen Bedingtheit zu begreifen [hat] 
und uns dadurch von ihrem Bann .. 
befreien" kann (11. 931). Max Adler 
hat nach Bauer die Marxisten vom 
Bann des naturwissenschaftlichen, 
mechanischen Materialismus befreit 
(VI, 70Bf.) (ein Bann, unter dem ein 
Großteil der Sozialwissenschaften 
bis heute steht). Die eigentliche 
,,Lehre von den historischen Voraus- 
setzungen der Erkenntnis bestimm- 
ter Geschichtsepochen. Gesell- 
schaftsordnungen. Klassen" (IX, 

Weil 
Verantwortung 

sich 
auszahlt 
invertiert ELMK reit 1988 in eine 

lebenrwene Zukunft Sie können 

Ihr Geld ökologisch und 

sozial verträglich anlegen. 
, .. 

hohe Sicherheit 
* *, . erlahrenn Fonds- , ' $  %'"' % 

management 

! .unabhängiger 

Anlageaurirhufl 

Mitqxxhemöglichkeit 
, . . . ..., der Anlegerlinnen . eigene brrdiungrrtelle 

- -  

Fax 0221 1 3  31 83 83 

Soweit es nach M a n  
eine politische 
iheorie gibt, die sich 
auf die neue Realität 
w n  Kapitalismus 
und parlamentari- 
scher Demokratie 
mit allgemeinem 
Wahlrecht nach den 
Umwälzungen w n  
191 7/18 einläßt, 
findet sie sich bei 
M t o  üauer. 

4 Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtxhaft. Heft 97. 1997 



THEORETIKERIINNEN 

IN HALT Wie für jedes soziale 
Phanomen gilt für 
Bauer auch für die 

Nationalitätenfrage: 
.Das nationale 

Bewußtsein kann nur 
aus dem nationalen 

Sein verstanden 
werden und nicht 

umgekehrt' 

756) sei aber erst noch zu schaffen duen prägt. die Form. in der eine 
.,Kulturgemeinschaft" durch eine 
gemeinsame Geschichte hindurch 
jeweils zu einer ,.Charaktergemein- 
Schaft" wird. Die den Charakter prä- 
gende gemeinsame Geschichte, die 
historische ..Schicksalsgemein- 
schaft" ist dabei entscheidend: Un- 
ser Nationalcharakter, betont Bauer, 
ist das ,.Historische in uns". ein 
Stück ,,geronnener Geschichte" un- 
seres Volkes. an dem wir durch Ver- 
erbung körperlicher und geistiger 
Anlagen so wie durch kulturelle 
Überlieferung, durch Erziehung und 
gewohnheitsmäßigen Umgang mit 
Menschen gleichartigen Charakters 
Anteil haben (I. 182. 184). Der Na- 
tionalcharakter, das ,,Produkt ererb- 
ter Eigenschaften und überlieferter 
Kulturgüter" (I. 185). erweist jedes 
Individuum als Produkt einer be- 
stimmten Gesellschaft. 

In allen Klassengesellschaften 
besteht eine kulturelle Scheidung 
zwischen oben und unten. Eine ge- 
meinschaftliche Kultur bildet sich 
zuerst nur in den herrschenden Klas- 
sen aus. die auch die Gebildeten 
umfassen; die arbeitenden Klassen 
sind in der Regel von den Kulturge- 
meinschaften der Herrschenden 
ausgeschlossen, sie bilden die ,.Hin- 
tersassen der Nation" (I, 180). Erst 
im modernen Kapitalismus und 
dank der Volksschule, der allgemei- 
nen Wehrpflicht und der Erweite- 
rung des Wahlrechts entsteht so et- 
was wie eine nationale Kulturge- 
meinschaft, die lokale, Berufs- und 
Klassengrenzen übersteigt (vgl. I. 
146ff.). Durch Eroberung und Kolo- 
nisierung kommt eine Scheidung 
zwischen historischen Nationen. die 
aus herrschenden und beherrschten 
Klassen bestehen. und geschichtslo- 
sen Nationen, die nur aus be- 
herrschten und ausgebeuteten Klas- 
sen bestehen. zustande; denn die 
Herrenvölker unterdrücken und ver- , 
nichten in der Regel die herrschen- 
den Klassen der unterworfenen VöI- 
ker, die deren nationale Kultur tra- 
gen. Aber unterworfene Nationen 
müssen nicht für alle Zeiten .ge- 
schichtslos" bleiben. Das ,,Erwachen 
der geschichtslosen Nationen'' ist 
nach Bauer eine der ,,wichtigsten 
Begleiterscheinungen" der moder- 
nen kapitalistischen Entwicklung (I, 
52f.. vgl. 322ff gegen Engels!). Kon- 
kurrenz und Migration erklären das 
Phänomen des nationalen Hasses im 
modernen Kapitalismus. Nationaler 
Haß ist, wie Bauer am Beispiel des 
Juden- und Deutschenhasses vor- 

führt. nichts anderes als .,transfor- 
mierter Klassenhaß" (I, 31 5). der mit 
Umwälzungen der Sozialstruktur zu- 
sammenhängt. Im Gegensatz zur 
Tendenz zur Nivellierung aller Mas- 
sen- und Volkskultur im entwickel- 
ten Kapitalismus werden sich die so- 
zialistischen Gesellschaften weit 
stärker kulturell und damit national 
differenzieren, weil hier zum ersten 
Mal eine klassenübergreifende na- 
tionale Kultur möglich und zugleich 
notwendig wird (vgl 1, 163. 166ff.. 
180. 194 u.ö.). Mit der Einebnung 
der Klassenunterschiede geht nach 
Bauers Vorstellung gerade eine 
schärfere Differenzierung der Natio- 
nen einher. 

Das Buch ist ein noch heute sehr 
lesenswerter Abriß der Kultur- und 
Sozialgeschichte (nicht nur) 
Deutschlands und Österreichs. Bau- 
ers Untersuchung des Problems der 
nationalen Minderheiten ist höchst 
aktuell: wie. unter welchen Bedin- 
gungen und mit welchen Folgen 
Menschen verschiedener Nationali- 
tät in einem Staat bzw. in einem 
Staatensystem zusammenleben kön- 
nen und in welchen Formen ihre In- 
tegration ablaufen kann. das hat er 
191 1 in einer Reihe von ,.Assimilati- 
onsgesetzen" (sieben sind es) zu- 
sammengefaßt (vgl. VIII. 603ff.). 

Aber die ,,Nationalitätenfrage" 
ist weit mehr: Man kann sie auch als 
ersten Versuch einer ausgearbeite- 
ten historischen Soziologie des mo- 
dernen Staates lesen. der politischen 
Form. die .,mit der Warenprodukti- 
on entstanden ist und mit ihr ver- 
schwinden wird" (I. 186). Bauer be- 
ginnt mit den italienischen Stadtre- 
publiken. der ersten Gestalt des mo- 
dernen, aber noch keineswegs 
durch und durch bürgerlichen, ge- 
schweige denn kapitalistischen Staa- 
tes. Bezeichnend für Bauer ist es. 
daß er die Übergangs- und Zwi- 
schenformen des Staates. die histo- 
risch zum bürgerlichen Staat hinfüh- 
ren, die ,.interessanten Mischbildun- 
gen" (I. 272) und ..Zwischengebil- 
de" (1, 254) wie den Ständestaat 
ausführlich analysiert und als histori- 
sche Formen von ,.Doppelherrschaft 
und Doppelverwaltung" erklärt (vgl. 
1, 255ff.). Er analysiert die verschie- 
denen Entwicklungslinien des mo- 
dernen Staates in Europa und zeigt, 
wie und warum sie im Laufe des 19. 
Jahrhunderts in die noch heute be- 
stehende Form des .,Nationalstaatsu 
und nur in wenigen Ausnahmefällen 
in die des .,Nationalitätenstaates" 
mündet (vgl. I, 229ff.). Eine Unter- 

(vg . oazu Ba~ers Skizze einer mani- 
st scnen Erkenntnislehre Das LIVelr- - ~. 
bild des Kapitalismus, 11, 887-933). 

Otto Bauer ist auch einer der er- 
sten. der die Bedeutung der Analyse 
der Ware in Marx' Kritik der Politi- 
schen Ökonomie sieht (wohlge- 
merki. 60 Jahre vor der neuen Lin- 
ken!). Indem Marx die Werte der 
Waren als Resultat besonderer sozia- 
ler Beziehungen der Menschen zu- 
einander faßt. die im Wert einen 
quantitativen, überindividuellen und 
dinglichen Ausdruck erhalten. gren- 
ze er das ,,besondere Problem der 
Sozialwissenschaft" ab und begrün- 
de die politische Ökonomie als Sozi- 
alwissenschaft (VIII, 198, 199). Der 
Begriff der Arbeit sei ,.der zentrale. 
Begriff des Marschen Systems" 
(VIII. 200). weil damit die sozialen 
Beziehungen der Menschen unter- 
einander mit den Beziehungen, in 
denen die Gattung Mensch zur Na- 
tur steht, mithin Sozial- und Natur- 
wissenschaft verknüpft werden. 
Ohne Werttheorie, die auf dem Be- 
griff der gesellschaftlichen Arbeit 
aufbaut, gibt es für Otto Bauer keine 
empirisch-analytisch brauchbare 
Ökonomie, obwohl er die Schwach- 
stellen der Marxschen Darstellung 
klar sieht (vgl. z.B. VIII, 374). 
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CROSSOVER-KONGRESS 1 
Machtwechsel für den Politikwechsel I 

Konferenz der Zeitschriften Andere Zeiten, 
Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft spw, Utopie kreativ 

am 13.  und 14.12.1997 in der Ruhr-Universität Bochum 

Projekte f ü r  eine solidarische u n d  ökologische Gesellschait 
Der Neoliberalismus in der Spielart der konservativen Parteien in Europa scheint an Grenzen zu stoßen. Die Regierungswechsel in Groß- 
britannien und Frankreich machen deutlich. daß die Bevölkerung offensichtlich nicht mehr gewillt ist, einem einfachen "weiter so" ihre 
Stimme zu geben. Und auch in Deutschland deuten Umfragen darauf hin, daß ein Regierungswechsel im kommenden September 
möglich ist. 
Aber ein Regierungswechsel bedeutet nicht schon für sich eine neue Politik. Neoliberale Prämissen haben auch Eingang gefunden in das 
Denken und Handeln sozialdemokratischer und grüner Parteien. Der dringend notwendige ökologische und soziale Umbau bedarf aber 
eines radikalen Bruchs mit der neoliberalen Spaltungspolitik. 
Im Mittelpunkt des Kongresses stehen sowohl programmatische Eckpunkte einer neuen, radikalen Reformpolitik als auch die Bedingun- 
gen für Herausbildung gesellschaftlicher Träger einer neuen Politik. 
Der Kongreß will dazu beitragen, daß dem möglichen Machtwechsel in BonnIBerlin auch ein Politikwechsel folgt. Wir brauchen einen 
solidarisch-ökologischen New Deal. 

Geplanter  Ab lau f  

Samstag 3,Wirtschaftsdemokratie - lnvestitionslenkung - 
12.30 Uhr: Eröffnung Verbraucherdemokratie 

Kurzreferate von internationalen Gästen - 4. Arbeitszeitverkürzung und doppelte 
Erfahrungen und Perspektiven linker Politik in Umverteilung 
verschiedenen europäischen Staaten 5. Bildungs- und Ausbildungsoffensive 
Ken Coates (Großbritannien), Alain Lipietz 6. Steuerreform - Umverteilung (es ist noch offen. 
(Frankreich), Luciana Castellina (Italien) ob  dieses Forum stattfindet) 

12.00 - Sonntag  
17.00 Uhr: Foren 10.00 - 

Alternativen zum Neoliberalismus - 13.00 Uhr: Podiumsrunde Perspektiven und Bedingungen eines 
Eckpunkte einer radikalreformerischen Politik solidarisch-ökologischen New Deals u.a. mit 
Auf den Foren sollen Reformprojekte für eine Margret Mönig-Raane (Vorsitzende der HBV), 
andere Politik konkretisiert werden. Barbara Unmüßig (WEED). des weiteren angefragt 
1 .Ökologische Steuerreform -ökologisches Friedhelm Hengsbach, Kurt Hübner 
Zukunftsinvestitionsprogramm 
2.öffentlich geförderte Beschäftigung - Weitere Informationen und Anmeldung bei 
Gestaltung eines neuen Sektors - Joachim Schuster, Brokstr. 58, 28203 Bremen, 
linke Mittelstandspolitik Tel.1Fax: 0421174923 

spw-Jahrestagung 1997 in Springe bei Hannover 
,,Sozialdemokratie und sozialistische Linke - zur Zukunft der SPD" 

'rCrnx-9 

20.00 Uhr: Zwischen Blair und Jospin - sozialdemokratische 
Optionen in Europa. 
Thorben Albrecht, Internationaler Sekretär der 
Jusos 

Samstag 
9.00 Uhr: Der Zeitgeist und die Linke - Intellektuelle 

Strömungen und Zentren, ihre Bedeutung für 
Bewegungen und Parteien. 
Hermann Scheer, Md0 und Mitglied des SPD- 
Parteivorstands 

14.00 Uhr: Machtwechsel = Politikwechsel? Die SPD vor dem 
Parteitag und den Wahlen. 
Andrea Nahles, Juso-Bundesvorsitzende 

16.00 Uhr: Sozialdemokratie und sozialistische Linke - Thesen 
zur Zukunft der spw. 
Vorstellung durch den spw-Arbeitsausschuß und 
Generaldebatte 

Sonn tag  
9.00 Uhr: Festlegungen zur weiteren Diskussion u m  die 

Zukunft der spw 
11 .OO Uhr: Gesellschaftsversammlung und Vereinsvenamm- 

lung mi t  Neuwahl des Arbeitsausschusses 

Wer Interesse an der Tagung hat und weitere lnformationen 
haben will. kann sich bei der Redaktion melden. 

suchung, in der die staatstragende 
Bürokratie eine Schlüsselrolle spielt. 
Daher sieht Bauer klar die zentrale 
Rolle, die dem Siaat, der vor dem 
Kapitalismus da ist. und dessen 
höchsteigenen (ökonomischen und 
politischen) Sonderinteressen bei 
der Entstehung und Durchsetzung 
des modernen (industriellen) Kapita- 
lismus zukommt. 

Bauers Unvollendete 1 - d i e  
soziale Formenlehre 
Otto Bauer sah seine Studie zur Na- 
tionalitätenfrage nur als Teil der not- 
wendigen „systematische(n) Selbst- 
besinnung über die in den Grund- 
sätzen der materialistischen Ge- 
schichtsauffassung enthaltenen Be- 
griffe und ihre Verknüpfung" (VII, 
939). Wie über sechzig Jahre später 
die intellektuelle Neue Linke war 
Bauer als Sozialwissenschaftler faszi- 
niert von der bei Marx vorgefunde- 
nen. von seinen Anhängern (von 
Kautsky ebenso wie von Lenin) aber 
in der Regel vernachlässigten Form- 
analyse: Gerade in der Marxschen 
Tradition dürfe man sich nie mit 
dem Benennen des Inhalts sozialer 
Phänomene zufrieden geben; das 
..formale Element in ihnen" sei 
ebenso wichtig. Man müsse stets 
auch die ,,eigenartigen Formen, in 
denen dieser Inhalt in Erscheinung 

tritt", analysieren und in ihren richti- 
gen, sozialen Zusammenhang stel- 
len (VII, 939). Systematisch betrie- 
ben, führe das zur ,,exakten Unter- 
scheidung der verschiedenen For- 
men der sozialen Verbände und der 
sozialen Institutionen" oder zur 
.,soziale(n) Formenlehre" (VII. 939). 
Der Zweck dieser Übung sei es. eine 
brauchbare ..Lehre von den Mittel- 
gliedern" (d.h. sozialen Gruppen 
und Institutionen) zu entwickeln. 
über die die konkreten individuellen 
und kollektiven Bewußtseinserschei- 
nungen (wie 2.0. nationale Vorurtei- 
le. Ausländerhaß) mit den jeweiligen 
Produktionsverhältnissen verknüpft 
seien Wll. 940). 

An diesem Projekt hat Bauer zeit- 
lebens festgehalten. In späteren. po- 
litischen Schriften hat er es gele- 
gentlich auf eine provozierende For- 
mel verkürzt: Die ..Qualitäten des 
subjektiven Faktors [sind] ebenso als 
Resultate objektiver Faktoren zu be- 
greifen wie die objektiven Faktoren 
als Resultate subjektiven Handelns" 
(IX, 739). oder kurz: ..Dersubjektive 
Faktor ist ein Produkt objektiver Fak- 
toren" (IV. 392). Und die sozialen 
Formen gehören ebenso zu den ob- 
jektiven, Subjektivität und Bewußt- 
sein prägenden Faktoren wie die be- 
rühmten Produktivkräfte. Den ,,ge- 
planten Grundriß einer sozialen For- 

menlehre". die Darstellung der in 
der Marxschen Geschichtsauffas- 
sung angelegten ..Lehre von den so- 
zialen Gruppen, von den Mittelglie- 
dern zwischen den Produktivkräften 
und dem lebendigen Individuum'' 
(VII, 941. 949) hat er nie beenden 
können. So wie er als junger Mann 
den ,,Fetischismus des Nationalcha- 
rakters" zu entzaubern suchte, hat 
er sich später ständig bemüht. die II- 
lusionen. Vorurteile, Vorstellungen 
politischer Freunde wie Gegner zu 
erklären, aus ihrer sozialen Bedingt- 
heit und Formbestimmtheit begreif- 
lich zu machen. In seinen zahl- 
reichen politischen Schriften. von 
der Österreichischen Revolution von .Nicht die Köpfe 
1923 (siehe I!, 489ff.) bis hin zu sei- einschlagen, die 
ner letzten Arbeit (Die illegale Partei Köpfe gewinnen!' 
posthum 1939 veröffentlicht, vgl. (Otto Bauer. Die 
IV. 347ff.). finden sich Elemente österreichische 
einer politischen Soziologie der Revolution, 1923) 
Demokratie und der Arbeiterbewe- 
gung, bis heute brauchbare und in 
vielem unübertroffene Ansätze einer 
.,politischen Formenlehre". rpw 

1 Wir bringen in diesem Heft den ersten 
Teil dieser Aitikelr. Die meite Hälfte mit 
den Literaturhinweiren werden wir in 
der nächsten Auroabe der rDw veröf- 
fentlichen. 

2 Im folgenden wird dieOtto Bauer Werk- 
auigabe. erschienen im Europa Verlag, 
Wien 1976 - 1980. ro zitiert: römisch 
Bandnummer, arabkch - Seitenzahl 
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und Pulz & Detering Buchhandlung im Willy-Brandt-Haus 
(Bundesweiter Versand) 
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